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20. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022

Beginn: 13.00 Uhr

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Einen schönen guten Tag, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die Sitzung ist eröffnet.
Bevor wir zu unserer Tagesordnung kommen, will ich 

von hier aus sehr herzlich die Präsidentin des Bundes-
tages und andere Präsidiumsmitglieder grüßen, die er-
krankt sind, sowie eine ganze Reihe von Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Parlament, die ebenfalls erkrankt 
sind. Ich wünsche allen gute Besserung.

(Beifall)
Sie werden in dieser Woche mit Petra Pau und mir – 
immer im Wechsel – vorliebnehmen müssen. Wir freuen 
uns sehr darauf, das machen zu können. Wir freuen uns 
auch, wenn Sie heute, morgen und übermorgen bei allen 
Zwischenfragen und -bemerkungen, die sie im Kopf ha-
ben, überlegen, ob Sie diese im Parlament vortragen müs-
sen. Aber das ist natürlich nur eine herzliche Bitte, damit 
wir eine straffe Sitzungsleitung hinbekommen und alles 
gut bewältigen.

Jetzt kommen wir zur Sitzung heute. Ich habe Ihnen 
eine ganze Reihe von Dingen mitzuteilen, bevor wir in 
die Tagesordnung eintreten.

Mit Wirkung zum 14. März hat die Präsidentin die 
Allgemeinverfügung zu Corona-Schutzmaßnahmen im 
Deutschen Bundestag geändert. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Haben wir gemerkt!)
Für das Plenum bedeutet das Folgendes: Für den Zutritt 
zu Plenarsitzungen gilt fortan wieder eine 3-G-Regel. Die 
3-G-Regel bedeutet, dass Zutritt zu den Plenarsitzungen 
ausschließlich diejenigen Personen erhalten, die vollstän-
dig gegen das SARS-CoV-2-Virus geimpft, von einer 
Coronaerkrankung genesen oder aktuell negativ getestet 
sind. Dieser 3-G-Status ist nach Maßgabe der Allgemein-
verfügung als Zutrittsberechtigung zum Plenarsaal sowie 
zur Ost- und Westlobby einschließlich der Abgeordneten-
lobby nachzuweisen.

Die FFP2-Maskenpflicht für die Plenarsitzung gilt wie 
zuvor. Danach ist die FFP2-Maske auch am Platz zu 
tragen. Ausnahmen sind allein für die amtierenden Prä-
sidentinnen und Präsidenten sowie für die Rednerinnen 

und Redner am Redepult und an den Saalmikrofonen 
zugelassen. Unverändert sind auch die Regelungen der 
Allgemeinverfügung über Befreiungen von der Masken-
pflicht geblieben.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die gemäß der 
Allgemeinverfügung im Plenarsaal geltende 3-G-Regel 
als Teil unserer parlamentarischen Ordnung. Wer stimmt 
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann 
sind diese Regelungen Teil unserer parlamentarischen 
Ordnung. Zugestimmt haben die Fraktionen von SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und Die Linke. 
Die AfD-Fraktion hat sich teilweise enthalten und teil-
weise dagegengestimmt.

Wir kommen jetzt zur Tagesordnung. Für die heutige 
20., die morgige 21. und die 22. Sitzung am Freitag 
konnte zwischen den Fraktionen keine Tagesordnung 
verabredet werden. Die Fraktion der AfD hat dem Vor-
schlag der anderen Fraktionen widersprochen. Die Prä-
sidentin hat daher den Bundestag mit der vorgeschlage-
nen Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung ist für die Genehmigung der Tagesord-
nung ein Plenarbeschluss erforderlich.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die noch zu be-
schließende Tagesordnung um die in der Zusatzpunkte-
liste aufgeführten Punkte zu erweitern: 
ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 

Schneider, Dr. Christina Baum, Martin Sichert, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Ende aller Corona-Maßnahmen – Heute ist 
der „Tag der Freiheit“
Drucksache 20/1018
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Reichardt, Carolin Bachmann, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD
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Alle Corona-Maßnahmen für Kinder sofort 
beenden – Das Kindeswohl bei allen Corona- 
Maßnahmen prüfen

Drucksache 20/1019
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Gesundheit

ZP 3 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Lage in der Ukraine angesichts des völker-
rechtswidrigen Angriffskriegs Russlands und 
die Auswirkungen auf Deutschland und Eu-
ropa

ZP 4 Vereinbarte Debatte

zur Einführung eines nationalen Gedenktages 
für die Opfer terroristischer Gewalt

ZP 5 Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Einsetzung einer Kommission zur Reform des 
Wahlrechts und zur Modernisierung der Par-
lamentsarbeit

Drucksache 20/1023

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Rainer Kraft, Karsten Hilse, Marc Bernhard, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Keine Abschaltung von Kernkraftwerken – 
Erst recht nicht in einer neuen Realität

Drucksache 20/1021
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz

ZP 7 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 27)

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Ein-
setzung eines Nationalen Normenkontroll-
rates

Drucksache 20/737
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Klaus Stöber, Kay Gottschalk, Albrecht 
Glaser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Zinsanpassung zur Wiederherstellung ei-
ner Steuergerechtigkeit

Drucksache 20/1027

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Reichardt, Mariana Iris Harder- 
Kühnel, Thomas Ehrhorn, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD

Keine Werbung für die Corona-Schutz-
impfung bei Kindern – Erziehungsberech-
tigte und Minderjährige über Vor- und 
Nachteile der Kinderimpfung gegen die 
Coronavirus-Krankheit-2019 umfassend 
und sachgerecht aufklären

Drucksache 20/1032
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Gesundheit

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Reichardt, Mariana Iris Harder- 
Kühnel, Thomas Ehrhorn, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD

Informationsbroschüren zur sogenannten 
Corona-Schutzimpfung für Kinder zu-
rückziehen

Drucksache 20/1033
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Gesundheit

ZP 8 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU

Lage der ukrainischen Flüchtlinge – Versor-
gung, Registrierung und Verteilung organisie-
ren, Teilhabe sicherstellen, Frauen und Kin-
der besonders schützen

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Frank Rinck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Folgen des Ukraine-Krieges bewältigen – Er-
nährungssicherheit in Deutschland sicher-
stellen

Drucksache 20/1028
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Frank Rinck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD
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Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf die 
globalen Agrarmärkte – Voraussetzungen für 
die Sicherstellung der Versorgungssicherheit 
der Bevölkerung mit Lebensmitteln schaffen

Drucksache 20/1026
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Frank Rinck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Ressourceneffizienz angesichts der Auswir-
kungen des Ukraine-Krieges erhöhen – Ver-
meidbare Lebensmittelabfälle in Deutschland 
nachhaltig reduzieren

Drucksache 20/1030
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 12 Beratung des Antrags des Bundesministeriums 
der Finanzen

Griechenland: Vorzeitige Rückzahlung eines 
Kredites des Internationalen Währungsfonds 
und vorzeitige Teilrückzahlung bilateraler 
europäischer Kredite des ersten Hilfspro-
gramms

1. Antrag auf Einholung eines zustimmenden 
Beschlusses des Deutschen Bundestages nach 
§ 3 Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungs-
mechanismusgesetzes

2. Antrag auf Einholung eines zustimmenden 
Beschlusses des Deutschen Bundestages ge-
mäß § 5 Absatz 2 Nummer 1 des ESM-Finan-
zierungsgesetzes

Drucksache 20/923

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Dr. Marc Jongen, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD

Keine weiteren Verzögerungen mehr bei der 
Errichtung des Denkmals zur Mahnung und 
Erinnerung an die Opfer der kommunis-
tischen Diktatur in Deutschland

Drucksache 20/1031

ZP 14 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ralph 
Lenkert, Sevim Dağdelen, Dr. Gesine Lötzsch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE
Wasser durch Rekommunalisierung schützen
Drucksache 20/1006
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz

ZP 15 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss)
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Verlängerung des § 126a – Besondere 
Anwendung der Geschäftsordnung aufgrund 
der allgemeinen Beeinträchtigung durch CO-
VID-19
Drucksache 20/…

ZP 16 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Gesundheit (14. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Jörg 
Schneider, Dr. Christina Baum, Martin Sichert, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Ende aller Corona-Maßnahmen – Heute ist 
der „Tag der Freiheit“
Drucksachen 20/1018, 20/…

ZP 17 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (13. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Martin Reichardt, Carolin 
Bachmann, Dr. Christina Baum, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD
Alle Corona-Maßnahmen für Kinder sofort 
beenden – Das Kindeswohl bei allen Corona- 
Maßnahmen prüfen
Drucksachen 20/1019, 20/…

ZP 18 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Susanne Ferschl, Gökay Akbulut, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE
Kostenlose und anlasslose PCR-Bürgertests 
für alle
Drucksache 20/1005
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Haushaltsausschuss

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Die Tagesordnungspunkte 5, 16 und 20 werden abge-
setzt. 

Im Anschluss an die Fragestunde findet heute auf Ver-
langen der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP eine Aktuelle Stunde statt. Das Thema lautet „Lage 
in der Ukraine angesichts des völkerrechtswidrigen An-
griffskriegs Russlands und die Auswirkungen auf 
Deutschland und Europa“.
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Morgen gibt es auf Verlangen der Fraktion der CDU/ 
CSU eine Aktuelle Stunde, die nach Tagesordnungs-
punkt 10 aufgerufen wird, mit dem Titel „Lage der ukrai-
nischen Flüchtlinge – Versorgung, Registrierung und 
Verteilung organisieren, Teilhabe sicherstellen, Frauen 
und Kinder besonders schützen“.

Damit kommen wir jetzt zur Feststellung der Tages-
ordnungen der 20., 21. und 22. Sitzung mit den genann-
ten Änderungen und Ergänzungen. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Mir war 
jetzt nicht ganz klar, wie das in der Unionsfraktion ge-
handhabt worden ist. Auf jeden Fall kann ich festhalten, 
dass die Tagesordnung so beschlossen ist. Zugestimmt 
haben die Fraktionen der Koalition und der Linken. Da-
gegen gestimmt hat die Fraktion der AfD. Bei der Frak-
tion der Union gab es sowohl Zustimmung als auch Ab-
lehnung als auch Enthaltung. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Verwirrung gab es 
da! – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Wir sind für 
die Tagesordnung! – Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU]: Zustimmung!)

– Sie sind dafür? Sie haben zugestimmt. Okay, dann 
haben nur einige ihre Hand noch oben gehalten. – Also 
gibt es eine Zustimmung der Unionsfraktion.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 1 a bis 1 c sowie 
Zusatzpunkte 1 und 2:

1 a) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Infektionsschutzgesetzes und 
anderer Vorschriften
Drucksache 20/958
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss

b) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung des Sozialdienstleister-Ein-
satzgesetzes und weiterer Regelungen
Drucksache 20/959
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

c) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Einkommensausfälle für junge Eltern 
beim Elterngeld auffangen – Coronabe-
dingte Elterngeldregelungen verlängern
Drucksache 20/1007

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Haushaltsausschuss

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Schneider, Dr. Christina Baum, Martin Sichert, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Ende aller Corona-Maßnahmen – Heute ist 
der „Tag der Freiheit“

Drucksache 20/1018
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Reichardt, Carolin Bachmann, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD

Alle Corona-Maßnahmen für Kinder sofort 
beenden – Das Kindeswohl bei allen Corona- 
Maßnahmen prüfen

Drucksache 20/1019
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Gesundheit

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe zuerst das Wort 
der Kollegin Kerstin Griese für die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten heute neben der Änderung des 
Infektionsschutzgesetzes auch die Verlängerung der Gel-
tungsdauer des Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes und 
weiterer Regelungen. Hinter diesem langen Namen ver-
birgt sich ein sehr sinnvolles Instrument, mit dem es uns 
gelungen ist, die soziale Infrastruktur während der Coro-
napandemie arbeitsfähig zu halten. Weil die Pandemie 
noch nicht vorbei ist und weil wir nicht nur jetzt, sondern 
auch nach der Pandemie gute, wirksame und bürgernahe 
Angebote brauchen, verlängern wir diesen Schutzschirm.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Viele soziale Dienstleister und Einrichtungen konnten 
ihre wichtige Arbeit während der Pandemie nicht so und 
nicht dort leisten, wie und wo sie es gewohnt waren. 
Davon betroffen ist das gesamte Spektrum der sozialen 
Arbeit, zum Beispiel die Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen, die Versorgungs- und Rehabilitations-
einrichtungen, die Einrichtungen der Arbeitsförderung 
und die Anbieter von Sprachkursen. Besonders betroffen 
sind aber die Wohlfahrtsverbände; denn sie dürfen als 
gemeinnützige Träger – anders als kommerzielle Anbie-
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ter – kaum Risikorücklagen bilden und können oftmals 
keine Kredite aufnehmen. Wir sichern mit diesem Sozial-
dienstleister-Einsatzgesetz ihre wichtige Arbeit und 
sorgen dafür, dass ihre Angebote, auf die unsere Gesell-
schaft angewiesen ist, auch in Zukunft bestehen. Ohne 
die Gesetzesänderung, die wir heute einbringen, würde 
dieser Schutzschirm am Samstag nicht mehr existieren.

Angesichts der hohen Infektionszahlen ist es wahr-
scheinlich, dass es weiterhin Maßnahmen nach dem In-
fektionsschutzgesetz geben wird, die die Angebote der 
sozialen Dienstleister beeinträchtigen könnten. Dazu zäh-
len ganz besonders Abstandsgebote und Hygienekon-
zepte in Einrichtungen. Genau für diesen Fall ist es er-
forderlich, dass die soziale Infrastruktur weiterhin 
gesichert wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sollten keine Maßnahmen nach dem Infektionsschutz-
gesetz erlassen werden, würde die Verlängerung der Gel-
tungsdauer dieses Gesetzes nicht greifen.

Ich will zweimal Dank sagen: Zuerst sage ich ein gro-
ßes Dankeschön an alle, die in der Pandemie die Arbeit 
am Laufen gehalten haben, die die Menschen zum Bei-
spiel statt in einer Einrichtung oder einer Schule zu Hause 
betreut haben, die sich um Kinder, um Jugendliche, um 
ältere Menschen gekümmert haben, die Sprachkurse für 
Geflüchtete auf digitale Angebote umgestellt haben und 
die neue Wege der Arbeitsmarktqualifizierung und der 
Bildungsarbeit gefunden haben. Das war auch ein Digi-
talisierungsschub für die soziale Arbeit.

Ein Dankeschön geht auch an die Koalitionsfraktio-
nen, die in einem zügigen Gesetzesverfahren in dieser 
Woche parallel zum Infektionsschutzgesetz diesen Ge-
setzentwurf einbringen und noch einige weitere wichtige 
Regelungen mit einbeziehen, die unser Gesundheitssys-
tem und den betrieblichen Infektionsschutz sichern. Im 
Gesundheitsbereich führen wir die Regelung zu Kinder-
krankentagen und zum Entschädigungsanspruch bei pan-
demiebedingtem Kinderbetreuungsausfall fort und si-
chern die Vorsorge- und Reha-Einrichtungen ab.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, alle diese Maßnah-
men gelten nach unserem Vorschlag bis zum 23. Septem-
ber. Ich hoffe sehr, dass wir dann einen Schritt weiter sind 
mit der Bekämpfung der Pandemie und dem Impfen; 
denn das Impfen ist der einzige Weg raus aus dieser 
Pandemie.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir verlängern auch die Geltungsdauer einiger Basis-
regelungen des betrieblichen Infektionsschutzes: Die 
AHA+L-Regeln sollen weiter angewendet werden. Tests 
können weiter angeboten werden, und Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern soll ermöglicht werden, sich 
impfen zu lassen. Ich möchte betonen, dass es gerade 
die Maßnahmen des betrieblichen Infektionsschutzes wa-
ren, die die Ausbreitung des Coronavirus in den Betrie-
ben eingedämmt und dafür gesorgt haben, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu schützen und unsere 
Wirtschaft aufrechtzuerhalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Betriebe müssen weiter Gefährdungsbeurteilungen ma-
chen und Hygienekonzepte erstellen. Viele Arbeitgeber 
werden sich aber auch an dem orientieren, was bisher 
Pflicht war, und weiter Tests und Homeoffice anbieten, 
zum Schutz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die 
Erfahrung „mehr Arbeitsschutz auch durch mehr Home-
office“ ist eine der positiven Erfahrungen aus der Pande-
mie.

Noch ein Dankeschön an die Gesundheitspolitikerin-
nen und -politiker, die an das Infektionsschutzgesetz 
noch wichtige Regeln anhängen, die auch in Zukunft 
dafür sorgen, dass mit der Kurzarbeit der Arbeitsmarkt 
in unserem Land und auch die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gut durch diese Zeit kommen. Denn unser 
aller Ziel ist es, Jobs zu erhalten und damit Familienein-
kommen zu sichern. Wir kümmern uns damit auch da-
rum, den Arbeitsmarkt gegen die wirtschaftlichen Folgen 
des Ukrainekrieges abzusichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, in Krisenzeiten zeigt sich ganz besonders, dass 
soziale Sicherheit, die Sicherheit, einen Arbeitsplatz zu 
haben, sich auf Betreuungsangebote verlassen zu können, 
so existenziell wichtig ist. Mit den Gesetzen, die wir 
heute einbringen und beraten, ermöglichen wir mehr so-
ziale Sicherheit in schwierigen Zeiten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zur Geschäftsordnung erteile ich dem Kollegen Frei 

von der Union das Wort.
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jetzt schon? – Zuruf des Abg. Falko Mohrs 
[SPD] – Gegenruf von der CDU/CSU: Hört 
doch erst mal zu! Dann werdet ihr schlauer!)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir diskutieren jetzt die eingebrachte Novellierung des 
Infektionsschutzgesetzes. Auch wenn es ein Fraktions-
antrag ist, wundert es uns schon sehr, dass der Minister 
des federführenden Ministeriums, Karl Lauterbach, bei 
der Einbringung nicht hier ist. Deswegen fordern wir 
die Herbeizitierung des Ministers nach § 42 der Ge-
schäftsordnung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Gut. – Gibt es dazu eine Wortmeldung, Frau Mast?

(Katja Mast [SPD]: Ja!)
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– Bitte schön.
(Stephan Pilsinger [CDU/CSU]: Der ist bei 
Lanz! – Friedrich Merz [CDU/CSU]: Der ist 
wahrscheinlich in einer Talkshow, ja!)

Katja Mast (SPD):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist natür-

lich völlig berechtigt, zu sagen, dass der Gesundheits-
minister anwesend sein soll. Das will ich zuerst einmal 
unterstreichen.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Wo ist er?)
Ich will aber sagen, dass parallel eine Kabinettsklausur 
stattfindet und sich der Gesundheitsminister bereits auf 
dem Weg hierher befindet.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Friedrich Merz 
[CDU/CSU]: Dann warten wir so lange, bis 
er da ist! – Stephan Pilsinger [CDU/CSU]: 
Dann warten wir so lange!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Trotz dieser positiven Nachricht wollen Sie abstimmen 

lassen. Habe ich das so richtig verstanden, Herr Frei?
(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Warum ist der 
Justizminister denn da? – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Das ist doch lächerlich! – Weiterer Zu-
ruf von der CDU/CSU: Der schwänzt!)

– Wir bleiben ganz ruhig, heiter und gelassen und stim-
men ab.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir können unterbrechen!)

– Nein, wir stimmen ab. Wir wollen nicht unterbrechen; 
denn dann ginge hier alles noch viel länger. Das wollen 
wir heute nicht gewährleisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir stimmen jetzt ab. Deswegen frage ich: Wer ist für 
die Herbeizitierung des Gesundheitsministers?

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist die Mehr-
heit! – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Ja, das ist die Mehrheit! – Zuruf von der 
AfD: Eindeutig!)

Wer ist dagegen?
(Zuruf von der CDU/CSU: Die Minderheit! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, das ist 
nicht die Mehrheit!)

Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall.
(Sepp Müller [CDU/CSU]: Uneinheitliches 

Abstimmungsverhalten!)
Wir sind uns einig, dass eine Mehrheit der Kolleginnen 
und Kollegen der Herbeizitierung nicht zugestimmt hat, 
und freuen uns gleichwohl darauf, dass der Gesundheits-
minister bald anwesend sein wird.

Ich gebe das Wort dem Kollegen Dr. Hendrik 
Hoppenstedt für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit 262 000 Neuinfektionen und einer Sieben- 
Tage-Inzidenz von über 1 600 haben wir heute einen der 
Tage mit der höchsten Verbreitung des Virus seit Aus-
bruch der Pandemie, Tendenz übrigens steigend. Wir 
müssen allein heute den Tod von 269 Menschen betrau-
ern, die binnen 24 Stunden an und mit Corona verstorben 
sind. Ihre Antwort auf diese schlimme Lage ist der vor-
liegende Gesetzentwurf, und er lässt einen einigermaßen 
fassungslos zurück.

Noch in der MPK vom 16. Februar wurde beschlossen, 
dass niedrigschwellige Basisschutzmaßnahmen möglich 
sein sollen, zum Beispiel Maskenpflicht in geschlossenen 
Räumen, Abstandsgebote, allgemeine Hygienevorgaben 
und Ähnliches, insbesondere auch in Schulen und in Ki-
tas. Im Gesetzentwurf ist davon aber keine Rede mehr. 
Nur noch in Krankenhäusern und ähnlichen Einrichtun-
gen sowie im Luft- und öffentlichen Personenverkehr 
kann die Maskenpflicht angeordnet werden. In aus-
gewählten Einrichtungen kann eine Testpflicht gelten. 
Das war es dann aber auch schon. Es wird immer argu-
mentiert, dass die Hotspotregelung der große Heilsbrin-
ger sei. Das ist sie aber nicht, und zwar aus zwei Gründen:

Erstens. Für echte Basisschutzmaßnahmen wie die 
Pflicht zum Maskentragen ist eine drohende Überbelas-
tung der lokalen Krankenhäuser zwingende Vorausset-
zung. Das ist eine sehr hohe Hürde und derzeit nirgends 
erreichbar. Ihre Hoffnung, ganz Deutschland in ein Hot-
spotgebiet umzuwandeln – nicht die Hoffnung der FDP, 
aber der anderen Ampelkoalitionäre –, ist also falsch.

Zweitens. Die Entscheidungen über Hotspots treffen 
die Landesparlamente. Das widerspricht schon dem 
Grundsatz der Gewaltenteilung, weil das klassische exe-
kutive Entscheidungen sind. Wie soll denn ein Landtag 
jede einzelne Gemeinde und jedes einzelne Krankenhaus 
vor Ort im Blick haben? Es müssten dann eigentlich fast 
täglich Landtagssitzungen stattfinden, um adäquat auf 
das Infektionsgeschehen reagieren zu können.

(Abg. Martin Sichert [AfD] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage)

Fazit: Wenn dieser Text so bleibt, wird die Hotspot-
regelung allen gegenteiligen Beteuerungen zum Trotz 
keine große Relevanz entfalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Damit existieren praktisch keine Basisschutzmaßnahmen 
mehr, und der von der FDP propagierte Freedom Day ist 
dann tatsächlich Realität geworden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Hoppenstedt, es gäbe eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion. Möchten Sie die Frage zulassen?

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Nein, ungern von der AfD-Fraktion. Tut mir leid.
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Einmal mehr hat die FDP die beiden Koalitionspartner 
in Geiselhaft genommen. Zustimmung dazu gibt es ver-
mutlich in der AfD-Fraktion; wir wissen es noch nicht 
genau.

Meine Damen und Herren, es geht hier nicht um ir-
gendwelche politischen Fehler, die wir alle mal gemacht 
haben und die schlimmstenfalls Steuergeld kosten. Es 
geht hier Tag für Tag um circa 300 Menschen, die am 
Virus sterben. Wir als Union können und wollen uns 
damit nicht abfinden. Auch wenn das Grundrecht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit nicht absolut gilt, 
so hat es in unserer Rechtsordnung einen überragend 
hohen Stellenwert. Maskentragen, Abstandsgebot und 
Hygienemaßnahmen sollten eine Selbstverständlichkeit 
sein angesichts des Leides, welches das Virus über unsere 
Gesellschaft gebracht hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD und den 
Grünen, Sie fühlen sich erkennbar unwohl mit diesem 
Gesetzentwurf. Ihre kurzfristig eingereichten Änderungs-
anträge helfen aber nicht wirklich weiter. Die Verbes-
serungen sind marginal. So ist die Ermächtigungsgrund-
lage für die Länder, eine Maskenpflicht in Schulen 
anzuordnen, nach wie vor nicht enthalten.

Ich zitiere dazu Herrn Lauterbach; wäre ja schön, wenn 
er da wäre.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Er ist da!)
– Er ist da. Wunderbar!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das Zitat:

Von daher appelliere ich wirklich an alle Länder, 
dass man hier vorgibt, dass in den Schulen Masken 
getragen werden, weil tatsächlich ist die Maske bei 
der Omikron-Variante sehr effizient und würde ge-
rade in den Schulen eine große Sicherheit bieten.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gucken Sie nach NRW! Schwarz- 
Gelb!)

Ein Mangel an Erkenntnis herrscht daher nicht. Es 
fehlt schlichtweg das politische Gewicht, sich gegen 
Herrn Buschmann durchzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Dieser Gesetzentwurf zeigt übrigens auch angesichts 
des gewählten Verfahrens, das eine einzige Unverschämt-
heit gegenüber den Ländern, aber auch der Opposition ist, 
die ganze Zerrissenheit der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Dürr 
[FDP]: Ganz Europa macht es so wie Deutsch-
land!)

Für eine solch desaströse Coronapolitik kann die 
Union kein Steigbügelhalter sein.

(Abg. Manuel Höferlin [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Wir als Union lehnen diesen Gesetzentwurf rundherum 
ab.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich habe gesehen, dass es den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage gab. Ich frage eigentlich auch jedes Mal, ob 
die Zwischenfrage zugelassen wird – bei Kurzinterven-
tionen bin ich rigider –; aber Ihre Meldung erfolgte nach 
dem Ende der Redezeit, was Sie nicht wissen konnten. 
Insofern habe ich nicht nachgefragt.

Ich gebe jetzt das Wort der Kollegin Maria Klein- 
Schmeink für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen hier im Hause! Wir haben heute ange-
sichts der Situation, dass es Höchstwerte bei den Inziden-
zen, Höchstwerte bei den Infektionszahlen, Höchstwerte 
bei der Zahl der Verstorbenen pro Tag gibt, eine schwie-
rige Abwägung zu vollziehen. Das sei vorweggesagt.

Vorweg sei auch gesagt, dass heute keinesfalls der Tag 
sein kann, an dem wir den „Tag der Freiheit“ ausrufen, 
wie das die AfD in ihrem Antrag fordert. Ich finde, an-
gesichts der Zahlen, die wir hier haben, und angesichts 
dessen, was im Namen der Freiheit und zur Sicherung der 
Freiheit in der Ukraine gerade passieren muss,

(Zuruf von der AfD: Was hat das damit zu 
tun?)

angesichts der Tatsache, wie sich die Menschen dort weh-
ren, wie sie für die Demokratie einstehen, ist das zynisch, 
was Sie hier machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Mit dem 19. März laufen Vorsichtsmaßnahmen, 
Schutzmaßnahmen gemäß §§ 28a und 28b Infektions-
schutzgesetz aus, die wir hier gemeinsam aus den Reihen 
des Bundestages im November aufgestellt haben, mit 
Beteiligung der FDP, mit Beteiligung der SPD, mit Betei-
ligung von uns Grünen. Das sind im Übrigen sehr schlaue 
Regelungen, die uns gut durch die Zeit geholfen haben. 
Sie haben dazu geführt, dass wir selbst die Deltavariante, 
deren Auswirkungen wir nicht kannten, gut bewältigen 
konnten,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Wir haben eine Ver-
vierfachung der Zahlen!)

bei aller Belastung – das müssen wir an dieser Stelle 
deutlich sagen – für die Krankenhäuser und diejenigen, 
die dort gearbeitet haben und arbeiten, wofür wir dankbar 
sind.

Jetzt gibt es eine neue Situation, eine neue Variante, 
und deshalb müssen wir natürlich neu abwägen.
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Klein-Schmeink, es gibt den Wunsch nach einer 

Zwischenfrage aus der AfD-Fraktion. Möchten Sie sie 
zulassen?

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Nein, das lehne ich grundsätzlich ab.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)
Wir müssen abwägen. Wir müssen eine gute Abwä-

gung vornehmen zwischen dem Schutz und den Folgen 
von Freiheitseinschränkungen. Ich kann Ihnen sagen: Wir 
haben lange ringen müssen. Der nun vorliegende Kom-
promiss von Minister Buschmann und Minister 
Lauterbach stellt uns Grüne nicht zufrieden, aber er ent-
spricht dem, was unter demokratischen Bedingungen in 
der Ampel miteinander verabredet werden konnte.

Wir werden eine allgemeine Verpflichtung zum Tragen 
einer Maske im Fernverkehr und im Luftverkehr haben. 
Wir werden allgemeine Schutzmaßnahmen in Einrichtun-
gen für vulnerable Menschen haben. Wir werden dort 
sowohl eine Maskenpflicht als auch eine Testpflicht ha-
ben und zusätzlich eine Testpflicht in Kita und Schule 
und in den verschiedenen Einrichtungen zur Unterbrin-
gung von Asylbewerbern. Das ist wichtig, das war uns 
wichtig. Deshalb war es nie eine Alternative, keine Re-
gelung zu haben, wie sich das die FDP hätte vorstellen 
können.

(Manuel Höferlin [FDP]: Nein, das stimmt 
doch gar nicht! – Gegenruf der Abg. Dagmar 
Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Aber natürlich 
stimmt das!)

Natürlich ist es sehr schwer, dazu zu stehen, aber wir 
sehen gleichzeitig: Die Basismaßnahmen sind vorhan-
den, und sie sind auch weiterhin anwendbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Zugleich müssen wir feststellen – das ist absehbar; das 
wurde heute im Ausschuss noch einmal deutlich –: Wir 
werden noch einen weiteren Anstieg der Zahlen sehen. 
Wir werden vielleicht noch einmal nachsteuern müssen; 
das sage ich ganz gezielt in Richtung der Kolleginnen und 
Kollegen der FDP. Aber es gibt nicht die Alternative, 
keine Regelung zu haben. Vielmehr brauchen wir diese 
Basismaßnahmen. Von daher plädieren wir dafür, im Ver-
fahren entsprechend fortzufahren.

Wir werden gleich im Ausschuss sehen, dass es einige 
Verbesserungen gegenüber dem Entwurf gibt. Wir wer-
den sehen, dass es Verbesserungen bei den Einrichtungen 
gibt, wo vulnerable Menschen behandelt oder betreut 
werden.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
doch fast nichts!)

Wir werden eine Verbesserung bei den Maßnahmen rund 
um das Hygienekonzept sehen. Das waren für uns wich-
tige Verbesserungen. Es kann sein, dass wir feststellen 
müssen: Das reicht nicht. Es kann auch sein, dass wir 

feststellen müssen, dass der gesamte Katalog dessen, 
was wir hier gemeinsam im November erarbeitet hatten, 
eigentlich der tragfähigere gewesen wäre und wir noch 
einmal nachsteuern müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

In diesem Sinne tun wir das dann auch.
Ich freue mich darüber, dass wir die Regelungen zum 

Kinderkrankengeld, zum Elterngeld und zum Kurzarbei-
tergeld fortsetzen. Das sind wichtige weitere Regelungen, 
die wir gemeinsam verabredet haben, um die Folgen der 
Pandemie für die Bevölkerung möglichst gut abzufedern, 
damit wir gut in den Herbst kommen. Aber, wie gesagt, es 
kann sein, dass wir nachsteuern müssen.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

In diesem Sinne bitte ich um konstruktive Beratungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die AfD-Fraktion spricht Kay-Uwe Ziegler.

(Beifall bei der AfD)

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute, am 16. März, vor genau zwei 
Jahren ist der erste Corona-Lockdown von der Bundes-
regierung beschlossen worden. Kurz danach wurden 
große Teile Deutschlands in den ersten Stillstand ge-
schickt. Der einzige Grund für alle Maßnahmen und Ein-
schränkungen war immer die Vermeidung der systemi-
schen Überlastung unseres Gesundheitswesens. Diese 
Gefahr bestand jedoch zu keinem Zeitpunkt, und das 
werden die nachfolgenden Zahlen verdeutlichen.

Nach Auswertung der Daten des Instituts für das Ent-
geltsystem im Krankenhaus, InEK, gab es in deutschen 
Krankenhäusern im Jahr 2019 19,2 Millionen abgerech-
nete Fälle, im Jahr 2020 nur noch 16,7 Millionen abge-
rechnete Fälle und im letzten Jahr, 2021, noch 16,6 Mil-
lionen Fälle, die abgerechnet worden sind. Unser 
Gesundheitssystem hatte also in jedem der beiden Coro-
najahre 2,5 Millionen Fälle weniger als im Jahr 2019 
ohne Corona. Insofern haben wir sogar eine deutliche 
Unterauslastung unserer Kapazitäten zu verzeichnen. 
Wenn also das Hauptargument für alle Maßnahmen die 
drohende Überlastung unserer Krankenhäuser war, dann 
muss der Nachweis einer Unterauslastung zum sofortigen 
Ende aller Maßnahmen führen.

(Beifall bei der AfD)

Um eines nicht zu vergessen: Wir haben bis heute noch 
immer keine validen Daten hinsichtlich der Wirksamkeit 
der Coronamaßnahmen. In der öffentlichen Anhörung 
des Gesundheitsausschusses vom 14. März zur Änderung 
des Infektionsschutzgesetzes sagte der Sachverständige 
Professor Dr. Hendrik Streeck – ich zitiere mit Einver-
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ständnis der Präsidentin –: Einen klaren wissenschaftli-
chen Beweis für die Wirkung von 2-G- oder 3-G-Regeln, 
Lockdowns und Ausgangssperren gibt es bisher nicht.

(Beifall bei der AfD)

Des Weiteren konnten weder die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft noch der Sprecher des DIVI-Intensivregis-
ters bei der Anhörung am Montag die Frage beantworten, 
wie hoch der Anteil der Patienten ist, welche wegen oder 
nur mit Corona auf der Station liegen. Auf der Basis 
solcher Daten neue Gesetze zu beschließen, die dann 
den Ländern die Möglichkeit bieten, wieder grundrechts-
einschränkende Maßnahmen zu verhängen, lehnt unsere 
Fraktion ab.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich zitiere mit Er-
laubnis der Präsidentin:

Es gibt ein absolutes Ende aller Maßnahmen, und 
alle Maßnahmen enden spätestens mit dem Früh-
lingsbeginn am 20. März 2022.

Das sind die Worte unseres Justizministers Marco 
Buschmann von Ende Oktober 2021 zum Ergebnis der 
Koalitionsverhandlungen. Dass sich SPD und Grüne da-
ran nicht erinnern können oder wollen, wundert mich 
jetzt nicht wirklich. Aber die FDP? Man kann nur hoffen, 
dass Ihre Wähler ein besseres Gedächtnis haben und die 
nächste Bundestagswahl nutzen, um Sie zurück ins 
Jahr 2013 zu schicken.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Bürger in 
unserem Land haben die Nase voll – voll von der seit 
zwei Jahren andauernden Gängelei dieses Nanny-Staates. 
Deswegen sage ich: Vertrauen Sie unseren Bürgern! He-
ben Sie alle Beschränkungen auf, und lassen Sie die Men-
schen in Deutschland wieder selbstbestimmt und eigen-
verantwortlich leben! Ich fordere Sie auf: Nehmen wir 
unseren Justizminister beim Wort, und lassen Sie uns 
alle Coronamaßnahmen zum Frühlingsbeginn am 
20. März beenden! Haben Sie den Mut zur Freiheit, und 
machen Sie mit uns diesen Tag zum Tag der Freiheit für 
Deutschland!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt zu uns die Kollegin 

Christine Aschenberg-Dugnus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Selbstverständlich ist Corona noch nicht vor-
bei, und leider wird uns das Virus noch weiter erhalten 
bleiben. Aber gerade deswegen müssen wir doch lernen, 
im Alltag mit diesem Virus zu leben.

Jetzt das Positive: Wir sind nicht in derselben Position 
wie vor zwei Jahren. Wir haben wirksame Impfstoffe, 
meine Damen und Herren, auch gegen Omikron. Deswe-
gen fordere ich immer: Lassen Sie sich impfen, und las-
sen Sie sich boostern!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir haben antivirale Medikamente, die schwere Verläufe 
verhindern; auch das ist anders als vor zwei Jahren. Und 
wir wissen mehr über das Virus als noch vor zwei Jahren. 
Die jetzige Omikron-Subvariante BA.2 scheint sich ge-
rade als vorherrschende Virusvariante durchzusetzen. Sie 
hat eine noch höhere Übertragbarkeit als die Variante 
BA.1; deswegen auch die hohen Infektionszahlen. Aber – 
das ist uns ganz wichtig – beide Virusvarianten verursa-
chen häufig milde Verläufe. Wir alle kennen doch aus 
unserem Bekanntenkreis die Fälle: Doppelt Geimpfte ha-
ben das Virus, sie wussten es gar nicht, sie haben es durch 
Zufall erfahren und haben milde Verläufe.

Die Infektionszahlen sind zwar hoch, aber die Zahl der 
Fälle, die einen Krankenhausaufenthalt oder eine inten-
sivmedizinische Behandlung erfordern, hat sich von die-
sen hohen Infektionszahlen weitgehend entkoppelt. Zum 
Beweis dafür einmal ein Vergleich: Genau heute vor ei-
nem Jahr hatten wir eine Inzidenz von 84 – man vergisst 
das immer – und eine Hospitalisierungsrate von 6,1. Die 
Zahlen von heute: Wir haben eine Inzidenz von 1 607 bei 
einer Hospitalisierungsrate von 7,4. Daran sehen Sie 
doch, dass wir dieses Virus anders beurteilen müssen.

(Beifall bei der FDP)

Das zeigt, dass sich das Virus während der Pandemie 
verändert hat. Deswegen müssen wir bei Omikron auch 
andere Schlüsse und andere Maßnahmen zulassen, meine 
Damen und Herren.

Um noch einmal auf die Todeszahlen zu sprechen zu 
kommen – ich habe mir den letzten RKI-Lagebericht vom 
10. März vorgenommen –: Aktuell steigt die Zahl der 
Covid-Todesfälle leicht an; sie liegt aber weiterhin deut-
lich unter dem Niveau aller vorhergegangenen Wellen. 
Auch das müssen wir bei der Beurteilung berücksichti-
gen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Führen wir uns bitte noch einmal vor Augen, was das 
Ziel aller Maßnahmen in Vergangenheit und Zukunft war 
und ist. Ziel war und ist, die Überlastung unseres Gesund-
heitssystems zu verhindern und vor allem – das ist ganz 
wichtig – die vulnerablen Gruppen zu schützen. Genau 
das machen wir jetzt mit der Änderung des Infektions-
schutzgesetzes, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Einschränkungen sind nur dort vorgesehen, wo sie 
auch wirklich notwendig sind, nämlich in Alten- und 
Pflegeeinrichtungen, in Krankenhäusern und – ganz 
wichtig – in Einrichtungen für Menschen mit Behin-
derungen und im öffentlichen Personennahverkehr. Die 
allgemeine Maskenpflicht und weitere Einschränkungen 
fallen außerhalb dieser vulnerablen Gruppen weitgehend 
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weg. Da setzen wir nach zwei Jahren Pandemie endlich 
wieder auf die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und 
Bürger, meine Damen und Herren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Aschenberg-Dugnus, es gäbe eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Die Linke. Möchten Sie die zulassen?

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Woher?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Aus der Fraktion Die Linke.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Ja, bitte.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte schön.

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Vielen Dank für Ihren Vortrag. – Eine einfache Frage: 

Können vulnerable Gruppen in Zukunft einkaufen gehen 
oder nicht? Haben Sie bei der Entscheidung über die 
Maskenpflicht auch die Gegenden im Blick gehabt, in 
die auch vulnerable Gruppen kommen dürfen, können 
und sollen?

(Christian Dürr [FDP]: Natürlich dürfen die 
Masken tragen!)

Ich frage, ob Sie das berücksichtigt haben oder ob sie 
nicht mehr einkaufen gehen dürfen.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Herr Kollege – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Stopp! Es gibt noch eine Zwischenfrage aus der Uni-

onsfraktion. Die würde ich noch mitnehmen, dann kön-
nen Sie beide zusammen beantworten.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Eigentlich würde ich gerne direkt antworten; aber 

wenn Sie das so entscheiden, dann machen wir das so.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Besondere Zeiten erfordern besondere Maßnahmen.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Auch vielen Dank, 

liebe Frau Aschenberg-Dugnus, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen. – Ich bin Ihrer Rede gefolgt. Ich fand das, 
was Sie gesagt haben, teilweise auch sehr gut. Mich 
würde nur interessieren, ob das die Meinung der Bundes-
regierung ist.

(Christian Dürr [FDP]: Das Kabinett hat das 
beschlossen!)

Bei der Frage des Infektionsschutzgesetzes haben wir ja 
einen Dissens: Der Bundesgesundheitsminister kennt of-
fensichtlich sein eigenes Gesetz nicht; denn er hat sich bei 
der Frage nach der Hotspotregelung so eingelassen, dass 
Hotspots auch ganze Bundesländer umfassen könnten, 
wenn die Zahlen steigen, wobei nicht genau geklärt ist, 
wie da die Inzidenzwerte zu verstehen sind. Der Bundes-
justizminister und sein Ministerium aber sagen: Nein, das 
sind nur explizit ganz kleine, lokale Bereiche. – Deshalb 
würde mich interessieren: Ist die Auffassung, die Sie jetzt 
geäußert haben, die Auffassung der Bundesregierung, 
oder ist das eher die Meinung des Bundesjustizministers 
oder der FDP?

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Ich antworte zunächst dem Kollegen von den Linken: 

Selbstverständlich sind Masken wichtig zum Schutz. Wir 
wollen die Masken auch nicht verbieten. Das behaupten 
zwar einige,

(Beifall bei der FDP)

aber wir sind für die Maskenpflicht. Und wir sind für die 
Eigenverantwortung. Jeder, der vulnerabel ist, kann eine 
Maske aufsetzen. Ich zum Beispiel bin 62 Jahre alt. Ich 
werde auch ohne Maskenpflicht in bestimmten Bereichen 
und in bestimmten Situationen meine Maske aufsetzen,

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Kordula 
Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und zwar eine FFP2-Maske, weil die nämlich besonders 
schützt. Insofern schützen wir mit diesem Gesetzentwurf, 
mit dieser Änderung des Infektionsschutzgesetzes beson-
ders die vulnerablen Gruppen. Aber alle anderen Berei-
che stellen wir in die Eigenverantwortung der Bürgerin-
nen und Bürger. Das ist das, was uns weiterbringt. Wir 
müssen doch die nächsten Jahre mit diesem verdammten 
Virus leben. Da müssen wir auch den Umgang damit 
lernen, und da ist Eigenverantwortung ganz besonders 
wichtig.

Also bitte, tun Sie nicht so, als wenn wir da irgend-
etwas verbieten wollten, sondern werben Sie dafür, in 
bestimmten Situationen die Maske zu tragen. Das wäre 
der richtige Ansatz. Das wäre besser, als hier so etwas zu 
erzählen.

(Beifall bei der FDP)

So, jetzt komme ich zu meinem Kollegen Tino Sorge: 
Ich war noch gar nicht bei den Hotspots. Deswegen weiß 
ich gar nicht, wie Sie darauf kommen. Wahrscheinlich 
hatten Sie sich die Frage aufgeschrieben,

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und das passte jetzt gerade so.
Ich werde zu den Hotspots noch kommen, lieber Tino 

Sorge. Ich muss sagen: Lesen Sie sich den Gesetzestext – 
wir hatten ihn heute im Ausschuss, und jetzt beraten wir 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                 1398 

Christine Aschenberg-Dugnus 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



ihn auch hier – in Ruhe durch. Es ist klar, unter welchen 
Voraussetzungen die entsprechenden Maßnahmen getrof-
fen werden müssen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche Maßnah-
men?)

Insofern sehe ich überhaupt kein Problem. Wir sind 
uns da in der Koalition sehr einig. Insofern ist für uns 
klar, wie das auszulegen ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Worü-
ber Sind Sie denn einig? Wer ist denn „uns“?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Aschenberg-Dugnus, eine Zwischenfrage?

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Nein, Entschuldigung, jetzt möchte ich gerne mit mei-

ner Rede weitermachen.
Besonders wichtig ist uns auch, dass die Maskenpflicht 

in Schulen und Kitas wegfällt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Die Kinderpsychiatrien sind überfüllt, und alle Kinder-
ärzte schlagen Alarm, was wir hier mit unseren Kindern 
machen. Sie begrüßen die Abschaffung der Masken-
pflicht in Schulen und Kitas, und das ist auch richtig so. 
Gestik und Mimik sind für einen jungen Menschen ganz 
wichtig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Deswegen sagen wir: Die soziale Kompetenz hängt auch 
daran, ob man in der Schule oder in der Kita eine Maske 
tragen muss oder nicht.

Ich wundere mich doch sehr über die CDU, die das 
jetzt gerade kritisiert hat. Ich kann mich daran erinnern, 
dass Angela Merkel einmal gesagt hat, Kinder sollten die 
Ersten sein, die von der Abschaffung der Maßnahmen 
profitieren.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)

Davon höre und sehe ich jetzt überhaupt nichts mehr bei 
Ihnen – komisch eigentlich.

(Beifall bei der FDP)

So, und jetzt zu den Hotspots.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich frage jetzt noch ein letztes Mal: Wollen Sie noch 

eine Zwischenfrage aus der Unionsfraktion zulassen?

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Nein, ich würde jetzt gerne weitermachen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dann brauchen sie sich in dieser Rede nicht mehr zu 

melden?

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Nein. – So, wir haben die Hotspotregelung. Dieser 

Mechanismus ist sachgerecht und sinnvoll. Was nicht 
sinnvoll und nicht zu rechtfertigen ist, ist, dass aufgrund 
möglicher Zukunftsvarianten, dass aufgrund einer Hätte-/ 
Könnte-Argumentation Einschränkungen aufrechterhal-
ten werden. Das machen auch unsere europäischen Nach-
barländer nicht. Finnland, Schweden, Dänemark, Norwe-
gen, alle haben sie keine Maskenpflicht mehr. Sie 
vertrauen der Eigenverantwortung der Bevölkerung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin?

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Österreich, Großbritannien: keine Maskenpflicht. 

Schweiz: keine Maskenpflicht. Niederlande: Inzi-
denz 2 650, keine Maskenpflicht.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, die Redezeit ist jetzt zu Ende.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Oh, ich bin gerade so dabei.
Ich finde, wir haben hier einen guten Gesetzentwurf 

zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vorgelegt. 
Ich freue mich auf die weiteren Beratungen, hätte noch 
viel zu sagen gehabt;

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Zum Beispiel zu 
den Hotspots! Sie haben gar nichts zu den Hot-
spots gesagt!

das mache ich beim nächsten Mal.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der nächste Redebeitrag kommt von Ates Gürpinar 

aus der Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich weiß nicht, was mich mehr verwundern 
soll: die Verspätung von Herrn Lauterbach, die Umge-
hung des eigentlichen Themas von Frau Griese, indem 
sie den Gesetzentwurf dahin gehend begutachtet, welche 
Maßnahmen verlängert werden, oder gerade der Redebei-
trag von der FDP.

Wir haben die höchsten Inzidenzen seit Pandemie-
beginn. Hunderte Menschen sterben täglich, Hunderttau-
sende haben mit Long Covid zu kämpfen, Operationen 
werden immer noch verschoben – heute gab es dazu eine 
Meldung aus Bayern –, und wir wissen nicht, was eine 
nächste Virusvariante bringt. Als Reaktion gibt die Re-
gierung nun nahezu alle Regelungen ab, die die Inziden-
zen beherrschbar machen können. Und Sie, Herr 
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Lauterbach, verteidigen das die Tage noch als Ihre Idee, 
bitten jedoch die Länder, Ihr Gesetz jetzt noch nicht um-
zusetzen. Das ist doch keine ernsthafte Politik, die Sie 
hier betreiben.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber das ist nicht das erste Mal. Bereits Ende letzten 

Jahres wurde nach dreimonatigem Nichtstun das Gesetz – 
ein fehlerhaftes Gesetz! – innerhalb kürzester Zeit durch 
das Parlament gepeitscht, inmitten der Delta-Welle wohl-
gemerkt. Dann kam die Änderung der Gültigkeit des 
Impf- und Genesenenstatus: wieder innerhalb kürzester 
Zeit, wieder fehlerhaft, sie wird jetzt teils zurückgenom-
men. Nun wird das nächste Gesetz innerhalb einer Woche 
durchgepeitscht, obwohl der Termin – 20. März – nicht 
unbekannt war. Das Ergebnis ist – wenn ich die Meinun-
gen der Expertinnen und Experten in der Anhörung zum 
Gesetz am Montag ganz grob zusammenfassen darf –: 
handwerklich schlecht, inhaltlich ein Desaster.

(Beifall bei der LINKEN)
Es gab, Herr Lauterbach, zu Beginn in der Bevölke-

rung Hoffnung, als Sie zum Minister ernannt wurden. Ich 
gebe zu: Bei mir war die Hoffnung auf den Bereich der 
Pandemiebekämpfung beschränkt. In den meisten ande-
ren Bereichen – Bekämpfung des Pflegemangels, Ab-
schaffung der Fallpauschalen, die Krankenhausfinanzie-
rung – ließen Ihre bisherigen politischen Einlassungen 
wenig Raum für Hoffnung. Aber nun gehen Sie gerade 
in der Pandemiebekämpfung, dem Bereich, der als Ihr 
Steckenpferd galt, wo Sie als Mahner durch die Talk-
shows rannten, nach einem Vierteljahr k. o. Sie wissen 
genau, dass die Menschen bei dem nun folgenden Fli-
ckenteppich das Restvertrauen in die Pandemiebekämp-
fung verlieren werden, Herr Lauterbach.

(Beifall bei der LINKEN)
Es gibt einen Dreiklang, um ehrlich aus der Sache 

herauszukommen.
Erstens. Sie beschreiben, was das Gesetz real bedeutet: 

Durchseuchung und Chaos als Strategie. Das ist die Rea-
lität.

Zweitens. Sie erklären, dass Sie auf die Erpressung der 
FDP nichts erwidern konnten. Das würde nämlich auch 
den Zustand der Koalition beschreiben: Die Partei setzt 
sich durch, die jetzt schon auf ihrer Internetseite die 
Rückkehr zur Normalität feiert. Hundert Coronatote täg-
lich – das ist Normalität für die FDP.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Müder 
Applaus von der Linken!)

Drittens. Die Linke hat ihre Arbeit gemacht. Wir haben 
für die nächste Lesung – sie ist schon am Freitag – einen 
Entschließungsantrag und einen Antrag zum PCR-Test-
verfahren vorgelegt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat Sahra den auch mit geschrieben?)

Beide Anträge haben in Anbetracht der gegenwärtigen 
pandemischen Situation eine konsequente Linie, ent-
wickeln ernsthafte Verfahren und einheitliche Maßnah-
men je nach Inzidenzen, sie beziehen Expertinnen und 

Experten ein und versuchen sich an einer langfristigen 
Strategie, um die Menschen zu schützen. Stimmen Sie 
dem einfach zu! Alles andere – ich komme zum Schluss – 
ist unehrlich und lässt die Menschen verwirrt und selbst-
redend irgendwann auch erkrankt zurück. Einen Freedom 
Day werden ansonsten die Viren und nicht die Menschen 
feiern.

Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich bin ge-
spannt, was Sahra Wagenknecht dazu sagt!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sonja Eichwede spricht für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Mit dem 
19. März enden die aktuellen Coronamaßnahmen. Das 
bedeutet: Wir müssen als Gesetzgeber tätig werden, und 
wir mussten eine Einigung erzielen. Anderenfalls würde 
ab Sonntag dem Virus Tür und Tor geöffnet werden mit 
all seinen Konsequenzen für unsere Bürgerinnen und 
Bürger. Nach zwei Jahren Pandemiebekämpfung ist das 
nicht unser Ziel.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Durch die zeitliche Begrenzung der Maßnahmen müs-
sen wir konstant evaluieren. Das Ergebnis ist ganz klar: 
Die Pandemie ist nicht vorbei – es wurde viel darauf 
eingegangen –, ganz im Gegenteil. Wir brauchen Maß-
nahmen zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Dann hätten 
Sie das doch gemacht!)

Auch wenn die Omikron-Variante häufig einen milderen 
Verlauf bedeutet, steigen die Infektionszahlen und die 
Ansteckungszahlen. Wir haben heute die höchste Inzi-
denz in Europa. Es werden mehr Menschen in Kranken-
häuser eingeliefert, und pro Tag sterben 200 bis 300 Men-
schen aufgrund der Coronainfektion. Daran können wir 
uns und daran werden wir uns nicht gewöhnen. Hier 
müssen wir handeln.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Aber Sie 
tun es doch gar nicht!)

– Doch, wir handeln; denn das Auslaufen ist keine Op-
tion.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Aber dieses Ge-
setz ist auch keine Option! – Gegenruf des 
Abg. Christian Dürr [FDP]: Was will denn 
die Union eigentlich?)
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Wenn Sie sagen, Sie stimmen diesem Gesetzentwurf 
nicht zu, dann stimmen Sie quasi dem Auslaufen der Ver-
längerung zu.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein hart errungener 
Kompromiss. Wir wollen auf eine voraussichtliche Ver-
besserung der Lage im Sommer vorbereitet sein; aber wir 
wollen uns und den Ländern zugleich auch die Möglich-
keit geben, zu handeln.

(Christian Dürr [FDP]: Damit dieses Haus 
wieder handlungsfähig ist!)

Wir haben die Zusage der FDP, dass gegebenenfalls nach-
gesteuert werden kann. Ich kann Ihnen sagen: Wir neh-
men diese Zusage sehr ernst.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Ach Gott, so machen Sie Gesetze? Un-
glaublich! Ein Offenbarungseid!)

Im Einzelnen bezieht sich der Gesetzentwurf auf Ba-
sisschutzmaßnahmen und Hotspotregelungen, die die 
Länder erlassen können. Denn der Basisschutz nach 
§ 28a Absatz 7 verfolgt das Ziel, vulnerable Gruppen in 
Einrichtungen – Krankenhäusern, Arztpraxen und Pfle-
geeinrichtungen – durch Masken und Tests zu schützen, 
in anderen sensiblen Einrichtungen kann weiterhin getes-
tet werden, Masken werden im öffentlichen Personennah-
verkehr weiter zu tragen sein. Die Hotspotregelung nach 
§ 28a Absatz 8 Infektionsschutzgesetz gibt den Ländern 
die Möglichkeit, auf die Ausbreitung zu reagieren; denn 
wir müssen das Pandemiegeschehen unter Kontrolle hal-
ten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Mit Beschluss der Landesparlamente – dies ist mög-
lich, liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU- 
Fraktion – kann auf die Infektionsrate reagiert und es 
können bewährte Maßnahmen erlassen werden. Hierbei 
ist juristisch ganz klar definiert, dass auch ein Bundes-
land eine Gebietskörperschaft sein kann.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Nein! 
Das geht doch gar nicht!)

– Doch, dann schauen Sie in die entsprechenden juristi-
schen Bücher.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Sepp Müller [CDU/CSU]: Die Stadt-
staaten vielleicht!)

Die allgemeine Maskenpflicht ist in Hotspots dann wei-
terhin möglich, ebenso die Pflicht zur Vorlage von Impf-, 
Genesenen- und Testnachweisen und die Einführung von 
Hygienekonzepten. Die Hotspotregelung ist an enge Vo-
raussetzungen wie die erhöhte Pathogenität oder die 
Überlastung von Krankenhauskapazitäten gebunden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, ich habe jetzt zwei Wünsche nach Zwi-

schenfragen, eine aus der Unionsfraktion und eine aus der 

Fraktion Die Linke. Möchten Sie eine oder beide davon 
zulassen? Wie Sie mögen!

Sonja Eichwede (SPD):
Ich lasse gern beide zu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dann Frau Lindholz, bitte schön.

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Frau Eichwede, ich habe Ihren Ausführungen bisher 

sehr aufmerksam zugehört, auch warum Sie meinen, 
dass Sie einen guten Kompromiss vorlegen. Wenn ich 
es richtig in Erinnerung habe, gehören Sie auch zu den 
Kolleginnen und Kollegen hier im Deutschen Bundestag, 
die sich für eine allgemeine zügige Impfpflicht ausspre-
chen.

Ich habe eine ganz konkrete Frage: Wie können Sie es 
eigentlich vertreten, Frau Eichwede, dass eine vulnerable 
Person ab 1. April, wenn die Länder die Übergangs-
vorschrift in Anspruch nehmen, beim Einkaufen quasi 
ungeschützt der Gefahr ausgesetzt wird, sich das Corona-
virus einzufangen, da Sie die Maskenpflicht im öffent-
lichen Bereich wie in Supermärkten mit dieser Regelung 
außer Kraft setzen? Diese vulnerable Person – das kann 
zum Beispiel ein schwerkranker Mensch mit einem ge-
schwächten Immunsystem sein – ist schutzlos ausgelie-
fert; er kann nur noch sich selbst mit der Maske schützen, 
ist seinem Gegenüber aber hilflos ausgeliefert, wenn die-
ser keine Maske trägt. Gleichzeitig treten Sie für eine 
Impfpflicht ein, die nachweislich nur dem Eigenschutz 
dient und nur noch einen geringen Beitrag zum Fremd-
schutz erbringt. Wie kann man einer solchen Regelung 
zustimmen und hier keine verantwortungsvolle Regelung 
vorlegen? Das können Sie ja bei der Impfpflicht auch.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Eichwede, wir lassen auch jetzt noch die andere 

Frage zu. Frau Vogler, bitte.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Vielen Dank, liebe Kollegin Eichwede. – Sie haben 

gerade über die Hotspotregelung gesprochen, die die 
Landesparlamente unter bestimmten Bedingungen in 
Kraft setzen können. Ich komme aus NRW; NRW ist 
bekanntermaßen mit über 50 selbstständigen Gebietskör-
perschaften, also Kreisen und kreisfreien Städten, das 
bevölkerungsreichste Bundesland. Wir haben dort ein 
Parlament, das durchaus fleißig ist, aber längst nicht so 
häufig wie der Deutsche Bundestag tagt. Erwarten Sie 
tatsächlich von Ihren Kolleginnen und Kollegen der 
SPD-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen, 
dass sie das Infektionsgeschehen in allen 53 Kreisen 
und kreisfreien Städten in NRW so im Blick behalten 
können,

(Christian Dürr [FDP]: Natürlich!)
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dass sie erkennen können, wenn sich irgendwo eine Dy-
namik ausbreitet, die man durch diese Hotspotregelung 
bekämpfen müsste?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das erwarte ich!)

Und müssten wir nicht eigentlich unser gesamtes Land 
mit einer Inzidenz von über 1 600, steigenden Infektions-
zahlen, steigenden Todeszahlen, steigenden Hospitalisie-
rungsraten und einer Situation, wo der RKI-Monitor 
quasi jede Woche eine neue Farbe dazubekommen muss, 
weil die alten Farben nicht ausreichen, um die Inzidenzen 
darzustellen, zum Hotspot erklären?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt zur Antwort, Frau Eichwede.

Sonja Eichwede (SPD):
Vielen Dank für die beiden Fragen. – Ich möchte gerne 

auf die zuletzt gestellte Frage zuerst antworten. Sie haben 
das derzeitige Pandemiegeschehen nicht nur in NRW, 
sondern auch in ganz Deutschland geschildert, worauf 
ich am Anfang meiner Rede eingegangen bin. Ich möchte 
Ihnen sagen, dass die engen Voraussetzungen aus meiner 
Sicht – das muss natürlich durch die Landtage definiert 
werden – tatsächlich eingetreten sind und dass wir in 
Deutschland nach dieser neuen Regelung aufgrund der 
hohen Infektionszahlen und Schwierigkeiten in den 
Krankenhäusern zurzeit sehr viele Hotspots haben; denn 
die Krankenhäuser arbeiten nicht im Normalbetrieb. Wir 
haben enge Personaldecken in den Krankenhäusern, und 
diese sind auch durch weitere Ansteckungen in Gefahr. 
Kapazitätsgrenzen definieren sich nicht nur dadurch, wie 
viele Patienten in den Krankenhäusern sind, sondern auch 
dadurch, dass die Versorgung sichergestellt sein muss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Hospitalisierungsraten steigen, und ein Abflauen der 
Inzidenzzahlen ist zurzeit nicht in Sicht. Das ist eine 
Notlage, und das entspricht aus Sicht meiner Fraktion 
der Definition eines Hotspots, die den Ländern die Mög-
lichkeit gibt, zu handeln.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auf Ihre Frage bezüglich des Überblicks eines Landes-
parlamentes in den einzelnen Kreisen: Ich weiß, dass 
mein Ministerpräsident in Brandenburg wöchentlich 
Telefonkonferenzen mit den Landräten hat und sich 
ganz genau damit auseinandersetzt, was überall im 
Land der Stand ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich wies schon darauf hin: Nach der Definition einer 
Gebietskörperschaft – auch die Bundesrepublik ist eine 
Gebietskörperschaft, wenn auch nicht im Sinne dieses 
Gesetzes, weil § 28a Absatz 8 Infektionsschutzgesetz 
hier die Länder einbezieht – ist auch ein Land eine Ge-
bietskörperschaft. Das ist ein klar definierter Begriff.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich muss sagen: Ich bin Bundesgesundheitsminister 
Professor Dr. Karl Lauterbach sehr dankbar, dass er sich 
zusammen mit den Fraktionsvorsitzenden Dagmar 
Schmidt und Dirk Wiese sowie der gesundheitspoliti-
schen Sprecherin meiner Fraktion, Heike Baehrens, und 
mir sehr stark für diesen Begriff und diese Hotspotrege-
lung, die ich jetzt noch einmal ausführen durfte, ein-
gesetzt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zu der Frage aus der Unionsfraktion. Sie können viel-
leicht dem Tenor meiner Rede entnehmen, dass ich es gut 
gefunden hätte, wenn eine Maskenpflicht weiter auf-
rechterhalten worden wäre.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Sepp 
Müller [CDU/CSU]: Na, wer regiert denn?)

Aber wir haben eine Priorität auf die Hotspotregelung 
gelegt, die den Ländern bei dem unglaublich hohen In-
fektionsgeschehen eine größere Möglichkeit zum Han-
deln gibt als nur die Maskenpflicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist vielleicht für denjenigen, der sich mit seinem 
Argument nicht durchsetzt, nicht die schönste Stunde 
der Demokratie; aber es ist Demokratie.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Nie-
derlage der Demokratie!)

Genauso sind andere Kollegen vielleicht nicht so sehr für 
die Ausgestaltung dieser Hotspotregelung eingetreten, 
wie wir es sind. Das ist die Natur eines Kompromisses 
und auch das Ergebnis der letzten Bundestagswahl.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich habe beschrieben, dass wir um diesen Kompromiss 
sehr stark gerungen haben. Unterschiedliche Ansätze 
wurden eingebracht. Wir müssen gegebenenfalls nach-
steuern. Wir sind dankbar, dass das von allen Koalitions-
fraktionen so gesehen wird.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ihr sagt, 
alle wollen nachsteuern! Warum macht ihr 
das nicht gleich? – Gegenruf der Abg. 
Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Weil 
die Lage eine andere ist!)

Jetzt ist es aber wichtig, zu handeln, damit die Regelun-
gen, die bestehen, nicht auslaufen. Deshalb appelliere ich 
auch an die anderen demokratischen Fraktionen hier im 
Haus, einem Auslaufen nicht quasi zuzusehen, sondern 
diesem Gesetzentwurf zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich mit 
zwei Appellen schließen.

Erstens. Auch wenn es im Basisschutz keine flächen-
deckende Pflicht mehr gibt, eine Maske zu tragen, wissen 
wir, dass Masken ein effektives Mittel sind. Ich appelliere 
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an das Verantwortungsgefühl und die Vernunft unserer 
Bürgerinnen und Bürger, sich in möglichst vielen Situa-
tionen solidarisch zu zeigen und weiter die Maske zu 
tragen. Ich glaube an diese Vernunft; denn am Ende 
wird die Übernahme dieser Verantwortung mehr Men-
schen mehr Freiheit geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zweitens. Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, sehr 
geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger, wenn nicht schon 
geschehen, lassen Sie sich impfen. Wir haben gute Impf-
stoffe. Wir haben wirksame Impfstoffe. Impfen rettet Le-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Durch eine höhere Impfquote, durch eine möglichst bal-
dige Grundimmunisierung werden wir einen schnelleren 
Weg aus dieser schrecklichen Pandemie finden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Stephan Pilsinger für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe 

meinen Vorrednern aufmerksam zugehört, und ich muss 
sagen: Ich habe in diesem Hohen Haus selten eine solch 
wirre Debatte erlebt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dieses ganze Gesetz ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, 
und jede Koalitionsfraktion sieht in diesem Gesetzent-
wurf, was sie selber will. Eine einheitliche Linie kann 
ich da gar nicht erkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, aktuell meldet das Robert- 
Koch-Institut infolge der ansteckenderen Omikron-Sub-
variante BA.2 262 593 Neuinfizierte innerhalb der letzten 
24 Stunden. Das sind 46 739 mehr Neuinfektionen als 
noch in der Vorwoche. Eine gute Zeit also, den Freedom 
Day auszurufen, wie es die Ampel nun annähernd tun 
will? Nein, leider nicht. Die Deutsche Krankenhausge-
sellschaft meldet mit Stand vom 15. März 2022 einen 
erneuten Anstieg der Belegungszahlen im Vergleich zur 
Vorwoche, nämlich um 11,4 Prozent. Dieser Anstieg ist 
nach den Statistiken der DKG vor allem auf den Anstieg 
der Belegungszahlen auf den Normalstationen um 
12,1 Prozent zurückzuführen – wegen der Omikron-Fäl-
le. Das alles zeigt, dass die Pandemie eben noch nicht 
überwunden ist und wir weiterhin vorsichtig sein müssen.

Zu Recht hält es der grüne baden-württembergische 
Ministerpräsident Winfried Kretschmann – ich zitiere 
aus dem „Handelsblatt“ vom 11. März 2022 – für „grob 
fahrlässig, wenn die Bundesregierung ohne Not wirk-
same Instrumente für den Notfall aus der Hand gibt“.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es gäbe jetzt noch einen Zwischenfra-

genwunsch aus der AfD-Fraktion.

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Ach, nee. AfD mache ich nicht. – Am unverständlichs-

ten sind die laxen Vorgaben beim Tragen einer FFP2- 
Maske: Warum sind die Masken im Einzelhandel, beim 
Restaurant- oder Barbesuch nicht mehr Pflicht, wenn zig 
Studien mittlerweile den hohen Wirkungsgrad der 
Schutzmasken nachgewiesen haben?

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Sagen 
Sie das mal den Schülern, die acht Stunden 
lang Maske tragen müssen! Das ist ja wohl 
lächerlich!)

Diese verhältnismäßig harmlose Maßnahme schon jetzt 
aus der Hand zu geben, kommt einer „Realitätsverweige-
rung“ gleich, die Menschenleben gefährdet, wie es mein 
Grünenkollege Janosch Dahmen gegenüber dem „Han-
delsblatt“ kürzlich richtigerweise gesagt hat. Dies war 
auch die einhellige Meinung der Experten im Rahmen 
der Sachverständigenanhörung am vergangenen Montag 
im Gesundheitsausschuss. Bei dieser Anhörung mussten 
sich die Ampelvertreter unter anderem von der Deut-
schen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und 
Notfallmedizin anhören, dass die geplanten stark herun-
tergefahrenen Schutzvorkehrungen auf Länderebene 
deutlich unzureichend sind.

So werden Erfordernisse von Testnachweisen sehr ein-
geschränkt und die 3-G-Regeln nur im Rahmen der Hot-
spotregelung für den Notfall in Aussicht gestellt. Die oft 
sehr schwammigen, nicht näher definierten Begriffe ge-
ben den Ländern kaum Rechtssicherheit, ab welcher 
Schwelle es zum Beispiel möglich wäre, eine Gebiets-
körperschaft zum Hotspot zu erklären. Und vielleicht 
noch schlimmer: Mit dem so heruntergekürzten Werk-
zeugkästchen wird es nicht möglich sein, im Bedarfsfall 
schnell und unmittelbar wirkende Maßnahmen gerichts-
sicher zu erlassen.

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund der 
Situation ist das verantwortungslos. Die Ampelregierung 
stellt die Weichen dafür, dass der Staat seine Schutz-
pflichten gegenüber der Bevölkerung verletzt und dass 
wir im Herbst 2022 wieder da stehen, wo wir im 
Herbst 2021 gestanden sind. Das werden wir als Union 
nicht mitmachen, und deswegen lehnen wir diesen Ge-
setzentwurf klar ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP]: Aber Sie haben 
auch keinen eigenen Gesetzentwurf! In der Op-
positionszeit haben wir immer Gegenentwürfe 
dargestellt! – Christian Dürr [FDP]: Genau! 
Wir haben immer eigene Gegenentwürfe ge-
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macht! – Gegenruf von der CDU/CSU: Fangt 
doch einfach an, besser zu arbeiten!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Georg Kippels hat jetzt das Wort für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Ausschusssitzung am heutigen Vor-
mittag hat Staatssekretär Franke die Situation mit den 
Worten beschrieben: Wir haben ein Allzeithoch – ein 
Allzeithoch der Inzidenzzahlen, ein Allzeithoch der Hos-
pitalisierungsrate, ein Allzeithoch der neuen Fälle und 
auch ein Allzeithoch der täglichen Todesfälle.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Ent-
schuldigung, Allzeithoch der Hospitalisie-
rungsrate? Das stimmt doch gar nicht!)

Was muss noch alles passieren, bis die Ampelkoalition 
endlich ihre Regierungsverantwortung ernst nimmt?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das gilt vor allen Dingen vor dem Hintergrund, dass wir 
an einer Stelle definitiv kein Allzeithoch haben, und das 
ist die Impfquote.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, eine wesentliche 
Fehlerquelle – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es möchte noch jemand die Gelegenheit 

nutzen: Herr Sichert, erneut von der AfD. Möchten Sie 
die Zwischenfrage zulassen?

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Nein, möchte ich nicht.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Danke.

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Ich möchte die Gelegenheit nutzen, eine wesentliche 

Fehlerquelle dieses Gesetzesvorhabens zu beschreiben. 
Wir haben zu Beginn der Legislaturperiode von der Am-
pelkoalition den Hinweis bekommen, dass man zukünftig 
die Coronapolitik wissenschaftsgestützt durchführen will 
und dazu den Expertenrat eingerichtet hat.

19 renommierte Experten sollten seit diesem Zeitpunkt 
die Regierung in ihren Entscheidungen, in ihren Ana-
lysen begleiten und daraus die richtigen Schlussfolgerun-
gen für die Gesetzesvorhaben ziehen. Seit diesem Zeit-
punkt sind insgesamt acht Expertenratsstellungnahmen 
abgefasst worden, in denen die Experten sich bis zur 
letzten einstimmig für zahlreiche Vorgehensweisen, 
Maßnahmen und Strategien entschieden haben. Sie haben 
sich dafür ausgesprochen, sie haben sie dringend mah-
nend empfohlen – und nirgendwo hat das in die bisherige 
Verhaltensweise der Regierung Eingang gefunden.

Die Krönung ist jetzt die Situation am vergangenen 
Montag bei der Anhörung, die übrigens ganz zufälliger-
weise vor der Einbringung stattgefunden hat. Man hat 
also auch die Geschäftsordnung nach Kräften gebogen. 
Das Mitglied des Expertenrates Frau Professor Melanie 
Brinkmann hat sich – wahrscheinlich entgegen der Er-
wartung der Fragenden – in dieser Anhörung ganz klar 
dafür ausgesprochen, dass man Instrumente aufrecht-
erhalten sollte, die bis jetzt gewirkt haben. Sie hat sich 
klar dafür ausgesprochen, dass die jetzige Situation bei-
behalten werden sollte.

Insofern bestünde ein Gesetzesvorschlag, der von der 
CDU/CSU formuliert werden müsste, im Grunde genom-
men aus einem Satz: Verlängern wir die jetzige Regelung 
um drei Monate; dann sind wir vor den weiteren Heraus-
forderungen der Pandemie geschützt.

Die Botschaft kann deshalb ganz klar nur lauten, liebe 
Ampelkoalition: Orientieren Sie sich an Ihren Ratgebern! 
Orientieren Sie sich am Expertenrat! Orientieren Sie sich 
an den Aussagen in der Anhörung! Bis Freitag haben Sie 
noch Zeit, daraus die richtigen Schlüsse zu ziehen. Für 
uns ist der klare Schluss aus der Anhörung die Ablehnung 
dieses Gesetzesvorschlages.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/958, 20/959, 20/1007, 20/1018 und 
20/1019 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
wünsche? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Jetzt rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 2:

Befragung der Bundesregierung
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die 

Bundesministerin für Inneres und Heimat, Frau Nancy 
Faeser, zur Verfügung steht.

Dann gebe ich jetzt der Frau Bundesministerin das 
Wort zu ihren einleitenden Bemerkungen.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe mir nicht vorstel-
len können, dass wir einen so furchtbaren verbrecheri-
schen Überfall auf ein großes Land mitten in Europa 
erleben. Dieser russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ist eine humanitäre Katastrophe. Dieser Krieg 
verursacht unendliches Leid.

Ich werde heute Nachmittag zur Situation der geflüch-
teten Menschen noch ausführlicher sprechen. Dennoch 
möchte ich schon jetzt sagen: Seit dieser furchtbare Krieg 
begonnen hat, bin ich in sehr engem Kontakt mit den 
Ländern. Gemeinsam – auch mit den Kommunen – tun 
wir alles dafür, um den Kriegsflüchtlingen, die zu uns 
kommen, schnell und umfassend zu helfen.
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ganz überwiegend sind das Frauen, Kinder und ältere 
Menschen.

Wir arbeiten sehr intensiv an der bestmöglichen Ver-
sorgung, Unterbringung und Verteilung. Wir koordinie-
ren dies sehr eng, auch gemeinsam mit dem Verkehrs-
ministerium und der Bahn. Der Bund unterstützt die 
Länder massiv mit dem THW und starken Kräften der 
Bundespolizei und des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge. Diejenigen, die nicht privat bei Familien, bei 
Bekannten oder Freunden untergebracht werden können, 
verteilen wir nun nach dem Königsteiner Schlüssel auf 
die Länder.

Zugleich spreche ich mit meinen europäischen Amts-
kollegen über eine gerechtere Verteilung in der gesamten 
Europäischen Union. Wir haben einen historischen 
Schulterschluss erreicht, dass alle EU-Staaten gemein-
sam, schnell und unbürokratisch den Geflüchteten helfen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Lassen Sie mich an dieser Stelle aber auch schon etwas 
zur Registrierung sagen. Damit wir bei den Fakten blei-
ben: Für viele Ukrainerinnen und Ukrainer gilt Visafrei-
heit für 90 Tage. Das ist geltendes Recht, und das ermög-
licht auch, dass viele bereits in andere europäische 
Staaten weiterreisen. Trotzdem haben wir sehr schnell 
entschieden, auch diese Menschen bei der Erstaufnahme 
zu registrieren – und damit zum frühestmöglichen Zeit-
punkt. Das BAMF unterstützt die Länder dabei mit Re-
gistrierstationen. Das werden wir weiter intensivieren. 
Die Registrierung erfolgt spätestens, wenn Menschen 
Unterstützungsleistungen in der Bundesrepublik brau-
chen. Damit haben wir einen guten Überblick und können 
koordinieren und steuern.

Meine Damen und Herren, gerade jetzt, angesichts der 
Bedrohung des Friedens in Europa, müssen wir den in-
neren Frieden in unserem Land stärken. Wir wissen, dass 
Rechtsextremisten jede Krise für ihre menschenverach-
tende Hetze missbrauchen. Aber das wird ihnen auch 
diesmal nicht gelingen. Wir werden das nicht zulassen!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Auch deshalb ist es so wichtig, dass wir sehr konkret 
handeln. Dazu dient mein Aktionsplan gegen Rechts-
extremismus, den ich Ihnen kurz skizzieren möchte. Prä-
vention und Härte gehören zusammen. Wir werden 
rechtsextreme Netzwerke zerschlagen. Wir werden ihre 
Finanzaktivitäten unterbinden. Wir werden Rechtsextre-
misten konsequent entwaffnen. Wir werden Verfassungs-
feinde aus dem öffentlichen Dienst entfernen. Wir wer-
den die demokratische Streitkultur fördern und einer 
Radikalisierung stärker vorbeugen. Und wir wollen für 
einen besseren Schutz von Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitikern sorgen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Alles Augenmerk richtet sich gerade auf den furcht-
baren Krieg in der Ukraine und dessen Folgen. Aber wir 
haben den inneren Frieden in unserem Land sehr genau 
im Blick. Wir bringen in der Innenpolitik das voran, was 
wir uns als Fortschrittskoalition vorgenommen haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank für Ihre Ausführungen, Frau Bundes-

ministerin.
Wir beginnen die Regierungsbefragung mit Fragen des 

Kollegen Mario Czaja.

Mario Czaja (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Bundesministerin, die Wahrung der 

Sicherheit an Bahnhöfen und an Grenzen ist ja Aufgabe 
des Bundes. In Polen wird an der Grenze erfasst, wer 
flüchtende Frauen und Kinder mitnimmt und aufnimmt. 
Warum ist es in Deutschland bislang nicht möglich, diese 
Menschen zu schützen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter, ich habe Ihnen ja gerade schon 
erklärt, dass wir das auch tun. Die Bundespolizei nimmt 
nach geltendem Recht in Deutschland all diejenigen, die 
hier einreisen, über keinen Pass verfügen und Drittstaats-
angehörige sind, und diejenigen, die ohne Pass aus der 
Ukraine einreisen, selbstverständlich bei Grenzübertritt 
auf. Dafür gibt es die Bearbeitungsstraßen der Bundes-
polizei mit dem BAMF. Alle anderen werden frühest-
möglich in den Erstaufnahmeeinrichtungen auch in 
Deutschland registriert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der AfD: Das stimmt doch gar nicht!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben eine Nachfrage?

Mario Czaja (CDU/CSU):
Frau Ministerin, Sie haben meine Frage nicht beant-

wortet. Die Frage war: Wer erfasst, wo die Frauen und 
Kinder aufgenommen werden und wer sie abholt?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ich habe Ihnen die Frage so beantwortet, wie in 
Deutschland der Gang der Dinge ist. Wir nehmen dieje-
nigen, die mit biometrischem Pass aus der Ukraine kom-
men, hier auf. Sie haben 90 Tage Reisefreiheit bzw. Vi-
sumfreiheit in Deutschland. Die werden wir – das habe 
ich schon gesagt – auf die Erstaufnahmeeinrichtungen 
verteilen; dort werden sie erfasst.
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nur eine Nachfrage geht. Die Frage ist jetzt, ob es noch 

eine weitere Frage – nicht von Ihnen, Herr Czaja – zu 
diesem Themenkomplex gibt. – Frau Widmann-Mauz 
war zuerst.

Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
Frau Ministerin, Sie sind laut einer Pressemitteilung 

vom 10. März eine Kooperation mit Airbnb.org und un-
terkunft-ukraine.de eingegangen. Sie suggerieren in die-
ser Pressemitteilung nicht nur, dass es zu einer struktu-
rierten Organisation der Vermittlung von Unterkünften 
kommt, sondern Sie signalisieren auch, dass es sich um 
seriöse Übernachtungsangebote handelt. Ich frage Sie: 
Gibt es bei dieser Zusammenarbeit eine Prüfung der Ver-
trauenswürdigkeit der Personen bzw. der Familien, die 
Minderjährige aufnehmen? Gehört dazu zum Beispiel 
die Verpflichtung zur Vorlage eines polizeilichen Füh-
rungszeugnisses, oder sind die Organisationen die Ver-
pflichtung eingegangen, die Mieter darauf hinzuweisen, 
dass sie sich bei den Ausländerbehörden registrieren las-
sen sollen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Frau Abgeordnete, ich danke Ihnen für Ihre Frage. – 
Diejenigen, die auf den Homepages, auf die wir verwei-
sen, Angebote machen, haben sich dazu verpflichtet, da-
rauf zu achten, dass nur seriöse Angebote dort vermittelt 
werden. Das sind nur große Vermittler von Wohnraum; es 
sind keine, die dort zusätzlich privat anbieten. Insofern 
haben wir darauf geachtet. Ich weise im Übrigen darauf 
hin, dass wir diese Woche eine eigene Plattform zur Ver-
fügung stellen werden, wo wir auf diese Angebote hin-
weisen, und dann auch eine entsprechende Hilfestelle für 
die ukrainischen Geflüchteten eingerichtet wird. Das geht 
diese Woche an den Start.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. – Die nächste Frage kommt vom 

Kollegen Leon Eckert.

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Wir sehen in der aktuellen Situation, 

wie gut unser integriertes Hilfeleistungssystem aus Feu-
erwehr, Gefahrenabwehr, Katastrophenschutz und Zivil-
schutz ist. In der veränderten Sicherheitslage sehen wir 
aber auch, dass der Zivilschutz gestärkt werden muss. Da 
wäre meine Frage an Sie, Frau Bundesministerin, was 
denn das Innenministerium jetzt in Bezug auf die ver-
änderte Sicherheitslage zum Schutz der kritischen Infra-
struktur und zur Stärkung des Zivilschutzes der klassi-
schen und der digitalen Art plant und wie die 
materiellen Mittel dafür im Haushalt 2022 aussehen, um 
das nachhaltig zu stärken und hier unser gutes System 
noch besser aufzustellen.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank für Ihre Frage. – Wir haben in 
der Tat im Haushalt allein 100 Stellen zusätzlich für das 

BBK vorgesehen, um die Katastrophenhilfe und den Be-
völkerungsschutz zu verstärken. Das ist sicherlich ein 
gutes Signal; dafür darf ich mich bei der Koalition im 
Namen der Bundesregierung noch mal herzlich bedan-
ken. Das ist ein guter Punkt.

Wir haben natürlich auch in allen anderen Bereichen 
verstärkt. Wir haben gerade beim THW verstärkt, das wir 
im Einsatz haben. In den letzten Jahren wurden dort die 
Haushaltsmittel sehr nach oben gefahren, was jetzt sehr 
wichtig ist, weil das THW, wie Sie schon angesprochen 
haben, in Zusammenarbeit mit der Feuerwehr vor Ort 
auch bei dem Aufbau von Flüchtlingsunterkünften dabei 
ist und dort wertvolle Arbeit leistet. Beim Zivilschutz 
müssen wir uns jetzt noch mal sehr genau angucken, 
wie wir ihn für die Zukunft stärken.

Sie haben einen dritten Bereich angesprochen: die Cy-
bersicherheit und der Schutz der kritischen Infrastruktur 
vor solchen Übergriffen. Das haben wir extrem im Fokus; 
wir sind dort sehr aktiv. Alle, die kritische Infrastruktur 
betreiben, sind frühzeitig gewarnt worden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben eine Nachfrage? – Bitte schön.

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben gerade erwähnt, dass das BBK als obere 

Zivilschutzbehörde im Fokus steht. Da wäre jetzt meine 
Nachfrage: Wie sieht denn da der Zeitplan aus, wie wir 
das Amt nachhaltig stärken?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Wir haben ja jetzt auch vereinbart, dass zusammen mit 
den Ländern ein Gemeinsames Kompetenzzentrum Be-
völkerungsschutz eingerichtet werden soll, das im Juni an 
den Start gehen soll. Das ist eine wunderbare Kooperati-
on. Ich glaube, dass wir, Bundesländer und Bund, ge-
meinsam dort sehr, sehr stark sein und für den Bevölke-
rungsschutz viel erreichen können. Vielen Dank auch für 
diese Unterstützung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt habe ich eine weitere Nachfrage zu diesem The-

menbereich von der Linken. Bitte.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, ich glaube, wir neh-

men alle zur Kenntnis, dass das Land Berlin im Moment 
die Hauptlast bei der Aufnahme der Geflüchteten aus der 
Ukraine hier in Deutschland zu tragen hat. Wir wissen: In 
Polen wird noch in ganz anderem Umfang Aufnahme 
betrieben. Ich glaube, unser aller Dank gebührt auch 
dort all denen, die das tun. Ich finde, von hier aus sollte 
ein klares Signal an die vielen Ehrenamtlichen, an die 
Hilfsorganisationen, aber auch an die Verantwortlichen 
des Landes Berlin ausgehen, dass wir das, was sie gerade 
eigentlich für das gesamte Land tun, wertschätzen und 
dass das einen dicken Applaus verdient hat.
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(Beifall bei der LINKEN)

Ich frage Sie als verantwortliche Innenministerin aber 
auch: Ist Ihre Auffassung, dass der Bund in den letzten 
Tagen und seit Ausbruch des Krieges und dem Beginn der 
Fluchtbewegung genug getan hat, um dem Land Berlin 
zur Seite zu stehen? Wir haben Zahlen von über 
10 000 Geflüchteten mit unterschiedlichem Status – wir 
wissen das –, die täglich nach Berlin kommen, entweder 
weiterreisen, hier privat unterkommen oder unter-
gebracht werden müssen. Mein Eindruck ist, dass der 
Bund da etwas zögerlich ist, dem Land Berlin unter die 
Arme zu greifen. Meine Frage wäre, wann denn tatsäch-
lich begonnen wurde, so wie Sie es gesagt haben, die 
verbindliche Verteilung nach dem Königsteiner Schlüssel 
vorzunehmen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
– ich komme zum Schluss –, und mit welchen Ressour-

cen Sie gedenken das Land Berlin als Tor zu Deutschland 
und als Tor zum Osten in die andere Richtung zu unter-
stützen. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich weise gern noch mal darauf hin, dass für Nach-

fragen – so ist das – 30 Sekunden zur Verfügung stehen. 
Das ist unsere gemeinsame Verabredung, nicht meine 
besondere Strenge heute. – Frau Faeser, bitte.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herzlichen Dank für die Frage. – Ich schließe mich 
dem Dank nicht nur an die Stadt Berlin an, sondern 
auch an Hamburg, an Bremen, an München – denn es 
sind die Metropolstädte, die bis jetzt Unglaubliches ge-
leistet haben –, und ich schließe mich Ihrem Dank an die 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer und die, die dort 
für uns alle gerade extrem viel stemmen, ausdrücklich an.

Das, was wir von Anfang an getan haben, ist, dass wir 
in Zusammenarbeit mit den Ländern sofort nach Aus-
bruch des furchtbaren Krieges in der Ukraine in die Ver-
teilung gegangen sind,

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

das heißt ab dem 24. Februar. Wir haben Tag für Tag 
Busse umgeleitet, gemeinsam mit der Bahn. Es gibt 
eine Arbeitsgruppe, in der auch das Land Berlin vertreten 
ist, gemeinsam mit dem Bundesamt für Güterverkehr; 
dort sind wir von Anfang an in die Verteilung gegangen. 
Eine Verteilung nach dem Königsteiner Schlüssel war bis 
zum letzten Wochenende nicht nötig. Seit dem letzten 
Wochenende ist es nötig, und nun machen wir das auch.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Curio hat das Wort für die nächste Frage.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Frau Ministerin, der Vorsitzende der Gewerkschaft der 

Bundespolizei, Teggatz, befürchtet Sicherheitsrisiken, 
wenn 40 Prozent der Ankommenden unkontrolliert blei-
ben, und wirft Ihnen vor, aus Fehlern von 2015 nichts 
gelernt zu haben, wenn Nichtukrainer hier ohne Iden-
titätsfeststellung unkontrolliert reinkommen. Am Berli-
ner Hauptbahnhof sagte ein Bundespolizeibeamter: Hier 
reist der halbe Balkan ein. – Unter 160 Ukraineflüchtlin-
gen im bayerischen Freilassing waren 130 aus Nigeria 
und Marokko, unter 100 in Garmisch-Partenkirchen 90 
aus Asien und Afrika – angeblich Studenten, die aber 
weder Ukrainisch, Russisch noch Englisch sprechen. 
Diese Leute brauchen jetzt hier sicher keine Aufnahme. 
Sie können in ihr Heimatland.

Wir wollen keinen Missbrauch unserer großen deut-
schen Hilfsbereitschaft. Wir wollen nicht dieselbe Kon-
trollverweigerung wie 2015, sonst bleibt Deutschland 
wieder sperrangelweit offen für alle Arten unerwünschter 
Trittbrettfahrer.

Was antworten Sie Herrn Teggatz, und warum über-
lasten Sie mit Ihrer unspezifischen Aufnahme auch von 
Nichtukrainern, die ohne Not nach Hause könnten, mut-
willig die Aufnahmekapazitäten für die wirklich Bedürf-
tigen?

(Zuruf von der LINKEN: Das ist doch 
Quatsch!)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter, ich trage gern zur Sachlichkeit der 
Debatte bei.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Wir haben eine sehr veränderte Situation – das habe ich 
eingangs in meinen Bemerkungen auch schon gesagt – 
gegenüber 2015. Die allermeisten Menschen reisen mit 
biometrischem Pass visafrei in unser Land ein. Die, die 
Sie angesprochen haben, sind 6 Prozent der Einreisenden. 
Ich habe auch das eingangs gesagt: Die Bundespolizei 
registriert dort. Deswegen gibt es keinen Grund, das so 
aufzubauschen, als sei das ein Riesenproblem.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Curio, Sie haben eine Nachfrage. Bitte sehr.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Nach eigener Aussage der Bundespolizei werden 

40 Prozent unkontrolliert gelassen. Wir können nicht 
wollen, dass sich wieder ein Heer von Abzockern ein-
mischt.

(Zuruf von der SPD: Mein Gott! Unfassbar!)
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Die Ukraine ist kein Land afrikanischer Austauschstu-
denten.

Je mehr Unberechtigte kommen, umso weniger Kapa-
zitäten haben wir doch für die wirklich Hilfsbedürftigen. 
Wir haben schon Hunderttausende ausreisepflichtige 
Asylbewerber. Jetzt brauchen wir mal Platz für echte 
Flüchtlinge.

Wann sorgen Sie endlich dafür, dass das Heer der Aus-
reisepflichtigen außer Landes kommt, sodass man den 
jetzt wirklich Hilfsbedürftigen besser helfen kann?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Aus meiner Sicht würde zunächst helfen, wenn Sie 
nicht den Sprachgebrauch verwenden würden, den Sie 
verwenden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN – Zuruf 
des Abg. Dr. Gottfried Curio [AfD])

– Nein, es würde Ihnen, glaube ich, helfen, weil es um die 
Integration und die Aufnahme von Menschen geht, die 
vor Krieg fliehen, aus Krieg in Europa.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Ich sage es Ihnen noch mal: Diejenigen, die Sie an-
gesprochen haben, die Sie aus meiner Sicht etwas sach-
licher titulieren sollten, sind 6 Prozent. Die Bundespoli-
zei macht einen großartigen Job. Ich empfehle Ihnen: 
Gehen Sie mal zum Bahnhof und schauen Sie sich an, 
was die Bundespolizei dort Herausragendes leistet! Mein 
Dank gilt der Bundespolizei.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Mit Herrn Teggatz bin ich auch im engen Austausch.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Polat hat eine weitere Nachfrage zum gleichen 

Thema.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich 
möchte mich erst mal ganz herzlich auch im Namen 
meiner Fraktion bei Ihnen bedanken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich glaube, es ist ein Novum gewesen, dass innerhalb 
kürzester Zeit zum ersten Mal nach 20 Jahren die EU- 
Richtlinie über vorübergehenden Schutz aktiviert wurde. 
In diesem Sinne ist jetzt meine Frage – weil natürlich mit 
der Aktivierung der Richtlinie die Solidaritätsplattform 
auf den Weg gebracht wurde; Sie werden ja auch noch 
mal mit Ihren europäischen Kolleginnen und Kollegen in 
den Austausch gehen –: Wie wird Ihr Vorschlag für die 
Verteilung innerhalb Europas sein? Wir können ja von 
einer dynamischen Lage ausgehen.

(Maja Wallstein [SPD]: Maske auf!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Curio, Sie haben wahrscheinlich vor Leidenschaft 

vergessen, Ihre Maske wieder aufzusetzen. Das machen 
Sie sicher gern. Danke schön. – Frau Ministerin.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Danke Ihnen, Frau Abgeordnete Polat. – Sie haben das 
richtig angesprochen; wir haben ein historisches Momen-
tum, dass wir es erreicht haben, einstimmig innerhalb der 
Europäischen Union mit allen Staaten diesen vorüber-
gehenden Schutz in Gang gesetzt zu haben, nämlich für 
Kriegsgeflüchtete; das ist das Entscheidende. Keiner von 
uns hätte ja je für möglich gehalten, dass uns Krieg mitten 
in Europa so unmittelbar tatsächlich ereilt.

Wir werden jetzt – wie Sie es angesprochen haben – 
auf der europäischen Ebene in ein Verteilsystem gehen 
müssen. Es gibt auch großartige Angebote. Ich will das 
einfach mal benennen: Die Schweiz beispielsweise hat 
jetzt angeboten, 40 000 Geflüchtete aufzunehmen, und 
möchte mit uns dazu in Kooperation treten. Ich habe 
heute gehört, dass Norwegen ein ähnliches Angebot ge-
macht hat. Das muss jetzt auf der europäischen Ebene 
koordiniert werden.

Ich glaube, es ist immer klug, wenn die großen Länder 
sich auch mit den Aufnahmekapazitäten einander annä-
hern. Das heißt, Deutschland ist sicher gut beraten, wie 
Frankreich und Spanien auch, für die Aufnahme von Ge-
flüchteten Angebote zu machen. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste angemeldete Frage kommt von Herrn 

Hartmann.

Sebastian Hartmann (SPD):
Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau Ministe-

rin, daran direkt anknüpfend noch mal herzlichen Dank 
für Ihre Initiative, die Sie sofort mit der Amtsübernahme 
ergriffen haben, als Sie in Europa Amtskolleginnen und 
-kollegen besucht haben und sofort das Thema Migra-
tion – lange vor dem völkerrechtswidrigen Angriff auf 
die Ukraine durch Putin – zum Thema und Schwerpunkt 
gemacht haben, was auch ermöglicht hat, dass jetzt der 
temporäre Schutz gewährt wird.

Sie haben darauf hingewiesen, dass es um einen frei-
willigen und auf Solidarität basierenden Verteilmechanis-
mus geht. Der JI-Rat hat in den letzten Wochen mehrfach 
getagt. Könnten Sie bitte noch mal die nächsten Schritte 
auf europäischer Ebene zeitlich einordnen inklusive der 
Hilfestellung für die direkten Anrainerstaaten der 
Ukraine – Stichwort „Katastrophenschutzmechanismus“; 
in Polen sind Stand heute über 1,8 Millionen Menschen 
aufgenommen worden –, die dort in einem europäischen 
Akt der Solidarität geleistet worden ist, und auch die 
deutschen Beiträge noch mal herausstellen? Das als 
Nachfrage.
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Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank. – Herr Abgeordneter 
Hartmann, ich fange mal vorne an. Ja, es ist richtig. Ich 
habe die Bemühungen in Europa verstärkt, unabhängig 
von diesem Kriegsgeschehen zu einem gemeinsamen 
Asylsystem auf europäischer Ebene zu kommen. Ich 
halte das immer noch für das Sinnvollste, und ich glaube, 
dass uns im Moment die guten Beratungen miteinander 
ein gutes Stück nähergebracht haben und dieser Weg auch 
erfolgreich sein wird. Daran glaube ich fest, und ich bin 
sicher, dass das der richtige Weg auch für uns hier in 
Deutschland ist.

Woran sieht man das? Sie haben es angesprochen: Man 
sieht es einmal an der jetzigen Solidarität und dem 
Ingangsetzen der Solidaritätsrichtlinie über vorüber-
gehenden Schutz. Das heißt, es gibt einen direkten Auf-
enthaltstitel, wenn die Menschen aus der Ukraine hierher-
kommen, der gleichbedeutend mit einer Arbeitserlaubnis 
ist. Mehr Integration innerhalb der Europäischen Union 
geht kaum. Das ist wirklich etwas sehr, sehr Positives.

Sie haben es auch angesprochen: Die Europäische 
Kommission hat sehr früh den Katastrophenschutz-
mechanismus in Gang gesetzt. Auch das zeigt eine Soli-
darität innerhalb Europas, wo jetzt sehr schnell den Hilfs-
gesuchen der Anrainerstaaten, aber auch der Ukraine 
innerhalb der Europäischen Union entsprechend verteilt 
wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Hm, hm.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Da sind wir mit THW und anderen Hilfseinrichtungen 
dabei und schon sehr, sehr weit. Wir haben schon in der 
Ukraine geholfen, aber auch in vielen Anrainerstaaten. – 
Vielen Dank dafür.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das war ein Zeitmanagementhusten. – Herr Hartmann 

hat noch eine Nachfrage.

Sebastian Hartmann (SPD):
Frau Präsidentin, genau an den Punkt noch mal an-

knüpfend: Der eine Teil ist die europäische Ebene. Der 
andere Teil ist aber – Sie haben die Länder auf JI-Rats-
ebene direkt einbezogen; „Landesinnenminister“ ist das 
Stichwort – ein freiwilliger Beitrag der Länder, zum Bei-
spiel das Verteilzentrum in der Messe Laatzen. Dies ist 
ein Beitrag des Landes Niedersachsen, wo man ganz 
pragmatisch, wie man das im Norden kennt, angepackt 
und angeboten hat, zur Entlastung beizutragen. An ande-
rer Stelle ist auch von der großen Aufnahmebereitschaft 
und -kapazität in anderen Bundesländern gesprochen 
worden. Können Sie darlegen, in welchen Zeiträumen 

die Verteil- und Hubstrukturen der Länder als Ergän-
zung –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Hm, hm.

Sebastian Hartmann (SPD):
– hochgezogen worden sind und welche Möglichkeiten 

da perspektivisch noch bestehen, Stichwort „König-
steiner Schlüssel“ und „EASY-Verteilung unter BAMF- 
Unterstützung“?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dass ich jetzt schon gehustet habe, liegt daran, dass 

diese Nachfragen nur 30 Sekunden dauern, wir aber nicht 
30 Sekunden einstellen dürfen. Das heißt, Sie müssen es 
abrechnen; das gilt natürlich für alle. – Frau Ministerin.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank. – Herr Hartmann, ich will mich 
noch mal bei allen Bundesländern bedanken und betonen, 
wie gut die Kooperation in diesen ersten 14 Tagen – so 
viele sind es ja jetzt fast – funktioniert hat. Ich darf mich 
ausdrücklich dafür bedanken, dass gerade Hannover, also 
Niedersachsen, sehr schnell ein Verteilzentrum aufgebaut 
hat, was uns sehr weitergeholfen hat auch bei der Frage, 
die Lasten, die zweifelsohne gerade Berlin zu tragen hatte 
und hat, zu verteilen. Das war großartig; das hat bis zum 
letzten Wochenende sehr gut funktioniert.

Dann mussten wir aber feststellen – das war auch der 
Wunsch der Länder –, dass jetzt nach Königsteiner 
Schlüssel verteilt wird. Das machen wir ab dieser Woche; 
das ist für uns auch in Ordnung. Die Registrierung bei den 
Erstaufnahmeeinrichtungen erfolgt über das System EA-
SY. EASY hat einen eigenen Verteilmechanismus, der 
sich nach dem Königsteiner Schlüssel richtet. – Vielen 
Dank.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir haben jetzt mehrere Nachfragen. Eine lasse ich zu, 

und zwar der Reihenfolge nach. Das heißt, wenn Sie noch 
weitere Nachfragen haben, dann müssen Sie sich immer 
relativ schnell melden, damit wir das in diesen Zeiten hier 
gut managen können. – Der Erste war der Kollege 
Frömming.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin, Sie erwähnten eben die Wichtigkeit des ge-
meinsamen europäischen Vorgehens in Asylfragen. Nun 
hatten wir ja vor einiger Zeit die Situation, dass der Dik-
tator aus Weißrussland an der polnischen Grenze eine 
Menge Migranten hat aufmarschieren lassen. Es war 
eine gemeinsame europäische Linie, die nicht nach Eu-
ropa zu lassen. Können Sie uns denn sagen, wo diese 
Migranten jetzt sind? Und können Sie ausschließen, 
dass sie nicht vielleicht die Situation in der Ukraine aus-
nutzen, um als Trittbrettfahrer nun doch zu uns zu kom-
men?
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Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter, ich kann Ihnen so viel sagen, wie 
ich vorhin schon beantwortet habe: dass wir alle Dritt-
staatler besonders kontrollieren. Das macht die Bundes-
polizei in hervorragender Art und Weise. Und ich kann 
Ihnen die Frage, ob die Geflüchteten aus Belarus weiter-
geleitet worden sind, im Moment nur mit Erkenntnissen, 
die die Bundespolizei hat, so beantworten, dass es im 
Moment kein Durchleiten seitens Belarus aktiv gibt. 
Das ist eine Momentaufnahme. Man kann es nie aus-
schließen. Aber auch das haben wir im Blick.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie sehen: 

Die Besetzung im Präsidium hat gewechselt; das wird 
heute noch mehrfach so erfolgen. Ich werde weiter so 
verfahren, wie die Kollegin Göring-Eckardt das jetzt 
hier eingeführt hat für diese Woche.

Das Wort zur nächsten Frage hat die Kollegin Clara 
Bünger.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, meh-

rere Stimmen in der Zivilgesellschaft haben sich bereits 
dafür ausgesprochen, dass Kriegsdienstverweigerern aus 
Russland Asyl zu gewähren ist. Nach geltendem Asyl-
recht in Deutschland hätte diese Gruppe in der Regel 
auch einen Anspruch auf einen Flüchtlingsstatus hier. 
Ist die Bundesregierung denn bereit – vielleicht auch in 
Absprache mit anderen EU-Staaten –, ein klares Signal an 
Deserteure und Deserteurinnen zu senden, dass sie hier in 
Deutschland einen Schutzstatus bekommen können, 
wenn sie sich dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
entziehen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Wir beraten das in der Tat, wie Sie, Frau Abgeordnete, 
es gesagt haben, auf der europäischen Ebene. Ich möchte 
dem Ergebnis dieser Beratung nicht vorweggreifen; denn 
ich glaube, es wäre klug, diesbezüglich ein einheitliches, 
abgestimmtes Verfahren zu haben, weil das ja nicht ganz 
unempfindlich ist und in gewisser Weise auch in den 
Krieg mit eingreift.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Aus unserer Sicht wäre insbesondere 

die Einreise ein Problem für diese Personengruppe. Wie 
wird sich die Bundesregierung, wie werden Sie sich dafür 
einsetzen, dass es sichere Fluchtwege für diese Personen-
gruppe geben wird?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Soweit ich weiß, ist es kein Problem, auszureisen. Ich 
war an der polnisch-ukrainischen Grenze und habe dort 

nicht berichtet bekommen und auch nicht gesehen, dass 
solche Menschen über diesen Fluchtkorridor abgewiesen 
werden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Kaddor stellt noch eine Nachfrage.

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Ministerin, für die Ausführungen. – 

Nach all dem, was wir gerade gehört haben, sehen wir ja 
ein sehr komplexes Bild. Es sind sehr komplexe Heraus-
forderungen, die da gerade entstehen. Deshalb auch die 
Bitte nach mehr Steuerung vom Bund und damit verbun-
den die Frage: Ist das angedacht? Wird es einen so-
genannten Flüchtlingsgipfel geben?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Frau Abgeordnete Kaddor, danke schön für Ihre Fra-
ge. – Die Steuerung machen wir sehr stark von Anfang 
an. Ich sage es noch mal: In dieser Arbeitsgruppe sind 
neben Bund und Ländern auch das BAG und das Ver-
kehrsministerium vertreten. Es macht natürlich Sinn, für 
die Verteilung von Zügen und Bussen auch das Verkehrs-
ministerium mit einzubinden. Ich bin meinem Kollegen 
Volker Wissing sehr dankbar für die enge Kooperation, 
die wir Tag für Tag haben und die auch am Wochenende, 
wenn ich das einmal sagen darf, sehr intensiv war. Wir 
werden diese Woche den Königsteiner Schlüssel anwen-
den, also noch stärker steuern. Ich hatte letzte Woche eine 
gute Runde mit den kommunalen Spitzenverbänden, und 
es wird sicherlich einen adäquaten Austausch mit den 
kommunalen Spitzenverbänden, mit den Ländern und 
mit dem Bund geben.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Konstantin Kuhle.

Konstantin Kuhle (FDP):
Vielen Dank. – Liebe Frau Bundesministerin, wir ha-

ben eine Situation, die die schlimmste Flüchtlingskrise in 
Europa seit dem Zweiten Weltkrieg darstellt. Ich glaube, 
es ist gut, dass wir so viel Hilfsbereitschaft und auch so 
viel unbürokratische Hilfe durch die Nachbarstaaten der 
Ukraine gesehen haben. Auch dem Bundesinnenministe-
rium ausdrücklich ein Dankeschön dafür, dass diese Sa-
chen in Deutschland möglich gemacht worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich mache mir aber ein bisschen Sorgen, ob wirklich 
alle staatlichen Ebenen das Ausmaß dieser Katastrophe 
schon verstanden haben. Deswegen ist meine Frage: Wie 
können wir die verschiedenen staatlichen Ebenen noch 
besser darüber informieren, was ihre Rolle ist? Mich 
würde genau interessieren: Was ist jetzt, in dieser kon-
kreten Konstellation, die Rolle des Bundes, was machen 
die Länder, was machen die Kommunen, und wie stellen 
wir sicher, dass die verschiedenen staatlichen Ebenen 
auch erfahren, was ihre Rolle ist, und dass die Kommuni-
kation zwischen den Akteuren gewährleistet ist?
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Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank, Herr Kuhle, für Ihre Frage. – 
Wir haben ein sehr enges Netzwerk in der Kooperation. 
Wir haben nahezu täglich einen Austausch mit den Bun-
desländern. Wir haben auch einen intensiven Austausch 
mit den kommunalen Spitzenverbänden, um zu schauen, 
wer für was zuständig ist.

Dazu ein Beispiel: Wenn die Geflüchteten, die ja hier 
sehr unbürokratisch einen Aufenthaltstitel bekommen, 
Leistungen haben möchten, müssen sie sich in einer 
Ausländerbehörde registrieren lassen. Die Registrierung, 
die sie in der Erstaufnahmeeinrichtung gemacht haben, 
würde dafür auch ausreichen; aber sie müssen sich ja 
melden, um ihre Leistungen zu erhalten. Das ist jetzt 
eine kommunale Aufgabe – um mal abzuschichten, wer 
für was im Moment zuständig ist.

Für die Unterbringung und Erstversorgung der Ge-
flüchteten sind die Bundesländer zuständig, aber wir hel-
fen dort sehr stark. Die elektronische Registrierung funk-
tioniert mittlerweile sehr gut. Wir haben sogenannte PIK- 
Stationen. Das heißt: Wir nehmen zehn Fingerabdrücke, 
alles wird registriert. Das dauert ein bisschen. Deswegen 
helfen wir dort mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
BAMF, die diese Geräte haben, und unterstützen die Län-
der bei dieser Aufgabe. Wir helfen mit dem THW, zum 
Beispiel beim Aufbau von Flüchtlingsunterkünften, und 
wir helfen sehr stark mit der Bundespolizei. Wir steuern 
miteinander sehr viel.

Wenn Sie erlauben, erwähne ich noch ganz kurz, dass 
wir auch auf der europäischen Ebene jetzt schon stärker 
steuern. Seit dem letzten Wochenende und dem Beginn 
dieser Woche habe ich gemeinsam mit Volker Wissing 
einen Ansprechpartner in Polen, sodass wir jetzt täglich 
Absprachen über die Verteilung treffen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer Nachfrage. – Ich bitte die 

Fragenden wie auch die Frau Ministerin, jeweils auf die 
verabredete Zeit zu achten. – Bitte.

Konstantin Kuhle (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Frau Bundes-

innenministerin, Sie haben den Königsteiner Schlüssel 
erwähnt. Es ist gut, dass er jetzt in Deutschland Anwen-
dung findet. Er kann ja aber nur angewandt werden, so-
weit die Personen registriert sind. Deswegen würde ich 
Sie bitten, noch einmal ein Wort zu sagen zu der Gruppe 
derjenigen, die privat untergekommen und die noch nicht 
registriert sind. Wie viele sind das ungefähr? Und wie 
kommen wir bei dieser Gruppe von Personen, die privat 
untergekommen sind, dazu, dass sie jetzt auch registriert 
und dann verteilt werden?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Wir werden jetzt auf jeden Fall über diese Plattform, 
die wir ab dieser Woche anbieten und die sich an die 
Geflüchteten richtet, die jetzt bei Verwandten, Freunden 
untergekommen sind oder die auf eigene Faust hier ein-
gereist und nicht mit Zügen angekommen sind – wir 

haben sie ja zumindest gezählt und wissen, wer hier ist –, 
jetzt noch einmal die Informationen versenden. Denn 
auch sie müssen ja Leistungen erhalten können, sie wol-
len ja auch arbeiten, sie brauchen eine Arbeitserlaubnis. 
Das alles kann man bei der Ausländerbehörde erhalten. 
Ich glaube, dass man über diese Plattform die Menschen 
gut erreichen kann.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Abgeordnete Czaja das 

Wort.

Mario Czaja (CDU/CSU):
Frau Ministerin, ich komme auf das Thema der Auf-

gaben zurück. Ich weiß nicht, wann Sie am Hauptbahnhof 
gewesen sind und sich die Situation angesehen haben. 
Wer erfasst, bei wem die Geflüchteten aufgenommen 
werden und wer das ist, bei dem die Aufnahme statt-
gefunden hat, damit da kein Schindluder getrieben wird?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Zuerst wird erfasst bei Grenzübertritt von Polen nach 
Deutschland; denn die Bundespolizei betritt die Züge und 
lässt sich alle Pässe zeigen. Das passiert in der Regel am 
Grenzübergang Frankfurt (Oder). Die Erfassung in dem 
System, das ich eben genannt habe, passiert in Berlin, 
wenn die Geflüchteten in die Erstaufnahmeeinrichtung 
kommen: mit Fingerabdrucksystem, mit allem. Eine Aus-
nahme gibt es, wenn ich Ihnen das noch mal sagen darf: 
Alle, die ohne Pass kommen oder Drittstaatler sind, wer-
den von der Bundespolizei in den Bearbeitungsstraßen 
bereits in Frankfurt (Oder) in die Systeme aufgenommen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Alexander Throm.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Frau Ministerin Faeser, ich will Ihnen die Gelegenheit 

geben, Ihre Aussage von vorhin und auch von eben zu 
überprüfen; denn sie widerspricht den Darstellungen Ih-
rer Staatssekretäre von erst heute Morgen im Innenaus-
schuss. Wir registrieren und stellen Personen nicht durch-
gehend fest. Das betrifft auch nicht nur diejenigen, die 
einen biometrischen Pass haben und damit visafrei ein-
reisen; vielmehr wird auch bei anderen Personen nicht 
durchgehend registriert und festgestellt. Deswegen gebe 
ich Ihnen die Gelegenheit, das noch mal darzustellen. Wir 
wissen momentan nicht, wie viele Personen aus der 
Ukraine nach Deutschland eingereist sind und wo sie 
sind. Das ist beispielsweise in Polen ganz anders. Polen 
hat einen sehr genauen Kenntnisstand darüber, wer und 
wie viele bei ihnen angekommen sind und wo ihre Rei-
seziele sind. Was macht Polen besser als wir?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Throm, ich versuche, es Ihnen noch mal zu sagen.
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Bleiben Sie bitte stehen, Herr Kollege Throm.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Throm, ich versuche, es noch mal zu erklären – da 
gibt es auch gar keinen Widerspruch, glaube ich, zwi-
schen mir und dem Staatssekretär –: Ich habe ja eben 
erläutert, dass unterschiedliche Personen mit unterschied-
lichem Schutzstatus ankommen und daher unterschied-
lich registriert werden. Ich habe Ihnen gerade erläutert: 
In Frankfurt (Oder) geht die Bundespolizei in die Züge 
rein, lässt sich alle Ausweise zeigen, und die, die keine 
haben oder Drittstaatler sind, werden im System erfasst. 
Das ist das eine.

Das andere sind die Menschen, die mit biometrischen 
Pass einreisen und 90 Tage visafrei in Deutschland blei-
ben können. Die haben das Recht, sich frei zu bewegen. 
Die werden wir – und da sind Sie sicher mit mir einer 
Meinung –, wenn sie nach Paris oder Madrid weiterreisen 
möchten, nicht daran hindern wollen. Sie werden dort 
Freunde, Bekannte, Angehörige treffen.

Jetzt nenne ich Ihnen einmal den Unterschied zwi-
schen Polen und uns: Polen hat eine Grenze zur Ukraine. 
Dort stehen die Menschen, die von Krieg, Flucht, Ver-
treibung und vom Bombenhagel betroffen sind, in der 
Kälte Schlange, um in das Land einzureisen. Wollen Sie 
wirklich in Deutschland die Grenzen wieder schließen, 
damit genau das an der Grenze von Polen zu Deutschland 
noch einmal passiert? Wenn das so ist, dann sagen Sie es. 
Meine Auffassung ist es nicht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Da geht in Ihrem Haus wohl einiges durcheinander. 

Noch mal: Die Darstellung Ihrer Staatssekretäre heute 
Morgen war unisono eine andere. Bitte erkundigen Sie 
sich bei ihnen.

Die Grünen sind ja auch unzufrieden und haben bei-
spielsweise einen Flüchtlingsgipfel im Kanzleramt gefor-
dert. Deswegen die Frage: Halten Sie das auch für not-
wendig? Zur besseren Koordination muss die Krise jetzt 
hier Chefsache werden.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Da Sie bislang noch keine Einladung dafür bekommen 
haben, Herr Throm, sehen Sie, dass wir das sehr gelassen 
sehen. Ich habe gesagt: Es wird ein geeignetes Format 
geben, das wir öffentlich und über das, was wir im Ar-
beitsalltag jeden Tag miteinander besprechen – sei es mit 
den kommunalen Spitzenvertretern oder mit den Länder-
vertretern –, hinaus auflegen werden. Ich glaube, dass das 
Erfassen und Verteilen innerhalb Deutschlands und vor 
allen Dingen – ich will es noch mal sagen – die humani-

täre Aufnahme von Frauen mit kleinen Kindern hier in 
Deutschland gewährleistet ist und dass dort gerade gute 
Arbeit geleistet wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Noch mal kurz zur Erläuterung: Heute gilt die Praxis, 

dass es noch eine Nachfrage eines weiteren oder einer 
weiteren Abgeordneten gibt. Der erste, der sich jetzt zu 
dieser Frage gemeldet hat, war der Kollege Thomae. Ich 
habe noch eine Wortmeldung gesehen. Aber wir haben 
noch Chancen, dass auch andere nachher mit Nachfragen 
zum Zuge kommen. – Bitte, Herr Thomae.

Stephan Thomae (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, den 

Widerspruch, den der Kollege Throm zwischen Ihren 
Aussagen und denen des Staatssekretärs zu erkennen ver-
meinte, konnte ich auch nicht feststellen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin aber auch der Auffassung, dass es notwendig ist, 
genau festzustellen, wer im Lande ankommt. Denn nur 
dann, wenn wir wissen, wie viele kommen und wer 
kommt – Minderjährige, Frauen, die allein kommen, Fa-
milien oder Ältere –, kann man sinnvoll, gerecht und fair 
verteilen und auch feststellen, welche Bedürfnisse sich 
daraus an Kinderbetreuung, Betreuung von älteren Per-
sonen und dergleichen ergeben. Deswegen ist es natürlich 
schon richtig, dass ein möglichst genaues Register wich-
tig ist. Ich bin sehr froh, dass Sie schon in Auftrag gege-
ben haben, dass ein solches Register durch das BAMF 
erstellt wird. Auch die Polen und andere Länder haben so 
etwas.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Thomae, 30 Sekunden.

Stephan Thomae (FDP):
Nun wäre es sicherlich sinnvoll, wenn diese verschie-

denen Register aufeinander abgestimmt würden. Da ist 
meine Frage an Sie: Gibt es einen Abgleich zwischen 
den Registern, etwa in Polen und Deutschland?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Thomae, was ich Ihnen zumindest sagen kann – 
das ist ein echter Fortschritt –: Bei der Erstaufnahme über 
die PIK-Stationen registrieren wir die Geflüchteten ja 
schon – ich habe es vorhin erklärt –, obwohl sie einen 
biometrischen Pass haben und wir es gar nicht müssten. 
Dieser Datenabgleich in unserem Ausländerzentralregis-
ter geht beispielsweise mithilfe von Eurodac. Das ist 
überhaupt kein Problem, übrigens auch was die Daten 
der Bundespolizei und des BAMF angeht. Das ist ein 
echter Fortschritt, dass wir da schon so weit sind. Jetzt 
geht es nur noch darum, dass wir das auch möglichst 
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flächendeckend hinbekommen, und dafür leisten wir ge-
rade sehr viel Unterstützung. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Khan.

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, Sie 

haben vorhin schon Ihren Aktionsplan gegen Rechts-
extremismus angesprochen. Wir begrüßen sehr, dass Sie 
der Prävention ordentlich Platz einräumen. Vielen Dank 
dafür.

Uns ist es besonders wichtig, dass wir entschlossen 
gegen Antisemitismus, gegen Rassismus, Islamfeindlich-
keit, Queerfeindlichkeit und jede andere Form von grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit vorgehen. An der 
Stelle die Frage: Was möchten Sie dafür tun in Ihrem 
Aktionsplan? – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank, Frau Abgeordnete, dass Sie 
dieses so wichtige Thema ansprechen. – Wir haben 
zwei oder drei richtig große Bereiche eines präventiven 
Ansatzes in dem Aktionsplan vorgelegt:

Das eine ist, dass wir Programme auflegen wollen, wie 
wir diese gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit frü-
hestmöglich bekämpfen können.

Das zweite ist eine Medienkompetenzvermittlung, 
weil wir zunehmend feststellen, dass in den sozialen 
Netzwerken über rechte Medien falsch informiert wird. 
Wir müssen gerade junge Leute im Bereich der Medien-
kompetenz stark machen, damit sie nicht auf diese Ver-
schwörungstheorien und rechtsextremen Theorien rein-
fallen.

Der dritte Bereich befasst sich damit, in der Gesamt-
gesellschaft an allen Stellen, wo es nötig ist, aber vor 
allen Dingen aus unserem Haus heraus – wir haben die 
Heimatabteilung dafür extra noch weiter ausgebaut –, die 
Menschen präventiv durch einzelne Projekte zu stärken 
und resilienter gegenüber Übergriffen von Rechtsextre-
misten zu machen und auch Aussteigerprogramme zu 
stärken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Krämer.

Philip Krämer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, ich 

hätte eine Nachfrage den Sportbereich betreffend. Wir 
haben uns im Koalitionsvertrag ein Bundesprogramm 
gegen Rechtsextremismus und Menschenfeindlichkeit 
vorgenommen. Welche Schwerpunkte möchten Sie da 
gerne setzen, und welchen Zeitplan haben Sie sich dort 
vorgenommen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Für mich ist es 
ganz wichtig, dass wir bei mir im Haus dem Sport – ich 
bin ja auch Sportministerin – und gerade dem Bereich 
Integration durch Sport sehr viel mehr Raum geben. 
Wir haben dort noch mal die Mittel verstärkt, gerade im 
Hinblick auf präventive Projekte zur Verhinderung von 
Rechtsextremismus. Wir haben dort ein völlig neues 
Konzept aufgestellt. Es freut mich sehr, dass Sie das zur 
Kenntnis nehmen.

Wir wollen aber den Sport insgesamt stärken. Wir ha-
ben im neuen Haushalt nochmals mehr Mittel eingeplant. 
Ich freue mich, dass wir im nächsten Jahr die Special 
Olympics World Games hier in Deutschland haben. Wir 
werden dafür verstärkt Geld in die Hand nehmen, um da 
sehr praktisch zu unterstützen. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Abgeordnete Martin Hess.

Martin Hess (AfD):
Frau Ministerin, Sie haben gestern auf der Pressekon-

ferenz zum wiederholten Mal den Rechtsextremismus als 
größte Sicherheitsgefahr in unserem Land dargestellt. Die 
objektive Zahlenlage spricht aber eine andere Sprache: 
554 islamistischen Gefährdern stehen 76 rechtsextremis-
tische gegenüber. Der Generalbundesanwalt hat seit 
2019 1 007 islamistische Terrorverfahren eingeleitet. 
Dem gegenüber stehen 40 Terrorverfahren gegen Rechts-
extremisten. Bei dem verhinderten islamistischen Rizin- 
Anschlag in Köln hätten bis zu 13 500 Tote und noch mal 
so viele Verletzte, also in Summe 27 000 Opfer, beklagt 
werden müssen, wenn er umgesetzt worden wäre. Sind 
Sie angesichts dieser klaren Zahlen bereit, Ihre Priorität 
in der Extremismusbekämpfung zu korrigieren, insofern 
der objektiven Zahlenlage anzupassen und zukünftig den 
islamistischen Terror als größte Sicherheitsgefahr klar zu 
benennen und zu bekämpfen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter, ich sage es noch mal – ich habe es 
auch in meiner ersten Rede schon gesagt –: Selbstver-
ständlich bekämpft mein Haus alle Formen von Extre-
mismus, sei es Linksextremismus, islamistischer Terro-
rismus oder Rechtsextremismus.

Im Moment – Sie nehmen immer nur die Zahlen, die 
Ihnen gerade passen, in die Argumentation – ist es leider 
so, dass der Rechtsextremismus die größte Bedrohung für 
die demokratische Grundordnung in der Bundesrepublik 
darstellt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Mit dieser Bewertung bin ich auch nicht alleine – Sie 
können sich gerne die Pressekonferenz von gestern 
noch mal angucken –; denn sowohl der Chef des Bundes-
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verfassungsschutzes als auch der BKA-Präsident haben 
gestern eindeutig dargelegt, dass die höchsten Zahlen im 
Moment im Phänomenbereich rechts festzustellen sind.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer Nachfrage.

Martin Hess (AfD):
Gut, dass Sie es ansprechen. Der Präsident des Bundes-

amts für Verfassungsschutz hat gestern allen Ernstes zur 
Beurteilung der Gefahrenlage Zahlen der Amadeu- 
Antonio-Stiftung angeführt.

(Beifall der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist ja eindeutig eine linkslastige Stiftung. Halten Sie 
es als Innenministerin tatsächlich für zielführend, sich bei 
der Extremismusbekämpfung auf spekulative Zahlen von 
eindeutig nicht objektiven externen Organisationen zu 
stützen anstatt auf die validen Zahlen des BKA, die we-
sentlich niedriger liegen? Und können Sie die Irritationen 
nachvollziehen, die ein solches Vorgehen nicht nur bei 
Mitarbeitern der Sicherheitsbehörden erzeugt, sondern 
auch bei einer Vielzahl der Bürger?

(Beifall bei der AfD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nee! Was ist das denn 
für ein Unsinn! Wenn die Zahlen stimmen!)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ich wiederhole meine Antwort noch mal: Ziehen Sie 
nicht einzelne Zahlen raus, um sie für Ihre Argumentation 
zu missbrauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
hat gestern in seiner ersten Bemerkung die Zahlen der 
Polizeilichen Kriminalstatistik zitiert. Die sind aus mei-
ner Sicht nicht fehleranfällig, und danach gibt es die 
meisten Straftaten nun mal im Bereich des Rechtsextre-
mismus.

Was Sie angesprochen haben, betrifft die Zahl der Ge-
walttaten gegen Menschen. Er hat die Zahlen der Ama-
deu-Antonio-Stiftung deshalb herangezogen, weil bei 
Straftaten oft die Motivation nicht erfasst wird. Ich 
weiß nicht, ob Sie auch Jurist sind.

(Martin Hess [AfD]: Ich bin Polizist!)
– Sie sind Polizist. Dann wissen Sie das. – Die Zahlen-
erfassung bei Verurteilungen bemisst sich in der Regel 
nach der Verurteilung wegen des schwersten Delikts. 
Wenn es sich beispielsweise um Totschlag handelt, taucht 
nur der Totschlag in der Statistik auf, aber nicht, dass 
dieser einen rechtsextremistischen Hintergrund hatte. 
Das macht die Amadeu-Antonio-Stiftung anders, und 
deswegen hat er diese Zahlen benutzt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP] und Clara Bünger 
[DIE LINKE])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat die Abgeordnete Renner das 

Wort.

Martina Renner (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin, ich hätte eine Nach-

frage zum Aktionsplan. Unter dem Punkt „Rechts-
extreme Netzwerke zerschlagen“ sprechen Sie dort auch 
die Rolle von Finanzmitteln in der extremen Rechten an, 
zum Beispiel durch Nazirockveranstaltungen. Man muss 
aber auch – und das fehlt mir – Steuerhinterziehung und 
Geldwäsche durch Einnahmen aus dem Bereich der Or-
ganisierten Kriminalität zum Thema machen. Ich glaube 
sogar, dass das, was wir in der extremen Rechten derzeit 
beobachten, bis in den Bereich der Terrorfinanzierung 
geht. Meine Frage: Wie arbeiten Sie an der Stelle mit 
der Justiz und zum Beispiel dem Zollkriminalamt zusam-
men, und was soll dort verändert werden?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Frau Abgeordnete Renner, ich bin Ihnen außerordent-
lich dankbar, dass Sie das ansprechen. Selbstverständlich 
werden wir über den Aktionsplan hinaus den Rechts-
extremismus ganzheitlich bekämpfen. Das, was gestern 
vorgelegt wurde, ist ausdrücklich ein Aktionsplan aus 
dem Hause des Bundesinnenministeriums und hat keine 
ressortübergreifenden Schnittmengen. Deswegen haben 
wir ihn so gefasst, wie wir ihn gefasst haben: um zu 
zeigen, wo wir selber tätig werden können. Selbstver-
ständlich werde ich gemeinsam mit dem Bundesfinanz-
minister und dem Bundesjustizminister auch im Bereich 
der Organisierten Kriminalität, der Geldwäsche und bei 
anderen Dingen sehr eng abgestimmt vorgehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt Elisabeth Kaiser.

Elisabeth Kaiser (SPD):
Ich möchte das gerne noch erweitern. Wir haben ja 

noch ein weiteres wichtiges Vorhaben in unserer Koaliti-
on, und zwar das Demokratiefördergesetz. Wir alle wis-
sen, dass die Zivilgesellschaft eine tragende Säule für 
unsere Demokratie ist. Sie ist auch eine Säule für die 
Kommunen, denen wir das Rückgrat stärken müssen. 
Deshalb ist es so wichtig, dass das Gesetz jetzt auf den 
Weg kommt.

Nun ist die Frage, wie es konkret ausgestaltet wird. Es 
gibt ein Diskussionspapier, das zur Stellungnahme schon 
an die Zivilgesellschaft gegangen ist. Darin soll ein Rah-
men gesetzt werden, um die Zivilgesellschaft zu unter-
stützen. Da frage ich mich: Was sollen die Schwerpunkte 
dieses Rahmens sein, gerade mit Blick auf Förderstruk-
turen, Ausstiegs- und Opferberatung, aber auch mobile 
Beratung? Wie soll das aussehen? Auch mit Blick auf die 
geteilte Federführung zwischen Ihrem Haus und dem 
Haus der Familienministerin würde ich gern wissen: 
Wie wird die konkrete Ausfertigung aussehen? Wer über-
nimmt da die Verantwortung?
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Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Kaiser. – Das ist ein 
sehr wichtiges Projekt. Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie es 
ansprechen; denn es ist nicht Bestandteil des Aktions-
planes – bewusst nicht, weil es in der Tat unter der Fe-
derführung des BMFSFJ ist. Das heißt, Anne Spiegel 
wird dafür die Federführung haben. Es gibt zwar eine 
gemeinsame Vorbereitung, eine gemeinsame Federfüh-
rung in der Erarbeitung, aber sie wird die technische 
Federführung haben, das heißt das Gesetzesvorhaben 
auf den Weg bringen. Ich bin ihr da auch sehr dankbar. 
Wir sind in sehr engem Austausch.

Es geht beim Demokratiefördergesetz um etwas ganz 
Wesentliches, nämlich um die verstetigte finanzielle 
Unterstützung der Zivilgesellschaft. Das steht dabei 
hauptsächlich im Fokus, neben all dem, was Sie an prä-
ventiven, frühzeitigen Maßnahmen, an Aussteigerpro-
grammen angesprochen haben. Das erarbeiten wir gerade 
mit der Zivilgesellschaft, und wir wollen gerne im Zeit-
plan bleiben, sodass wir den Gesetzentwurf Ende des 
Jahres gemeinsam ins Kabinett einbringen. – Vielen 
Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bevor Sie Ihre Nachfrage stellen, der Hinweis: Herr 

Brandner, leider war ein anderer Kollege schneller. – 
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Elisabeth Kaiser (SPD):
Danke für die Ausführungen. – Eine Nachfrage: Mich 

würde noch interessieren, was konkret im Bereich „po-
litische Bildung“ vorgesehen ist. Soll das im Demokratie-
fördergesetz eine Rolle spielen? Da würde ich gern noch 
mal um ein paar Ausführungen bitten. – Vielen Dank.

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank, Frau Kaiser. – Das haben wir in 
den gestern vorgestellten Aktionsplan schon mit auf-
genommen. Herr Krüger als Leiter der Bundeszentrale 
für politische Bildung war gestern bei der Pressekon-
ferenz dabei. Ich habe noch nicht die Gelegenheit gehabt, 
ihm dafür zu danken und ihn ebenso zu erwähnen wie den 
BKA-Präsidenten und den Verfassungsschutzpräsiden-
ten.

Wir wollen damit vor allen Dingen das, was ich vorhin 
gesagt habe, frühzeitig stärken: die Kompetenz junger 
Leute, resilient gegen die Ansprache von Rechtsextre-
misten zu sein und damit umzugehen. Wir wollen damit 
Medienkompetenz vermitteln, weil das Thema der Beein-
flussung durch rechte Medien ein sehr, sehr aktuelles ist, 
das sich vor allen Dingen auch bei den – ich will es noch 
mal sagen – noch immer stattfindenden Coronaprotesten 
manifestiert. Wie nutzen Rechtsextreme diese aus? Mit 
welchen Medien arbeiten sie dort zusammen? Dazu wol-
len wir im Bereich „politische Bildung“ ganz viel ver-
stärken, um auch dort eine andere Kompetenzvermittlung 
zu erreichen. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Hartmann.

Sebastian Hartmann (SPD):
Frau Vizepräsidentin! Ich möchte die Zahlen, die hier 

im Plenum schon erwähnt worden sind, noch ergänzen. 
Heute Vormittag mussten wir den Bericht des Präsidenten 
des Verfassungsschutzes im Innenausschuss über den 
Verdachtsfall AfD und das Urteil des VG Köln zur 
Kenntnis nehmen. Es wurde auf ein über 1 000-seitiges 
Gutachten verwiesen, das eine Vielzahl von Entgleisun-
gen, Vorwürfen und Nachweisen aufführt, womit der Be-
weis angetreten wird, dass die AfD nicht auf dem Boden 
der Verfassung steht und eben auch der freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung feindlich gegenübersteht.

Sie haben in Ihrem Aktionsplan die Entfernung von 
Rechtsextremisten aus den Kreisen der Sicherheitsbehör-
den, aus den Kreisen des öffentlichen Dienstes zu einem 
der Schwerpunkte erhoben. Das ist ein zentraler Punkt, 
den Sie erwähnt haben.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Auch hier gilt: 30 Sekunden.

Sebastian Hartmann (SPD):
Könnten Sie die Möglichkeiten des Disziplinarrechts 

und die Ansätze des BMI noch mal darlegen?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ganz herzlichen Dank, Herr Hartmann. – Das ist ein 
ganz wichtiger Bereich; denn diejenigen, die den Staat 
vertreten, müssen sich nicht nur auf dem Boden des 
Grundgesetzes bewegen, sondern sie haben eine beson-
dere Vorbildfunktion; das will ich noch mal herausheben. 
Umso wichtiger ist es, dass wir Extremisten und Verfas-
sungsfeinde aus dem öffentlichen Dienst auch schnell 
entfernen können.

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir wollen insbesondere das Disziplinarrecht und 
wahrscheinlich auch das Beamtenrecht insoweit ändern, 
dass wir beispielsweise – das treibt mich schon seit 
Langem um – die Möglichkeit schaffen, die Beweislast 
umzukehren. Das heißt, wenn Anhaltspunkte für fehlende 
Verfassungstreue vorliegen, muss der Betroffene bewei-
sen, dass dem nicht so ist, anstatt dass der Staat immer 
nachweisen muss – das ist sehr kompliziert –, dass andere 
Gründe dafür vorliegen, dass er nicht verfassungstreu ist. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Der zweite wichtige Punkt ist aus meiner Sicht, dass es 
keinen Grund dafür gibt, dass jemand, der sich nur in 
einem Zeit- – Darf ich noch ganz kurz ausführen?

Vizepräsidentin Petra Pau:
„Zeit“ ist das richtige Stichwort. Versuchen Sie, es zu 

Ende zu bringen.
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Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Frau Präsidentin, ich versuche, es ganz schnell zu be-
enden. – Es gibt keinen Grund dafür, dass die Anfor-
derungen an diejenigen, die ihr Beamtenverhältnis ruhen 
lassen, geringer sind, als wenn sich die Person in Pension 
befindet. Auch das ist etwas, was ich nicht in Ordnung 
finde und was ich gern ändern möchte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Clara Bünger.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Vielen Dank, dass ich auch noch ein zweites Mal eine 

Frage stellen darf. – Es haben jetzt viele darüber gespro-
chen, dass hier alle Menschen aufgenommen werden, 
auch alle Drittstaatler/-innen. Ich möchte dem noch ein-
mal vehement widersprechen. Wir begrüßen es natürlich, 
dass jetzt viele Menschen hier aufgenommen werden; 
denn das zeigt doch aus meiner Sicht, wie eine solidari-
sche Asylpolitik funktionieren kann; und das ist gut so, 
und das begrüßen wir natürlich auch. Ich stelle mir den-
noch die Frage: Warum werden nicht alle Geflüchteten 
hier in Deutschland so solidarisch aufgenommen? Wa-
rum wird es beispielsweise nicht allen Geflüchteten er-
möglicht, bei Verwandten und Bekannten unterzukom-
men, wenn sie die Möglichkeit dazu haben? Warum 
werden andere Asylsuchende vielmehr weiterhin ge-
zwungen, sich in menschenunwürdigen Erstaufnahme-
lagern, sogenannten AnkERzentren, unterbringen zu las-
sen?

Ist Ihr Haus bereit, darüber nachzudenken, das generell 
zu ändern? Oder wie sieht der diesbezügliche Plan bei 
Ihnen aus?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für die Frage, die Sie 
mir gestellt haben. – Sie haben ja gesehen, dass wir im 
Koalitionsvertrag umfangreiche Vorhaben für eine men-
schenwürdige Aufnahme von Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern in Deutschland vereinbart haben. Da 
wird es Verbesserungen geben.

Wenn Sie ansprechen, dass der Asylstatus etwas ist, 
was möglichst auch europaweit einheitlich geregelt wer-
den sollte, möchte ich noch einmal darauf verweisen: 
Auch da kämpfen wir für bessere Standards in vielen 
Ländern, deswegen meine starken Bemühungen, ins-
besondere in Europa für ein europäisches Asylsystem 
zu kämpfen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Ich hätte noch eine Nachfrage. – Einige hatten ja ge-

rade die polnisch-belarussische Grenze angesprochen. 
Wie können Sie rechtfertigen, dass an der polnischen 

Außengrenze auf der einen Seite Menschen illegal ge-
pushbackt werden – was ganz klar ein völkerrechtswid-
riger Verstoß ist – und auf der anderen Seite Menschen 
mit offenen Armen aufgenommen werden? Wie können 
Sie diesen Unterschied erklären? Sollten nicht alle Men-
schen mit den gleichen Rechten hier in der EU aufgenom-
men werden?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ich glaube nicht, dass ich mich dazu erklären muss, 
weil ich eine der wenigen bin, die im Namen der Bundes-
regierung in Brüssel gesagt hat, dass Menschenrechts-
standards an den Grenzen der EU immer eingehalten 
werden müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Kollege de Vries das Wort.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Frau Ministerin, die Bundesregierung hat 38 Beauf-

tragte berufen. Wir befinden uns, wie Konstantin Kuhle 
gesagt hat, in der schlimmsten Flüchtlingskrise Europas 
seit dem Zweiten Weltkrieg. Wir müssen, wenn wir den 
Migrationsforschern glauben dürfen, damit rechnen, dass 
auch weit über 1 Million Menschen nach Deutschland 
kommen können. Das ist eine nationale Kraftanstren-
gung. Wie kann es in einer solchen Situation sein, dass 
es in der Bundesregierung keinen Flüchtlingskoordinator 
gibt, keinen nationalen Krisenstab, der in der Lage ist, 
diese Herausforderung politisch zu bewältigen? Angela 
Merkel hatte es damals ja so gemacht, dass sie einen 
Flüchtlingskoordinator im Bundeskanzleramt angesiedelt 
hatte.

(Stephan Brandner [AfD]: Das hat ja super 
hingehauen!)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter de Vries, ich darf mich für die 
Frage ganz herzlich bedanken. – Wir haben eine ähnliche 
Krisenstruktur, und zwar unter Leitung von Staatssekre-
tär Engelke; damals war es die Kollegin Haber, auch im 
Range einer Staatssekretärin. Insofern ist es von der 
Struktur her ähnlich; das scheinen Sie zu begrüßen. Dafür 
darf ich mich ganz herzlich bedanken.

Ansonsten sind wir, wie ich finde, sehr gut aufgestellt, 
weil wir jetzt eine sehr gute Zusammenarbeit mit den 
Ländern und Kommunen haben, um diese Zeit – Krieg 
in Europa – gut zu bewältigen.

(Mario Czaja [CDU/CSU]: Fragen Sie mal 
Frau Kipping in Berlin, wie sie das findet!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Manuel Höferlin.
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Manuel Höferlin (FDP):
Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau Bundes-

ministerin, ich habe eine Frage zum Themenkomplex 
Telegram. Telegram war ja und ist immer noch Teil der 
öffentlichen Debatten. Wir haben an verschiedenen Stel-
len viel Problematisches bei Telegram gesehen, in den 
letzten Tagen auch einige positive Seiten. Man sieht, 
das Telegram-Netz hat Schattenseiten und Licht. Manch-
mal wird es benutzt von Menschen, die vertraulich kom-
munizieren müssen, weil sie in Regimen leben, in denen 
sie unterdrückt werden, und nur dort verschlüsselt und 
sicher kommunizieren können. An anderen Stellen – 
das ist teilweise in öffentlichen Bereichen – wird Tele-
gram zur Verbreitung von Hasstaten, von Straftaten be-
nutzt.

Sie haben in der Vergangenheit versucht, Telegram zu 
kontaktieren, zusammen mit dem Justizministerium. 
Marco Buschmann und Sie haben gemeinsam auch öf-
fentlich kommuniziert in dieser Hinsicht. Und da ist Ih-
nen auch etwas gelungen: Inzwischen sind 64 Kanäle, 
zum Beispiel der von Attila Hildmann, gelöscht worden. – 
Können Sie uns bitte einmal informieren, wie die Kom-
munikation dort derzeit weiterläuft, was da geschehen ist 
und wie Sie da in Kontakt gekommen sind?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Höferlin, für die Fra-
ge. – Der Kollege Buschmann im Justizministerium hat 
sogar das offizielle Verfahren, das wir nach dem NetzDG 
einleiten können, gegen Telegram eingeleitet, da sie eben 
auch verpflichtet sind, Seiten zu sperren.

Telegram hat einen sehr öffentlichen Bereich, wo zu 
Protestaktionen gegen Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker aufgerufen wurde, zu Hass, Hetze, 
Morddrohungen gegenüber dem Ministerpräsidenten 
Kretschmer in Sachsen und der Ministerpräsidentin 
Schwesig in Mecklenburg-Vorpommern – etwas sehr Wi-
derwärtiges.

Wir haben den öffentlichen Druck so sehr erhöht, dass 
sich Telegram bei uns im Innenministerium gemeldet hat. 
Wir haben jetzt einen deutschsprachigen Ansprechpart-
ner, der auf unsere Löschgesuche hin jetzt die Seiten 
gelöscht hat. Das ist ein großer Erfolg dieser Bundes-
regierung, wofür ich mich sehr bedanke.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Manuel Höferlin (FDP):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Ich beziehe mich 

noch mal genau auf dieses Verfahren bezüglich des of-
fenen Teils von Telegram und explizit nicht auf den ver-
traulichen, verschlüsselten Kommunikationsweg. Ist das 
jetzt so, dass auch für die Zukunft sichergestellt ist, dass 
es bei solchen Verfahren einheitliche Ansprechpartner bei 
Telegram gibt? Ist dort auch von Ihrer Seite aus ein Kom-
munikationsweg geschaffen geworden? Gibt es dort Pro-
zesse, wie sie andere wie Facebook und Google für ihr 
soziales Netzwerk eingerichtet haben?

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Wir haben, wie ich gerade gesagt habe, zumindest 
einen festen Ansprechpartner, einen deutschsprachigen 
festen Ansprechpartner, der nach unseren Löschgesuchen 
die Seiten mit den Mordaufrufen und anderes gelöscht 
hat. Das ist ein großer Erfolg. Das BKA hat in dieser 
Hinsicht ja auch eine große, gestärkte Struktur aufgebaut, 
um diese Verfahren zu führen.

Was noch nicht so gut geklappt hat, ist, das, was wir in 
den letzten Tagen im Zusammenhang mit dem Krieg 
gesehen haben, auch schnell zu löschen. Wir arbeiten 
daran, dass das noch besser funktioniert.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Abgeordnete Brandner das 

Wort.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Frau Faeser, Sie haben die Frage ge-

rade gehört. Manche kommunizieren über Telegram, 
manche publizieren in Zeitschriften namens „antifa“; 
dazu gehören Sie. Die Zeitschrift „antifa“ ist die Zeit-
schrift einer Vereinigung, die der bayerische Verfas-
sungsschutz als „bundesweit größte linksextremistisch 
beeinflusste Organisation im Bereich des Antifaschis-
mus“ einstuft; also nicht ich tue das, sondern der bayeri-
sche Verfassungsschutz. Diese Organisation will letzt-
endlich die Demokratie abschaffen, weil sie die 
Demokratie für faschistisch hält. Meines Erachtens ist 
die Unterstützung eines solchen Magazins schon höchst-
problematisch, für eine Innenministerin ein Skandal.

Deshalb meine Frage: Warum haben Sie aus diesem 
Skandal nicht die Konsequenzen gezogen und sind zu-
rückgetreten?

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der SPD: Sie kennen sich aus mit dem 
Verfassungsschutz!)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter Brandner, ich beantworte Ihnen 
selbstverständlich gerne die Frage, auch wenn ich sie 
nicht besonders sachlich finde. Aber ich habe es vorhin 
Ihrem Kollegen schon gesagt: Ich habe hier in meiner 
ersten Rede im Deutschen Bundestag sehr klar gemacht, 
dass ich mich jederzeit gegen jegliche Form von Extre-
mismus einsetze, gegen Linksextremismus, gegen 
Rechtsextremismus und gegen den Islamismus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Daran gibt es auch überhaupt keinen Zweifel. Im Gegen-
teil, ich bin schon dafür kritisiert worden – das können 
Sie gerne recherchieren; das war in meiner Zeit als Frak-
tionsvorsitzende der SPD im Hessischen Landtag –, dass 
ich mich sehr klar hinter die Polizei gestellt habe, als 
linksextreme Gefährder gerade bei den Rodungsarbeiten 
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im Dannenröder Forst unterwegs waren. Vielleicht 
schauen Sie sich das einmal an, um sich ein Bild zu 
machen.

Und ich habe nicht als Bundesministerin gehandelt; 
das sage ich auch noch einmal dazu.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP] – Zuruf der Abg. 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die voraussichtlich letzte Frage stellt der Abgeordnete 

Detlef Seif.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Ministerin, ich habe eine Frage zu einem hoch-

aktuellen Thema. Nachdem der ukrainische Botschafter 
Andrij Melnyk Olaf Scholz aufgefordert hat, eine Regie-
rungserklärung zur aktuellen Situation in der Ukraine 
abzugeben, gab es eine Twitter-Meldung von Staatssekre-
tär Sören Bartol, der unter anderem geschrieben hat:

Ich finde diesen „Botschafter“
- „Botschafter“ in Anführungszeichen gesetzt –

mittlerweile unerträglich. So verhält man sich nicht 
gegenüber einem befreundeten Land.

Ich halte diese Twitter-Nachricht für unerträglich, wenn 
ich bedenke, dass dieser Botschafter sich mit Herzblut für 
sein Land einsetzt und natürlich alle Möglichkeiten nutzt, 
um den Angriffskrieg Putins zurückzuweisen, damit die 
Ukraine letztlich auch siegreich aus diesem Kampf her-
vorgeht. Zwar hat sich der Staatssekretär mittlerweile 
entschuldigt, aber teilen Sie meine Meinung, dass das 
nicht ausreichend ist, sondern dass hier eine Reaktion 
der Bundesregierung folgen muss, indem man sich offi-
ziell entschuldigt?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Herr Abgeordneter, wenn man getwittert hat, was man-
che sehr schnell tun, und sich im Nachhinein für be-
stimmte Äußerungen entschuldigt, dann ist das damit 
aus meiner Sicht erledigt. Bei diesem Krieg in Europa, 
dem furchtbaren völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Pu-
tins gegen die Ukraine, hat insbesondere unser Bundes-
kanzler Olaf Scholz – ich glaube, das ist das Wesentli-
che – bewiesen, wie sehr er an der Seite der Ukraine steht. 
Das sollte in diesen Tagen doch im Vordergrund stehen, 
und dabei sollten wir alle ihn unterstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Benjamin Strasser [FDP])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Dass diese Dinge im Vordergrund stehen sollten, da 

gebe ich Ihnen recht. Aber in dieser Situation und bei 
diesen Äußerungen muss eine klare Rückmeldung der 
Bundesregierung folgen. Wenn ein Mitglied der Bundes-
regierung solche Äußerungen tätigt, ist es damit nicht 
getan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Es muss auf dem offiziellen Wege der Entschuldigung 
gehen. Alles andere ist nicht zielführend. Also, werden 
Sie das zumindest zum Thema in Ihrer Koalition machen 
und überlegen, oder ist das Thema für Sie erledigt?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Ich habe Ihnen meine Einschätzung dazu gesagt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich beende die Befragung. – Danke, Frau Ministerin.
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Fragestunde

Drucksache 20/956
Wenn jetzt Umgruppierungen in den Fraktionen not-

wendig sind, dann bitte ich, sie zügig abzuschließen. – 
Während Sie sich noch umgruppieren, nutze ich die Ge-
legenheit, darauf hinzuweisen, dass zwei Minuten für die 
erste Antwort und jeweils eine Minute für die folgenden 
Fragen und Antworten vorgesehen sind. Sie können sich 
da auch an dem optischen Signal orientieren. Fest steht: 
Wenn die rote Lampe aufleuchtet, ist die Frage- bzw. 
Antwortzeit abgelaufen.

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 20/956 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Ernährung und Landwirtschaft. Zur Beantwor-
tung steht bereit die Parlamentarische Staatssekretärin 
Manuela Rottmann.

Wir kommen zur Frage 1 des Abgeordneten Stephan 
Brandner:

Wie beabsichtigt der Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft, das Tierwohl hierzulande zu stärken (www. 
zdf.de/nachrichten/politik/lebensmittel-landwirtschaft-preise- 
oezdemir-100.html) und dabei gleichzeitig zu verhindern, dass 
Fleisch zu einem „Luxusgut“ wird, das sich nur Besserverdie-
nende leisten können?

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Abge-
ordneter Brandner, ich beantworte Ihre Frage wie folgt:

Um das Leitbild einer nachhaltigen Landwirtschaft zu 
erreichen, ist ein Umbau der landwirtschaftlichen Tier-
haltung erforderlich. Dabei wird die Bundesregierung 
die Bäuerinnen und Bauern unterstützen.

Die grundsätzlich zur Verfügung stehenden Finanzie-
rungswege weisen spezifische Vor- und Nachteile auf, die 
derzeit bewertet werden. Das Bundesministerium für Er-
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nährung und Landwirtschaft strebt an, im Jahr 2022 ein 
Konzept zur Finanzierung des Umbaus der Tierhaltung 
vorzustellen. Bei diesen Arbeiten wird auch die Entwick-
lung der Preise tierischer Produkte berücksichtigt.

Die Bundesregierung möchte eine Entwicklung zu 
Wertschätzung und Wertschöpfung anregen. Dabei wird 
die Bundesregierung sorgfältig darauf achten, dass eine 
solche Prioritätensetzung grundsätzlich unabhängig von 
der Einkommenssituation der Haushalte möglich ist.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Nach dieser Antwort ahnt man jetzt meine Frage gar 

nicht. Meine Frage ging ja dahin, wie – Tierwohl in allen 
Ehren – die Bundesregierung sicherstellen will, dass 
Fleisch nicht zu einem Luxusgut wird, weil ich der Über-
zeugung bin, dass man ein Land mit über 80 Millionen 
Einwohnern nicht durch Streichelzoos ernähren kann. 
Dazu haben Sie jetzt leider nichts gesagt.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb frage ich noch mal anders: Wir haben explo-
dierende Preise bei Fleisch und anderen Lebensmitteln, 
die darauf zurückzuführen sind, dass die Düngeverord-
nung und die Düngemittelverordnung verschärft wurden, 
dass die landwirtschaftlichen Nutzflächen knapp werden, 
dass die Futter- und Düngemittelpreise explodieren, dass 
die Energie- und Spritpreise in die Höhe gehen, und es 
kommt auch nicht zu den Lieferungen aus der Ukraine 
oder aus Russland, auf die wir uns bisher verlassen konn-
ten. Vor diesem Hintergrund die ergänzende Frage an die 
Bundesregierung: Wie wollen Sie sicherstellen, dass 
nicht weitere Bevölkerungskreise verarmen? Wie wollen 
Sie sicherstellen, dass die Menschen draußen in einigen 
Monaten nicht entscheiden müssen, ob sie eine warme 
Wohnung oder ein warmes Essen haben?

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Ich finde es gut, dass Sie sich für die Entwicklung der 
Lebensmittelpreise interessieren – in Ihrer ersten Fra-
gestellung habe ich das nicht so richtig erkennen kön-
nen –; denn tatsächlich haben wir momentan beim Ge-
müse das Hauptproblem mit der Inflation. Das heißt, das 
ist nicht durch irgendwelche Änderungen bei den Hal-
tungsformen getrieben, sondern durch die Entwicklung 
der Preise für fossile Rohstoffe, und das schlägt natürlich 
auch auf die Lebensmittelpreise durch.

Wir haben ein Interesse daran, dass sich die Familien in 
Deutschland – auch die mit geringem Einkommen – gut 
ernähren können. Dazu gehört in allererster Linie auch, 
dass Obst und Gemüse nicht zum Luxusgut werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Ja, gut, aber wenn ich eine Frage stelle, dann erwarte 

ich von Ihnen keine Problembeschreibung, sondern eine 
Antwort, und zwar eine Antwort auf meine Frage: Wie 
wollen Sie sicherstellen, dass man sich als Bürger in 
Kürze nicht zwischen einer warmen Wohnung und einem 
warmen Essen entscheiden muss?

Ich gehe aber noch mal in eine andere Richtung – wir 
haben ja auch noch andere Probleme –: Die Europäische 
Union hat eine neue Verordnung zum Pflanzenschutz 
vorgestellt. Danach soll der Verbrauch von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln bis 2030 etwa halbiert werden. 
Die Europäische Kommission selber hat auf negative 
Auswirkungen hingewiesen, nämlich auf – und das führt 
ja auch wieder zu Kostensteigerungen – Produktionsver-
ringerungen in der Landwirtschaft, die Erhöhung von 
Verbraucherpreisen und – hört, hört! – die Erhöhung 
der Abhängigkeit von Lebensmittelimporten aus Dritt-
staaten. Wir haben hier also das, was die Europäische 
Kommission schon selber als Nachteile beschreibt, und 
jetzt kommt noch der Ukrainekrieg dazu. Wie wollen Sie 
darauf reagieren?

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Vielleicht noch einmal zum ersten Teil Ihres Kommen-
tars: Sie haben vorhin ja vielleicht mitbekommen, dass 
das Kabinett gerade über das nächste Entlastungspaket 
tagt. Das heißt, die Bundesregierung befasst sich dauernd 
mit Entlastungsmaßnahmen für die Bevölkerung.

Ihre Analyse, was das Problem Pflanzenschutzmittel-
reduktion angeht, geht aus meiner Sicht fehl. Sie sehen 
nicht, dass uns die Intensivlandwirtschaft, wie wir sie 
bisher betreiben, in eine Abhängigkeit von fossilen Vor-
produkten geführt hat, die ihrerseits momentan zu einem 
drastischen Anstieg der Preise beiträgt. Das heißt, Ihr 
Vorschlag – ich verstehe ihn so – „Machen wir einfach 
weiter wie bisher“ geht eigentlich dahin, das Feuer mit 
Benzin zu löschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat die Kollegin Zoe Mayer das 

Wort.

Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Dr. Rottmann, ich bin Ihnen sehr dankbar, dass 

Sie das ganze Thema Fleischpreise jetzt in einen diffe-
renzierten Kontext eingebettet haben, gerade auch, indem 
Sie angesprochen haben, dass eben die Inflation im Be-
reich „Gemüse, Obst, pflanzliche Produkte“ enorm an-
steigt. Hier gilt bei einigen Produkten und vor allem 
pflanzlichen Alternativen nicht der vergünstigte Mehr-
wertsteuersatz, im Gegensatz zu den tierischen Produk-
ten.

Mich würde im Sinne der Differenzierung auch noch 
mal interessieren, wie denn die Einschätzung der Bundes-
regierung in Bezug auf die negativen Auswirkungen von 
zu günstigen Fleischpreisen, gar Dumpingpreisen, wie 
wir sie in vielen Bereichen immer noch haben, ist. Diese 
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machen es ja gerade für die Tiere, die Umwelt und natür-
lich auch für die Bäuerinnen und Bauern schwer und wir 
stehen da genauso vor sozialen Problemen, wenn die 
Fleischpreise zu günstig werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Ausgangspunkt der Frage des Kollegen Brandner wa-
ren die geplanten Verbesserungen in der Tierhaltung. Tat-
sächlich stimmt der Schluss, dass dann, wenn wir Land-
wirtinnen und Landwirten anständige Erzeugerpreise und 
den Nutztieren ein anständiges Leben in unseren Ställen 
ermöglichen, automatisch die Erzeugerpreise dynamisch 
ansteigen, so nicht. Die Erzeugerinnen und Erzeuger ha-
ben in den letzten Wochen einen Zusammenbruch des 
Schweinepreises erlebt. Das hat sich aber für die Verbrau-
cher nicht preissparend an der Ladentheke ausgewirkt.

Das heißt, wir müssen gucken, dass entlang der ge-
samten Wertschöpfungskette gilt: Lebensmittel sollen be-
zahlbar bleiben, Landwirte müssen anständige Einkom-
men haben, Tiere müssen gut gehalten werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bevor wir jetzt zur Frage 2 des Abgeordneten 

Brandner kommen, noch einmal die Erläuterung: Wir 
haben heute eine Praxis, dass die in der Geschäftsord-
nung entsprechend zugelassenen Nachfragen durch den 
oder die fragende Abgeordnete gestellt werden und dass 
Frau Göring-Eckardt und ich dann jeweils noch eine 
Nachfrage von anderen Abgeordneten zulassen, damit 
wir hier durchkommen. Das heißt, wer sich jeweils als 
Erstes meldet, kommt zum Zug.

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Brandner auf:

Wie bewertet der Bundesminister für Ernährung und Land-
wirtschaft den Umstand, dass Aktivisten der Gruppe „Auf-
stand der letzten Generation“ einen Haufen Mist im Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft ausgeschüttet 
haben (www.tagesspiegel.de/berlin/umwelt-protest-in-berlin- 
k l i m a a k t i v i s t e n - s c h u e t t e n - m i s t - i m -  
landwirtschaftsministerium-aus/28070758.html), und welche 
Konsequenzen zieht er hieraus?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Vielen Dank, Frau Vizepräsidentin. – Bundesminister 
Cem Özdemir hat kritisiert, dass die Aktivistinnen und 
Aktivsten der genannten Gruppe den Rahmen der Ge-
spräche verlassen und mit zweifelhaften Aktionen ver-
sucht haben, politischen Handlungsdruck aufzubauen. 
Um das berechtigte Interesse, die Lebensmittelver-
schwendung zu reduzieren, zu verfolgen, gibt es andere 
Mittel. Die Zivilgesellschaft kann an politische Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger herantreten 
und in den Dialog treten bzw. die Öffentlichkeit für diese 
Anliegen gewinnen. Wir sind auch im permanenten Dia-
log zum Thema Lebensmittelverschwendung.

Unabhängig von der Form des Protestes in diesem Fall 
ist aber die Tatsache, dass pro Jahr 12 Millionen Tonnen 
Lebensmittelabfälle in Deutschland entstehen und davon 
die Hälfte grundsätzlich vermeidbar wäre, weder mit 
Blick auf die Wertschätzung von Lebensmitteln und de-
ren Erzeugern noch mit Blick auf die Klimakrise vertret-
bar. Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, Lebensmit-
telverschwendung konsequent zu reduzieren und auf 
Ebene des Einzelhandels und der Verbraucherinnen und 
Verbraucher sogar zu halbieren.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Es ging ja in meiner Frage um die Aktion von Aktivis-

ten der Gruppierung „Aufstand der letzten Generation“ – 
wobei mich immer interessiert: Woher wissen die, dass 
sie die letzte Generation sind? – Aber egal. Bei dieser 
Aktion am 16. Februar – das ist also ziemlich genau einen 
Monat her – wurde wohl ein Haufen Schweinemist in die 
Eingangshalle des Landwirtschaftsministeriums gekippt. 
Dann haben sich wohl einige Personen, wie das in letzter 
Zeit so üblich ist, noch irgendwo, sage ich mal, fest-
geklebt. Es ist ja schön, wenn Sie im Dialog mit diesen 
Personen sind, aber für mich – Sie sind ja auch Juristin – 
sind das Straftaten. Mir fällt da gleich Hausfriedensbruch 
ein, mir fällt Sachbeschädigung ein und vielleicht noch 
ein paar andere Dinge.

Vor diesem Hintergrund – wie gesagt, schön, dass Herr 
Özdemir da den Dialog führt –: Wie war denn die straf-
rechtliche Aufarbeitung, die strafrechtliche Verfolgung 
dieser aus meiner Sicht auf der Hand liegenden Strafta-
ten? Und welcher Sachschaden ist entstanden?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sachschaden! Das sind Fliesen!)

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Herr Abgeordneter Brandner, ich beantworte Ihre Fra-
gen gern. Ich wäre aber dankbar, wenn Sie meine Ant-
worten Ihrerseits nicht umdrehen würden. Der Bundes-
minister ist, genau wie das ganze Haus, im Dialog mit 
allen, die sich gegen Lebensmittelverschwendung einset-
zen. Das sind viele Akteure: aus dem Kreis der Kirchen, 
aus dem Kreis der Tafeln, auch aus dem Lebensmittel-
einzelhandel. Und Sie machen daraus, dass Cem Özdemir 
mit diesen Aktivistinnen und Aktivisten in einem Dialog 
war, was nach dieser Aktion nicht der Fall war.

Die Kosten haben wir bereits veröffentlicht; ich kenne 
sie nicht auswendig und habe sie auch nicht dabei. Wir 
haben auf eine Strafanzeige unsererseits verzichtet.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Gerne. – Dann knüpfe ich da an. Mich würde interes-

sieren: Wenn das Straftaten sind, die da in Ihrem Hause 
begangen wurden, und wir ja gerade von Frau Faeser 
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gehört haben, dass alle Arten von Extremismus – auch 
der Klimaextremismus, möglicherweise – bekämpft wer-
den sollen, frage ich mich: Warum haben Sie auf eine 
Strafanzeige verzichtet? Meines Erachtens könnte es 
durchaus auch ein Offizialdelikt gewesen sein, was da 
passiert ist, wenn ich beispielsweise an die Sachbeschä-
digung denke, die ja nicht unerheblich war. Es waren ja 
auch mehrere Personen; vielleicht kommt auch noch so 
eine Art Landfriedensbruch in Betracht. Ich weiß es 
nicht; ich habe es nicht geprüft.

Ich frage jedenfalls: Warum haben Sie auf eine Straf-
anzeige verzichtet? Und können Sie sich erklären, warum 
ausgerechnet Ihr Haus das Ziel der Ablagerung, des Ab-
lieferns von Schweinemist wurde und nicht beispiels-
weise die AfD-Bundesgeschäftsstelle?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Guter Vorschlag! – Zuruf von der 
SPD: Da ist schon genug Mist!)

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Wenn Sie jemanden auf Ideen bringen möchten, bleibt 
das Ihnen überlassen; das will ich nicht kommentieren.

Ich will es Ihnen so sagen: Wenn ein öffentliches In-
teresse an Strafverfolgung besteht, dann ist die Staats-
anwaltschaft dafür zuständig. Das beurteilen nicht wir 
als Landwirtschaftsministerium. Wir haben sehr viel da-
mit zu tun, Lebensmittelverschwendung effektiv zu redu-
zieren. Das ist angesichts der Knappheit von Lebensmit-
teln weltweit, die uns zum Beispiel durch diesen 
Ukrainekrieg droht, extrem wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen, glaube ich, ist die Schwerpunktsetzung unse-
res Hauses die richtige.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat die Kollegin Künast das Wort.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, zum Kollegen Brandner, weil er ja so juristisch 

sein wollte, will ich zunächst mal sagen: Sie können jetzt 
nicht ernsthaft sagen, dass das Auslegen von Kuh- oder 
Schweinemist auf einem Fliesenboden eine Sachbeschä-
digung ist. Da fehlt es an der Substanzverletzung.

(Stephan Brandner [AfD]: Da war ein roter 
Teppichboden!)

So viel zu diesem einen juristischen Teil, wenn wir uns 
schon darüber unterhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann meine Frage an die Staatssekretärin, weil Herr 
Brandner sich ja so viel Sorgen über Food Waste und über 
Fleisch als Luxusgut gemacht hat: Müssten wir, wenn 
man mal Effizienz auf dem Acker und die Ernährung 
von Menschen mit dieser Luxusgut-Fleisch-Frage zu-
sammenbringt, dann nicht festhalten, dass weltweit 
60 Prozent der guten Ackerflächen für Futtermittel be-
nutzt werden

(Stephan Brandner [AfD]: Der Rest für Pho-
tovoltaik!)

und dass nach der Verfütterung an Tiere von zum Beispiel 
8 Kilo Eiweißpflanzen am Ende 1 Kilo tierisches Eiweiß 
rauskommt? Das könnte natürlich nicht nur in Bezug auf 
Food Waste ein Problem sein, sondern eben auch im Hin-
blick auf die Hungerbekämpfung in dieser Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie stehen Sie dazu?

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Ich glaube, dass man die Lage in Deutschland von der 
weltweiten Lage vielleicht getrennt behandelt. In 
Deutschland hat eine flächengebundene Tierhaltung, die 
regional vernünftig verteilt ist, für uns einen Sinn, weil 
sie uns auch hilft, Wertstoffkreisläufe zu schließen. Na-
türlich ist es umgekehrt so, dass nicht alle Flächen, die 
heute für die Tierhaltung vorgesehen sind, auch eins zu 
eins für den Anbau pflanzlicher Lebensmittel verwendbar 
sind.

Aber das vorausgeschickt, ist es definitiv so, dass wir 
bei der Futtermittelerzeugung einen sehr, sehr hohen 
CO2-Fußabdruck haben. Von den 22 Millionen Hektar, 
die wir innerhalb und außerhalb Deutschlands für unse-
ren deutschen Konsum in Anspruch nehmen, ist etwa 
knapp die Hälfte für den Futtermittelanbau nötig.

Ich will Ihnen noch mal eine andere Perspektive nen-
nen: Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung empfiehlt, 
dass wir den Fleischkonsum in Deutschland aus gesund-
heitlichen Gründen reduzieren, auch die Zukunftskom-
mission Landwirtschaft empfiehlt es. Ich glaube, da gibt 
es einen großen Konsens in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Frau Staatssekretärin. – Die Fragen 3 und 4 der 

Abgeordneten von Storch sollen schriftlich beantwortet 
werden.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf. Zur Beant-
wortung steht der Parlamentarische Staatssekretär Sven 
Lehmann bereit.

Ich rufe die Frage 5 der Abgeordneten Silvia Breher 
auf:

Beabsichtigt die Bundesregierung, die coronabedingten 
Sonderregelungen im Elterngeld, die bereits am 31. Dezember 
2021 ausgelaufen sind, rückwirkend zu verlängern?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 
Kollegin Breher. – Ich freue mich, diese Frage zu beant-
worten, weil es da im parlamentarischen Verfahren der 
letzten Tage und Stunden durchaus eine sehr, sehr gute 
Entwicklung gegeben hat.
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Vielleicht noch mal zur Einordnung: Zum März 2020 
wurden aus Anlass der Pandemie für das Elterngeld be-
fristete Sonderregelungen eingeführt. Diese sind teil-
weise ausgelaufen, teilweise wurden sie verlängert, teil-
weise sozusagen sogar verstetigt. Diese Regelung zur 
zusätzlichen Möglichkeit der Ausklammerung bei Ein-
kommensausfällen aufgrund der Coronapandemie, um 
die es jetzt in Ihrer Frage geht, ist ein sogenannter atypi-
scher Ausklammerungstatbestand. Die Einführung war 
aber aufgrund der Pandemie, die ja plötzlich über uns 
gekommen ist, auch gerechtfertigt. Diese Sonderregelung 
wurde bei der Einführung zeitlich befristet, um eben zu 
gegebener Zeit zur Systematik des Elterngeldes zurück-
kehren zu können.

Die Vorgängerregierung hatte im Herbst 2021 be-
schlossen, diese Regelung nicht zu verlängern. Ich freue 
mich aber ganz besonders, dass es jetzt tatsächlich in den 
letzten Tagen und Stunden in den Ausschüssen dazu ge-
kommen ist – unter anderem auch dank der tatkräftigen 
Unterstützung der CDU/CSU-Fraktion –, eine breite 
Mehrheit dafür herzustellen, dass es eine rückwirkende 
Verlängerung der Maßnahmen gibt. Wir als Ministerium 
begrüßen es ausdrücklich, dass es hier zu einer Verlänge-
rung kommt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Silvia Breher (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Wir begrüßen na-

türlich ausdrücklich, dass Sie die Sonderregeln auf unse-
ren Antrag hin rückwirkend zum 31. Dezember 2021 ver-
längern wollen. Das ist eine gute Entscheidung.

Meine Frage ist: Stellen Sie jetzt auch sicher, dass es 
schnellstmöglich umgesetzt wird, dass die Elterngeldstel-
len also angewiesen werden, die Anträge sofort anders zu 
bescheiden, und werden Sie auch die entsprechenden 
Verordnungen kurzfristig und, wenn ja, bis wann ändern?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Selbstverständlich freue ich mich darüber, dass es 
diese breite Mehrheit im Ausschuss gegeben hat. Ich 
habe ja nicht ohne Grund gesagt, dass auch die CDU/ 
CSU einen sehr konstruktiven Anteil daran hatte – dafür 
vielen Dank – und dass wir dafür eine breite Mehrheit 
haben.

Selbstverständlich werden wir, weil es jetzt ja ein sehr 
kurzfristiger Beschluss in den Ausschüssen ist, mit Hoch-
druck daran arbeiten und die entsprechenden Stellen um 
die Umsetzung bitten, sodass es dann wirklich auch sehr 
zeitnah und akut zu einer rückwirkenden Verlängerung 
des Elterngeldes kommen kann.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage. – Sie ver-

zichten. Ich sehe auch keine weiteren Nachfragen.
Dann kommen wir zur Frage 6 der Kollegin Breher:

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas“ über das Jahr 2022 hinaus fortzusetzen bzw. 
weiterzuentwickeln, und, wenn ja, wie lange werden welche 
Mittel für das Bundesprogramm zur Verfügung gestellt?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Kollegin Breher, 
vielen Dank für die Frage.

Die Sprach-Kitas sind ja eine Erfolgsgeschichte. Das 
heißt, sie leisten einen sehr, sehr wertvollen Beitrag zur 
sprachlichen Bildung, auch als Teil der Qualitätsentwick-
lung in den Kindertageseinrichtungen. Mittlerweile ist es 
tatsächlich so, dass bundesweit jede achte Kita eine 
Sprach-Kita ist. Es sorgen über 7 400 aus Mitteln des 
Bundesprogramms geförderte Fachkräfte, die von über 
500 Fachberatungen begleitet werden, dafür, dass diese 
Sprach-Kitas ein Erfolg sind.

Im Koalitionsvertrag der Ampelparteien ist vorgese-
hen, dass das Bundesprogramm weiterentwickelt und 
verstetigt werden soll. Der Finanzrahmen für die 
Sprach-Kitas im Jahr 2023 und natürlich die Finanzpla-
nung ab dem Jahr 2024 sind Gegenstand des laufenden 
Haushaltsaufstellungsverfahrens. Das heißt, dass die 
Konzeption und die Art und Weise der Weiterentwick-
lung natürlich auch diesen haushalterischen Möglichkei-
ten unterliegen. Sie können sich aber sicher sein, dass wir 
ein sehr großes Interesse daran haben, nicht nur zu ver-
stetigen, sondern auch weiterzuentwickeln und das eben 
auch im Haushaltsprozess einzupreisen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Silvia Breher (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Beantwortung meiner Frage. – 

Eine Nachfrage aus aktuellem Anlass: Beabsichtigt das 
BMFSFJ, auch für die geflüchteten Kinder aus der 
Ukraine jetzt die Sprach-Kitas zu nutzen, Programme 
aufzulegen und besondere Öffnungen zu ermöglichen, 
um so einen besonderen Schwerpunkt auf die Sprachför-
derung der geflüchteten Kinder zu legen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Ich glaube, dass das 
ein sehr wichtiger Punkt ist – wir merken mittlerweile 
aufgrund der ersten Zahlen und ersten Erfahrungen, 
dass es sehr viele unbegleitete Minderjährige gibt, aber 
natürlich auch begleitete Minderjährige, die dann meis-
tens mit ihren Müttern einreisen –, dass es einen zügigen 
Zugang auch zu allen Systemen der Kinder- und Jugend-
hilfe gibt. Ich wäre auch sehr dafür, dass bundesweite 
Standards dazu verabredet werden, und weiß, dass das 
morgen im Rahmen der MPK Thema sein soll und dass 
die Länder sich da vermutlich – ohne es vorwegzuneh-
men – vom Bund eine stärkere koordinierende Funktion 
wünschen. Das kann ich nur unterstützen und begrüßen. 
Selbstverständlich müssen alle Kinder, die hier auf-
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genommen werden, auch Zugang zu allen Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe bekommen.

(Beifall des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben keine weitere Nachfrage.
Die Frage 7 des Abgeordneten Lehrieder wird entspre-

chend unseren Richtlinien schriftlich beantwortet.
Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Paul Lehrieder 

auf:
Wann veröffentlicht das Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend, auch vor dem Hintergrund des 
Herausgabebeschlusses des Verwaltungsgerichts Berlin vom 
9. August 2021 (VG Berlin, 2 K 281.19), die Ergebnisse der 
Studie „Kindeswohl und Umgangsrecht“?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, 
Herr Kollege Lehrieder, für die Frage.

Da es sich um einen sowohl politisch sensiblen als 
auch juristisch komplexen Sachverhalt handelt, würde 
ich gerne kurz ausführen, wo wir juristisch in der Frage 
stehen, und Sie dafür um Verständnis bitten.

Es ist am 22. Februar 2021 beim Familienministerium 
ein Bescheid des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz zu der Studie „Kindeswohl und Umgangsrecht“ 
eingegangen. Dieser Bescheid untersagt die Nutzung 
der Erkenntnisse aus den Daten, die zur Durchführung 
der Studie erhoben wurden. Dies betrifft aktuell ins-
besondere die Finalisierung der Studie und eben auch 
die Veröffentlichung der Studienergebnisse.

Wir als Bundesfamilienministerium bedauern das aus-
drücklich, da wir uns von dieser Studie sehr wichtige 
Erkenntnisse sowie Impulse für die weitere Politikgestal-
tung erhofft haben und auch weiterhin erhoffen. Das 
heißt, das Forschungsinteresse, die Wünsche, die Sorgen 
und die Bedürfnisse der Kinder in das Zentrum zu stel-
len – der sogenannte kindzentrierte Ansatz –, ist uns als 
Ministerium weiterhin sehr, sehr wichtig und für uns von 
zentraler Bedeutung.

Deswegen halten wir auch an der Finalisierung dieser 
Studie unbedingt fest und haben daher am 18. März letz-
ten Jahres gegen den Bescheid des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Köln eingelegt. Dieses Gerichtsverfahren läuft noch, und 
wann mit einer Entscheidung zu rechnen ist, ist leider 
derzeit noch nicht absehbar.

Das heißt, die Arbeiten an dieser Studie sind vor die-
sem Hintergrund unterbrochen. Aufgrund der erwartet 
hohen Bedeutung der Studie für die Öffentlichkeit, aber 
eben auch für die weitere Politikgestaltung prüfen wir 
jetzt das weitere Vorgehen und streben aber, wie gesagt, 
die Finalisierung der Studie an.

Bislang liegen uns als Haus nur Entwurfsteile der Stu-
die in Rohfassung vor. In dem Verfahren beim Verwal-
tungsgericht Berlin – das haben Sie ja in Ihrer Frage auch 
zitiert – ist ein Urteil ergangen, welches dem Kläger 

Zugang zu Entwurfsfassungen der Studie nach dem In-
formationsfreiheitsgesetz gewährt. Hiergegen haben wir 
als Ministerium mit Schreiben vom 8. September 2021 
Antrag auf Zulassung der Berufung gestellt. Wir als Mi-
nisterium vertreten zur Frage des Rechts auf Informati-
onszugang zu bloßen Entwurfsfassungen von Studien 
eine andere Rechtsauffassung als das VG Berlin und 
möchten deshalb das Urteil prüfen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Paul Lehrieder (CDU/CSU):
Recht herzlichen Dank, Herr Staatssekretär, für Ihre 

umfangreichen Ausführungen.
Wir kennen uns auch schon ein paar Jahre; wir kennen 

uns aus der Zeit, als diese Studie in Auftrag gegeben 
wurde. Die Studie ist, wie Sie selber zu Recht feststellen, 
sehr wertvoll und auch richtungsweisend. Und gerade im 
Koalitionsvertrag der Ampel finden sich ja etliche An-
sätze – Stichwort „Wechselmodell“ –, die natürlich auch 
gesellschaftspolitische Bedeutung haben und die genau 
auf dieser Studie fußen könnten.

Können Sie sich vorstellen, dass man mit einer gewis-
sen Anonymisierung, etwa mit Schwärzungen, die Studie 
gleichwohl nutzbar, verwendbar macht, um die Erkennt-
nisse der Studie, die sehr viel Aufwand verursacht und 
auch einiges an Geld gekostet hat, jetzt tatsächlich auch 
für die gesellschaftliche Diskussion verwertbar zu ma-
chen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Ich glaube, dass es wichtig ist – auch Bezug nehmend 
auf meine Äußerungen von eben –, dass wir, was die 
Benutzung von Studiendaten oder Teilergebnissen an-
geht, eine andere Rechtsauffassung haben als das VG Ber-
lin. Deswegen ist eine juristische Klärung wichtig.

Das heißt aber mitnichten, dass wir nicht ein sehr ho-
hes Interesse an dieser Studie haben, weil von ihr ja For-
schungsergebnisse zu erwarten sind, die für diesen ge-
samten Themenkomplex, der sehr sensibel ist, wichtig 
sind: Was bedeutet es für Kinder, wenn die Eltern sich 
trennen? Was bedeutet das für den Umgang, auch hin-
sichtlich psychischer Belastungen? – Deswegen möchte 
ich ungern, dass auf juristischem Wege Teilergebnisse 
dieser Studie vorweggenommen werden. Ich glaube, es 
ist wichtig, dass wir das gesamte Bild aller bezogenen 
Daten haben, um dann auch wirklich eine gute Politik 
daraus ableiten zu können.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Paul Lehrieder (CDU/CSU):
Recht herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Im Inte-

resse der nachfolgenden Fragenden mit ihren 33 Fragen 
würde ich gerne auf weitere Nachfragen verzichten.
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke schön. – Dann kommen wir zur Frage 9 der 

Kollegin Dr. Katja Leikert:
Plant die Bundesregierung, auch vor dem Hintergrund der 

sich ausweitenden Flüchtlingsbewegung aus der Ukraine, dass 
über die Hilfetelefone „Gewalt gegen Frauen“ und „Schwan-
gere in Not“ Hilfsangebote nicht nur auf Russisch oder Pol-
nisch, sondern auch auf Ukrainisch angeboten werden?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 
Kollegin Leikert, für die Frage, die ich sehr wichtig finde, 
weil sie das Beratungsangebot der Hilfetelefone „Gewalt 
gegen Frauen“ und „Schwangere in Not“ betrifft.

Das Beratungsangebot wird gemeinsam mit dem Hil-
fetelefon „Sexueller Missbrauch“ in ukrainische Sprache 
übersetzt und natürlich auch über Social-Media-Kanäle, 
NGOs und ukrainische Communities verbreitet. – Ich 
kann das mal zeigen. So sieht zum Beispiel ein über-
setzter Flyer aus.

(Der Redner hält ein Papier hoch)
Ich habe auch schon wahrgenommen, dass auf den ent-
sprechenden Soziale-Medien-Kanälen auf Ukrainisch 
übersetzt wird.

Weitere Übersetzungsmöglichkeiten – beispielsweise 
für das Ukrainische – in das Übersetzungsportfolio aller 
Beratungsstellen aufzunehmen, prüfen wir derzeit, und 
ich hoffe, dass diese Prüfung zum Erfolg führt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Herzlichen Dank für die Beantwortung der Frage. – 

Das war uns sehr wichtig, weil wir bis Freitag, zu dem 
Zeitpunkt, wo wir die Frage stellen konnten, dieses An-
gebot noch nicht entdeckt hatten. Es ist sehr wichtig, dass 
Sie das auf den Weg gebracht haben.

Welche weiteren, zusätzlichen Maßnahmen werden 
denn getroffen, gerade für die Kinder und Frauen auf 
der Flucht? Es gibt ja zunehmend Berichte darüber, 
dass besonders sie Gefahren ausgesetzt sein können, die 
in den Bereich von Menschenrechtsverletzungen oder 
Menschenhandel fallen.

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für die Nachfrage, Frau Kollegin. – Ja, 
das ist in der Tat ein großes Problem. Als der Krieg 
begann und die ersten Menschen in Deutschland anka-
men, bestand teilweise Unklarheit darüber, was beispiels-
weise mit unbegleiteten Minderjährigen genau passiert, 
aber natürlich auch darüber, was mit den Frauen mit oder 
ohne Kindern passiert, die einreisen. Mittlerweile ist un-
ser Informationsstand, dass gerade in Bezug auf die Kin-
der die Jugendämter, die ja zuständig sind, sehr aktiv 
sind, beispielsweise an den Bahnhöfen präsent sind, be-
raten und auch direkt Hilfeleistungen anbieten.

Selbstverständlich muss es unser großes Interesse sein, 
dass gerade Kinder- und Frauenhandel sowie Zwangs-
prostitution im Zusammenhang mit den Geflüchteten 
eben kein Thema wird. Ich habe auf verschiedene Unter-
stützungsleistungen verwiesen. Ich würde sehr gerne im 
Hinblick auf die MPK morgen, die sich auch mit diesem 
Thema befassen wird – heute hat sich das Kabinett damit 
befasst –, weitere Informationen schriftlich an Sie weiter-
geben, sobald wir die Systematik aller Unterstützungs-
leistungen zusammen mit den Ländern erfasst haben.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage. – Sie ver-

zichten. Dann gibt es noch eine Nachfrage aus der Union-
fraktion. Bitte.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Herr Staatssekretär, Sie haben gerade betont, wie wich-

tig Ihrem Haus der Schutz von Frauen und Kindern vor 
sexualisierter Gewalt ist. Vor diesem Hintergrund gehe 
ich davon aus, dass Ihnen bekannt ist, dass hier im Haupt-
bahnhof Berlin der Karuna e. V. in der Beratung von 
ankommenden Flüchtlingen tätig ist, der, glaube ich, in 
der ersten Woche die Plattform „Unterkunft Ukraine“ auf 
den Weg gebracht hat.

Da man dem Ansturm und damit der Nachfrage nicht 
Herr wurde, hat man dazu aufgefordert, dass die Berline-
rinnen und Berliner an den Bahnhof kommen, Schilder 
hochhalten und ihr Wohnungsangebot vor Ort platzieren. 
Das hat natürlich ein erhebliches Risiko für die Frauen 
zur Folge, die diese Angebote annehmen, weil die An-
gebote mitunter nicht seriös sind. Deshalb fragen ich Sie: 
Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Frauen und 
Kinder durch diese – ich sage mal – „wilde Wohnungs-
börse“ im Hauptbahnhof oder auch durch andere An-
gebote, bei denen nicht registriert wurde, Opfer von se-
xualisierter Gewalt, Menschenhandel oder Pädophilie 
geworden sind?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin, für die Nachfrage. – Ich 
möchte Ihnen zunächst zustimmen, dass eine große Ge-
fahr von Menschenhandel und Zwangsprostitution, aber 
auch von Kindesmissbrauch und Kinderhandel besteht.

Ich habe wahrgenommen, dass sich beispielsweise 
über verschiedene soziale Medien Menschen bereit er-
klärt haben, ein Kind aus der Ukraine aufzunehmen. Ich 
unterstelle diesen Menschen dabei erst einmal guten Wil-
len; aber wir wissen es natürlich nicht. Deswegen müssen 
alle Maßnahmen des Menschen- und des Kinderschutzes 
gelten.

Was die Registrierung angeht: Ich weiß, dass die Bun-
desregierung in ständigem Austausch mit dem Bundes-
verwaltungsamt ist, beispielsweise was Daten angeht, aus 
denen hervorgeht, wer überhaupt eingereist ist und wie 
viele davon unbegleitete Minderjährige sind usw. Ich 
würde weitere Informationen darüber, ob Daten zu mög-
lichem Frauenhandel vorliegen, gerne schriftlich an Sie 
weiterleiten. Uns sind sie akut nicht bekannt. Ich werde 
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mich aber sehr gerne darum kümmern, Ihnen entspre-
chende valide Daten zukommen zu lassen, falls es sie 
gibt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke schön.
Ich rufe die Frage 10 der Kollegin Dr. Katja Leikert 

auf:
Plant die Bundesregierung vor dem Hintergrund des laut 

Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP angedachten Coronazukunftspakets – analog zum 
aktuellen Coronaaufholpaket – den Einsatz von Bundesfreiwil-
ligendienstleistenden bzw. von Personen, die ein Freiwilliges 
Soziales Jahr absolvieren?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, und vielen Dank, Frau 
Kollegin Leikert, für die Frage. – Das Aktionsprogramm 
„Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ 
leistete im Jahr 2021 und leistet auch in diesem Jahr einen 
wichtigen Ausgleich für die pandemiebedingten Belas-
tungen für Kinder, Jugendliche und Familien. In Rahmen 
dieses Programms stellt der Bund den Ländern über eine 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 220 Millionen 
Euro für zum Beispiel zusätzliche Sozialarbeit und Frei-
willigendienstleistende an Schulen und in der Kinder- 
und Jugendhilfe zur Verfügung.

Im Anschluss an das Coronaaufholpaket soll es ein 
Zukunftspaket für Bewegung, Kultur und Gesundheit ge-
ben, um die Situation von Kindern und Jugendlichen 
nachhaltig, schnell und wirksam zu verbessern. Das 
wurde im Koalitionsvertrag vereinbart und ist von Minis-
terin Anne Spiegel bereits angekündigt worden. Die ge-
naue Ausgestaltung des Zukunftspakets wird im Laufe 
des Jahres 2022 erarbeitet. Ich kann keine Ergebnisse 
vorwegnehmen, weil es gerade im laufenden Prozess er-
arbeitet wird.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Herr Staatssekretär, nun wissen wir, dass Sie das Co-

ronaaufholpaket in Form des Zukunftspakets fortführen 
wollen. Ich habe eines noch nicht richtig verstanden, 
daher meine Nachfrage: Bundesfreiwilligendienst und 
FSJler sind bisher darin aufgenommen. Wird das fort-
geführt, und werden die Mittel dafür dann auch entspre-
chend erhöht oder wenigstens verstetigt? Können Sie 
dazu schon etwas sagen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Das ist genau Teil der derzeitigen Ausgestaltung des 
weiteren Programmes; deswegen kann ich die Frage nicht 
final beantworten. Aber ich kann Ihnen natürlich sagen, 
dass gerade zu Beginn des Freiwilligenjahr-
gangs 2021/2022, der auch genau in die Pandemie fiel, 
durch die Länder über 1 500 zusätzliche Freiwillige ge-
meldet wurden, die sich in diesem Bereich engagieren 

wollten, die den Freiwilligendienst angetreten haben 
oder in Kürze antreten werden. Bis Ende dieses Monats 
werden die Länder dem Bund einen Zwischenbericht 
über die Verwendung der Mittel erstatten. Er enthält 
dann auch wichtige Informationen für die weitere Aus-
gestaltung des Zukunftsprogramms.

Ich glaube, grundsätzlich teilen wir die Einschätzung, 
dass Freiwillige dort einen sehr wichtigen Beitrag leisten, 
und wir werden bei der Ausgestaltung entsprechend da-
rauf achten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Danke schön. Aber ich verzichte zugunsten der Kolle-

gin Janssen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Dann hat die Kollegin Janssen jetzt das Wort zu einer 

Nachfrage.

Anne Janssen (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Ich habe eine weitere Nachfrage. An 

Schulen sind ja auch noch andere Menschen tätig. Ist im 
Rahmen der Ausweitung des Aktionsprogramms „Auf-
holen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ neben 
der geförderten zusätzlichen Sozialarbeit auch eine Aus-
weitung auf das weitere pädagogische Personal ange-
dacht?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Dass die Sozialarbeit 
in diesem Programm entsprechend ausgeweitet wurde, 
das ist, glaube ich, absolut gut gewesen, weil wir wissen, 
dass es keine bundesweit einheitliche Unterstützung und 
Versorgung mit Sozialarbeit an allen Schulen gibt, son-
dern dass es sehr unterschiedlich gehandhabt wird. Des-
wegen kann ich sagen, dass wir auf jeden Fall sehr darauf 
achten werden, dass die Sozialarbeit einen wichtigen 
Raum im Zukunftsprogramm hat; das gilt natürlich 
auch für weiteres pädagogisches Personal.

Ich kann Ihnen allerdings – Stand heute – noch nicht 
genau sagen, wen das genau und in welchem Umfang 
betreffen wird, weil das Programm gerade, wie gesagt, 
noch in Erarbeitung ist. Aber ich biete gerne an, im Aus-
schuss zu gegebener Zeit darüber zu berichten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Dr. Hermann- 

Josef Tebroke auf:
Beabsichtigt die Bundesregierung, auch im angekündigten 

Zukunftsprogramm, welches anschließend an das Coronaauf-
holprogramm auf den Weg gebracht werden soll, gemeinnüt-
zige Familienerholungseinrichtungen zu berücksichtigen, und, 
wenn ja, in welcher Höhe, und ist im Gegensatz zu dem vor-
herigen Programm „Corona-Auszeit für Familien“ eine antei-
lige Förderung von pädagogischem Personal vorgesehen?

Bitte. 
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Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege, ich 
habe in der Antwort auf die Frage der Kollegin eben 
bereits dargestellt, dass das Aufholprogramm derzeit in 
der Bearbeitung ist.

Es ist auf jeden Fall richtig, dass bei den Familien-
erholungseinrichtungen die Vergabe der Plätze nicht zen-
tral erfolgt, sondern durch die entsprechenden Einrich-
tungen. Nach Angaben der Einrichtungen im Rahmen 
eines regelmäßig durchgeführten Monitorings haben zwi-
schen Oktober und Ende Dezember 4 000 Familien diese 
Maßnahmen in Anspruch genommen. Das zeigt: Es gibt 
ein sehr hohes Interesse; die Menschen brauchen das. 
Deswegen kann ich auf jeden Fall sagen, dass wir sehr 
wohlwollend prüfen, ob diese wichtigen Maßnahmen im 
Aufholprogramm entsprechend berücksichtigt werden 
können. Da es aber, wie gesagt, noch erarbeitet wird, 
kann ich keine finale Aussage dazu treffen.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Das ist eine gute 

Nachricht für erschöpfte Familien und solche in heraus-
fordernden Situationen. Wir haben wiederholt Familien, 
Frauen mit Kindern angesprochen, die aus der Ukraine zu 
uns nach Deutschland geflohen sind. Hat die Bundes-
regierung vor, auch diese Gruppe möglicherweise als 
Zielgruppe für die Familienerholungszeiten in den Blick 
zu nehmen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Es gilt das, was ich 
eben schon in Bezug auf den Zugang von Kindern und 
Jugendlichen zu Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
gesagt habe. Ich glaube, es muss in unser aller Interesse 
sein – und das ist auch das Interesse der Bundesregie-
rung –, mit den Ländern Verabredungen zu treffen, dass 
Menschen, die hier sind, die Schutz suchen und – Erho-
lung klingt ein bisschen euphemistisch – erst mal zur 
Ruhe kommen und mit ihren Familien hier einen Schutz-
raum finden wollen, dann natürlich auch Zugang zu ähn-
lichen Leistungen haben. Diese Familienfreizeiten sind 
sehr wichtig. Die Kapazitäten sind ja auch sukzessive 
erhöht worden. Ich kann jetzt abschließend keine Aus-
sage treffen, kann aber auf jeden Fall sehr gerne mitneh-
men, dass wir in den Beratungen mit den Ländern be-
sonderes Augenmerk darauf legen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Auch das begrüße ich 

außerordentlich, und ich entnehme Ihrer Antwort, dass 
Sie sehr wohl die Bedeutung des pädagogischen Per-
sonals und der psychosozialen Betreuung erkennen. 
Habe ich das richtig verstanden, Sie würden als Bundes-
regierung alles dafür tun, dass die dafür notwendigen 
Mittel bereitgestellt werden?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Wir sind noch sowohl in den laufenden Haushaltsbera-
tungen als auch in den laufenden Beratungen über die 
Ausgestaltung des Programmes. Ich habe auf jeden Fall 
Ihren dringenden Wunsch, das zu berücksichtigen, wahr-
genommen und zur Kenntnis genommen, kann aber – 
Stand heute; über einen ersten Entwurf wurde ja erst 
heute in der Kabinettssitzung gesprochen – noch nicht 
final Stellung nehmen. Alles hängt mit allem zusammen. 
Natürlich hängt auch Geld mit der Ausgestaltung des 
Programmes zusammen. Das Programm ist uns auf jeden 
Fall sehr wichtig. Das Aufbauprogramm wird, glaube ich, 
sehr vieles leisten müssen für erschöpfte Kinder, Famili-
en, Jugendliche nach der Pandemie. Seien Sie vergewis-
sert, dass wir alles dafür geben werden, dass es ein gutes 
Programm wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten Christoph de 

Vries auf:

Was unternehmen nach Kenntnis der Bundesregierung die 
im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ ge-
förderten Träger und Projekte derzeit aktiv, um den Kampf der 
westlichen Wertegemeinschaft gegen den Krieg des Präsiden-
ten der Russischen Föderation, Wladimir Putin, zu unterstüt-
zen?

Bitte. 

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herzlichen Dank, 
Herr Kollege de Vries, für die Frage.

Wir hatten in der Regierungsbefragung mit der Bun-
desinnenministerin Faeser eben schon etwas über die Pla-
nungen für das Demokratiefördergesetz gehört. Sie fra-
gen jetzt explizit zu „Demokratie leben!“. Über dieses 
Programm fördert das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend ein vielfältiges demokrati-
sches Miteinander und die Arbeit gegen Radikalisierun-
gen und Polarisierungen. Im Rahmen dieses Programms 
werden Modellprojekte gefördert, die sogenannte innova-
tive Ansätze vor Ort in den Handlungsfeldern Demokra-
tieförderung und Extremismusprävention erproben.

Unmittelbar nach Beginn des Krieges haben sich viele 
sogenannte Partnerschaften für Demokratie, die es vor 
Ort gibt, des Themas „Krieg und Flucht aus der Ukraine“ 
angenommen. Das heißt, in Form von Aktionen im Rah-
men von Willkommensinitiativen an Bahnhöfen, in Form 
der Organisation und Koordinierung von zivilgesell-
schaftlichem, ehrenamtlichem Engagement, von Mahn-
wachen und Kundgebungen für den Frieden oder auch 
in Form der Illumination von öffentlichen Gebäuden in 
den ukrainischen Nationalfarben gibt es bereits eine Viel-
zahl von Aktivitäten, auch im Rahmen des Programms. 
Vielleicht darf ich das an dieser Stelle sagen: Ein großes 
Dankeschön an alle, die sich vor Ort ehrenamtlich enga-
gieren, um auch ein Zeichen für Frieden zu setzen.
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Diese Aktivitäten sollen durch die themengebundene 
Möglichkeit der Aufstockung intensiviert werden. Das 
heißt, wir wollen das weiter fördern, stärken und unter-
stützen. Dabei soll es beispielsweise auch um die päda-
gogische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zu dem 
Thema „Krieg und Frieden“ gehen oder auch um die 
Arbeit gegen neue Ausgrenzungen gegenüber russisch-
sprachigen Menschen und Russinnen und Russen in 
Deutschland; denn diese Ausgrenzungen wollen wir na-
türlich auch nicht.

Darüber hinaus erörtern wir als Ministerium gerade 
gemeinsam mit den Zuwendungsempfängern, welche 
Maßnahmen im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel notwendig und möglich sind. Die Ände-
rungsanträge, wenn also Projekte erweitert werden, müs-
sen natürlich den Förderrichtlinien entsprechen. Aber wir 
sind zuversichtlich, dass es da zu einer Ausweitung und 
Stärkung kommen kann.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die umfassende 

Antwort. – Ich möchte in dem Zusammenhang noch ein-
mal nachfragen: Was kann aus Sicht Ihres Hauses jetzt, 
ganz aktuell im Zusammenhang mit dem Krieg in der 
Ukraine getan werden, um Kinder und Jugendliche be-
sonders zu schützen vor gezielter Desinformation, die wir 
ja aktuell sehr massiv erleben durch Putin-Propaganda, 
AfD-Propaganda oder auch verdrehte Fakten, die wir auf 
Telegram-Kanälen feststellen müssen? Gibt es diesbe-
züglich Aktivitäten in Ihrem Haus?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für Ihre Nachfrage. – Ich habe erst mal zur 
Kenntnis genommen, und zwar schon in den ersten Tagen 
des Krieges, dass sehr viele kindgerechte TV-Formate, 
beispielsweise Kindernachrichtensendungen, sich sehr 
intensiv mit dem Thema beschäftigt haben und bemüht 
sind, eine kindgerechte Informationsvermittlung zu ge-
währleisten. Die Programme, die von unserem Haus ge-
fördert werden, also Programme, die in den Schulen, in 
den Kitas, in den Jugendhilfeeinrichtungen praktiziert 
werden, zeigen uns, dass sowohl die gezielte alters-
gerechte Information ein wichtiger Bestandteil ist, aber 
natürlich auch – und das finde ich sehr wichtig – eine 
Prävention gegenüber anderen Formen von Ausgrenzung 
darstellt.

Ich habe eben nicht ohne Grund gesagt, dass es jetzt 
keine Ausgrenzung von russischsprachigen Menschen in 
Deutschland oder russischsprachigen Kindern und Ju-
gendlichen in den Klassen geben darf. Darum kümmern 
sich die Jugendeinrichtungen, die Schulen, aber eben 
auch Programme wie „Demokratie leben!“. Ich glaube, 
dass wir da noch sehr viel vor uns haben und deswegen 
wahrscheinlich auch zu einer Ausweitung genau dieser 
wichtigen Arbeit kommen müssen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Auf die verzichte ich, danke.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Dann rufe ich die Frage 13 auf, ebenfalls von dem 

Abgeordneten Christoph de Vries gestellt:
Welche Initiativen plant das Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend zur Bekämpfung sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder vor dem Hintergrund der in der Ver-
gangenheit immer wieder öffentlichen Berichte von Kindes-
missbrauch in öffentlichen Einrichtungen wie Kinder- und 
Jugendeinrichtungen, Kirchen, Sportvereinen, Campinganla-
gen?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich danke Ihnen für 
die Frage zu diesem wichtigen Thema. Auf die Frage, 
welche Initiativen das Ministerium plant, kann ich Ihnen 
glücklicherweise von einer Vielzahl von Initiativen be-
richten, die wir zu diesem wichtigen Thema planen.

Die Ampelkoalition hat sich vorgenommen, das wich-
tige Amt des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs auf eine gesetzliche 
Grundlage zu stellen und damit zu verstetigen und struk-
turell zu stärken. Wir haben vereinbart, dass die wichtige 
Arbeit der Aufarbeitungskommission, die ja seit vielen 
Jahren eine sehr wichtige und hervorragende Arbeit leis-
tet, fortgesetzt werden soll. Der Nationale Rat gegen se-
xuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen unter Vorsitz 
unseres Ministeriums und des Unabhängigen Beauftrag-
ten werden wir weiterführen.

Ab diesem Jahr wird es auch eine breit angelegte Sen-
sibilisierungskampagne geben, gemeinsam von dem Un-
abhängigen Beauftragten und dem Ministerium, damit in 
der Öffentlichkeit mehr über das Thema „sexualisierte 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen“ gesprochen wird. 
Auch das neue Kinder- und Jugendstärkungsgesetz trägt 
mit zahlreichen Maßnahmen zu einer Verbesserung der 
Prävention bzw. der Aufdeckung von sexuellem Kindes-
missbrauch bei.

Daneben fördern das Ministerium und der Unabhän-
gige Beauftragte unterschiedliche Initiativen, um Schutz-
konzepte weiter zu implementieren, beispielsweise die 
Präventionsinitiative „Trau Dich!“ und die Initiativen 
„Kein Raum für Missbrauch“ und „Schule gegen sexuelle 
Gewalt“. Darüber hinaus liegen mit den Empfehlungen 
der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuel-
len Kindesmissbrauchs auch noch übergreifende Krite-
rien für eine gelingende Aufarbeitung in Institutionen 
vor. Also ein Bündel von Maßnahmen zu diesem ins-
gesamt sehr wichtigen Thema. – Von daher vielen Dank 
für Ihre Frage.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.
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Christoph de Vries (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Damit haben Sie 

auch schon einige Nachfragen beantwortet, die ich sonst 
gestellt hätte. Das ist alles zu begrüßen, was Sie gesagt 
haben. Ich will aber an einer Stelle noch mal nachhaken.

Sie wissen ja: Die alte Bundesregierung hat in diesem 
Bereich sehr, sehr viel unternommen, sowohl im Bereich 
Prävention als auch im Bereich Strafverfolgung und 
Strafmaß. Aber es gibt einen gewichtigen Punkt, der nicht 
umgesetzt worden ist. Ich habe gerade heute gelesen: 
Allein in Bayern hat die Zahl der Fälle sexualisierter 
Gewalt an Kindern, des Besitzes und der Verbreitung 
von Kinderpornografie im letzten Jahr um fast 84 Prozent 
zugenommen. Ich habe noch keine Zahlen für unser ge-
samtes Land. Aber wir sehen: Das hat eine steigende 
Bedeutung, und da gibt es dringenden Handlungsbedarf.

Vor diesem Hintergrund frage ich: Inwiefern unter-
stützt die Bundesregierung die Forderung nach einer eu-
roparechtskonformen Regelung zur Speicherung von 
Verbindungsdaten, also das Thema „anlasslose Vorrats-
datenspeicherung“?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für Ihre Nachfrage. – Die Einführung 
einer Vorratsdatenspeicherung sieht der Koalitionsver-
trag nicht vor, weil wir andere Möglichkeiten und Maß-
nahmen sehen, gezielt und früher in die Prävention und 
Strafverfolgung zu gehen. Deswegen muss ich diese 
Frage verneinen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ihre zweite Nachfrage.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Ich möchte da noch mal nachhaken. Wir haben in den 

letzten fünf Jahren mehr als 15 000 Fälle gehabt, wo 
Hinweisen aus dem Ausland nicht nachgegangen werden 
konnte, Täter nicht ermittelt werden konnten, die jetzt 
weiter ihr Unwesen treiben, ihre schrecklichen Taten be-
gehen. Und die Vorratsdatenspeicherung ist die einzige 
Möglichkeit, dieser Täter Herr zu werden. Das waren 
auch im vorletzten Jahr wieder über 2 000 Fälle. Und 
Sie bleiben bei der Aussage, dass Sie trotzdem die Vor-
ratsdatenspeicherung nicht verfolgen wollen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank für Ihre Nachfrage. – Ich bleibe bei der 
Aussage. Es gibt übrigens sowohl in der Fachszene als 
auch juristisch eine Kontroverse darüber, ob die Vorrats-
datenspeicherung dort tatsächlich eine gezielte Maß-
nahme ist. Ich war selber in der letzten Legislaturperiode 
Mitglied der Kinderkommission. Wir hatten dazu sehr 
viele Anhörungen, und es ist nicht so eindeutig, wie Sie 
es gerade dargestellt haben. Deswegen muss ich dabei 
bleiben, dass ich das nicht mit Ja beantworten kann.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat die Kollegin Wulf das Wort.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, ich würde gerne 

von der digitalen in die analoge Welt zurückkommen 
und auf die derzeitige Situation von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen aus der Ukraine zu sprechen 
kommen. Welche Maßnahmen plant das Ministerium, 
um den Schutz dieser Gruppe vor sexualisierter Gewalt 
zu gewährleisten, insbesondere in Bezug auf die Unter-
bringung dieser Kinder und Jugendlichen?

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank, Frau Kollegin, für die Nachfrage. – Wie 
ich eingangs schon sagte, ist es in der Tat sehr wichtig, 
dass bei der Einreise unbegleiteter Minderjähriger und 
übrigens auch begleiteter Minderjähriger alle Schutzstan-
dards eingehalten werden. Deswegen halten wir als Bun-
desregierung einen schnellen Zugang zu allen Systemen 
der Kinder- und Jugendhilfe für sehr wichtig und zentral. 
Das bedeutet faktisch beispielsweise auch Zugang zu 
Leistungen nach SGB VIII, also eine engmaschige Unter-
stützung durch die Jugendämter. Wir glauben, dass das 
ein Baustein sein kann, um Kinder und Jugendliche vor 
Ausbeutung und Gewalt zu schützen.

Über alle weiteren Maßnahmen werde ich gerne im 
Nachgang informieren, auch nach den Beratungen mit 
den Ländern, die unter anderem morgen im Rahmen der 
MPK stattfinden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Herr Staatssekretär. – Wir sind damit am Ende 

Ihres Geschäftsbereichs.
Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesministe-

riums für Gesundheit. Zur Beantwortung steht bereit der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Edgar Franke.

Ich rufe die Frage 14 des Kollegen Stephan Pilsinger 
auf. – Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Dr. Edgar Franke, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Gesundheit:

Ich sehe Herrn Pilsinger nicht.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das ist wahr. – Wenn das so ist, dann verfahren wir 

sowohl bei Frage 14 als auch bei Frage 15 des Abgeord-
neten Stephan Pilsinger, wie in der Geschäftsordnung 
vorgesehen. Damit hat sich dann allerdings auch die 
Nachfrage, die schon angezeigt wurde, erledigt. Für die-
jenigen, die uns nicht so oft hier begleiten: Die Frage wird 
nicht beantwortet.

Wenn ich das richtig überblicke, Herr Dr. Franke, dann 
danke ich für Ihre Anwesenheit und Ihre Bereitschaft zur 
Beantwortung der Fragen. Wir sind damit schon am Ende 
Ihres Geschäftsbereiches.

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Digitales und Verkehr. Zur Beantwortung steht 
bereit die Parlamentarische Staatssekretärin Daniela 
Kluckert.
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Ich rufe die Frage 16 der Kollegin Gitta Connemann 
auf:

Werden bei der anstehenden Novellierung der Verordnung 
über das Befahren der Bundeswasserstraßen in Nationalparks 
im Bereich der Nordsee (Nordsee-Befahrensverordnung – 
NordSBefV) die für die Wattfahrt essenziellen Routen südlich 
der Harle (Vermeidung des gefährlichen Seegatts, ein Toter im 
Langeooger Seegatt 2021), die Direktverbindung von Spieka- 
Neufeld zum Wattenhoch südlich Neuwerk (Vermeidung des 
großen Wattstroms Ostertill, zwei Tote 2021) sowie die Anker-
plätze östlich vom Hafen Spiekeroog, östlich vom Hafen Wan-
gerooge und an der Bill bei Juist, wie von den Wattfahrern nach 
meiner Kenntnis erbeten, als befahrbare Gewässer qualifiziert 
und, falls nein, aus welchen Gründen nicht?

Frau Staatsekretärin, Sie haben das Wort.

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kollegin, es 
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre 
Frage 100 auf Bundestagsdrucksache 20/534 verwiesen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Als wenn ich es geahnt hätte, habe ich die Antwort auf 

diese Frage mitgebracht. Ich möchte den Kollegen mal 
darstellen, wie Sie auf konkrete Fragen, nämlich die 
Frage nach Ankerplätzen und Routen südlich der Harle 
sowie östlich von Spiekeroog, Wangerooge und bei Juist, 
die ich vor zwei Monaten gestellt habe, geantwortet ha-
ben. Die Antwort lautete: „Der Entwurf zur Novellierung 
der Verordnung … befindet sich noch in der Abstim-
mung.“

Das ist wenig konkret, und deswegen wiederhole ich 
die Frage: Was bedeutet „Abstimmung“? Wann dürfen 
wir mit einem Ergebnis rechnen? Und was bedeutet das 
ganz konkret für die angesprochenen Routen und Anker-
plätze?

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Frau Kollegin, das ist ein sehr diffiziler Vorgang. Diese 
Frage beschäftigt sehr viele. Deswegen sind wir in enger 
Abstimmung mit allen Betroffenen und natürlich auch 
mit dem Umweltministerium, das hier eng eingebunden 
werden muss und auch eingebunden wird. Das heißt, wir 
befinden uns gerade in Abstimmung mit den Menschen 
vor Ort, den Unternehmen vor Ort, den Verbänden, dem 
Land Niedersachsen usw. usf. Ein konkreter Zeitpunkt, 
wann diese Abstimmung beendet sein wird, kann noch 
nicht genannt werden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Frau Kollegin, vielen Dank, auch für den Hinweis auf 

die Diffizilität. – Ihre Antwort ist allerdings auch diffizil; 
denn die Betroffenen vor Ort sagen mir, dass die Anhö-
rungen abgeschlossen sind. Es gibt keine Gespräche 

mehr; das sagt mir auch das niedersächsische Umwelt-
ministerium. Vor diesem Hintergrund: Wann ist mit einer 
konkreten Beantwortung zu rechnen? Und können seitens 
der Länder noch Ankerplätze, Routen und Gebiete für die 
Ausübung von Aktivitäten wie Trockenfallen und Kite-
surfen nachgemeldet werden, ganz konkret?

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Frau Kollegin, wie gesagt, wir befinden uns gerade in 
Abstimmung und in der Endstufe dieses Prozesses. Es ist 
selbstverständlich, dass jetzt weder etwas konkret zu ein-
zelnen Punkten noch dazu etwas gesagt werden kann, 
wann diese Verordnung herausgegeben werden kann.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Frage 17 der Kollegin Nadine Schön soll schrift-

lich beantwortet werden.
Ich rufe die Frage 18 des Kollegen Dr. Reinhard Brandl 

auf:
Wird die Bundesregierung bei der zukünftigen Förderung 

des Glasfaserausbaus auf sogenannte Potenzialanalysen setzen 
und damit in diesen Gebieten die Förderung für mehrere Jahre 
aussetzen?

Sie haben das Wort, Frau Staatssekretärin.

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 
Kollege für Ihre Frage. – Im Rahmen der Erarbeitung 
der Gigabitstrategie, die wir derzeit vornehmen, werden 
verschiedene Vorschläge zur künftigen Ausgestaltung der 
Breitbandförderung sowohl mit der Telekommunikati-
onsbranche als auch mit den Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden, so wie das üblich ist, diskutiert.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Im Koalitionsvertrag steht etwas von Potenzialana-

lysen. Können Sie genau erläutern, was Sie darunter ver-
stehen?

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Es geht darum, dass ab 2023 nach europarechtlicher 
Beihilferegelung die Förderung des Infrastrukturausbaus 
für Haushalte mit einem Internetzugang von weniger als 
100 Megabit pro Sekunde wegfällt. Jetzt geht es natürlich 
darum, zu überlegen: Wie macht man dann eine kluge 
Anschlussförderung? – Darum geht es bei diesem Punkt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer zweiten Nachfrage.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Morgen wird der Bundesminister Wissing der Branche 

entsprechende Eckpunkte vorstellen. Wird diese Poten-
zialanalyse, die von der Branche gefordert wird und die 
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einen Ausschluss von der Förderung für große Teile des 
Landes bedeuten würden, in den Eckpunkten enthalten 
sein?

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Die Eckpunkte werden morgen von dem Minister vor-
gestellt. Sie werden sich noch bis morgen gedulden müs-
sen, um zu erfahren, was diese Eckpunkte beinhalten. 
Eins ist aber sicher: Große Teile des Landes werden de-
finitiv nicht von der Förderung ausgeschlossen, sondern 
es wird eine gute und breit angelegte weitere Förderku-
lisse geben, die selbstverständlich dazu führt, dass wir am 
Ende des Tages eine Gigabitgesellschaft etablieren, auf 
die die Menschen und die Unternehmen in diesem Land 
schon so lange warten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 19 des Abgeordneten Nicolas 

Zippelius auf:
Was für Auswirkungen hat aus Sicht der Bundesregierung 

der Ukrainekrieg auf die internationale Digitalpolitik?

Bitte, Frau Staatssekretärin.

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Kollege, vielen 
Dank für die Frage. – Die Frage im Hinblick auf den 
digitalen und analogen Raum beschäftigt uns natürlich 
alle, in dieser Krise in besonderem Maße. Auch hier ist 
natürlich der digitale Raum gefragt.

Die Bundesregierung tritt aber aus guten Gründen un-
verändert für den Multi-Stakeholder-Ansatz in der Inter-
net Governance ein; der ist auch in der Tunis-Agenda des 
Weltgipfels über die Informationsgesellschaft vereinbart 
worden. Dabei geht es darum, dass die internationale 
Steuerung des Internets auf multilaterale, transparente 
und demokratische Weise erfolgen soll. Dazu braucht es 
die Mitwirkung der Regierungen, des Privatsektors, der 
Zivilgesellschaft und auch der internationalen Organisa-
tionen. Diese Steuerung soll für eine ausgeglichene 
Verteilung der Ressourcen sorgen, den Zugang für alle 
Menschen erleichtern und das stabile und sichere Funk-
tionieren des Internets gewährleisten. Wir engagieren uns 
als Bundesregierung sowohl in vielen bilateralen Kon-
takten als auch in multilateralen Foren und Prozessen 
und stärken damit auch die globale digitale Ordnung, 
die auf den Grundprinzipien der Menschenrechte und 
der Grundfreiheiten, der Demokratie, der Rechtsstaat-
lichkeit sowie dem Schutz der Privatsphäre beruht.

Wir haben – ganz aktuell – einen Kandidaten für das 
Amt des Direktors für Standardisierung bei der Interna-
tionalen Fernmeldeunion aufgestellt. Hier streben wir 
natürlich an, relevante Standardisierungsaktivitäten der 
ITU im Digitalbereich maßgeblich mitgestalten zu kön-
nen. In Anbetracht der aktuellen weltpolitischen Lage 
wird die Bundesregierung beim G-7-Digitalministertref-
fen am 10. Mai 2022 die Cybersicherheit, Resilienz und 
insbesondere die Sicherheit kritischer Infrastrukturen wie 
auch beispielsweise der öffentlichen Telekommunikati-
onsnetze auf die Agenda setzen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Frau Staatssekretärin, in meiner Frage habe ich nach 

den Auswirkungen gefragt. Sie haben jetzt den Multi- 
Stakeholder-Ansatz angesprochen, sind aber weniger 
auf die Auswirkungen eingegangen. Bitte konkretisieren 
Sie doch, welche Auswirkungen den Multi-Stakeholder- 
Ansatz auf die internationale Digitalpolitik hat.

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Der Multi-Stakeholder-Ansatz bedeutet, dass nicht ei-
ner oder nicht wenige entscheiden können, wie mit dem 
Internet global umgegangen wird, sondern dass das mit 
allen Stakeholdern gemeinsam gemacht wird. Das ist der 
Weg, um global ein faires, transparentes und sicheres 
Internet zu schaffen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Sie hatten das Treffen der G-7-Digitalminister an-

gesprochen. Noch mal genau: Welche Themen werden 
Sie vonseiten der Bundesregierung auf die Tagesordnung 
bringen?

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

In diesem Bereich – das hatte ich schon gesagt – wer-
den wir die Themen Cybersicherheit, Resilienz und ins-
besondere die Sicherheit kritischer Infrastrukturen, wie 
beispielsweise der öffentlichen Telekommunikationsnet-
ze, auf die Agenda des G-7-Gipfels setzen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Frau Staatssekretärin. – Wir sind damit am 

Ende Ihres Geschäftsbereiches.
Die Frage 20 des Abgeordneten Dr. André Hahn zum 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung soll schriftlich beantwortet werden.

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Oliver Krischer 
bereit.

Ich rufe – und voraussichtlich ist das die letzte Frage, 
die jetzt hier in der Fragestunde behandelt wird – die 
Frage 21 der Abgeordneten Ronja Kemmer auf.

Bevor Sie antworten, Herr Staatssekretär, bitte ich die 
Kolleginnen und Kollegen, die jetzt schon für den nächs-
ten Tagesordnungspunkt herbeigeeilt sind, Platz zu neh-
men und die nötige Aufmerksamkeit auch noch für diese 
Frage und die Antworten herzustellen.

Ich sehe die Kollegin Kemmer nicht. Dann verfahren 
wir, wie in unserer Geschäftsordnung vorgesehen. Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Bereitschaft, die 
Frage zu beantworten.
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Da jetzt die selbst gegebene Zeit für die Fragestunde 
erschöpft ist, beende ich die Fragestunde und rufe den 
Zusatzpunkt 3 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Lage in der Ukraine angesichts des völker-
rechtswidrigen Angriffskriegs Russlands und 
die Auswirkungen auf Deutschland und Eu-
ropa

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Robin Wagener für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Gestern hatte ich die Ehre, mit unserer Kollegin Halyna 
Yanchenko zu sprechen. Halyna Yanchenko ist Abgeord-
nete des ukrainischen Parlaments. Sie begann unser Tele-
fonat mit den Worten: „Heute lebe ich noch, ich weiß 
nicht, was morgen ist.“

„Heute lebe ich noch, ich weiß nicht, was morgen ist“ – 
das ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, die bittere Rea-
lität für Millionen von Menschen in der Ukraine. In einer 
Mischung aus Mut, Enttäuschung, Stärke, Trauer und 
Entschlossenheit schilderte mir Halyna Yanchenko die 
Kriegsverbrechen Putins und der russischen Soldaten. 
Sie schilderte mir die Phosphorbomben und die Streumu-
nition. Sie schilderte mir das Schicksal der vielen getöte-
ten Zivilistinnen und Zivilisten in Mariupol und Charkiw. 
Unter ihnen auch Kinder, Kinder, die von Putins Bomben 
getötet werden, und Kinder, die verhungern und verdurs-
ten. Verhungern und verdursten, weil keine humanitäre 
Hilfe in die Stadt gelassen wird, während gleichzeitig 
russische Streitkräfte die wenigen Fluchtkorridore ins 
Visier nehmen. Mir schnürt es das Herz zu, wenn ich 
diese Berichte höre.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, auch am 21. Tag des Krieges müssen wir alles 
Verantwortbare tun, um uns diesem Terror entgegen-
zustellen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

und jeden Tag aufs Neue prüfen, was möglich ist. Auch 
am Jahrestag des gefälschten Krim-Referendums, der 
heute ist, müssen wir feststellen, dass unsere starken in-
ternationalen Bemühungen noch nicht gereicht haben, 
um Putins Angriffskrieg zu stoppen. Ich will damit über-
haupt nicht die Bemühungen und Entscheidungen auf 
deutscher und europäischer Ebene schmälern. Im Gegen-
teil: Es war wichtig und notwendig, die präzedenzlosen 
Sanktionen zu beschließen und Waffen und Ausrüstung 
zu liefern, und ich bin der Bundesregierung sehr dankbar 
dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir müssen aber auch feststellen, dass wir aufgrund 
einer verfehlten Energiepolitik in einer fossilen Abhän-
gigkeit stecken, die unseren Handlungsspielraum ein-
schränkt. Es ist für niemanden ein Geheimnis, dass wir 
Grünen seit langer Zeit für die Erkenntnis streiten, dass 
Energiewende und Klimaschutz auch sicherheitspoliti-
sche Fragen beantworten. Deshalb ist es jetzt so über-
fällig, dass wir in Deutschland, wie Robert Habeck es 
gesagt hat, täglich unabhängiger von Öl, Kohle und Gas 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die russischen Deviseneinnahmen aus Importen fossi-
ler Energieträger haben diesen Krieg mitfinanziert, und 
darum irritiert mich so manche aktuelle Debatte, die wir 
führen. Ich erwarte, dass sich in einem solchen Moment, 
in dem ein Diktator ein europäisches Nachbarland über-
fällt, auch Ministerpräsidenten hinter die Bundesregie-
rung und nicht vor Zapfsäulen stellen oder wenigstens 
konstruktiv an Lösungen mitarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Denn natürlich müssen wir jenseits markiger Überschrif-
ten für eine sozial gerechte Entlastung sorgen. Es muss 
uns doch darum gehen, dass wir diese Entlastung zu den 
Menschen bringen, die sie brauchen, und damit nicht die 
Gewinnmargen von Ölkonzernen steigern und damit 
letztendlich dafür sorgen, dass Putin auch noch unbe-
absichtigt davon profitiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Entwicklung der Spritpreise bei im Moment sin-
kenden Ölpreisen ist zur Sicherung eines freien Marktes – 
das mal am Rande – ein Fall für das Kartellamt, und das 
muss der Hauptfokus dabei sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wofür im Moment 
vor allem Gelder und unsere Aufmerksamkeit gebraucht 
werden, haben wir gemeinsam im Beschluss der Sonder-
sitzung hier in diesem Raum formuliert: für die politi-
sche, wirtschaftliche, finanzielle, humanitäre und militä-
rische Unterstützung der Ukraine. Um ein ganz konkretes 
Angebot zu machen und ein Beispiel zu nennen: die 
Evakuierung, Aufnahme und Pflege der noch lebenden 
Holocaustüberlebenden aus der Ukraine. Hier können 
wir Putins Lüge der „Denazifizierung“, die er angeblich 
machen will, ganz konkret entlarven; denn er bombar-
diert ja nicht nur die Gedenkstätten zur Erinnerung an 
die deutschen Verbrechen, sondern setzt die Überleben-
den der Shoah, des deutschen Naziterrors, neuen Qualen 
und Traumata im Land aus.

Meine Damen und Herren, Halyna gab mir noch eine 
Botschaft mit: Lose your fear. Verliert eure Angst. – Wir 
sollten aufhören, Angst vor Putin zu haben. Angst ist 
seine Mafiamethode. Er will gefürchtet werden, damit 
er selbst nichts zu fürchten hat. Ich will Ängste nicht 
kleinreden. Natürlich bedarf es kluger und rationaler Ab-
wägung unseres Handelns. Deshalb müssen wir jeden 
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Tag prüfen, ob unser Handeln einerseits angemessen und 
ausreichend, aber andererseits auch in alle Richtungen 
verantwortbar ist. Aber diese Zeitenwende darf keine 
Epoche unserer Angst sein. Denn wovor Putin selber 
Angst hat, das ist die Idee von Demokratie und Freiheit: 
die Idee, die er in seinem eigenen Land unterdrückt und 
gegen die er in der Ukraine in den Krieg zieht.

Halyna Yanchenko erzählte mir vom unbedingten Wil-
len ihrer Mitmenschen, sich dem russischen Terror ent-
gegenzustellen. Wir sind uns mit Halyna und unseren 
ukrainischen Freundinnen und Freunden einig: Den euro-
päischen Geist der Freiheit, der Demokratie und des 
Rechts wird Putin nie besiegen können.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Dr. Johann David Wadephul 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Der Kollege Wagener hat es vollkommen richtig 
gesagt: Wir erleben nach wie vor einen völkerrechtswid-
rigen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine. Die 
russischen Truppen legen das Land in Schutt und Asche, 
führen einen brutalen Kampf, auch gegen die Zivilbevöl-
kerung. Insbesondere Frauen, Kinder und Alte leiden 
darunter. Das ist eine humanitäre Katastrophe vor unse-
ren Augen. Es werden Söldnertruppen eingesetzt, die 
keine richtigen Kombattanten sind. Zudem wird Kriegs-
völkerrecht verletzt.

Diejenigen, die dort sind, berichten von der Hölle auf 
Erden. Und deswegen stellt sich in der Tat die Frage – die 
Grundaussage, Herr Kollege Wagener, teile ich –: Wo 
steht Deutschland? In dieser Situation muss Deutschland 
an der Seite der freien, demokratischen, souveränen 
Ukraine stehen. Da ist unser Platz und nirgendwo anders.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Spät, aber dann doch kraftvoll hat die Bundesregierung 
reagiert. Herr Bundeskanzler, wir haben hier manche 
Diskussion auch vor Ihrer Regierungserklärung geführt, 
die dann in der Tat eine, wie Sie gesagt haben, Zeiten-
wende eingeleitet hat. Aber es stellt sich jetzt die Frage: 
Haben wir das verstanden? Machen wir in dem Sinne 
Politik – als Europäer, als NATO-Mitglied, als Bundes-
republik Deutschland und auch als Deutscher Bundestag?

Ich möchte mit der Formalie beginnen. Morgen spricht 
Präsident Selenskyj wahrscheinlich in diesem Haus. Es 
würde mich freuen, wenn das technisch gelingt und wenn 
es ihm körperlich möglich ist. Es wird eine Ehre für uns 
alle sein. Danach aber sollen wir nach Ihrem Willen eine 
Diskussion über die Impfpflicht führen, während heute 
beide Häuser des US-Kongresses zusammengesessen, 

dem Präsidenten zugehört und dann auch darüber debat-
tiert haben und während auch das australische Parlament 
dem Präsidenten zugehört und über die Sache debattiert 
hat. Ich liebe das Wort nicht, aber ich empfinde Fremd-
scham für das, was die Ampel hier macht, nämlich dass 
wir morgen nicht sofort im Anschluss an die Rede von 
Präsident Selenskyi eine Debatte zur Situation in der 
Ukraine miteinander führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Auch wenn Sie erfreulicherweise seitens der Regie-
rung – sogar der Bundeskanzler – anwesend sind, wissen 
Sie ganz genau, dass das morgen die richtige Zeit für eine 
Debatte gewesen wäre, übrigens auch in Erfüllung Ihrer 
Berichtspflicht als Bundesregierung gegenüber dem Par-
lament. In der letzten Wahlperiode brauchte die Bundes-
kanzlerin nur mal in die Nähe von Brüssel zu kommen, 
dann hat Herr Buschmann als PGF der FDP schon ver-
langt, dass es eine Regierungserklärung gibt. Wo bleibt 
Ihre Bereitschaft, gegenüber dem Parlament Rechen-
schaft abzulegen? Das erwarten wir von Ihnen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das gilt erst recht, nachdem andere Länder zeigen, dass 
sie dazu in der Lage sind.

Herr Wagener, Sie haben gesagt, wir müssten jetzt alles 
tun. Wer ist es denn, der nicht bereit ist, über weitere 
Sanktionen zu reden? Wir haben gesagt: Nord Stream 1 
kommt in die Diskussion. Wer lehnt das denn ab, Herr 
Wagener? Das ist doch Ihr grüner Wirtschaftsminister, 
der das ausschließt. Dann machen Sie doch mehr!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Waffenlieferungen sind ehrlich gesagt ein schwe-

rer Schritt für Sie gewesen. Wir erkennen das an.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Danke!)
– Nein, das muss man in der Tat sagen. Das ist Ihnen 
schwergefallen. Sie haben das spät gemacht; es sind of-
fensichtlich auch noch nicht alle angekommen. Es gibt 
den dringenden Wunsch der Ukraine, dass mehr geliefert 
wird.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für diese Rede muss man sich fremd-
schämen!)

– Und wenn, Frau Künast, die Waffenlieferungen, die 
bisher erfolgt sind, nicht nur reine Gewissensberuhigung 
für Sie gewesen sein sollen, sondern wenn Sie ernsthaft 
einen Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit der freien 
Ukraine leisten wollten und weiter leisten wollen – darauf 
kommt es an –, dann müssen Sie jetzt auch zu weiteren 
Waffenlieferungen bereit sein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da kann 
man sich wirklich nur fremdschämen!)

Wir liefern weniger als Dänemark! Und ich bin ein 
Freund Dänemarks. Das ist doch auch wieder so eine 
Sache, wo man sich schämen muss, dass wir nicht zu 
mehr in der Lage sind.
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Herr Bundeskanzler, in der Rede haben Sie gesagt: Wir 
brauchen eine stärkere Bundeswehr, und wir stellen 
100 Milliarden Euro in einem Sondervermögen bereit, 
um die Bundeswehr zu stärken. – Es ist von Ihnen und 
vom Finanzminister an die Union appelliert worden, dass 
wir das unterstützen sollen, wozu – das hat Friedrich 
Merz gesagt – wir dem Grunde nach bereit sind. Nur: 
Ich muss auch hier mal daran erinnern – –

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Frau Kollegin Haßelmann, eines will ich Ihnen klar 
sagen, und das habe ich auch schon an dem Sonntag in 
der Plenarsitzung gesagt: Dass wir hier einen Blanko-
scheck ausstellen und verfassungsrechtlich die Auf-
nahme weiterer Schulden in dieser großen Höhe ermög-
lichen, werden Sie nicht erleben. Wir erwarten, dass wir 
an der Abfassung des Gesetzestextes betreffend die 
Grundgesetzänderung und an der Verwendung dieser 
Mittel – übrigens nur für die Bundeswehr – beteiligt 
werden. Das mögen Sie gewährleisten. Und wenn das 
gewährleistet ist, werden wir zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: Sonst nicht?)

Aber eine Beteiligung der Unionsfraktion daran – und 
das wäre gute parlamentarische Sitte gewesen – hat es 
nicht gegeben. Wer mit uns gemeinsam die Verfassung 
ändern will, muss anders mit uns umgehen; der muss uns 
in die Diskussion mit einbeziehen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr seid ja Helden!)

Das ist jetzt Ihre politische und parlamentarische Auf-
gabe in den nächsten Wochen, wenn die Operation gelin-
gen soll.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was für Helden!)

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU – Jürgen Trittin 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wasch mir 
den Pelz, aber mach mich nicht nass! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das will ich sehen! 16 Jahre unionsgeführt! 
16 Jahre Regierung! Wo steht denn die Bun-
deswehr?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Bundesministerin des Innern und für 

Heimat, Nancy Faeser.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Herr Dr. Wadephul, es wäre schön gewesen, wenn 
Sie angesichts der dramatischen Lage eines Krieges mit-
ten in Europa Ihre Rede dem Thema auch angepasst 
hätten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. Bernd 
Riexinger [DIE LINKE] – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Es wäre schön gewesen, wenn 
Sie sich mal um die Frauen gekümmert hät-
ten!)

Denn gerade jetzt ist es wichtig, dass wir Demokratinnen 
und Demokraten zusammenstehen.

Der russische Überfall auf die Ukraine verursacht un-
fassbares Leid. Mitten in Europa. Frauen und Kinder 
flüchten vor Putins Bomben und Panzern, Kinder ver-
hungern und verdursten.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Die kommen hier 
am Hauptbahnhof an!)

Das hat Herr Abgeordneter Wagener hier gerade sehr ein-
drucksvoll gesagt: Jedem, der das dieser Tage sieht, dem 
zerreißt es das Herz, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dieser Krieg ist eine furchtbare humanitäre Katastro-
phe. Putin lässt Krankenhäuser und Wohnblocks bom-
bardieren. Fast 3 Millionen Geflüchtete haben sich bisher 
in die Nachbarstaaten der Ukraine retten können. Allen 
voran leistet Polen Großartiges. Polen hat 1,2 Millionen 
Geflüchtete aufgenommen, und dafür sollten wir unse-
rem Nachbarland auch sehr dankbar sein.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Zuruf des Abg. Thorsten 
Frei [CDU/CSU])

Davon habe ich mir selbst vor wenigen Tagen an der 
polnisch-ukrainischen Grenze ein Bild machen können.

Wir unterstützen nicht nur die Nachbarländer wie Po-
len, sondern auch die Ukraine und die Nachbarstaaten mit 
Hilfstransporten durch das THW mit Medizin, Impfstof-
fen, Feldbetten, Winterschlafsäcken. Innerhalb weniger 
Tage haben wir in der EU einen historischen Schulter-
schluss erreicht. Alle EU-Staaten nehmen gemeinsam, 
schnell und unbürokratisch Geflüchtete auf. Das ist wirk-
lich eine großartige Leistung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir retten damit Menschenleben, unabhängig vom 
Pass. Für die allermeisten Geflüchteten gilt: Sie brauchen 
kein Asylverfahren. Sie erhalten unmittelbar einen 
Schutzstatus, der von Anfang an medizinische Versor-
gung, soziale Leistungen, Betreuung und Schulbildung 
der Kinder ermöglicht. Wir beziehen die Verkehrsminis-
terinnen und -minister unmittelbar mit ein, um schnelle 
Weiterreisen auch für Menschen zu ermöglichen, die zum 
Beispiel in Spanien oder Italien Verwandte und Freunde 
haben.

Der Schulterschluss aller EU-Staaten zur gemein-
samen Aufnahme Geflüchteter war bis vor Kurzem un-
denkbar. All das zeigt, dass diese Fluchtbewegung mitten 
in Europa nicht vergleichbar ist mit vorherigen Flucht-
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bewegungen, auch nicht vergleichbar mit 2015. Den-
noch – das sage ich auch in aller Deutlichkeit – werden 
wir das Leid der Menschen, die jetzt aus der Ukraine 
fliehen, nie mit dem Leid anderer Kriegsflüchtlinge auf-
wiegen.

Aber zugleich spüren wir doch alle dieser Tage: Dieser 
Krieg ist uns so nahe. Es gibt enge familiäre Verbindun-
gen; viele Geflüchtete werden von Freunden und Ver-
wandten abgeholt und versorgt. 175 000 Einreisen von 
geflüchteten Menschen aus der Ukraine hat die Bundes-
polizei bislang gezählt. Die Erstaufnahmeeinrichtungen 
sind gerade stark belastet. Wir arbeiten hier engstens zu-
sammen, um schnell für Entlastung und Verteilung zu 
sorgen. Bund, Länder, Kommunen sind gemeinsam in 
der Verantwortung. Es ist ein großer Kraftakt, den wir 
alle zusammen stemmen werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf von der CDU/CSU: Ja, was ma-
chen Sie denn?)

Der Bund unterstützt die Länder massiv mit dem THW 
und mit einem deutlich verstärkten Einsatz der Bundes-
polizei und des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge. Wir haben mit den Ländern vereinbart, dass wir seit 
dieser Woche nach dem Königsteiner Schlüssel Geflüch-
tete auf die Länder verteilen. Das betrifft diejenigen, die 
nicht privat in Familien oder bei Bekannten untergebracht 
werden.

Klar ist, dass wir die Länder und Kommunen damit 
nicht alleine lassen. Der Bund hat mit Liegenschaften 
der BImA Zehntausende Aufnahmeplätze für die Länder 
und Kommunen zur Verfügung gestellt. Wir sorgen dafür, 
dass die zu uns Geflüchteten medizinisch gut versorgt 
sind und direkt Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. In-
dem wir Geflüchteten so einen sicheren Alltag ermögli-
chen, entlasten wir auch die vielen Familien, die nun mit 
großartiger Hilfsbereitschaft privat Menschen aufneh-
men. Denen gilt mein Dank, ebenso den im Moment 
Tausenden Ehrenamtlichen in der Bundesrepublik, die 
gerade wirklich Unfassbares für die Menschen leisten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, natürlich schauen wir jetzt 
genau hin, wer nach Deutschland kommt. Die Bundes-
polizei hat die Kontrolle an den Grenzen, in Zügen und an 
den Bahnhöfen stark intensiviert. Die Polizeien der Län-
der und die Bundespolizei in Uniform ebenso wie in Zivil 
haben das Geschehen genau im Blick. Sie arbeiten eng 
mit Hilfsorganisationen zusammen, um Frauen und Kin-
der zu schützen. Niemand darf deren Notsituation jetzt 
ausnutzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lassen Sie mich auch etwas zur Registrierung in 
Deutschland sagen. Mir ist es wichtig, dass wir bei den 
Fakten bleiben, anders als es von manchen zuletzt zu 
hören war. Für Ukrainerinnen und Ukrainer mit biometri-
schem Pass gilt Visafreiheit für 90 Tage. Sie sind nicht 
Bürgerinnen und Bürger der EU, aber Europäer wie wir. 

Sie dürfen frei reisen. Das ist geltendes Recht. Das er-
möglicht auch, dass viele bereits in andere europäische 
Staaten weiterreisen konnten. Trotzdem haben wir sehr 
schnell entschieden, auch diese Menschen bei der Erst-
aufnahme und damit zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
registrieren. Registrierungsteams des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge unterstützen Berlin mit Statio-
nen zur Erfassung der Daten der Geflüchteten, und das ist 
gut so. Wir registrieren in Erstaufnahmen und bei den 
Ausländerbehörden. Das intensivieren wir weiter. Die 
Registrierung erfolgt spätestens, wenn Menschen Unter-
stützungsleistungen in Deutschland brauchen. Damit 
können wir Steuerung, Koordination und schnelle Hilfe 
für Geflüchtete gewährleisteten.

Manche fordern jetzt stationäre Grenzkontrollen an 
unseren Binnengrenzen. Was würde das bedeuten? Alte 
Menschen, Frauen und Kinder sind meist vier, fünf Tage 
auf der Flucht, wenn sie hierherkommen. Sie sind ent-
kräftet und traumatisiert. Wir wollen nicht, dass diese 
Frauen und Kinder weitere Stunden oder Tage in der 
Kälte hinter der deutsch-polnischen Grenze kampieren 
müssen, bevor sie mit dem Allernötigsten versorgt wer-
den können.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wer jetzt Grenzen schließen will, riskiert auch eine 
gute Verteilung innerhalb der EU. Wir brauchen keinen 
Populismus, sondern pragmatische und menschenwür-
dige Lösungen.

Meine Damen und Herren, ich möchte auch hier im 
Bundestag klar sagen: Dieser Krieg ist Putins Krieg und 
nicht der Krieg der Menschen mit russischen Wurzeln, 
die in Deutschland leben. Wir wehren uns ganz entschie-
den dagegen, dass Menschen aufgrund ihrer russischen 
Herkunft angefeindet werden. Dieser Konflikt darf weder 
auf dem Rücken von Ukrainerinnen und Ukrainern noch 
auf dem Rücken von Russinnen und Russen in Deutsch-
land ausgetragen werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Unsere Sicherheitsbehörden und unsere Polizei sind 
mit starken Kräften im Einsatz und sehr wachsam. Sie 
schützen jeden Menschen und jede Einrichtung in 
Deutschland gleichermaßen. Bei allen Einsatzkräften 
von Polizei und THW, bei allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Kommunen, den Ländern und Bun-
desbehörden, bei allen Freiwilligen und Ehrenamtlichen 
möchte ich mich ganz herzlich bedanken. Sie alle wach-
sen über sich hinaus und zeigen eine großartige Mensch-
lichkeit und Solidarität, eine Menschlichkeit, auf die wir 
alle sehr stolz sein können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Matthias Moosdorf hat das Wort für die AfD-Fraktion. 

Das ist seine erste Rede.
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(Beifall bei der AfD)

Matthias Moosdorf (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kollegen! Wir alle stehen fassungslos inmitten einer 
furchtbaren Tragödie. Kaum jemand wollte glauben, 
dass ein solcher Zivilisationsbruch im 21. Jahrhundert 
und in unserer direkten Nachbarschaft stattfinden könnte. 
Unsere Gedanken sind bei den vielen Opfern, Soldaten 
und Zivilisten beider Seiten. Sie alle haben Familien.

Wir fordern Russland auf, das Blutvergießen sofort 
einzustellen und zurück zur Vernunft, also an den Ver-
handlungstisch, zu kommen! Alle sollten nach Tod und 
Zerstörung verstanden haben, dass nun wirklich verhan-
delt werden muss und Ergebnisse in beiderseitigem In-
teresse umgesetzt werden müssen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, 2014 trafen sich die in den 
Ersten Weltkrieg verwickelten Staaten und versicherten, 
aus der Geschichte gelernt zu haben. Niemals wieder 
wollte man schlafwandlerisch in einen Krieg schlittern; 
Auseinandersetzungen seien in einem aufgeklärten Jahr-
hundert friedlich beizulegen.

Der Krieg in der Ukraine ist nun der vorläufige Höhe-
punkt einer langen Reihe von Konflikten. Sehr viele da-
von wurden vom Westen begonnen, vielleicht in guter 
Absicht, aber mindestens töricht in ihrem Ausgang. Wir 
müssen uns heute fragen, warum das heraufziehende Un-
heil trotz vieler Warnungen von Joe Biden bis Helmut 
Schmidt, von Henry Kissinger bis Peter Scholl-Latour, 
von Bill Clinton bis Michail Gorbatschow nicht politisch 
verhindert wurde.

Wo waren die lauten Proteste im Westen, als beginnend 
2014 immer mehr Menschen im Donbass verschwunden 
sind? Wo war der Druck der internationalen Gemein-
schaft, beide Minsker Abkommen umzusetzen? Seit 
2014 hatten laut Caritas 2 Millionen Ukrainer ihr Land 
verlassen, die meisten Richtung Russland. Die Ukraine 
hat ihren Landsleuten im Osten faktisch die Sprache ge-
nommen, TV- und Rundfunksender geschlossen, Rus-
sischstämmige aus leitenden Positionen entfernt und so-
gar die Rentenzahlung eingestellt. Wo blieben die 
Proteste?

(Beifall bei der AfD)

Schauen wir auch nicht weg, wenn sich auf der schein-
bar richtigen Seite die falschen Leute sammeln! Wer die 
Videos der Asow-Brigaden gesehen hat, weiß, wovon die 
Rede ist. Übrigens hat Kollege Gysi in diesem Bundestag 
diese Leute als Faschisten bezeichnet.

Meine Damen und Herren, ich bin in den letzten 30 Jah-
ren beruflich in mehr als 65 Ländern unterwegs gewesen. 
Das Bild, welches wir in Deutschland von der Welt zeich-
nen, hat sich beträchtlich von der Wirklichkeit entfernt. 
Politik und Medien machen uns glauben, Sanktionen und 
Waffenlieferungen seien nun die Mittel der Wahl. Dieses 
verheerende Denken verkennt, dass es in unserer heuti-
gen Welt keine Sieger und keine Verlierer geben darf, nur 
ein empfindliches, stets bedrohtes Gleichgewicht – es ist 
ein schmaler Grat, der uns von der Apokalypse trennt.

Was, wenn es nicht darauf ankommt, ob die Ukraine an 
Putin fällt, sondern nur wann und auf Kosten wie vieler 
Opfer? Viele junge Männer auf beiden Seiten wissen 
nicht, was Krieg bedeutet. Es gehört zum Selbstverständ-
nis freiheitlicher Demokratien, dass der Staat um der 
Menschen willen da zu sein hat und nicht umgekehrt. 
Das Opfer des Lebens widerspricht der Menschenwürde, 
die über allen politischen Interessen steht. Das ist Ver-
antwortung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Der israelische Ministerpräsident – so wird in einigen 
Medien berichtet – soll Präsident Selenskyj geraten ha-
ben, einzulenken – nicht aus Schwäche, sondern aus Ver-
nunft. Beide Seiten müssen jetzt gesichtswahrend aus der 
Sache herauskommen, und vor allen Dingen müssen wir 
dafür Sorge tragen, dass die NATO nicht in den Krieg 
hineingezogen wird.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD lehnt Wirtschaftssanktionen ab. Wir werden 
damit wenig an Umdenken erreichen, uns aber gewaltig 
schaden. Durch eigene Sonderwege hat sich Deutschland 
alleine schon in die energiepolitische Abhängigkeit be-
geben, und es besteht überhaupt kein Zweifel daran, dass 
unsere Bundeswehr durch schon zu lange andauernde 
feministische Verteidigungspolitik quasi ruiniert wurde. 
Das ist die Lage.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es ist zutiefst verstörend, 
wenn soziale Netzwerke in diesem Moment Hasskom-
mentare gegen Russland erlauben – nicht überall; nein, 
nur in den Ländern, in denen eine Eskalation dieses Krie-
ges zuerst erfolgen würde. Es ist verstörend, dass Men-
schen mit russischem Namen und ukrainischen Wurzeln 
in Deutschland Angst haben müssen, weil russische 
Schulen, wie in Berlin geschehen, angegriffen und Künst-
ler diffamiert werden, weil Restaurants Schilder mit der 
Aufschrift „Russen unerwünscht“ aufhängen und Kinder 
aus dem Kindergarten nach Hause geschickt werden. Ich 
erinnere an den Ausspruch von Henryk Broder: „Wenn 
ihr euch fragt, wie es damals passieren konnte: Weil sie 
damals so waren, wie ihr heute seid.“

(Beifall bei der AfD)

Helfen wir lieber, dass in der Ukraine mit klugen po-
litischen Mitteln ein Interessenausgleich möglich wird. 
Der Krieg hat Russen und Ukrainer für mindestens eine 
Generation unrettbar entfremdet. Der mutige Widerstand 
wird Präsident Selenskyj stattdessen einen Neugrün-
dungsmythos für sein Land liefern. Aber die Menschen 
in der Ostukraine sollten mit internationaler Beobachtung 
selbst abstimmen, unter welchem Dach sie leben wollen. 
Wenn wir ehrlich sind, gibt es dazu keine Alternative, 
auch nicht auf der Krim. Es ist die Wirklichkeit, die zählt, 
und nicht unser Wunsch, die Wirklichkeit möge eine 
andere sein.

Meine Damen und Herren, es gibt nur ein Gebot der 
Stunde: Friede. Ihn zu stiften ist die große Aufgabe Eu-
ropas.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der AfD – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Genau! Für Frieden sind 
Sie bekannt!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Alexander Graf Lambsdorff hat das Wort 

für die FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alexander Graf Lambsdorff (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In ihrem 

Essayband „Wahrheit und Lüge in der Politik“ schildert 
Hannah Arendt, wie in der sowjetischen Geschichts-
schreibung Manipulation dazu diente, angebliche Wahr-
heiten zu erzeugen, die mit den wirklichen Tatsachen 
nichts zu tun haben. Es scheint, als habe sich der russi-
sche Präsident in genau diese Tradition gestellt: Er be-
nutzt Geschichte als Ideologieersatz, ja als Waffe und 
manipuliert sie dazu nach Belieben.

Mit der Lüge, das Land entnazifizieren zu wollen, hat 
Putin die Ukraine am 24. Februar 2022 rücksichtslos 
überfallen. Mit der Lüge, es handele sich um eine Spe-
zialoperation, versucht er, die Wahrheit eines großen 
Landkrieges vor seinem eigenen Volk zu verbergen. Mit 
der Lüge, die Opposition schwäche Russland, drangsa-
liert er Demokraten, Journalistinnen und Aktivisten, die 
vergiftet, weggesperrt, ja ermordet werden.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das so klar 
sagen: Wer dieser Tage wahre russische Patrioten sehen 
will, der darf nicht im Kreml suchen, der muss in die jetzt 
geschlossenen Redaktionsstuben von Doschd und „No-
waja Gaseta“ schauen, im Schauprozess auf den Ange-
klagten Alexej Nawalny und in die Gesichter der De-
monstrantinnen und Demonstranten, die im Angesicht 
jeden Tag drohender Verhaftung dem russischen Diktator 
die Stirn bieten.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind die wahren Patrioten, sie schreiben die ehren-
volle Geschichte ihres Landes; denn sie lehnen den ver-
brecherischen Angriffskrieg gegen die Ukraine rund-
heraus ab.

Doch Putin wiederholt – immer wieder –, er wolle die 
Ukraine „entnazifizieren“. Diese Ukraine, die von einem 
Präsidenten aus einer jüdischen Familie derzeit so groß-
artig regiert und repräsentiert wird, einem Präsidenten, 
der zahlreiche Verwandte im Holocaust verloren hat, ei-
nem Präsidenten, der eine gesellschaftspolitisch liberale 
Agenda verfolgt, anders als Russland, das immer intole-
ranter und repressiver regiert wird, diese Ukraine, meine 
Damen und Herren, die muss niemand entnazifizieren.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Ukraine ist ein großer Nachbar der Europäischen 
Union, der bei allen Problemen doch immer wieder de-
mokratische Wahlen abgehalten und friedliche Macht-
wechsel vollzogen hat – ein demokratisches Land mit 

anderen Worten. Die Ukraine ist ein Land, in dem die 
Presse die Regierung kritisieren, ja verspotten darf, in 
dem Demonstrationen erlaubt sind und Aktivisten nicht 
weggesperrt werden – ein freies Land mit anderen Wor-
ten.

Demokratie und Freiheit, für diese Werte, für westliche 
Werte, für unsere Werte sterben jeden Tag Menschen in 
der Ukraine. Wir alle sehen das Leid der Menschen in 
Kiew, in Charkiw und vor allem in Mariupol wie auch 
in anderen Teilen des Landes. In unseren Nachrichten ist 
von Panzerkolonnen, Kampfflugzeugen, Marschflugkör-
pern die Rede. Sogar die real nie verschwundene Realität 
der nuklearen Bedrohung taucht im Bewusstsein wieder 
auf.

Es ist kein Wunder, dass hier bei uns in Deutschland 
viele Menschen schockiert, verängstigt und aufgewühlt 
auf diese Ereignisse blicken. Wie oft wurde es doch in 
den vergangenen Jahren als Sonntagsrede belächelt, 
wenn jemand auf den Wert des Friedens, des einigen 
Europas und unsere Einbettung in das Atlantische Bünd-
nis als Garantien unserer Freiheit und unserer Demokra-
tie hinwies. Schlagartig verstehen viele, wie wichtig Al-
lianzen, Bündnisse, Vertrauen, ja, sogar Freundschaften 
zu anderen Ländern wie zu Frankreich und den USA sind.

Manche hatten das schon früher verstanden. Der dama-
lige Bundespräsident Joachim Gauck fragte nach der An-
nexion der Krim und dem russischen Einmarsch in der 
Ostukraine 2014 auf der Münchner Sicherheitskon-
ferenz – ich zitiere –:

Hat Deutschland die neuen Gefahren und die Ver-
änderung im Gefüge der internationalen Ordnung 
schon angemessen wahrgenommen? … Ergreift die 
Bundesrepublik genügend Initiative, um jenes Ge-
flecht aus Normen, Freunden und Allianzen zu-
kunftsfähig zu machen, das uns doch Frieden in 
Freiheit und Wohlstand in Demokratie gebracht hat?

Acht Jahre ist das her, und seien wir ehrlich: Warnende 
Stimmen, die sich in den letzten Jahren kritisch mit Putins 
Politik und der realen Gefahr eines Zusammenbruchs 
unserer internationalen Ordnung auseinandergesetzt ha-
ben, wurden nicht gehört.

Sechs Jahre nach diesen Fragen des Bundespräsiden-
ten, sechs Jahre nach dem sogenannten Münchner Kon-
sens sprach der Bericht der Münchner Sicherheitskon-
ferenz von einer weltpolitischen Zeitenwende. Die 
Autoren sagten klar, was Europa tun müsse im Angesicht 
wachsender russischer Aggression, und zwar Verteidi-
gung und Abschreckung stärken, Resilienz aufbauen. 
Doch das ist auch 2020 nicht geschehen. Die Fragen 
von Joachim Gauck waren vergessen, der Münchner 
Konsens verpufft.

Das ist, meine Damen und Herren, heute anders. Die 
Bundesregierung hat ausweislich der Rede des Bundes-
kanzlers vom 27. Februar die Tatsache der Zeitenwende 
erfasst und aus ihr eine politische Wende gestaltet. Wir 
sind eng mit unseren internationalen Partnern zusammen-
gerückt. Russland wird durch harte Sanktionen wirt-
schaftlich, finanziell und politisch isoliert. Wir liefern 
Waffen in ein Kriegsgebiet. Wir unterstützen die Ukraine. 
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Und wir versetzen die Bundeswehr endlich wieder in den 
Stand, ihrer verfassungsmäßigen Aufgabe nachzukom-
men.

Meine Damen und Herren, machen wir uns nichts vor: 
Der heiße Krieg in der Ukraine ist Teil eines größeren 
globalen kalten Krieges – der Auseinandersetzung zwi-
schen Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie einerseits, 
Unterdrückung, Willkür und Diktatur andererseits. So 
sind die Tatsachen, und keine Lüge des russischen Prä-
sidenten kann uns vom Gegenteil überzeugen. Deutsch-
land wird Kurs halten, zusammen mit den anderen freien 
Nationen, die unsere Werte teilen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir bleiben bei der Wahrheit. Wir weisen die Lüge 
zurück. Wir stehen heute und in Zukunft fest an der Seite 
der Ukraine. Slawa Ukrajini!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Fraktion Die Linke erteile ich das Wort dem 

Kollegen Dr. Dietmar Bartsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit 

21 Tagen wird die Ukraine von russischen Truppen an-
gegriffen. Seit 21 Tagen sterben Ukrainerinnen und 
Ukrainer, Frauen und Kinder durch russische Artillerie 
und russische Raketen. Wladimir Putin trägt die Verant-
wortung für Tod und Leid, für Angst, für rücksichtslose 
Zerstörung und millionenfache Vertreibung.

Mehr als 3 Millionen Menschen haben ihre Heimat 
bereits hinter sich gelassen. Allein in Warschau gibt es 
15 Prozent mehr Einwohner als Ende Februar. Die Mi-
nisterin hat zu Recht lobend erwähnt, wie dort damit 
umgegangen wird. Aber auch 500 Meter Luftlinie von 
hier entfernt kommen am Berliner Hauptbahnhof jeden 
Tag Tausende Frauen und Kinder aus der Ukraine an, 
erschöpft, mit nicht mehr als Handgepäck und der Schul-
tasche der Kinder. Das hier im Bundestag so oft geschol-
tene Berlin leistet Herausragendes und verdient unser 
aller Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer nicht mehr im 
Keller in Kiew oder Charkiw um sein Leben bangt, findet 
in den Nachbarländern und auch bei uns Schutz. Aber 
was, meine Damen und Herren, muss dieses unfassbare 
Gefühl sein, alles zurückzulassen und nicht zu wissen, 
was die nächsten Tage und Wochen bringen?

Meine Damen und Herren, unterstützen wir aber auch 
die Russinnen und Russen, die sich mit maximalem Mut 
gegen Putins Krieg stellen, im Freundeskreis und auf der 
Straße. Der Mut von Marina Owsiannikowa ist beein-
druckend. Was für eine tolle, mutige Frau!

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, der CDU/ 
CSU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP)

Viele Russinnen und Russen sind wütend, wollen das 
Sterben ihrer Brüder und Schwestern nicht hinnehmen, 
auch wenn sie mit 15 Jahren Gefängnis bedroht werden.

Ich habe in Moskau promoviert, zusammen mit Rus-
sen, zusammen mit Ukrainern in einem Seminar. Wir 
haben zusammen Sport gemacht; wir haben zusammen 
gefeiert. Ich bin ob des Krieges fassungslos, und ich bin 
auch wütend und entsetzt, dass das passieren kann. Aber 
die Russinnen und Russen in unserem Land, die russische 
Sprache, Literatur und Musik tragen keine Schuld. Jeg-
liche Angriffe auf sie müssen unseren entschiedenen Wi-
derspruch hervorrufen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt keine Recht-
fertigung, keine Entschuldigung für diesen Krieg Putins. 
Nicht die Ukraine, nicht die NATO haben aus einem 
Schwelbrand ein Inferno gemacht, sondern der russische 
Präsident. Er allein ist auch in der Pflicht, diesen grau-
samen Angriffskrieg zu beenden – sofort zu beenden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, sehr geehrte Frau 
Außenministerin, so kritisch wir manche Schlussfolge-
rung aus dem Krieg sehen: Jeden Versuch, den Sie unter-
nehmen, diesen Krieg mit diplomatischen Bemühungen 
zu beenden, unterstützen wir. Jede Reise, die Sie unter-
nehmen, die das Sterben mitten in Europa beendet, hat die 
ausdrückliche Unterstützung meiner Fraktion.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber auch jede Sanktionierung, die Sand in Putins 
Kriegsmaschine streut und Oligarchen trifft, die das Sys-
tem Putin stützen, hat unsere Zustimmung.

(Beifall bei der LINKEN)
Sehr geehrte Damen und Herren, ich sage Ihnen aber 

auch: Die Reaktion auf die größte Fluchtbewegung seit 
1945 kam zu zaghaft. Während am Berliner Hauptbahn-
hof schon täglich Tausende aus den Zügen stiegen, sagte 
die Innenministerin noch am 9. März: Eine Verteilung 
von Geflüchteten aus der Ukraine nach Quoten sei nicht 
nötig. – Was für ein fataler Irrtum!

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: So ist es! Genau 
so ist es!)

Während die Bürgerinnen und Bürger sich vielfach auf-
opfern, spenden, Zimmer in ihren Wohnungen freiräu-
men, hat die Bundesregierung zu lange gewartet. Es ist 
richtig, dass jetzt endlich ein Verteilungsschlüssel vor-
liegt. Eine gerechte Verteilung ist nicht allein im Interesse 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                                                                                                                                                                                  1437 

Alexander Graf Lambsdorff 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



unseres Landes, sondern zuvorderst auch im Interesse der 
Ankommenden, die optimale Betreuung und vor allen 
Dingen Perspektiven brauchen. Gerade die so geschun-
denen Kinderseelen brauchen Chancen. Diese Kinder 
und ihre Mütter brauchen Sprachkurse und umfassende 
Betreuung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ukraine ist ein 
souveränes Land. Es muss alles unternommen werden, 
dass die Ukraine ein souveränes und freies Land bleibt. 
Die Ukraine muss wissen, dass wir sie, wenn dieser Krieg 
endet, nicht im Regen stehen lassen. Die Menschen, die 
sich jetzt bei uns in Sicherheit wissen, müssen darauf 
vertrauen können, dass wir ihnen beim Wiederaufbau 
helfen. Das heißt, wir werden einen Marshallplan 
Ukraine dringend brauchen.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Bundesregierung 
allein kann den Krieg nicht beenden; aber sie ist in der 
Verantwortung, die Kriegsfolgen für die Menschen in 
Deutschland abzufedern. Dazu haben Sie Möglichkeiten. 
Diese müssen Sie nutzen – auch damit die Willkommens-
kultur erhalten bleibt. Und ich sage Ihnen, dass Ihr heute 
auf den Weg gebrachtes Entlastungspaket dafür nicht aus-
reichend ist. Wir brauchen für die Bürgerinnen und Bür-
ger, die unter den Kriegsfolgen leiden, jetzt dringend 
Entlastungen – schnell, unbürokratisch und wirksam.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Bundesregierung hat jetzt Ministerin Svenja 

Schulze das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Svenja Schulze, Bundesministerin für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Putins Krieg gegen die Ukraine verursacht unermess-
liches Leid, unermessliches Leid für Frauen, für Männer, 
für Kinder, und die russischen Angriffe verschärfen diese 
humanitäre Krise jeden Tag immer mehr. Millionen von 
Menschen sind inzwischen auf der Flucht. Rund die 
Hälfte von ihnen sind Kinder. Viele dieser Kinder müssen 
den Weg alleine gehen, ohne ihre Eltern, ohne eine Be-
zugsperson. Ich konnte mir das am Montag in Sighet an 
der rumänisch-ukrainischen Grenze ansehen. Diese Bil-
der verfolgen mich weiterhin. Das ist wirklich eine be-
drückende Situation.

Mich haben an dieser Grenze die persönlichen Ge-
schichten der Familien, mit denen ich dort reden konnte, 
sehr beeindruckt. Ich habe die Geschichte von Swetlana 
noch sehr in Erinnerung, die sich mit ihren beiden Söhnen 
und ihrer Mutter Tatjana sechs Tage lang aus der Süd-
ukraine an die Grenze durchgeschlagen hat. Die Kinder 
haben mir erzählt, wie sie die Bombennächte im Keller 
erlebt haben, dass sie die Einschläge immer noch spüren. 
Stille Kinder, die leise spielen, weil sie Angst haben vor 
weiteren Bomben, sieht man dort. Und man sieht, welche 
großartige Hilfe UNICEF dort jeden Tag leistet. Swetlana 

wird mit ihren Kindern jetzt sehr schnell weiterreisen 
nach Madrid, aber sie wird, genauso wie die vielen ande-
ren Frauen dort an der Grenze, die Frage mitnehmen, wie 
es ihrem Mann geht und wann sie ihn endlich wieder-
sehen kann.

Mich beeindruckt, wie viele Menschen an der rumä-
nischen, an der polnischen, an der moldauischen Grenze 
sich unermüdlich im Einsatz befinden, um den geflüch-
teten Menschen zu helfen, wie viele hier in Deutschland 
engagiert sind. Mich beeindruckt die große Solidarität, 
die wir hier sehen, die wir aber auch europa- und weltweit 
sehen. Ich bin froh, dass Nancy Faeser Innenministerin 
ist,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

dass sie diese ganze Arbeit mit den Ländern koordiniert 
und wir gemeinsam diese Herausforderung auch wirklich 
bewältigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Meine Damen und Herren, als Bundesregierung wer-
den wir natürlich so schnell es geht Beiträge leisten, um 
das akute Leid zu lindern und Perspektiven für die Men-
schen in und aus der Ukraine zu schaffen. Wir haben im 
Entwicklungsministerium sofort reagiert und sehr schnell 
rund 45 Millionen Euro umgeschichtet, um unmittelbar 
an der Grenze, unmittelbar vor Ort zu helfen. Annalena 
Baerbock im Außenministerium hat in gleicher Höhe 
sofort auch geholfen. Wir sind vor Ort. Wir sind schnell 
bei den Menschen. Wir helfen beim Katastrophenschutz, 
bei der Feuerwehr, bei Hilfsmaßnahmen für Menschen 
auf der Flucht und vor allen Dingen eben für die vielen 
Kinder und Frauen.

Wir müssen aber auch den Blick über die Ukraine 
hinaus, über die EU hinaus richten. Es gilt, die ökonomi-
schen, die sozialen Auswirkungen des Krieges weltweit 
abzufedern. Besonders in den Entwicklungs-, in den Kri-
senländern müssen wir die Spirale der Destabilisierung 
verhindern; denn 1 Euro als Investition in krisenfeste 
Gesellschaften spart später 4 Euro an humanitärer Not-
hilfe. Die wahrscheinlichen, die mutmaßlichen Auswir-
kungen auf die Welternährung sind dramatisch.

Das Entwicklungsministerium handelt hier im engen 
Schulterschluss mit dem Außenministerium und dem 
Landwirtschaftsministerium. Ich will ausdrücklich noch 
einmal Cem Özdemir danken, dass er dieses Anliegen 
auch zum Thema bei G 7 gemacht hat. Uns geht es darum, 
mit unseren Partnern jetzt möglichst schnell die interna-
tionalen Unterstützungsprogramme hochzufahren, um 
drohende Hungersnöte jetzt möglichst noch zu vermei-
den.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber, Kolleginnen und Kollegen, uns allen ist bewusst: 
Mittel- und langfristig brauchen wir nachhaltige Agrar- 
und nachhaltige Ernährungssysteme. Das ist eine Ant-
wort auf den Klimawandel. Der Klimawandel ist ja oh-
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nehin Treiber des weltweiten Hungers. Deswegen müs-
sen wir in Zukunft die Abhängigkeiten reduzieren und 
Dominoeffekte vermeiden.

In einem weiteren Bereich sind die Auswirkungen des 
Krieges heute schon spürbar, und zwar weltweit, nämlich 
bei den Energiepreisen. Das sehen wir alle hier an den 
Zapfsäulen und dann auch auf den Stromrechnungen. 
Aber das Gleiche gilt auch weltweit. Die Abhängigkeit 
von fossilen Energieimporten macht auch viele Entwick-
lungsländer sehr, sehr verwundbar. Erneuerbare Energien 
sind Freiheitsenergien, hat Christian Lindner richtiger-
weise gesagt. Erneuerbare Energien sind aber auch Ent-
wicklungsenergien. Sie machen die Energieversorgung 
sicherer, bezahlbarer, und sie machen die Entwicklungs-
länder unabhängiger. Eine Entwicklungszusammen-
arbeit, die diese Energien ausbaut, ist dann auch wieder 
Krisenvorsorge. Deswegen setze ich mich, setzt sich die 
Bundesregierung für einen massiven Ausbau der Klima- 
und Entwicklungspartnerschaften ein. Das ist ein ganz 
wichtiger Beitrag für den Frieden und für die sozial-öko-
logische Transformation.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Kay Gottschalk [AfD]: Das ist eine 
Frechheit, Frau Kollegin! Eine Frechheit ange-
sichts der Situation!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Krieg hat 
keine Gewinner, aber dieser Krieg hat sehr, sehr viele 
Verlierer: neben den Menschen in der Ukraine viele an-
dere auf der ganzen Welt, insbesondere die Ärmsten. 
Deswegen erfordert der Krieg neben den militärischen 
auch starke zivile Antworten. Beides gehört zusammen.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Entwicklungspolitik – das müssen Sie sich hier anhören – 
leistet einen wichtigen Beitrag zur neuen Sicherheitspoli-
tik der Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der AfD: 
Das sehen wir ja!)

Und auch wenn Sie das nicht hören wollen: Entwick-
lungspolitik ist gerade jetzt enorm wichtig.

(Zuruf von der AfD: Das haben wir in Afgha-
nistan gesehen, Frau Ministerin!)

Wir müssen solidarisch sein, wir müssen auch den Men-
schen in den ärmsten Ländern dieser Welt helfen. Das ist 
jedenfalls die Auffassung dieser Bundesregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Michael Brand hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Diese Debatte ist nicht vor allem eine Debatte über euro-
päische Sicherheit, über die Sicherheit unseres Landes. 
Das ist sie auch, aber sie ist vor allem eine Debatte über 
die brutalsten Menschenrechtsverletzungen in Europa 
seit dem Genozid in Bosnien. In der Ukraine finden un-
aussprechliche Kriegsverbrechen statt, angeordnet von 
einem Kriegsverbrecher, den Europa – auch Deutsch-
land – nicht konsequent davon abgehalten hat, diese 
Kriegsverbrechen vorzubereiten und umzusetzen.

Und ich möchte es für mich als Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages und als einen, der seit dem Krieg 
in Bosnien-Herzegowina weiß, wie Kriegsverbrechen 
konkret aussehen, was sie mit Menschen machen, für 
das Protokoll festhalten: Ich schäme mich dafür, dass 
wir, die Deutschen, die in ihrer Geschichte in der Ukraine 
so unaussprechliche Kriegsverbrechen begangen haben, 
die Ukraine nicht früh genug geschützt und uns mit dem 
Kriegsverbrecher zu lange gemeingemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir waren zu spät, 
wir waren zu schwach. Herr Bundeskanzler, die Bundes-
regierung hat beim Thema defensive Waffen zu lange 
gezögert, auch bei SWIFT, und Deutschland zögert 
noch immer. Es wird gebremst bei weiteren Sanktionen 
in der EU,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

beim Stopp weiterer Energielieferungen aus Russland, 
die Putins Krieg ja mitfinanzieren, und unser Land ist 
bei humanitärer Hilfe schon wieder zu spät.

(Widerspruch bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verteidigung von 
Freiheit und Menschenrechten hat ihren Preis, den wir 
bereit sein müssen zu zahlen, während Menschen in der 
Ukraine dies in diesen Stunden mit ihrem Leben bezah-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und neben der Verteidigung der Ukraine brauchen 
Millionen Kriegsflüchtlinge unsere konkrete Unterstüt-
zung. Besonders müssen wir die vulnerablen Gruppen 
unter den Flüchtlingen schützen.

Wir haben vor wenigen Tagen mit einer Staatsanwäl-
tin, mit Streetworkern und anderen über die akuten Ge-
fahren für Mädchen und Frauen gesprochen. In Freierfo-
ren berichten in diesen Stunden deutsche Männer freudig 
von neuen ukrainischen Frauen in ihren Stammbordellen. 
Ich erspare Ihnen Details zum Thema Menschenhandel. 
Wir vor allen Dingen sind Zielland der Frauen aus Ost-
europa, die Opfer werden – wir sind nämlich hier in 
Deutschland zum größten Bordell Europas geworden, 
leider –, und die Details sind schrecklich.

Ich sage das aus einem Grund, Frau Bundesinnen-
ministerin; ich will Sie direkt ansprechen: Sie haben 
von Registrierung gesprochen. Sie registrieren zu 
langsam und zu wenig umfassend.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir regieren!)

Das ist die Realität: Wenn Sie heute an die polnische 
Grenze gehen und einen Dank an die polnische Regie-
rung richten für das, was sie dort tut, dann erleben Sie, 
dass die Flüchtenden direkt registriert werden, im Übri-
gen mit einer deutschen Software, die wir hier nicht ein-
setzen.

Das, was Sie sagen, dass wir die Flüchtlinge bei der 
Erstaufnahme und dann bei der Beantragung von Leis-
tungen registrieren, hat ein Problem: Dieses Zeitfenster 
ist das Eldorado für die Menschenhändler.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn wir wissen ja gar nicht, wenn die Frauen und die 
Kinder verschwinden, dass sie überhaupt weg sind. Des-
wegen müssen wir eines sicherstellen: dass die Frauen 
nicht dem Krieg entkommen sind und anschließend in 
der Zwangsprostitution in Deutschland landen.

Deswegen, liebe Frau Ministerin Faeser – auch an die 
Familienministerin Spiegel –, fordern wir Sie auf: Tun 
Sie endlich alles und dies schnell, um diese Frauen vor 
schwersten Menschenrechtsverletzungen zu bewahren!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was ist denn eigent-
lich los? Wir debattieren über die Ukraine. Ein Minister 
nach dem anderen aus dem Kabinett Scholz geht ans 
Mikrofon, man lobt sich gegenseitig, und der Bundes-
kanzler schweigt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Bundeskanzler Scholz, Ihre Innenministerin hat 
von Haltung gesprochen. Ich muss das schon sagen: Hal-
tung wäre das Folgende gewesen: Vor drei Wochen haben 
wir hier im Deutschen Bundestag in großer Einigkeit, hat 
auch die Opposition deutlich gemacht, dass wir in dieser 
schweren Stunde gemeinsam an der Seite der Ukraine 
stehen. Das Parlament ist aufgestanden vor dem ukrai-
nischen Botschafter, hat minutenlang applaudiert. Es 
wäre an Ihnen gewesen, sich heute für die Bundesregie-
rung bei diesem mutigen Botschafter zu entschuldigen, 
der seinen Job macht, und diesen Staatssekretär, der wüst 
attackiert hat, zu entlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Mann, Mann, Mann!)

Ich muss das sagen: Ich bin schon einigermaßen 
sprachlos, dass wir morgen in der Debattenzeit eine Zu-
schaltung von Präsident Selenskyj per Video haben – ich 
habe wie viele in unserem Land einen solchen Respekt 
vor diesem Mann – und das Hohe Haus anschließend zur 
Tagesordnung übergeht und über die Impfpflicht dis-
kutieren soll.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Das war ein erbärmliches Ablenkungsmanö-
ver!)

Herr Bundeskanzler, ich glaube, das ist nicht der richtige 
Weg.

Es ist allerhöchste Zeit, dass die Bundesregierung 
mehr tut. Eine historische Regierungserklärung alleine 
reicht nicht. Wir fordern von Ihnen, dass Sie sich der 
historischen Verantwortung stellen. Wir können einen 
Unterschied machen, und wir müssen alles tun, um den 
Opfern dieses Krieges zu helfen und diesen Krieg mög-
lichst rasch zu beenden.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD] – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zuvor haben Sie 16 Jahre regiert! – 
Gegenruf der Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: 
Da hätte ich mir aber mehr erwartet! Das ist ein 
bisschen wenig! Sie haben doch mehr drauf, 
Frau Haßelmann! – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Und wenn Frau Pantel 
das gemacht hat, haben Sie sie rausgeekelt! – 
Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, genau so ist es! – 
Gegenruf des Abg. Friedrich Merz [CDU/ 
CSU]: Jetzt können Sie mal wieder runterkom-
men! Lassen Sie sich mal nicht irritieren!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für die Bundesregierung erteile ich jetzt der 

Kollegin Annalena Baerbock.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswär-
tigen:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Man spürt förmlich in diesem Raum: Für uns alle sind 
die Bilder aus der Ukraine nicht zu ertragen. Und für uns 
sind es nur Bilder; für die Millionen Menschen vor Ort 
sind sie bittere Realität. Daher ist für uns alle – das ist das 
gute Zeichen – ganz klar, was das Allerwichtigste ist: Die 
russische – und ich sage klar: die russische – Bombardie-
rung von unschuldigen Menschen muss aufhören!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist gut und wichtig, dass es jetzt Gespräche zwi-
schen der Ukraine und Russland gibt. Aber auch hier 
müssen wir vor uns selber ehrlich sein: Wir wissen nicht, 
ob das wirklich Gespräche sind. Ein Diktatfrieden hat 
wenig mit Frieden zu tun, und wir sollten uns nichts vor-
machen: Wenn die einen über Friedensgespräche reden 
und zeitgleich Krankenhäuser und Wohngebäude bom-
bardieren, dann geht es wohl nicht wirklich um Gesprä-
che.

Nichtsdestotrotz telefoniert der Kanzler, nichtsdesto-
trotz führen wir diese Gespräche, nichtsdestotrotz, ob-
wohl wir schon mal belogen wurden, tun wir alles, was 
wir können, wissend, dass es vielleicht in diesem Mo-
ment nicht das bringt, was wir alle wollen: ein Ende 
dieser Bombardierung.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                 1440 

Michael Brand (Fulda) 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Man muss hier einmal klar und deutlich sagen: Es gibt 
nicht zwei Seiten, es gibt eine Seite, es gibt sogar nur 
einen Präsidenten, der diese Bombardierung zu verant-
worten hat, und das ist der russische Präsident.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Es ist furchtbar, es ist einfach nur furchtbar: Wir müs-
sen uns darauf einstellen, dass dieser Krieg immer zy-
nischer, immer brutaler wird. Putins feigem Krieg steht 
nichtsdestotrotz ein unglaublicher Mut der Ukrainerinnen 
und Ukrainer gegenüber. Putins – und es ist allein Putins 
Krieg – verlogenem Krieg gegenüber steht ein Wahrheits-
wille der vielen russischen und belarussischen Bürgerin-
nen und Bürger, die auf die Straße gehen, die ihren Mi-
litärdienst quittieren, wissend, dass sie damit ihre eigene 
Freiheit, ihre eigene Sicherheit aufs Spiel setzen, und ich 
verneige mich – und ich glaube, wir verneigen uns – vor 
ihrem Mut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Putins einsamem Krieg – das ist das einzig kleine biss-
chen Gute – gegenüber steht eine geschlossene europäi-
sche und internationale Gemeinschaft. Aber, und das ist 
bitter; es ist, wie gesagt, kaum zu ertragen: Es ist auch so, 
dass es allein Putin in der Hand hat, diesen grausamen 
Krieg jetzt zu beenden. Das mag uns wütend, das mag uns 
fassungslos machen; aber es macht uns nicht hilflos. Des-
wegen haben wir gemeinsam alles, was wir tun können, 
machtpolitisch darauf konzentriert, dieses Machtsystem 
Putins zu treffen, wo wir es treffen können. Ja, mit Waf-
fenlieferungen!

Da so eine Debatte ja auch den Sinn und Zweck hat, 
Fragen zu stellen und Vorwürfe gegen die Regierung zu 
richten – dafür ist diese Debatte da –, möchte ich ver-
suchen, einiges von dem, was Sie angesprochen hatten, 
aufzugreifen. Wir liefern Stinger. Wir liefern Strela. Aber 
wir können sie doch nicht herbeizaubern. Wenn Sie jetzt 
sagen: „Liefern Sie mal mehr“: Die Verteidigungsminis-
terin hat geguckt, was wir liefern können. Zur Ehrlichkeit 
gehört auch: Wir haben nicht genug.

Deswegen haben wir uns den Kopf zerbrochen: Wie 
können wir das anders machen? Wir haben über die Euro-
pean Peace Facility – wir führen im Übrigen ja auch noch 
eine andere Debatte –, finanziert vor allen Dingen über 
das Auswärtige Amt, Gelder zur Verfügung gestellt, mit 
denen die Ukraine direkt bei Rüstungskonzernen selber 
einkaufen kann. Wir tun alles dafür, dass diese Einkäufe 
jetzt ganz, ganz schnell, ohne bürokratische Hürden – 
sonst prüfen wir ja zwischen drei Ressorts hin und her – 
vonstattengehen können.

(Zuruf von der AfD: Rüstungsshopping!)

Glauben Sie mir: Wir tun alles. Und wenn wir zaubern 
könnten, wenn mir mehr Waffen liefern könnten, dann 
würden wir das tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wir tun es auch bei den Sanktionen. Aber ich hatte das 
ja schon mal gesagt mit Blick auf SWIFT: Was bringt uns 
eine Sanktion, wo alle sagen: „Juhu, das ist die neue 
Sanktion“, wenn wir wissen: „Wir können sie in dem 
Moment nicht umsetzen“? Deswegen haben wir bei 
SWIFT geprüft: Wie können wir Banken decouplen? 
Wie können wir dafür sorgen, dass wir wirklich schnell 
ins System kommen? – Und es wirkt. Wir hatten heute im 
Sicherheitskabinett bzw. im Kabinett die Berichte: 
50 Prozent Rubelverfall. Wir haben gehört, dass die 
Staatsanleihen nicht bedient werden, dass Kredite nicht 
gezahlt werden können, weil man vom Finanzierungs-
system vollkommen abgeschottet ist.

Und wir haben – ich glaube, das wissen eigentlich alle – 
gestern ein viertes Sanktionspaket auf den Weg gebracht, 
wo wir vor allen Dingen geschaut haben: Wie schließen 
wir die Lücken, wo Sanktionen umgangen werden? Denn 
was bringen uns die schönsten Sanktionen, wenn wir fünf 
Länder haben, die sich nicht daran halten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das ist doch jetzt die Aufgabe: nicht immer mehr, nicht 
immer lauter, sondern immer präziser und effektiver die-
ses System jetzt wirklich zu treffen.

Wir sind uns einig – das ist ja auch das Besondere in 
diesem Moment: das waren wir uns noch nie bei solchen 
verteidigungs- und rüstungspolitischen Fragen; jetzt sind 
wir uns einig, das ist gut –, dass wir mehr Geld in die 
Hand nehmen müssen, auch für die Sicherheit bzw. die 
Bundeswehr.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Waffenlieferungen in 
Krisengebiete!)

Aber auch hier führen wir die Debatte noch. Ehrlich 
gesagt: „Freude“ ist kein Wort, das man in diesem Zu-
sammenhang sagen kann. Aber ich glaube, es wird eine 
gute Debatte, gemeinsam nicht nur zu überlegen, wie wir 
den Verteidigungsetat über ein Sondervermögen erhöhen, 
sondern auch, wie wir eine Sicherheitsstrategie formulie-
ren, die wirklich trägt – nicht nur in diesem Moment, 
sondern auch in den nächsten Jahren, wo vernetzte Si-
cherheit eben auch bedeutet, Cyberfähigkeiten zu haben. 
Die Cyberkompetenz haben wahrscheinlich nicht die 
Streitkräfte, sondern andere Akteure in unserem Land. 
Diese Debatte haben wir nie geführt. Jetzt ist der Mo-
ment, sie zu führen und die Gelder richtig zur Verfügung 
zu stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf des Abg. 
Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU])

Ich glaube, wir haben super Leute in allen Fraktionen, die 
diese Debatten jetzt hervorragend führen können.

Dann gilt für mich aber auch – das zeigt sich ja ge-
rade –, dass wir Deutsche manches richtig gemacht ha-
ben. Warum konnten wir andere Länder in diesem Mo-
ment überzeugen, an unserer Seite zu stehen? Nicht nur 
aus wirtschaftlichem Interesse, nicht nur aus dem Grund, 
zu sagen: „Weil es verteidigungspolitisch geboten ist“, 
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sondern weil sie uns vertrauen, weil es gewirkt hat, dass 
wir jahrelang in Diplomatie, in gute Beziehungen, ins 
Zuhören investiert haben.

Vielleicht der kleine Seitenschlenker; denn auch mich 
bewegt das: Ich habe auch darüber nachgedacht: Sollen 
wir morgen reagieren oder nicht? – Wir haben Kuleba im 
NATO-Rat zugeschaltet und hatten eine Debatte danach: 
Ja oder nein? Natürlich zerbrechen wir uns den Kopf. Ich 
glaube, in so einem Moment ist Zuhören eine echte Stär-
ke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Zuhören, das Wort stehen lassen, auch die Vorwürfe, die 
es geben wird, stehen lassen: Ich glaube, das ist in so 
einem Moment wahre Größe – und uns unserer Stärke 
bewusst zu sein, und die ist auch Diplomatie.

Deswegen möchte ich – wir haben jetzt viel über Ver-
teidigung und Sicherheit gesprochen – deutlich machen – 
dazu brauchen wir auch Sie alle, dazu brauchen wir vor 
allen Dingen den Haushaltsausschuss –: Da, wo wir be-
dingungslos helfen können, da müssen wir jetzt bedin-
gungslos helfen! Wir können das in manchen Bereichen 
nicht, weil wir wirtschaftliche Abhängigkeiten haben. 
Aber wir können es im humanitären Bereich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Deswegen möchte ich drei Punkte hier schon einmal 
mit Blick auf die nächsten Wochen erwähnen:

Erstens: humanitäre Hilfe. Meine Kollegin Svenja 
Schulze hat es angesprochen: Die Versorgungslage ist 
dramatisch – in Kiew, Mariupol, Charkiw; wahrschein-
lich wird Kiew jetzt noch mal härter getroffen. Wir brau-
chen mehr Geld. Danke, dass wir heute zusätzlich 
350 Millionen Euro auf den Weg gebracht haben. Wir 
werden leider weitere Gelder im Bereich „humanitäre 
Unterstützung“ brauchen.

Den zweiten Punkt habe ich heute im Verteidigungs- 
und Europaausschuss schon genannt: Unterstützung der 
Nachbarländer. Wir sehen, was die alle leisten, vor allen 
Dingen Moldau. Die große Sicherheitsgefahr ist, dass das 
kleine Moldau – ohne Panzer, ohne irgendwelche militä-
rische Aktion – plötzlich auch mit einverleibt wird, weil 
sie ihre Stromversorgung nicht mehr aufrechterhalten 
können. Wir können da helfen. Das heißt auch hier, Sta-
bilisierungshilfe auf den Weg zu bringen und bereit zu 
sein, wenn Moldau uns braucht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Mein dritter Punkt ist die Verteilung der Geflüchteten. 
Im Inland müssen wir gemeinsam schauen, wo wir besser 
werden: in Kommunen, Ländern und, ja, auch auf Bun-
desebene. Aber wir haben auch eine Verantwortung an 
der Außengrenze, wenn man sieht, was da passiert ist. 
Es sind in den letzten Tagen diejenigen gekommen, die 
ein Auto haben, die Verwandte in Europa haben. Jetzt 
kommen diejenigen, die niemanden mehr haben.

Ich habe eine 80-jährige Frau in Moldau getroffen. Ich 
habe mich gar nicht getraut, die Frage zu stellen; aber ich 
habe sie trotzdem gefragt: „Wo wollen Sie hin?“, und sie 
hat gesagt: In den Himmel. Ich habe niemanden mehr. Wo 
soll ich in Europa noch hin? – Wir können nicht sagen, sie 
soll sich freiwillig auf ein Land verteilen. Diese Frau wird 
im Zweifel einfach auf ihrem Stuhl sitzen bleiben.

Es ist jetzt unsere Aufgabe, gemeinsam für eine soli-
darische Brücke in Europa und über den Transatlantik zu 
sorgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das ist auch mein Appell an unsere Freunde in Kanada, in 
den USA und weltweit: Wir müssen jetzt die Menschen 
von der Außengrenze verteilen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswär-
tigen:

Da können wir bedingungslos helfen.
Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Beifall bei der SPD und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für den Bundesrat ergreift jetzt das Wort der Kollege 

Dr. Joachim Stamp.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Joachim Stamp, Minister (Nordrhein-Westfalen):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Der Bombenterror Wladimir Putins soll nicht 
nur die Moral der Ukraine brechen. Die Bombardierung 
von Kindergärten, von Krankenhäusern, von Wohnblocks 
und mittlerweile auch von Flüchtlingseinrichtungen soll 
Menschen systematisch vertreiben. Es ist offensichtlich, 
dass der Vertreibungsterror Teil einer Strategie ist, einer 
Strategie, die uns, die europäischen Nachbarländer, de-
stabilisieren soll und die unsere Gesellschaften spalten 
soll – dadurch, dass möglichst viele derjenigen, die vor 
den Bomben fliehen müssen, in die europäischen Länder 
kommen.

Meine Damen und Herren, es ist unsere gemeinsame 
Aufgabe: Wir müssen jetzt genauso beweisen wie die 
Ukraine, die sich nicht brechen lässt, dass auch wir uns 
nicht brechen lassen in unserer Solidarität. Wir müssen 
gemeinsam mit den Partnern in Europa in internationaler 
Solidarität unserer historischen Aufgabe gerecht werden 
und die Vertriebenen alle aufnehmen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, ich habe jedoch den Ein-
druck, dass sich nicht alle – auch in Europa nicht alle – 
der historischen Dimension dieser Aufgabe bewusst sind. 
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Insbesondere – es ist eben schon angesprochen worden – 
Polen leistet Herausragendes. Wenn sich allein in War-
schau 300 000 Vertriebene aufhalten – in Breslau sind es 
200 000 – und in Berlin täglich über 10 000 Menschen 
ankommen, dann muss jetzt, dann muss sofort gehandelt 
werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Eine historische Aufgabe braucht eine historische Ant-
wort. Ich möchte Sie, Herr Bundeskanzler, dringend bit-
ten, auf den französischen Präsidenten zuzugehen und 
noch in dieser Woche einen europäischen Gipfel vorzu-
bereiten, der eine Evakuierung Hunderttausender direkt 
aus Polen in die verschiedenen europäischen Länder er-
möglicht. Wir brauchen eine Luftbrücke aus Polen, und 
wir brauchen sie so schnell wie möglich. So, wie man 
sich einst mit der Berliner Luftbrücke Stalins Terror ent-
gegengestellt hat, sollte Europa sich heute mit einer Luft-
brücke dem Terror Putins entgegenstellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage das ganz offen: Ohne die anderen Europäer 
wird es Polen in den nächsten Wochen nicht mehr gelin-
gen, die Versorgung der Geflüchteten auch wirklich men-
schenwürdig sicherzustellen. Und in der Folge, wenn es 
Polen nicht mehr schaffen wird, dann werden wir es per-
spektivisch auch nicht schaffen.

Wir haben die EU-Richtlinie in der Umsetzung, wir 
haben einen unkomplizierten Status, der den Menschen 
sehr viel Freiheit gibt – das ist auf der einen Seite posi-
tiv –, der es in der praktischen Organisation aber auch 
nicht einfach macht, weil es eben keine verpflichtenden 
Zuweisungen gibt, wie wir sie beispielsweise bei den 
Asylbewerbern haben. Aber es ist ein guter Status be-
schlossen worden. Was aber nicht beschlossen worden 
ist, das ist die solidarische Verteilung, und eigentlich 
gehört auch dies zu dem humanitären Schutz. Deswegen 
brauchen wir jetzt diese europäische Initiative.

Verehrter Herr Bundeskanzler, ich bin mir sicher, dass 
Sie auch wissen, wie wichtig diese Verantwortung ist. 
Denn – das zu sagen, gehört dazu – auch unsere Regel-
systeme sind bereits überlaufen. Ich spreche an dieser 
Stelle nicht nur für die Länder, sondern ich spreche 
auch für die Kommunen in Deutschland, die mittlerweile 
begonnen haben, Turnhallen zu belegen, und die selbst 
zum Teil schon an den Kapazitätsgrenzen angekommen 
sind. Wir brauchen einen gemeinsamen, nationalen 
Kraftakt, wenn wir Hunderttausende versorgen wollen. 
Darum brauchen wir neben der europäischen Hilfe und 
der europäischen Verständigung dringend auch eine Ver-
ständigung zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Ich 
würde vonseiten der Länder und Kommunen den Vor-
schlag machen, dass wir so schnell wie möglich – am 
besten noch an diesem Wochenende – zu einem Flücht-
lingsgipfel zusammenkommen, um auch mit den Hilfs-
organisationen und allen entscheidenden Playern zu be-
sprechen, wie wir neue Plätze generieren können, damit 
wir wirklich verantwortlich handeln, damit wir auch 
dauerhaft den Menschen aus der Ukraine gerecht werden 
können bei der Versorgung, bei unserer historischen Auf-

gabe hier in Deutschland und damit wir auf Putins Ver-
treibungsterror, den Versuch, uns zu destabilisieren, die 
Antwort geben können, die ein Wladimir Putin nicht 
kennt, nämlich Humanität.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Michael Roth.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Michael Roth (Heringen) (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! 

Lassen Sie mich mit Ihnen beginnen, den Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU/CSU. Ja, ich stimme Ihnen 
zu: Es ist Zeit für kritische Selbstreflexion, ja, es ist auch 
Zeit für Selbstkritik – aber nicht für Rechthaberei und 
billige Ablenkungsmanöver vom eigenen Versagen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Reden Sie über 
sich?)

Wenn Ihre Finger auf diese Koalition gerichtet sind, dann 
weisen dutzendfach Finger auf Sie zurück.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Hören Sie doch 
auf!)

Fragen Sie doch bitte mal den CSU-Vorsitzenden und 
bayerischen Ministerpräsidenten! Reden Sie mal mit 
dem sächsischen Ministerpräsidenten!

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommen die 
Menschen an!)

Sprechen Sie im Übrigen auch mit der Bundeskanzlerin, 
die diese Politik seit Jahren geprägt hat! Und sprechen Sie 
auch mal mit Ihrem ehemaligen Kanzlerkandidaten 
Laschet, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/ 
CSU!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Was ist 
denn mit Ihrer Verantwortung?)

Ich habe nach dem Fall der Mauer den Kriegsdienst 
verweigert – wie im Übrigen viele andere Männer auch. 
Ich hätte mir nach 24 Jahren Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag nicht vorstellen können, nicht nur humanitäre 
Hilfe für die Ukraine, nicht nur eine großzügige Auf-
nahme von Geflüchteten einzufordern, sondern auch 
Waffen – Waffen, damit sich dieses Land, das von einem 
brutalen Aggressor angegriffen wird, selbst verteidigen 
kann. Dafür stehe ich ein, und dafür tragen wir gemein-
sam die Verantwortung. Wir müssen überlegen, wie wir 
diese Ukraine, die um ihr Überleben kämpft, noch weiter 
und besser unterstützen können; denn ich bin mir ziem-
lich sicher: Nur eine wehrhafte Ukraine kann Putin über-
haupt zu ernsthaften Verhandlungen über einen Waffen-
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stillstand bewegen. Putin will die ganze Ukraine. Nur aus 
einer Position der Stärke heraus hat die Ukraine eine 
Chance,

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Das stimmt!)

diesen gewalttätigen Prozess, der ausschließlich von Pu-
tin ausgeht, zu überleben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Johann David Wadephul [CDU/ 
CSU]: Das stimmt!)

Die Ukraine hat um eine EU-Perspektive gebeten. Ich 
unterstütze dies: Aus Nachbarinnen und Nachbarn müs-
sen Mitbewohnerinnen und Mitbewohner des Hauses 
Europäische Union werden.

(Zuruf von der AfD: Wird nie passieren!)

Ich warne aber vor Symbolpolitik. Dieses Angebot muss 
ehrlich und muss klar sein. Wir müssen aus den Fehlern 
lernen, die wir gegenüber dem westlichen Balkan ge-
macht haben, wo das Kosovo heute noch auf Visalibera-
lisierung wartet, wo Nordmazedonien und Albanien 
heute noch darauf warten,

(Zuruf von der CDU/CSU: Da waren Sie in der 
Regierung, Herr Staatsminister!)

dass die Beitrittsverhandlungen endlich aufgenommen 
werden; weil Bulgarien nach wie vor blockiert. Ich hoffe, 
dass es uns gelingt, auch neue, kreative Formen der Zu-
sammenarbeit zu finden, beispielsweise als Vorstufe zu 
einer Vollmitgliedschaft eine Juniormitgliedschaft, damit 
diese Menschen, die sich nach unseren europäischen 
Werten sehnen, spüren, dass wir sie nicht alleinlassen; 
denn sie gehören zu uns. Das ist eine Bürgerinnen-und- 
Bürger-Bewegung, die es ja schon seit vielen Jahren gibt. 
Ich finde, dass jetzt die Zeit ist, ihnen zu sagen: Unsere 
Türen sind geöffnet, sie bleiben geöffnet, aber es ist ein 
langer und schwieriger Weg.

Ich will darüber hinaus auf einen anderen Punkt zu 
sprechen kommen, der mich ein wenig stört. Es wird 
nicht nur in Deutschland, sondern überall in Europa da-
rüber spekuliert: Wie könnte denn ein möglicher Kom-
promiss aussehen, der für die Ukraine annahmefähig wä-
re? Was ich vermisse, ist die Frage: Wie könnte eigentlich 
ein Kompromiss für Russland aussehen? Was muss denn 
Russland tun, damit es zu einer friedlichen Lösung im 
östlichen Europa kommt? Ich kann vor Spekulationen 
nur warnen. Unsere ukrainischen Freundinnen und 
Freunde wissen selbst am besten, was in dieser schwieri-
gen Situation zu tun ist, sie brauchen keine öffentlichen 
Ratschläge von Politikerinnen und Politikern aus Brüssel, 
aus Berlin oder aus anderen europäischen Hauptstädten.

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen: Die Ukraine ist 
kein Brot, von dem ein machthungriger Diktator sich 
einfach mal ein paar dicke Scheiben abschneiden kann. 
So funktioniert das nicht, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn die Ukraine verliert, dann haben auch wir ver-
loren. Wenn die Ukraine überlebt, dann gewinnen auch 
unsere Werte,

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Das stimmt!)

dann gewinnen Freiheit und Menschenrechte und Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit gegen Autoritarismus,

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
der zum schlimmsten Mittel und zur schlimmsten Geißel 
greift, nämlich dem Krieg. Das müssen wir gemeinsam 
abwenden. Deswegen wäre bei allem notwendigen Streit 
auch ein Zeichen der Zusammenarbeit und des Zusam-
menhalts in diesen schwierigen Zeiten nicht nur für die 
Europäische Union, sondern vielleicht auch für diesen 
Deutschen Bundestag ganz hilfreich.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Richtig! Das liegt 
aber nicht an uns!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Unionsfraktion spricht Florian Hahn.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit drei Wochen tobt 
der Krieg in der Ukraine – Tausende tote Ukrainer, 
Tausende tote Soldaten auf beiden Seiten, Zehntausende 
Verwundete, Hunderttausende Flüchtlinge –, und seit drei 
Wochen verteidigen die Ukrainer tapfer ihre Heimat ge-
gen Fremdherrschaft, Tyrannei, Unfreiheit und Unterdrü-
ckung. Ich kann nur sagen: Wenn man die Bilder sieht, 
dann stockt einem der Atem. Ich habe größten Respekt 
und größte Bewunderung für diese Tapferkeit und für den 
Mut, den die Ukrainer, ob Frauen, Kinder, Männer oder 
die Alten, Tag für Tag zeigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Es ist wichtig, dass wir alles unternehmen, was wir kön-
nen und was Sinn macht, um dieses Grauen zu beenden, 
und Dinge tun, mit denen wir die Ukraine wirklich tat-
kräftig unterstützen können.

Ich finde es tatsächlich unerträglich – der Kollege 
Brand hat das schon angesprochen –, dass ein Mitglied 
der Regierung, ein Parlamentarischer Staatssekretär, in 
dieser Situation den Botschafter dieses Landes, der täg-
lich diese Nachrichten hört, und zwar nicht nur von sei-
nen Landsleuten, sondern vermutlich auch von seiner 
eigenen Familie, und in Deutschland nicht erst seit drei 
Wochen, sondern seit Monaten um mehr Unterstützung 
für die Ukraine fleht, per Twitter abkanzelt und sagt, er 
sei unerträglich und solle sich – so ungefähr – am besten 
schleichen. Der, der an der Stelle unerträglich war, war 
Sören Bartol, und er gehört entlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Freie Interpretation!)
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Wir haben hier drei Bundesministerinnen gehört. Ich 
bin sehr dankbar, dass die Bundesregierung diese Ak-
tuelle Stunde so angelegt hat, dass wir auch etwas von 
der Bundesregierung dazu hören. Wir haben aber drei 
sehr unterschiedliche Beiträge der Bundesministerinnen 
gehört.

Liebe Frau Bundesministerin Schulze, ich muss ganz 
ehrlich sagen: Ihre Rede hätte zum größten Teil besser in 
die nächste Woche gehört, in die Haushaltswoche, und 
zwar zur allgemeinen Beschreibung Ihres Themenfeldes. 
Inhaltlich war sie am heutigen Tag unter der Überschrift 
„Aktuelle Stunde zur Lage in der Ukraine“ eine absolute 
Themaverfehlung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Bundesministerin Faeser, das, was Sie hier abge-
liefert haben, war ein Vortrag nach dem Motto „Alles ist 
in Butter beim Thema Flüchtlingsunterstützung in 
Deutschland“. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich 
weiß nicht, wo Sie sich so aufhalten, aber mit der Flücht-
lingsunterstützung in Deutschland ist aktuell nichts in 
Butter, vor allem nicht, was die Vorbereitung auf das 
angeht, was in den nächsten Wochen und Monaten tat-
sächlich auf uns zukommt. Ich bin sehr dankbar, dass der 
Kollege aus Nordrhein-Westfalen darauf hingewiesen 
und gesagt hat: Wir brauchen einen Flüchtlingsgipfel. – 
Diese Ankündigung hätte ich von Ihnen heute in dieser 
Debatte erwartet

(Beifall bei der CDU/CSU)

und auch mal eine Auskunft dazu, wer denn die Kosten 
übernehmen wird. Der Freistaat Bayern hat heute im Ka-
binett 1 Milliarde Euro zur Unterstützung der Kommunen 
angekündigt. Wir wissen doch alle aus unseren Wahlkrei-
sen, dass die Bürgermeister und Landräte schon jetzt alles 
unternehmen, um Kapazitäten zu schaffen, aber natürlich 
die bange Frage im Raum steht, wer das alles bezahlt. 
Deswegen erwarten wir auch an dieser Stelle eine klare 
Ansage der Bundesregierung.

Liebe Frau Bundesministerin Baerbock, ich habe es 
heute im Verteidigungsausschuss gesagt und möchte, 
weil dieser Ausschuss nicht öffentlich tagt, es auch hier 
sagen: Kompliment! Sie sind im Grunde die einzige 
Sichtbare, die in dieser Krise konsequent das tut, was 
sie kann. Dafür ein herzliches Dankeschön!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber – das soll den Dank gar nicht schmälern – wenn Sie 
heute hier ankündigen, dass noch mehr beim Thema „mi-
litärische Befähigung der Ukraine“ getan wird, was wir 
absolut begrüßen, dann frage ich mich, warum ich dazu 
von der Bundesregierung noch nichts im Verteidigungs-
ausschuss gehört habe und warum auch meine Kollegen 
in den anderen Ausschüssen – wir haben heute Mittwoch; 
heute haben die Ausschüsse getagt – dazu noch nichts 
gehört haben. Wir unterstützen das selbstverständlich. 
Aber wir würden gerne wissen, was genau da auf den 
Weg gebracht wird, was das kostet, ob es das ist, was 
die Ukraine tatsächlich wollte, und ob das dann auch 
entsprechend hilft. Deswegen bitten wir hier um noch 
mehr Auskunft.

Ich muss heute nur auf den Pressespiegel aus meinem 
Wahlkreis schauen. Alles zum Thema Ukraine ist hier 
neonorange unterstrichen. Es geht darum, wie die Zivil-
gesellschaft in Deutschland helfen will, um die Pfadfin-
der, die sammeln, bis zu denen, die tagtäglich an die 
ukrainische Grenze fahren, um die Flüchtlinge abzuholen 
und Güter dorthin zu bringen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Florian Hahn (CDU/CSU):
Ich habe mir da am Sonntag selber einen Überblick 

verschaffen können.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Florian Hahn (CDU/CSU):
Ich komme gleich zum Ende. – Ein herzliches Danke-

schön und „Vergelts Gott!“ an all diejenigen, die sich da 
entsprechend reinhängen und helfen. In diesem Sinne 
hoffe ich, dass es für die Ukraine bald eine bessere Zu-
kunft gibt.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion spricht Sebastian Hartmann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! 21 Tage nach dem Beginn des völ-
kerrechtswidrigen Angriffs auf die Ukraine sehen wir 
unermessliches Leid, Vertriebene, Tote, Verletzte – jeden 
Tag mehr, jede Stunde mehr. Dieses unermessliche Leid 
bedingt einen Appell am Anfang: Herr Präsident Putin, 
stoppen Sie diesen völkerrechtswidrigen Angriff! Sie 
sind es, der den Befehl geben kann, das Leid jetzt, in 
dieser Sekunde, zu stoppen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Agnieszka 
Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich möchte an diesen Appell anschließen, dass wir 
angesichts dieser Katastrophe im Vergleich zu anderen 
Situationen – und wir sind in einer Zeitenwende – ein 
europäisches Aufeinander-Zugehen sehen, einen Akt 
europäischer Solidarität. Sie, Frau Innenministerin 
Faeser, haben gleich am Anfang Ihrer Amtszeit deutlich 
gemacht, dass Sie den Begriff „Migration“ anders inter-
pretieren als mancher Ihrer Amtsvorgänger. Sie sind in 
Europa auf Ihre Innenministerinnen- und Innenminister-
kollegen zugegangen und haben gesagt: Wir müssen 
diese Aufgabe europäisch anpacken.
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Wenige Tage nachdem die ersten Erfolge spürbar wa-
ren, waren wir gefordert, als es zu dem völkerrechtswid-
rigen Angriff auf die Ukraine kam, und wir haben erlebt, 
dass wir den Mechanismus für den temporären Schutz für 
mehr als 3 Millionen Menschen, die jetzt schon geflohen 
sind, aktivieren mussten. Der Dank gilt auch der pol-
nischen Regierung und der polnischen Zivilbevölkerung, 
die für über 1,8 Millionen Menschen, die jetzt schon nach 
Polen geflüchtet sind, Unermessliches leisten und einfach 
helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Lassen Sie mich aber einen Punkt in unserer Debatte 

deutlich machen: Wir müssen uns einmal in dieser Situa-
tion vor Augen führen, welcher Vorwurf hier im Raum 
erhoben wurde. Es ist doch eine Frage an Sie von der 
Opposition, ob wir dieser Aufgabe, die sich Opposition 
und Regierung insgesamt stellt, gemeinsam gerecht wer-
den.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Ja!)
Weniger als 100 Tage nach Übernahme der Regierungs-
verantwortung hören wir hier eine Vorwurfsarie, und Sie 
haben nicht ein einziges Mal gesagt, welches Gesetz Sie 
auf den Weg gebracht haben. Sie haben 16 Jahre lang 
Verantwortung in diesem Land getragen.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Mit 
Ihnen gemeinsam, Herr Kollege! Das war das 
Problem! Mit Ihnen gemeinsam! – Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU)

Es war die Union, die im August 2015 in diesem Land 
gesagt hat: „Wir schaffen das“, und es war ein bayeri-
scher Ministerpräsident, der wenige Wochen danach das 
Ganze umgetreten hat, indem er sagte, das sei die Herr-
schaft des Unrechts. Das war der Beitrag der Union zu 
Fragen der Migration in Deutschland und in Europa.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Nein, nein! – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das 
war nicht der bayerische Ministerpräsident!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird keinem der 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer in diesem Land 
gerecht, wenn wir diese Debatte in dieser Form wieder-
holen. Lassen Sie uns gemeinsam zeigen: Wir haben 
gelernt, dass es eine europäische Antwort braucht und 
dass wir in Deutschland unseren Teil zur Lösung dieser 
humanitären Katastrophe in Europa beitragen werden.

(Beifall bei der SPD)
Und wir tun das, durch das Technische Hilfswerk und die 
Hilfslieferungen, aber auch durch die Waffenlieferungen 
an die Ukraine, die in diesen Stunden tatsächlich darum 
ringt, dass es nicht zu einer noch größeren Katastrophe 
kommt. Wir haben in diesem Haus aber noch eines getan, 
und das sollten Sie, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
die diese Debatte verfolgen, auch wissen. Wir sind auf die 
Opposition zugegangen und haben die Obleute sowie die 
Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen dazu eingela-
den, sich gemeinsam mit uns über die Lage informieren 
zu lassen, teilweise tageweise, insbesondere im Innen-
bereich, weil wir jetzt die Verantwortung übernehmen 
werden, die Flüchtlinge schnell und unkompliziert unter-
zubringen.

Eine Lehre aus den Jahren 2015 und 2016 ist auch, dass 
wir uns die Chance zur zweitbesten Lösung geben müs-
sen. Nicht jede Lösung ist in dieser Situation perfekt, aber 
sie hilft konkret Menschen, die unermessliches Leid er-
lebt haben. Wir haben zunächst einmal 10 000 Menschen 
begrüßt und mit ehrenamtlichen Hilfen verteilt, haben 
danach aber erkannt: Wir müssen jetzt handeln und gehen 
sofort zur Registration über. Wir haben nun Hunderttau-
sende von Menschen in unserem Land, und wir verteilen 
sie auf die Länder, nachdem das Zurufverfahren nicht 
mehr gereicht hat und nicht mehr ausreichend Plätze 
zur Verfügung stehen.

Ich schließe mich Ihnen, Herr Vizeministerpräsident 
Stamp, ausdrücklich an: Es ist ein nationaler Kraftakt 
von Bund, Ländern und Kommunen. Ich bin auch der 
festen Auffassung, dass wir nicht eine salamischeiben-
weise Lösung wie 2015 brauchen, sondern dass wir deut-
lich sagen müssen: Es wird auch mit dem Tag des Waf-
fenstillstandes viele Ukrainerinnen und Ukrainer geben, 
die in diesem Land oder in direkten Anrainerstaaten blei-
ben. Es wird vieler Investitionen bedürfen. Wir dürfen die 
Kommunen nicht noch einmal alleine lassen, sondern 
müssen dieses Geld in die Hand nehmen. Das ist das 
Geringste, was wir tun können. Jeder, der in diesem 
Land ist, hat einen Anspruch darauf, dass wir diese Krise 
so menschlich wie möglich lösen. Es ist eine humanitäre 
Katastrophe, und ich wiederhole den Appell: Herr Prä-
sident Putin, stoppen Sie diesen Angriffskrieg! Sie sind 
derjenige, der den Befehl geben kann. Stoppen Sie diesen 
Angriffskrieg!

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Sebastian Hartmann (SPD):
Und es hilft auch nichts, wenn in dieser Stunde der 

Opposition und Regierung irgendein historischer Versuch 
unternommen wird, ein Versagen des Westens zu kon-
struieren. Nichts rechtfertigt einen völkerrechtswidrigen 
Angriff auf Kinder, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Sebastian Hartmann (SPD):
– Frauen, Menschen, Krankenhäuser, Schulen. Das 

passiert in dieser Stunde in der Ukraine.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ebenfalls für die SPD-Fraktion spricht jetzt Jörg 

Nürnberger.
(Beifall bei der SPD)

Jörg Nürnberger (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jeden Tag sehen wir 
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wieder und wieder die unerträglichen Bilder von einem 
schrecklichen Krieg, Bilder von einem Angriffskrieg mit-
ten in Europa, dem Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine. Die dadurch verursachte Lage in der Ukraine 
ist dramatisch und bestürzt uns zutiefst. Europa und 
Deutschland unterstützen die Ukraine deshalb in dieser 
Lage zivil und militärisch. Und der Hinweis sei gestattet, 
Herr Hahn: Es ist ein Gebot militärischer und politischer 
Vernunft, keine Details über Waffenlieferungen öffent-
lich bekannt zu geben. Das würde unsere eigenen Sol-
daten gefährden, die diese Waffen liefern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Dr. Johann David Wadephul [CDU/ 
CSU]: Quatsch!)

Deutschland verhält sich solidarisch, und das ent-
spricht auch unserer Verantwortung in Europa. Wir müs-
sen uns aber gleichzeitig fragen, welche Auswirkungen 
dieser brutale und völkerrechtswidrige Angriff auf unsere 
westliche Staatengemeinschaft hat. Der Westen ist geein-
ter denn je. Die NATO und die Europäische Union stehen 
eng zusammen, und die EU hat in kürzester Zeit vier 
Sanktionspakete von bisher nicht dagewesenem Ausmaß 
verabschiedet. Gleichzeitig ist es unsere Aufgabe und im 
Interesse aller westlichen Staaten, dafür zu sorgen, dass 
aus dem Krieg in der Ukraine kein Flächenbrand in ganz 
Europa wird. Deshalb kann man auch manchen sehr ver-
ständlichen Forderungen der Ukraine, wie zum Beispiel 
der nach einer Flugverbotszone, nicht entsprechen; denn 
das würde uns in diese Kriegssituation einbinden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der AfD und der LINKEN)

Angesichts des Krieges, den Russland gegen die 
Ukraine führt, hat sich die sicherheits- und verteidigungs-
politische Lage auch in den NATO-Mitgliedstaaten und 
in Deutschland dramatisch verändert. Die Aggression 
Russlands bedroht die Friedensordnung in ganz Europa. 
Wir stehen vor bisher ungekannten Herausforderungen, 
die auch – da geht es mir hier nicht, wie vielleicht ande-
ren, um eine Schuldzuweisung, sondern um eine objek-
tive Feststellung – die Versäumnisse der Verteidigungs-
politik der vergangenen Jahre offenbaren. Das gilt 
besonders mit Blick auf die Ausrüstung der Bundeswehr. 
Die Notwendigkeit, mehr in unsere Sicherheit und damit 
auch in militärische Sicherheit zu investieren, ist nicht 
mehr von der Hand zu weisen. Wir müssen uns noch 
stärker auf die Landes- und Bündnisverteidigung fokus-
sieren, insbesondere auch im Hinblick auf unsere öst-
lichen NATO-Partner, und zwar nicht nur wegen der ak-
tuellen Lage, sondern auch langfristig.

Die NATO-Ostflanke wird bereits heute durch deut-
sche Soldatinnen und Soldaten in Litauen und in aller-
nächster Zukunft in der Slowakei gestärkt. In Rumänien 
haben wir sechs Eurofighter stationiert. In der Ostsee und 
im Mittelmeer stärken Marineeinheiten die NATO-Nord- 
und -südflanke.

Parallel zum aktuellen Engagement der Bundeswehr 
gilt es nun, wichtige und lange überfällige Investitionen 
voranzubringen. Ich bin daher froh, dass Bundeskanzler 
Scholz erklärt hat, dass dafür zum einen dieses Sonder-
vermögen gebildet wird und dass zum anderen die Erhö-

hung der Verteidigungsausgaben auf 2 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes erreicht werden wird. Wir senden 
damit nämlich wichtige Signale, erstens an unsere Solda-
tinnen und Soldaten der Bundeswehr – wir kümmern uns 
endlich um eure Ausrüstung! –, zweitens an unsere Bünd-
nispartner in der EU und in der NATO – wir stehen zu-
sammen! –, drittens an die Industrie – wir sorgen für 
langfristige Planungssicherheit! – und viertens vor allen 
Dingen auch an Wladimir Putin: Wir lassen uns nicht 
einschüchtern!

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit diesem Sondervermögen sind wir erstmals in der 
Lage, längerfristige Projekte ohne jährliche, jeweils wie-
derkehrende erneute Haushaltsberatungen abzuwickeln.

Unser Ziel ist jetzt also eine Bundeswehr, die im vollen 
Umfang einsatzfähig ist, eine Bundeswehr, die damit 
auch ihre Kernaufgaben der Landes- und Bündnisvertei-
digung vollständig erfüllen kann, und das mit bestmögli-
cher Ausrüstung. Unsere Verteidigungsministerin 
Christine Lambrecht hat bereits einen Plan vorgelegt, 
wie diese Ziele erreicht werden können. Es soll künftig 
keine militärischen Luftschlösser mehr geben, sondern es 
soll auf bewährte marktverfügbare Produkte und Systeme 
gesetzt und auf bestehende Lösungen aufgebaut werden. 
Das Beschaffungswesen soll modernisiert werden. Man 
muss in dieser Krisensituation auch darüber nachdenken, 
Artikel 346 AEUV, nach dem Ausnahmeregelungen von 
den Vergabevorschriften möglich sind, anzuwenden. Das 
Sondervermögen wird die Beschaffungsvorhaben be-
schleunigen können. Hier hat die Bundesministerin 
auch angekündigt, das immer stets mit dem Bundestag 
abzustimmen. Die 25-Millionen-Euro-Vorlagen werden 
erhalten bleiben. Unsere Bevölkerung steht hinter diesen 
Plänen; 74 Prozent der Menschen in Deutschland stim-
men diesen zu. Insofern ist die Koalition bereit, diese 
Verantwortung zu übernehmen.

Wir wollen aber hier vor allen Dingen darüber dis-
kutieren, wie wir zur Rückkehr der Diplomatie und zu 
einer friedlichen Konfliktlösung kommen. Es ist unser 
vorrangiges Ziel, Herrn Putin dazu zu bewegen, die 
Kampfhandlungen einzustellen. Wladimir Putin, stellen 
Sie die Kampfhandlungen sofort ein! Wladimir Putin, 
beenden Sie diesen Krieg!

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache. Die Aktuelle Stunde ist 

damit beendet.
Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf:

Vereinbarte Debatte

zur Einführung eines nationalen Gedenktages 
für die Opfer terroristischer Gewalt

Verabredet worden ist, hierzu 39 Minuten zu debattie-
ren.
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Das ist sehr wenig Zeit, umso schneller müssen die 
Wechsel erfolgen. – Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat die Bundesinnenministerin Nancy Faeser für 
die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! In diesem Jahr haben wir den ersten nationalen Ge-
denktag für die Opfer terroristischer Gewalt begangen. 
Mein Dank gilt an dieser Stelle auch dem Opferbeauf-
tragten der Bundesregierung, Herrn Kober. Vor wenigen 
Wochen hat das Bundeskabinett beschlossen, diesen Ge-
denktag des 11. März zu begehen. Der 11. März ist damit 
ein Tag der Erinnerung, des Mitgefühls, aber auch der 
Mahnung, mit aller Entschlossenheit gegen terroristische 
Bedrohungen in unserem Land vorzugehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

„Unsere Welt steht seither kopf“. Das sind Ajla Kurto-
vićs Worte zwei Jahre nach dem rassistischen Anschlag 
in Hanau, bei dem ihr Bruder Hamza getötet wurde. Er 
wurde 22 Jahre alt. „Da ist nach wie vor ein ganz großer 
Riss in meinem Leben“, sagt Astrid Passin, die ihren 
Vater 2016 bei dem islamistischen Anschlag auf dem 
Breitscheidplatz verlor. Es vergehe kein Tag, an dem sie 
nicht voll Schmerz an ihren Verlust denken, an den Ter-
roranschlag, der ihre Angehörigen aus dem Leben geris-
sen hat. Das sagen Ajla Kurtović und Astrid Passin. Sie 
machen das durch, was alle Mütter, Väter, Söhne, Töch-
ter, was Partner, Verwandte oder Freunde durchleiden, 
wenn ein Terroranschlag das Leben ihrer Liebsten aus-
löscht: die völlige Schockstarre, die Fassungslosigkeit, 
das Nicht-glauben-Können, den Schmerz, der nie wieder 
vergeht.

Viel zu oft stehen nach einem Anschlag aber die Täter 
im Vordergrund; es geht um die Motive. Mit dem Ge-
denktag für die Opfer terroristischer Gewalt wollen wir 
jetzt die Aufmerksamkeit auf das Schicksal der Opfer und 
ihrer Angehörigen richten, und das ist so entscheidend. In 
Hanau haben es die Angehörigen unter dem Motto „Say 
their names“ benannt. Wir wollen, dass ihr Schicksal uns 
allen in Staat und Gesellschaft bewusst bleibt und erhal-
ten bleibt und wir uns daran erinnern. Viele kämpfen sich 
mit großer Kraft zurück ins Leben. Wir dürfen sie dabei 
als Staat aber nicht alleine lassen. Ich möchte, dass die 
Betroffenen und ihre Familien mit viel mehr Empathie 
und Sensibilität unterstützt werden – von allen staatlichen 
Stellen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU])

Der linksextremistische Terror der Rote-Armee-Frak-
tion, der „Bewegung 2. Juni“ und der Revolutionären 
Zellen, der vor allem in den 70er- und 80er-Jahren für 
Angst und Schrecken sorgte, ist nicht vergessen. Diese 
Attentate wirken bis heute nach und lassen den Hinter-
bliebenen keine Ruhe.

Die Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus 
hält unverändert an. Trauriges Zeugnis sind der Anschlag 
am Breitscheidplatz sowie die Messerangriffe in Dres-
den, in Hamburg oder in Hannover. Wir erinnern an den 
Anschlag beim Musikfestival in Ansbach, den Anschlag 
auf der Berliner Autobahn, im Zug bei Würzburg oder 
den Brandanschlag in Waldkraiburg, den Anschlag auf 
einen Sikh-Tempel in Essen und am Flughafen in Frank-
furt.

Eine Spur des rechten Terrors zieht sich durch unsere 
jüngere Geschichte: Hoyerswerda, Rostock, Mölln, So-
lingen, der Terror des NSU, der Anschlag am Münchner 
Olympia-Einkaufszentrum, der Mord am Kasseler Regie-
rungspräsidenten Dr. Walter Lübcke, der Terror von Halle 
und Hanau. Auch das nunmehr über 40 Jahre zurück-
liegende Attentat auf das Münchener Oktoberfest bewegt 
noch immer die Opfer und deren Angehörige.

Es ist die höchste Pflicht des Staates, seine Bürgerin-
nen und Bürger zu schützen. Aber kein Staat kann völlige 
Sicherheit garantieren. Wenn es trotz aller präventiven 
Maßnahmen doch zu einem Terroranschlag kommt, 
muss der Staat dafür sorgen, dass den Betroffenen schnell 
wirksam geholfen wird. Konkret entwickelt zum Beispiel 
das Bundeskriminalamt gemeinsam mit den Ländern ge-
rade die strategische Zusammenarbeit weiter und baut ein 
spezielles Netzwerk zur Opferfürsorge auf.

Es ist mir ein großes Anliegen, dass von Terrorismus 
Betroffene nicht alleingelassen werden. Wir müssen ihre 
Interessen und Rechte verteidigen und stärken. Jeder ein-
zelne Mensch zählt.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. Josef 
Oster [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich gebe dem Kollegen Michael Breilmann für die 

CDU/CSU-Fraktion das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Terroropfern ist in Deutschland ein neuer Gedenk-
tag gewidmet worden, und das ist gut und richtig so. 
Terror ist eine Bedrohung, eine Bedrohung, die Europa, 
ja die ganze Welt betrifft. Es ist daher gut, dass der euro-
päische Gedenktag in Erinnerung an den 11. März 2004, 
als al-Qaida-Terroristen Bomben in Zügen in Madrid 
zündeten, 191 Menschen töteten sowie fast 2 000 ver-
letzten, nun auch die Menschen in Deutschland mit ein-
schließt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Neben der Trauer über das Leid spüren wir gerade 
anlässlich solcher Taten, dass uns das Geschehene oft 
die Sicherheit des Alltags zu nehmen droht. Dennoch 
und gerade deswegen müssen wir uns dem Terror auch 
in Zukunft mit vereinten Kräften entgegenstellen. Denn 
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es geht uns vor allem auch um unsere Werte. Diese Werte 
lassen wir uns von niemandem nehmen, erst recht nicht 
von hinterhältigen Terroristen oder feigen Mördern. Un-
sere Werte des Grundgesetzes sind unverhandelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Für Terroropfer gilt, was gerade oft auch über die Men-
schen in der Ukraine gesagt wird, die derzeit brutaler 
Gewalt in einem abscheulichen Krieg ausgesetzt sind, 
nämlich dass sie stellvertretend für uns alle getroffen 
wurden.

Ja, es ist wahr: Terroranschläge sind Anschläge auf 
unser Zusammenleben, auf unsere Werte und unsere Frei-
heit. Alle Terrorattacken wirken bis heute nach und lassen 
den Betroffenen und auch deren Familien keine Ruhe. 
Unser Gemeinwesen steht den Betroffenen gegenüber 
daher schon in einer besonderen Verantwortung und 
schuldet ihnen eine transparente Aufklärung der Tat-
geschehen. Opferfamilien wollen verstehen, wollen Ent-
schuldigung, wollen Aufmerksamkeit und Konsequen-
zen. Sie wollen schlicht Gerechtigkeit, und die haben 
sie auch verdient. Opfer erster oder zweiter Klasse darf 
es dabei nicht geben, und es darf auch keine Rolle spie-
len, ob die Tat im In- oder Ausland geschieht. Unser Staat 
muss den Bürgerinnen und Bürgern hier beistehen. Daher 
sagen wir dem Opferbeauftragten der Bundesregierung, 
dem Kollegen Kober, auch Unterstützung zu, wenn er 
einen sensibleren Umgang mit Opfern von Terroranschlä-
gen anmahnt. Ja, die psychische Betreuung ist etwas, wo 
wir noch besser werden können. Das Leiden der Men-
schen ist nicht deren Privatsache, sondern Angelegenheit 
von uns allen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Für uns steht neben der Betreuung und dem Gedenken 
an die Opfer natürlich immer auch die Frage im Mittel-
punkt: Wie können wir weitere Terroranschläge, wie kön-
nen wir weitere Opfer verhindern? Der Kampf gegen den 
Terror beginnt früh, nämlich überall dort, wo wir Hass 
und Diskriminierung erleben. Gewalttaten sind oft das 
Ende eines Radikalisierungsprozesses. Terroristen dürfen 
niemals das Gefühl bekommen, Beifall für ihre Taten 
erhalten zu können.

Starres Gedenken alleine wird aber nicht reichen. Wir 
müssen unseren Sicherheitsbehörden daher auch in Zu-
kunft alle möglichen Mittel an die Hand geben, um Ter-
roranschläge und -taten im Vorfeld zu verhindern und im 
besten Fall auch keine neuen Opfer beklagen zu müssen.

An dieser Stelle ist mir hier und heute auch ganz be-
sonders wichtig, einen großen Dank an alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Sicherheitsbehörden, die Tag 
und Nacht für unsere Sicherheit arbeiten, auszusprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und auch das gehört in diesem Zusammenhang erwähnt: 
Wir brauchen in der Politik, aber auch in der Gesellschaft 
eine Haltung gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern von Verfassungsschutz und Polizei, die von 
Wertschätzung, Vertrauen und Respekt geprägt ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Auch in der heutigen Debatte müssen wir fragen, wie 
wir als Politik den Sicherheitsbehörden helfen können, 
ihren Job in der Terrorbekämpfung zu machen. Wir dür-
fen sie gerade nicht aus einem grundsätzlichen Miss-
trauen heraus gängeln und ihre Möglichkeiten einschrän-
ken. Dazu gehört im Übrigen auch eine ideologiefreie 
Haltung, die Probleme nicht verschweigt.

Was mir heute aber auch ganz besonders wichtig ist zu 
betonen: Ohne die konkrete Unterstützung von den Bür-
gerinnen und Bürgern, das alltägliche Entgegentreten ge-
gen Rassismus, Antisemitismus und Extremismus wird 
dieser Kampf verloren gehen. Und dann wird auch der 
11. März in Sonntagsreden enden. Daher: Die Flaggen am 
Gedenktag bundesweit auf Halbmast zu senken, ist gut. 
Wenn sich die Blicke der Menschen zusätzlich heben und 
alle im Alltag Gesicht zeigen gegen Extremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus, dann sind wir auf einem 
guten Weg, den Kampf gegen den Terror zu gewinnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Dr. Irene Mihalic für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Alle Terroranschläge, egal mit welchem 
Hintergrund, haben eines gemeinsam: Jedes Mal sind 
Menschen sinnlos, willkürlich und auf grausame Art 
und Weise aus ihrem Leben gerissen worden, und die 
Hinterbliebenen prägt das für ihr ganzes Leben. Die Po-
litik hat genau diese Menschen jahrelang vernachlässigt. 
Das muss und das wird sich ändern, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

In einem ersten Schritt haben wir als Ampelkoalition 
den 11. März zum nationalen Gedenktag für die Opfer 
terroristischer Gewalt erklärt, um die Aufmerksamkeit 
auf diejenigen zu richten, die wir nicht schützen konnten. 
Egal ob beim Terror der RAF, des NSU oder islamisti-
scher Zellen: Immer wieder ist nach terroristischen An-
schlägen die Opferperspektive aus dem Blick geraten. 
Wir wollen aber nicht mehr nur einseitig über die Täter 
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sprechen, sondern uns stärker den Opfern und Hinterblie-
benen zuwenden. Sie verdienen unsere Empathie, unsere 
Solidarität und auch die öffentliche Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Der Umgang staatlicher Stellen mit Betroffenen von 
Terroranschlägen ließ in der Vergangenheit allzu oft die 
notwendige Sensibilität und Zugewandtheit vermissen. 
Ich denke hier zum Beispiel an Hanau: Anstatt die An-
gehörigen in ihrer Trauer aufzufangen und zu unterstüt-
zen, hat man sie in Gefährderansprachen davor gewarnt, 
sich für den Anschlag – an wem auch immer – zu rächen. 
Oder auch die nächsten Angehörigen der Opfer des NSU: 
Nach den Morden haben die Sicherheitsbehörden auf der 
Basis rassistischer Vorurteile ermittelt und die Täter vor 
allem in den betroffenen Familien gesucht. Dem eigent-
lich naheliegenden rechtsextremen Tatmotiv wurde jah-
relang kaum Beachtung geschenkt. Selbst nachdem end-
lich klar war, dass es sich um rechtsterroristische Morde 
handelte, taten sich die Behörden immer noch schwer 
damit, Fehler einzugestehen, das Leid der Opfer und ihrer 
Hinterbliebenen wirklich anzuerkennen und zu würdigen.

Auch die Hinterbliebenen und Verletzten des An-
schlags vom Breitscheidplatz haben uns sehr persönlich 
ihre Erfahrungen geschildert, die sie mit staatlichen Stel-
len gemacht haben. Hier kam neben der fehlenden Sen-
sibilität eine weitere Dimension dazu, nämlich die Büro-
kratie. Die Betroffenen haben sich im wahrsten Sinne des 
Wortes die Hacken abgelaufen, wurden von einer Stelle 
zur anderen geschickt, nur um am Ende doch nicht die 
Unterstützung zu bekommen, die ihnen eigentlich zu-
steht.

Neben all dem Leid, das die eigentliche Tat hinterlas-
sen hat – diese Unsicherheit, das ständige Gefühl, bedroht 
zu sein, die tiefen seelischen und körperlichen Wunden –, 
wurden die Opfer und Hinterbliebenen ein weiteres Mal 
traumatisiert. Dabei müssten wir doch, wenn wir die Tat 
schon nicht verhindern konnten, alles daransetzen, dass 
den Betroffenen nach Kräften geholfen und kein weiterer 
Schaden zugefügt wird. Das ist doch das Mindeste, was 
wir tun können, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Im Untersuchungsausschuss zum Anschlag auf dem 
Breitscheidplatz haben wir als Fraktionen der demokrati-
schen Minderheit damals im Abschlussbericht gesagt, 
dass wir dringend einen würdigeren Umgang mit Opfern 
terroristischer Gewalt brauchen. Ich bin wirklich sehr 
froh, dass sich die Ampelkoalition unsere Vorschläge zu 
eigen gemacht hat. So sollen auch die Opfer und Hinter-
bliebenen von Terroranschlägen und Katastrophen natio-
naler Tragweite sich zukünftig an die bereits bestehende 
Koordinierungsstelle NOAH, Nachsorge, Opfer- und An-
gehörigenhilfe, wenden können, die nun als Ombuds-
stelle weiterentwickelt werden soll. NOAH ist bisher 
nur zuständig, wenn solche Taten im Ausland begangen 
werden und Betroffene aus Deutschland Hilfe benötigen. 
Die Arbeit dort zeichnet sich durch eine hohe Kompetenz 
aus, und deshalb ist es richtig, diese Fähigkeiten auch im 
Inland einzusetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Außerdem schließen wir Lücken im Opferentschädi-
gungsrecht und bei der Opferhilfe, damit finanzielle Un-
terstützung künftig einfacher und auch wesentlich besser 
funktioniert. Darüber hinaus wollen wir erreichen, dass 
Empathie und ein würdevoller, sensibler Umgang nicht 
nur in Beileidsbekundungen zum Ausdruck kommt, son-
dern bei jedem behördlichen Akt – von der Ermittlungs-
arbeit bis zum Standesamt – ganz praktisch gelebt wird. 
Im Umgang mit Opfern terroristischer Gewalt zeigt sich 
der Reifegrad des demokratischen Rechtsstaats.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Denn wir wissen: In unserer offenen und freien Gesell-
schaft kann nicht jeder Anschlag verhindert werden. Aber 
wir müssen die Solidarität im direkten Umgang mit den-
jenigen üben, die von den Feinden der Freiheit und Plu-
ralität willkürlich angegriffen wurden. Auch daran soll 
uns der Gedenktag am 11. März stetig erinnern.

Drei Dinge dürfen wir dabei nie aus dem Blick ver-
lieren. Erstens. Anschläge und ihre Hintergründe sind 
konsequent aufzuklären, und zwar egal, wer gerade re-
giert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Zweitens. Konsequenzen sind laufend zu ziehen, sobald 
entsprechende Fehler erkannt wurden. Drittens. Opfer 
und ihre Hinterbliebenen dürfen nicht unmittelbar nach 
den Anschlägen nur mit warmen Worten bedacht oder 
sogar für symbolpolitische Initiativen missbraucht wer-
den. Ihre Begleitung und Unterstützung muss uns ein 
dauerhaftes Anliegen sein, und zwar von dem Moment 
an, wo das geschehen ist, was nicht hätte geschehen dür-
fen.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Abgeordnete Beatrix von Storch für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir spre-

chen heute also über die Einführung eines nationalen 
Gedenktags für die Opfer des Terrorismus. Das ist gut; 
denn wir mussten zuletzt erleben, dass das Andenken der 
Terroropfer sogar mit Füßen getreten wurde. Wer wie 
Bundespräsident Steinmeier die RAF-Terroristin Gudrun 
Ensslin in eine Reihe mit Hannah Arendt oder Hildegard 
von Bingen stellt, verhöhnt die RAF-Terroropfer.

(Beifall bei der AfD)
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Nein, Herr Bundespräsident, Gudrun Ensslin war keine 
große Frau der Weltgeschichte. Sie war eine verurteilte 
Mörderin und um nichts besser als die Mörder vom Breit-
scheidplatz, von Hanau oder von Kassel.

(Beifall bei der AfD)
Wes Geistes Kind muss man sein, um eine vierfache 
Mörderin auf eine Stufe mit einer Heiligen zu stellen?

Den Europäischen Gedenktag für die Opfer des Terro-
rismus gibt es schon viel länger. Am 11. März 2004 er-
mordeten islamistische Terroristen in Madrid 191 Per-
sonen und verletzten über 2 000; das haben wir gerade 
gehört. Damals wurde der Europäische Gedenktag ins 
Leben gerufen. 17 lange Jahre später hat nun endlich 
auch Deutschland einen Gedenktag.

Es war der Bundesbeauftragte Kober, der die Sprach-
losigkeit des Staates den Opfern gegenüber anklagen 
musste. Warum diese Sprachlosigkeit? Mut zur Wahrheit: 
weil Sie alle hier bis heute nicht wahrhaben wollen, dass 
die mit weitem Abstand größte Terrorbedrohung unserer 
Zeit vom Islamismus ausgeht.

(Beifall bei der AfD)
Ein Jahr nach Madrid mit 191 Toten die Selbstmord-
anschläge in London, 52 Tote, über 700 Verletzte; 2015 
Paris, 130 Tote, knapp 1 000 Verletzte; 2016 Nizza, 86 To-
te, mehr als 400 Verletzte, selbst als der islamistische 
Terror am Breitscheidplatz in Berlin 12 Menschenleben 
kostete und 67 zum Teil Schwerverletzte hinterließ, hielt 
die Sprachlosigkeit an. Sie war so ohrenbetäubend, dass 
die Angehörigen der Opfer einen Brief an die Bundes-
kanzlerin schreiben mussten, weil sie sich so im Stich 
gelassen fühlten. Was für ein Tiefpunkt im Umgang mit 
den Opfern!

(Beifall bei der AfD)
Es ist gut, dass wir jetzt diese Sprachlosigkeit hinter 

uns lassen und aller Opfer gedenken. Sie haben unend-
liches Leid erfahren. Wir gedenken der Väter und Mütter, 
der Söhne und Töchter, die sinnlos ermordet wurden. Wir 
gedenken ermordeter Politiker und Wirtschaftsführer wie 
Buback, Schleyer, Herrhausen, Rohwedder und Walter 
Lübcke. Wir müssen der Opfer gedenken und den Terro-
rismus bekämpfen; das schulden wir den Opfern.

Die Terrorgefahr bleibt real. Der Generalbundesanwalt 
hat 2021 5 Ermittlungsverfahren wegen Rechtsextremis-
mus und gegen Rechtsterroristen eröffnet, 10 gegen 
Linksterroristen und 234 gegen islamistische Terroristen. 
Die Taten unterscheiden sich signifikant in der Zahl, nicht 
in ihrer Menschenverachtung. Ob RAF oder Antiimpe-
rialistische Zellen, ob NSU oder Combat 18, ob „Isla-
mischer Staat“ oder die Hisbollah oder die vielen Einzel-
täter: Terroristen sind niemals Freiheitskämpfer oder 
Märtyrer, sie sind einfach nur Verbrecher und Mörder 
allesamt.

(Beifall bei der AfD)
Dieser Gedenktag erinnert an ihre Opfer und daran, 

dass das oberste Ziel unseres Staates ist, Menschen zu 
schützen, und das braucht Mut zur Wahrheit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Beauftragte der Bundesregierung für 

die Anliegen von Betroffenen von terroristischen und 
extremistischen Anschlägen im Inland, Pascal Kober.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Pascal Kober, Beauftragter der Bundesregierung für 
die Anliegen von Betroffenen von terroristischen und 
extremistischen Anschlägen im Inland:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Am vergangenen Freitag haben wir in 
Deutschland zum ersten Mal den Nationalen Gedenktag 
für die Opfer terroristischer Gewalt begangen. Auf diesen 
Tag, auf dieses Gedenken haben viele Betroffene lange 
gewartet. Viele von ihnen haben sich ganz persönlich und 
mit Nachdruck dafür eingesetzt, dass es einen solchen 
Gedenktag auch in unserem Land gibt. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, es ist nicht selbstverständlich, nach 
den tiefen Verwundungen, die ein solcher terroristischer 
Anschlag einem Körper und einer Seele zufügt, die Kraft 
zu finden, neben der Sorge um sich selbst und seine 
Angehörigen, neben der Trauer sich auch noch für Ver-
besserungen in der Opferbetreuung, im Opferschutz oder 
eben für ein würdiges Gedenken einzusetzen. Viele der 
Betroffenen tun dies seit vielen Jahren, und sie werden es 
auch in Zukunft weiterhin mit viel Kraft und unermüdlich 
tun. Ich möchte mich bei ihnen für ihren Einsatz sehr 
herzlich bedanken.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist ein gutes Zei-
chen, dass wir den Gedenktag für die Opfer von Terror 
nun auch in Deutschland eingeführt haben. Daher möchte 
ich mich auch bei den Koalitionsfraktionen bedanken, die 
diesen Tag in den Koalitionsvertrag hineingeschrieben 
und gefordert haben, und ich möchte mich bei der Bun-
desregierung dafür bedanken, dass sie ihn schon in die-
sem Jahr angepackt und umgesetzt hat.

Mit diesem Gedenktag haben wir nun auch in Deutsch-
land einen öffentlichen Raum geschaffen, der es unserem 
ganzen Land ermöglicht, innezuhalten, Anteil zu nehmen 
am Schicksal der Betroffenen. Ein Raum wurde geschaf-
fen, der stilles, nachdenkliches, aber auch klagendes, 
vielleicht auch anklagendes Gedenken erlaubt, ein Raum, 
der für Opfer die Worte des Trostes und der Solidarität 
ermöglicht und dafür einen würdigen Rahmen eröffnet.

Am vergangenen Freitag haben wir diesen Gedenktag 
erstmalig in Deutschland begangen, mit einer Rede von 
Bundesministerin Nancy Faeser für die Bundesregierung, 
mit Worten des Präsidenten des Bundesverfassungs-
gerichts, Stephan Harbarth, als Repräsentant eines der 
obersten Verfassungsorgane und mir selbst als Beauftrag-
ter der Bundesregierung für die Anliegen von Betroffe-
nen von terroristischen und extremistischen Anschlägen 
im Inland. Manche haben gefragt, wo dabei die Stimme 
der Betroffenen geblieben ist. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, aufgrund der Kürze der Zeit – es waren nur 
drei Wochen vom Beschluss des Kabinetts bis zur Um-
setzung – und aufgrund der Pandemiesituation wurde 
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diese Idee der Beteiligung der Opferperspektive durch 
die Worte von Frau Professor Petra Terhoeven umgesetzt, 
die wissenschaftlich über die Rolle von Opfern terroris-
tischer Gewalt in modernen Gesellschaften forscht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Gedenktag ist 
in seiner Umsetzung ein weiter zu gestaltendes und wei-
ter zu entwickelndes Format, das wir gemeinsam unter 
Beteiligung der Betroffenen weiterentwickeln wollen 
und weiterentwickeln werden. Die Zusicherung hierfür 
habe ich auch vonseiten der Bundesregierung und aus 
der Mitte des Deutschen Bundestages an die Betroffenen 
übermitteln können. Dafür auch noch einmal ein herz-
licher Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt unter den 
Opfern beide, jene, die eine aktive Beteiligung wünschen, 
und jene, für die an diesem Gedenktag das Mitgefühl und 
die Solidarität der Gesellschaft mit ihnen im Mittelpunkt 
stehen. Wichtig sollte uns allen aber sein, dass von die-
sem Tag eines ausgeht: Wir vergessen Sie, liebe sehr ver-
ehrte Betroffene von terroristischer Gewalt, nicht. Sie, 
Sie wurden persönlich getroffen, aber stellvertretend für 
unsere ganze Gesellschaft. Wir, wir fühlen uns mitgetrof-
fen, weil wir alle von dem Täter mitgemeint sind. Wir 
wollen an Ihrer Seite stehen, nicht nur nach einem An-
schlag, sondern dauerhaft und verlässlich.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte dem Deutschen Bundestag danken, Ihnen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Sie diesem Ge-
denktag auch hier im Haus heute einen Raum gegeben 
haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Martina Renner für die 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Martina Renner (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen der demokratischen Fraktionen! Der 23. Februar 
dieses Jahres war für Renée Salzman ein bewegender 
Tag. Sie war aus Israel nach Frankfurt am Main gekom-
men, um an ihre Tante Blanka Zmigrod zu erinnern, die 
am 23. Februar 1992 durch einen schwedischen Rechts-
terroristen auf offener Straße ermordet wurde. 26 Jahre 
hatte es bis zu seiner Verurteilung gedauert, obwohl er 
kurz nach der Tat bereits verdächtig war. 30 Jahre hat es 
gedauert, bis die Stadt Frankfurt am Ort des Attentates 
eine Gedenktafel errichtete. Der Anstoß kam aus der 
engagierten Zivilgesellschaft, über eine erfolgreiche Pe-
tition von Ruben Gerczikow.

Warum erzähle ich dies? Diese Geschichte zeigt für 
mich: Erinnerung ist keine Selbstverständlichkeit. Er-
innerung ist ein aktiver Akt, Aneignung und das Weiter-
erzählen der Geschichte der Opfer. Will der Nationale 
Gedenktag für die Opfer des Terrorismus kein Anlass 
für ein passives und gar ritualisiertes Gedenken sein 
oder werden, dann muss er zuerst nicht die Institutionen, 
die Beauftragten, die Offiziellen bemühen, sondern mit 
den Betroffenen gemeinsam eine würdige Form und ei-
nen Inhalt finden, der deren Trauer, aber auch deren An-
liegen Raum gibt.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich meine, konsequent wäre, das Protokoll für diesen 

Tag in die Hände der Opfer zu legen. Die Vertreter und 
Vertreterinnen des Staates, der Behörden, der Politik, 
sollten lieber diesen Tag zum Anlass nehmen, sich die 
Frage zu stellen, warum Zuständige in den Sicherheits-
behörden Terror nicht verhindert haben, warum die Be-
kämpfung des Terrorismus zum Spielball jeweiliger po-
litischer Interessen gemacht und zur Profilierung genutzt 
wurde.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kollegen und Kolleginnen, was meine ich damit, 

was meine ich mit dieser Profilierung? Auf jeden An-
schlag folgte bisher routiniert die Forderung nach mehr 
Überwachung und Gesetzesverschärfungen. Aber das 
konkrete Handeln der Ermittlungsbehörden im Vorfeld 
und der Justiz im Nachgang ließ die, um die es heute geht, 
die Angehörigen und Verletzten, oft ratlos bis wütend 
zurück, ob NSU, Breitscheidplatz oder Hanau. Man hat 
den Eindruck, dem Schließen der Akten galt mehr Ener-
gie als dem Ausleuchten der Netzwerke, und Unter-
suchungsausschüsse waren für einige in den Behörden 
ganz offensichtlich und spürbar Störenfriede. Ansprüche 
und Forderungen der Angehörigen wurden allzu oft abge-
wehrt und nicht aktiv beantwortet.

Der Bundesverband für die Beratungsprojekte zu die-
sem Thema begrüßt – wie auch ich – das klare Signal, das 
mit der Entscheidung der Bundesregierung für diesen 
Gedenktag gesetzt wurde. Erforderlich ist jetzt ein in 
der Praxis verbesserter Opferschutz, aber auch erfolgrei-
che Präventionsarbeit und effektive Strafverfolgung und 
Aufklärung von terroristischen Taten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin.

Martina Renner (DIE LINKE):
Erforderlich ist auch ein Abschiebeschutz für Opfer 

von rechter und rassistischer Gewalt und Terror, wie in 
den Schlussfolgerungen der NSU-Untersuchungsaus-
schüsse gefordert.

(Beifall bei der LINKEN)
Eingangs sprach ich von der Notwendigkeit aktiver 

Erinnerung. Sie ist auch dies: rückhaltlose Aufklärung 
und Schutz aller von Terror Bedrohten endlich Realität 
werden zu lassen.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Uli Grötsch für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Uli Grötsch (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben im Koalitionsvertrag den Gedenk-
tag für die Opfer terroristischer Gewalt vereinbart. Es 
spricht für eine hoch verantwortungsbewusste und auch 
sehr empathische Art, Politik zu machen, dass Sie, Frau 
Bundesinnenministerin, dieses Vorhaben so prioritär um-
gesetzt haben, sodass wir schon in diesem Jahr am 
11. März den Gedenktag begehen konnten. Dafür an die-
ser Stelle nochmals vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Warum es so wichtig war, diesen Gedenktag einzufüh-
ren, und wieso es so wertvoll ist, dass er so zügig ein-
geführt wurde, will ich Ihnen sagen: weil wir nicht wol-
len, dass Terroropfer nur eine Zahl sind, weil wir nicht 
wollen, dass über Täter mehr gesprochen wird als über 
die Opfer und ihre Angehörigen, und weil wir nicht wol-
len, dass ihre Namen nur irgendwann in den Geschichts-
büchern Erwähnung finden, weil wir – die Ministerin hat 
es gesagt – es den Angehörigen schuldig sind, weil wir an 
einem solchen Gedenktag Demokratiefeinden zeigen, 
dass wir mehr sind, dass wir solidarisch sind, dass wir 
unsere Werte verteidigen mit allem, was wir haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Auf der Seite des Bundesinnenministeriums heißt es 
über Gedenktage:

Durch sie werden kollektiv erlebte Schlüsselereig-
nisse oder -erfahrungen als für die Gegenwart be-
deutsam und erinnerungswürdig hervorgehoben.

Ich glaube, dieser Satz trifft ganz exakt, um was es geht. 
Wenn man sich die Liste unserer Gedenktage ansieht, 
dann stellt man fest: Es ist eine Art Zusammenfassung 
jüngerer deutscher Geschichte, Meilensteine unserer Ver-
gangenheit, wenn man so möchte, negative – natürlich –, 
aber auch positive. Sie mahnen uns, uns zu erinnern. Sie 
sind Auftrag für alle kommenden Generationen, sich an 
unser Selbstverständnis, an unsere Staatsraison zu er-
innern. Unsere Erinnerungskultur ist Staatsraison, und 
dennoch wird sie seit einiger Zeit immer wieder infrage 
gestellt. Unsere Geschichte, unsere Vergangenheit wird 
relativiert und sogar umgedeutet – Stichwort „Coronadik-
tatur“. Das ist der Beweis dafür, dass wir diesen Gedenk-
tag brauchen.

Genau deshalb sind Gedenktage weiterhin wichtig. Sie 
mahnen uns, niemals zu vergessen, indem wir durch Ge-
denktage unser kollektives Gedächtnis regelmäßig auf-
rütteln und auffrischen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Dr. Volker Ullrich das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Einführung eines nationalen Gedenktags 
für die Opfer terroristischer Gewalt ist eine richtige Ent-
scheidung und ein kraftvolles Zeichen der Empathie und 
des Mitgefühls. Wir müssen nicht nur an die Opfer terro-
ristischer Taten denken, sondern die zertrümmerte Welt 
auch aus ihren Augen sehen und uns fragen: Was hat 
diese Terrortat mit den Opfern und ihren Angehörigen 
gemacht? Hat der Staat genügend getan, um sie zu schüt-
zen, und hat er sie im Nachhinein, nach der Tat, genügend 
und hinreichend betreut?

Ich durfte in zwei Untersuchungsausschüssen in die-
sem Haus Mitglied sein, zum einen im NSU-II-Unter-
suchungsausschuss und zum anderen im Untersuchungs-
ausschuss zum Anschlag auf dem Breitscheidplatz. Zu 
den bedrückendsten Begegnungen gehörte die Zusam-
menkunft der Ausschussmitglieder mit den Opfern und 
ihren Angehörigen nach der Debatte hier im Plenum.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Das stimmt!)

Die Angehörigen der Opfer haben uns gesagt, dass sie 
sich vom Staat komplett im Stich gelassen gefühlt haben. 
Ein Angehöriger eines Opfers hat als Allererstes eine 
Rechnung von der Pathologie bekommen. Andere muss-
ten wochenlang auf einen Termin bei der Traumaam-
bulanz warten. Uns ist entgegengehalten worden: Der 
Staat hat versagt, uns und unsere Liebsten zu schützen, 
und er hat ein zweites Mal versagt, bei der Betreuung 
unseres Schmerzes und unserer Lebenslage. – Deswegen 
muss von diesem Gedenktag das wichtige Signal aus-
gehen, dass der Staat gelernt hat und dass er die Opfer 
niemals alleine lassen darf.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die Verbesserung im Opferschutz sollte keine Frage 
parteipolitischer Debatten sein, sondern eines klugen 
Handelns und einer entschlossenen Politik. Es ist gut, 
dass der Deutsche Bundestag in der letzten Wahlperiode 
eine Reform des Sozialen Entschädigungsrechts auf den 
Weg gebracht hat; es wird erst 2024 gänzlich in Kraft 
treten. Aber viele wichtige Regelungen sind vorgezogen 
worden: bei den Härtefallleistungen und alle Regelungen 
in Bezug auf die psychologische Betreuung. Denn das, 
was Angehörige von Terroropfern brauchen, ist eine rich-
tige Betreuung, dass der Staat sie an die Hand nimmt, 
dass sie ihren Schmerz überwinden können. Das sind 
wir ganz konkret den Angehörigen schuldig.
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(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen aber auch weiterhin bereit sein, die we-
sentlichen Fragen zu beantworten, die sich rund um ter-
roristische Bedrohungen stellen. Wir müssen noch besser 
werden bei der Frage der Prävention und der Deradikali-
sierung. Kein Mensch wird als Terrorist, als Rechtsextre-
mer, als Antisemit geboren. Menschen werden dazu. Die 
Frage ist, warum Menschen dazu werden und was der 
Staat tun kann, um präventiv tätig zu werden. Wir müssen 
weiterhin unsere Sicherheitsbehörden im Blick haben 
und sie stärken im Hinblick auf Befugnisse und Ermitt-
lungen, aber auch in der ganz konkreten Konfliktsituation 
nach einem terroristischen Angriff. Es ist für keinen Ret-
tungssanitäter und für keinen Polizeibeamten leicht, mit 
den Opfern umzugehen, schlimme Nachrichten zu über-
bringen. Auch hier haben Polizei und Rettungskräfte un-
sere Solidarität verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen – das ist mein letzter Gedanke – auch die 
Opferverbände stärken, die sich in Selbsthilfe organisie-
ren und zusammenschließen. Ich bin dem neuen Opfer-
beauftragten dankbar für das, was er mit großer Empathie 
heute vorgetragen hat. Lassen Sie uns die Angelegenhei-
ten des Opferschutzes in diesem Haus gemeinsam debat-
tieren. Es geht hier um die Selbstverteidigung des Staates, 
nicht nur gegen terroristische Bedrohung; vielmehr geht 
es auch um die Bewahrung und den Erhalt der Würde der 
Opfer, darum, dass ihr Andenken aufrechterhalten wird 
und dass der Staat auch aus diesen Taten lernt, um sie, wie 
ich eingangs sagte, mit den Augen der Betroffenen zu 
sehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Elisabeth Kaiser für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Elisabeth Kaiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Überlebende und Angehörige! 
Letzte Woche begingen wir zum ersten Mal den nationa-
len Gedenktag für die Opfer terroristischer Gewalt. Die-
ses Erinnern ist nicht nur ein besonderes Anliegen unse-
rer Bundesinnenministerin Nancy Faeser und der 
Koalition. Der 11. März steht für eine neue Innenpolitik. 
Denn damit erhalten die Toten und ihre Familien, die 
Verletzten und Traumatisierten von Anschlägen und 
Morden die ihnen gebührende Aufmerksamkeit.

Zusammenhalt bedeutet, die Überlebenden und Ange-
hörigen in unsere Mitte zu nehmen und eine klare Bot-
schaft zu senden: Wir zusammen sind stärker als Terror 
und Hass.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Warum ist das so wichtig? Weil wir leider zu oft und zu 
spät gesehen haben, was passiert, wenn Tote oder Ange-
hörige selbst zu Verdächtigen gemacht wurden – so wie 
nach dem 9. September 2000, als der Blumenhändler 
Enver Şimşek in Nürnberg vom Nationalsozialistischen 
Untergrund als erstes Opfer der Mordserie brutal erschos-
sen wurde und man bei den Ermittlungen über Jahre 
daran festhielt, dass er ein Drogenkurier gewesen sei. 
Beispiele wie dieses sind so zahlreich. Sie dürfen sich 
nicht wiederholen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/ 
CSU])

Es gilt, die Angehörigen zu Wort kommen zu lassen 
und ihnen zuzuhören. Politisches und persönliches Ge-
denken sind zwei Seiten einer Medaille. Nur zusammen 
ist dies Mahnung und Würdigung zugleich. Dafür steht 
nun symbolisch der Gedenktag des 11. März. Es gilt, die 
Überlebenden und Hinterbliebenen in die konkrete poli-
tische Aufarbeitung und Erinnerungsarbeit einzubezie-
hen. Denn auch nach dem verheerenden dschihadis-
tischen Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz 
blieben sie bei der Gedenkstättenplanung außen vor.

Ich bin daher sehr dankbar, dass die Bundesregierung 
nun auch die Betroffenen und ihre Position deutlich stär-
ken wird. Die Ausweitung der Unterstützungsarbeit 
durch die Koordinierungsstelle für die Nachsorge, Opfer- 
und Angehörigenhilfe ist dafür ein sehr wichtiger Schritt.

Ein würdiges Gedenken bedeutet auch, weitere terro-
ristische und insbesondere rechtsextreme Anschläge zu 
verhindern, um die Sicherheit aller, die dieses Land ihr 
Zuhause nennen, umfassend zu schützen und zu gewähr-
leisten. Umso notwendiger ist es, dass nun der gestern 
vorgestellte Aktionsplan gegen Rechtsextremismus in 
die Umsetzung kommt, damit aus Worten keine weiteren 
Taten werden und die Sensibilität für die Angehörigen 
der Opfer und die Opferperspektive bei den Ermittlungen 
berücksichtigt werden.

In diesem Sinne möchte ich den Überlebenden und 
Angehörigen der Toten aller Terroranschläge versichern: 
Wir stehen fest an Ihrer Seite.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Einsetzung eines Parlamentarischen Beirats 
für gleichwertige Lebensverhältnisse

Drucksache 20/694
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 

beschlossen. – Ich bitte, Platz zu nehmen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die CDU/ 

CSU-Fraktion Dr. André Berghegger.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. André Berghegger (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Heute wäre eine 
gute Gelegenheit, sich für starke Kommunen in unserem 
Land einzusetzen. Und das sage ich als Haushälter be-
wusst: Es kostet noch nicht mal Geld, sondern wir 
bräuchten lediglich die Zustimmung zu unserem Antrag. 
Denn gleichwertige Lebensverhältnisse sind nicht nur 
etwas für wohlmeinende Reden, sondern auch für unse-
ren Parlamentsbetrieb. Wir könnten nämlich die kom-
munalen Interessen besser vertreten und ihnen zu einer 
größeren Bedeutung verhelfen.

Ein Parlamentarischer Beirat für gleichwertige Le-
bensverhältnisse wäre ein wichtiger Schritt, um kom-
munale Belange mehr in unser Bewusstsein zu holen 
und ihnen mehr Raum für Diskussionen zu geben. Ein 
Vorbild könnte die erfolgreiche Arbeit des Parlamentari-
schen Beirates für nachhaltige Entwicklung sein. Denn 
erstens hätten wir auch hier die verfassungsrechtliche 
Verankerung dieser Belange. Ob in den Gesetzgebungs-
kompetenzen, in der Finanzverfassung oder aber als 
wichtiges Element im Sozialstaatsprinzip: Unsere Ver-
fassung erwähnt die gleichwertigen Lebensverhältnisse. 
Zweitens hätten wir auch eine inhaltliche Grundlage für 
diesen Beirat. Denn in der letzten Legislaturperiode ha-
ben sich Bund, Länder und Kommunen intensiv in der 
Kommission zur Schaffung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse mit dieser Thematik beschäftigt, Themen dis-
kutiert und Ergebnisse erarbeitet. Deswegen gibt es drit-
tens einen bunten Strauß an Themen, der es wert ist, 
weiterverfolgt zu werden. Sie sollten nicht in der Schub-
lade liegen bleiben, sondern umgesetzt oder intensiver 
diskutiert werden.

Zu den Inhalten: Was sind denn gleichwertige Lebens-
verhältnisse aus unserer Sicht? Ich glaube, gleichwertige 
Lebensverhältnisse berühren als Querschnittsthema ganz 
viele Lebensbereiche, insbesondere mit Blick auf unsere 
Kommunen. Es geht hier nicht – oder nicht nur – um das 
Verhältnis Ost–West bei den Kommunen. Es geht viel-
mehr unabhängig von der Himmelsrichtung um struktur-
starke und um strukturschwache Kommunen. Es geht um 
das Verhältnis von Stadt zu Land, die Wechselbeziehun-
gen zwischen den städtischen Ballungszentren und den 
ländlichen Regionen. Es geht vielleicht auch um die Per-
spektive der Landwirtschaft. Insgesamt geht es aus unse-
rer Sicht darum, dass die Menschen in unserem Land 
überall gut leben können, egal wohin es sie zieht.

Was bedeutet das konkret? Einige Beispiele dazu: 
Wenn der Bund jährlich 400 000 neue Wohnungen bauen 
möchte, dann wird das natürlich insbesondere für städti-
sche Ballungsgebiete eine Rolle spielen. Aber es wird 
sich auch auf die ländlichen Regionen auswirken. Wir 
wollen doch nicht, dass noch mehr Menschen in die städ-
tischen Ballungszentren ziehen, sondern dass sie überall 
eine Perspektive haben.

Wenn die Bundesregierung den Ausbau der Windkraft 
forcieren will, dann wirkt sich das natürlich auf die Le-
benswirklichkeit der Menschen in den ländlichen Regio-
nen aus. Wir alle kennen doch zu Hause die Diskussio-
nen, wenn wir Windräder neu errichten oder repowern 
wollen, und wir wissen, welche Vorbehalte und welche 
Ängste und Sorgen dann vielleicht auftauchen. Eine 
nachhaltige, barrierefreie, alltagstaugliche und vor allen 
Dingen bezahlbare Mobilität ist Voraussetzung für 
gleichwertige Lebensverhältnisse – sowohl in städtischen 
Regionen als auch im ländlichen Raum.

Der Breitband- und Mobilfunkausbau darf nicht nur 
ein Thema für die städtischen Regionen sein, sondern 
diese beiden Elemente müssen natürlich auch in den länd-
lichen Regionen komplett umgesetzt und erreicht wer-
den. Diese Liste, liebe Kolleginnen und Kollegen, ließe 
sich sicherlich beliebig fortsetzen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Berghegger, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung aus der SPD-Fraktion?

Dr. André Berghegger (CDU/CSU):
Gerne im Nachgang.

Vizepräsidentin Petra Pau:
„Im Nachgang“ ist nicht.

Dr. André Berghegger (CDU/CSU):
Dann nein. – Die inhaltliche Ausrichtung auf gleich-

wertige Lebensverhältnisse sorgt auch für eine ausrei-
chende Abgrenzung gegenüber dem Ausschuss für Woh-
nen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen. Der 
Parlamentarische Beirat würde sich zwar auch um die 
Themen der Kommunen kümmern, aber nicht nur. Der 
Beirat hätte ein Selbstbefassungsrecht und wäre nicht auf 
Überweisungen aus einem Hauptausschuss angewiesen. 
So bliebe ausreichend Raum und Zeit, diese Themen 
intensiv zu diskutieren.

Was bei einem Parlamentarischen Beirat für nachhal-
tige Entwicklung gut funktioniert, kann doch bei einem 
Parlamentarischen Beirat für gleichwertige Lebensver-
hältnisse nicht falsch sein. Wenn Sie sich also für die 
Stärkung der gleichwertigen Lebensverhältnisse in unse-
rem Land einsetzen wollen und damit auch für starke 
Kommunen, dann stimmen Sie bitte diesem Antrag zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich erwarte nur lei-
der etwas anderes: entweder dass Sie sich nicht den Ruck 
geben, um einer guten Idee aus den Reihen der Opposi-
tion zu folgen, oder aber dass Sie diese Idee sacken lassen 
und mit etwas zeitlichem Abstand unter einem anderen 
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Namen wieder aufnehmen und dann versuchen werden, 
sie umzusetzen. Das haben wir durchaus an der einen 
oder anderen Stelle schon mal gesehen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So lange regieren wir noch nicht!)

Letzteres wäre zumindest die zweitbeste Lösung im 
Sinne der Sache. Aber wir helfen Ihnen gern dabei.

Vielen Dank für das freundliche Zuhören.
(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So lange re-
gieren wir noch nicht, André! – Gegenruf der 
Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: Na ja, na ja!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bevor wir fortfahren, möchte ich diejenigen Kollegin-

nen und Kollegen, die heute um 13 Uhr nicht hier sein 
konnten und noch nicht die Erläuterungen meiner Kolle-
gin Katrin Göring-Eckardt zur Kenntnis nehmen konn-
ten, darauf hinweisen, dass die Kollegin Katrin Göring- 
Eckardt und ich bis Freitagnachmittag – bis wir unsere 
Arbeit hier gemacht haben – mit Ihnen die Zeit im Ple-
num verbringen werden. Wir haben uns ein striktes Re-
gime auferlegt, um das mit Ihnen gemeinsam zu erledi-
gen.

Wenn sich jemand zu Fragen oder Bemerkungen mel-
det, werde ich natürlich die Rednerinnen und Redner 
fragen, ob sie diese zulassen. Aber daraus oder aus einer 
Ablehnung einer solchen Frage erwächst nicht das Recht 
auf eine anschließende Kurzintervention. Wir werden das 
an dieser Stelle nicht machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das nur für alle zur Erläuterung. So haben wir das heute 
seit 13 Uhr gehalten.

Nun erhält zu ihrer ersten Rede im Deutschen Bundes-
tag die Kollegin Dunja Kreiser für die SPD-Fraktion das 
Wort.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Ampel-
koalition möchte für gleichwertige Lebensbedingungen 
in Stadt und Land sorgen. Wir haben in unserem Koaliti-
onsvertrag ambitioniert wichtige, nein entscheidende 
Punkte aufgelistet, um die soziale und wirtschaftliche 
Einheit zu vollenden. Die Digitalisierung, Energiewende 
und neue Formen der Mobilität eröffnen neue Chancen 
auf noch mehr regionale Wertschöpfung und eine neue 
Dynamik. So haben wir es in unserem Koalitionsvertrag 
festgeschrieben. Das werden wir umsetzen.

(Beifall bei der SPD)
Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zwischen 

Ost und West, Stadt und Land, zwischen strukturschwa-
chen und strukturstarken Regionen ist mir ein Anliegen. 
Ein Blick auf meinen Wahlkreis Salzgitter-Wolfenbüttel 

und den Nordharz allein zeigt schon die unterschiedlichs-
ten Herausforderungen. Mein Wahlkreis und der vieler 
Kolleginnen und Kollegen ist ländlich strukturiert, mit 
Anteilen mittelständischer Unternehmen und einer für 
Deutschland typischen Industrie, die voll in der Trans-
formation steckt.

Die Bürgerinnen und Bürger arbeiten zum Beispiel für 
die Wasserstofftechnik, erleben aber in ihrem Alltag noch 
Hürden. Sie pendeln zu ihrem Arbeitsort mit dem Auto; 
sie sind nach wie vor auf den Verbrenner angewiesen.

Die Mobilitätswende muss insbesondere auf dem Land 
einen besonderen Schub erfahren. Das Arbeiten und Le-
ben in ländlichen Strukturen, wo die Naherholung direkt 
vor der Tür liegt, wird immer interessanter. Die Erreich-
barkeit ist aber immer noch verbesserungswürdig. 
Gleichwertige Lebensverhältnisse, das heißt für uns als 
SPD-Fraktion, die Mobilitätswende schnellstmöglich 
umzusetzen, barrierefrei und nachhaltig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein Beispiel von nicht allzu schneller Umsetzung der 
Mobilitätswende ist die Weddeler Schleife in meinem 
Wahlkreis: geplant seit 1995, eine Bahntrasse, die nun 
ihre Zweigleisigkeit erfährt. Diese Form der Verzögerung 
wird es durch die im Koalitionsvertrag erklärten Ziele mit 
uns nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die gleichwertigen Lebensverhältnisse können, wie 
in diesem Beispiel genannt, insbesondere von beschleu-
nigten Verfahren profitieren, aber auch von der Zusam-
menarbeit in den Regionen. Wir brauchen auf jeden Fall 
Tempo im Infrastrukturausbau, Tempo in der Energie-
wende und beschleunigte Verfahren. Diese Zusammen-
arbeit der Regionen und der Kommunen wollen wir 
unterstützen, für schnellere Ergebnisse, die die Wirt-
schaftskraft der Regionen verbessern, für eine verläss-
liche Daseinsvorsorge und für mehr regionale Wert-
schöpfung. Kommunen, sehr geehrte Damen und 
Herren, brauchen ein hohes Maß an Entscheidungsfrei-
heit. Sie müssen leistungsfähig bleiben. Dabei müssen 
wir sie unterstützen. Die Entschuldungshilfe ist dabei 
nur eine Stütze.

Zu den Beschleunigungsprozessen, zu einem moder-
nen Staat gehören eine flächendeckende Versorgung mit 
Glasfaser und neuestem Mobilfunkstandard. Digitalisie-
rung der Verwaltung explizit in strukturschwachen Re-
gionen wird das Leben für Bürgerinnen und Bürger leich-
ter machen. Ich möchte in vier Jahren – oder eigentlich 
schon im nächsten Jahr – nicht mehr von Kolleginnen und 
Kollegen in ihrer Rede hören, dass sie auf Apfelbäume 
klettern müssen, um zu telefonieren, wie zum Beispiel in 
Mecklenburg-Vorpommern. Ich frage mich: Was ist ei-
gentlich in den letzten Jahren passiert? Was ist in der 
Heimatpolitik passiert?

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Daher finde ich es sehr vorbildlich, dass gerade die 
Union die Einsetzung eines Parlamentarischen Beirats 
für gleichwertige Lebensverhältnisse fordert. Wir hätten 
uns jedoch Ergebnisse gewünscht. Ein Ergebnis zeichnet 
sich sehr deutlich auf der Landkarte Deutschlands ab: Die 
soziale Lage der Landkreise und kreisfreien Städte in 
Deutschland, auch die Siedlungs- und Infrastruktur, die 
demografische Entwicklung und kommunale Leistungs-
fähigkeit sind im Süden Deutschlands besser als im Osten 
oder nördlich der Mainlinie. Hier zeigt sich eine deutliche 
Dreiteilung Deutschlands. Das hätte vor Jahren verhin-
dert werden müssen.

Im ländlichen Raum, sehr geehrte Damen und Herren, 
wird Demokratie gelebt, unter anderem in unseren 
Vereinen. Freiwillige Arbeit baut Brücken zwischen 
jüngeren und älteren Menschen, zwischen Menschen un-
terschiedlicher Weltanschauung, unterschiedlicher Her-
kunft, unterschiedlicher Erfahrung. Besonders der Mann-
schaftssport erfüllt neben der Freude, die er macht, ganz 
wichtige Aufgaben und ist Mittler für demokratische 
Werte. Dafür brauchen wir Turnhallen, wir brauchen 
Schwimmbäder. Darum brauchen wir eine Offensive für 
Investitionen in Sportstätten und Vereinen unter Beach-
tung von Nachhaltigkeit, Barrierefreiheit und Inklusion.

Bei den gleichwertigen Lebensverhältnissen dürfen 
wir Menschen mit Behinderung auf keinen Fall verges-
sen. Die Lebensbedingungen von Menschen mit Beein-
trächtigungen zu verbessern, bestehende Barrieren ab-
zubauen und eine gleichberechtigte Teilhabe im 
beruflichen und im sozialen Bereich zu sichern, ist eine 
unserer höchsten gesellschaftlichen Aufgaben und liegt 
mir ganz besonders am Herzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Es muss gelten: Menschen jeglicher Herkunft erhalten 
gleiche Chancen. Das ist leider bisher nicht ganz der Fall. 
Dieses bittere Fazit müssen wir ziehen. Hier muss ganz 
viel passieren. Ich bin unserer Bundesministerin Nancy 
Faeser und unserem Bundeskanzler Olaf Scholz deshalb 
dankbar, dass endlich ein Neuanfang in der Integrations- 
und Migrationspolitik gestartet wird. Danke auch, dass 
der Aktionsplan gegen Rechtsextremismus und das De-
mokratiefördergesetz auf den Weg gebracht werden.

Sie sehen: Wir liefern. Und Sie, liebe Union? Die gro-
ßen Meilensteine in Sachen gleichwertige Lebensverhält-
nisse wollten Sie nicht. Welche sind das? Das ist zum 
einen der Mindestlohn von 12 Euro, und das ist zum 
anderen die Grundrente. Die Grundrente und der Min-
destlohn sind immer eine Frage des Respekts. Ich danke 
hier insbesondere Hubertus Heil für seinen unermüdli-
chen Einsatz für die Grundrente, die nur gegen Sie, liebe 
Union, erreicht wurde. Eben nur gegen Sie!

Wir werden ein gesamtdeutsches Fördersystem weiter-
entwickeln, orientiert an der Stärkung strukturschwacher 
Regionen. Der vorliegende Antrag, liebe Union, zeigt 
diese Ambitionen nicht. Denn wenn Sie von der par-
lamentarischen Begleitung der bundesgesetzlichen 
Rechtsetzung sprechen, dann frage ich Sie: Was ist mit 
den staatlichen Förderprogrammen?

Nun, es ist gängige Praxis, wie beispielsweise beim 
Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung, 
dass wir Parlamentarierinnen und Parlamentarier inter-
fraktionell die Einsetzung eines solchen Beirats bestim-
men. Sie, liebe Union, gehen da Ihren eigenen Weg: keine 
Abstimmung mit anderen Fraktionen, kein gemeinsames 
Voranbringen anstehender Modernisierung. Sie wissen 
selbst, dass die Einsetzung so scheitern muss. Da frage 
ich mich, ehrlich gesagt: Wie wichtig ist Ihnen die Sache? 
Mir geht es um ganz konkrete Verbesserungen, uns geht 
es um ganz konkrete Verbesserungen: um gute Lebens-
bedingungen in Stadt und Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Christian Wirth für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Der Antrag der 

CDU/CSU offenbart erstmals, dass offensichtlich das 
Postulat der Verfassung zu gleichwertigen Lebensver-
hältnissen auf dem Gebiet der Bundesrepublik nicht er-
reicht wurde – eine späte Erkenntnis für eine Partei, die 
viele Jahrzehnte in der Regierung das Geschick Deutsch-
lands zu verantworten hatte.

(Beifall bei der AfD)
Das beste Beispiel ist die Kommission zur Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse der 19. Legislaturpe-
riode. Wenn man sieht, wie die neuen Bundesländer vor 
den Landtagswahlen dort wegen der Stilllegung des 
Braunkohlebergbaus entschädigt wurden – es sei ihnen 
gegönnt –, bekommt man in NRW und im Saarland, mei-
nem Bundesland, feuchte Augen, wenn man das mit der 
Einstellung des Steinkohlebergbaus vergleicht.

Aber in Bezug auf die Politik der Merkel-Amtszeit und 
der jetzigen Ampelkoalition sollten Sie den Beirat viel-
leicht umbenennen in „Beirat für gleichwertig schlechte 
Lebensverhältnisse“ oder gleich in „Beirat für Mangel-
verwaltung“.

(Beifall bei der AfD)
Denn Gelder, um die Lebensverhältnisse nach oben an-
zugleichen, werden auf absehbare Zeit nicht vorhanden 
sein. „Die dümmste Energiepolitik der Welt“, so titulierte 
das „Wall Street Journal“ vor nicht allzu langer Zeit, 
sowie die unsinnige Lockdown-Politik reißen dieses 
Land in eine Abwärtsspirale und sorgen in weiten Berei-
chen für eine Verelendung in der Bevölkerung und für 
Firmenpleiten.

(Beifall bei der AfD)
Allein die Krise in der Ukraine zeigt, wie sehr dieses 

Land von fremden Mächten abhängig geworden ist. Bö-
ses Erwachen im Nimmerland Deutschland, in dem man 
glaubt: Man muss nur was fest wollen, dann wird es 
schon.
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Ein guter Ansatz wäre unter Punkt 4 des Antrages „die 
parlamentarische Begleitung der europäischen Rechtset-
zung im Hinblick auf die Zielstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse“ in Deutschland. Wenn damit gemeint 
ist, dass erst deutsche Steuergelder ins Ausland trans-
feriert werden, wenn es jeder Region in Deutschland 
besser geht als den Zahlungsempfängern, dann wäre 
dies zu begrüßen.

Ein kleines Beispiel aus dem Saarland, in dem gerade 
nicht nur die Auto- und die Stahlindustrie aufgrund der 
Energiepolitik an die Wand gefahren wird: Kroatien, es 
sei ihnen gegönnt, hat eine 2,4-Kilometer-Brücke an der 
dalmatinischen Küste zwischen Split und Dubrovnik 
bauen lassen, um eine Fahrt von 10 Kilometern durch 
Bosnien-Herzegowina zu vermeiden – an sich schon 
fragwürdig. Finanziert hat dieses Projekt zu 85 Prozent 
die EU, also mit etwa 300 Millionen Euro. Wer hat diese 
Brücke gebaut? Sie können es fast erraten: ein chinesi-
scher Staatskonzern. Somit wandern die 300 Millionen 
Euro Steuergelder von der EU direkt in die chinesische 
Staatskasse. Warum? Weil Ihre EU-Fachleute unfähig 
sind, vernünftige Vergabeordnungen zu schreiben. Der 
Krümmungswinkel von Bananen und Gurken ist auch 
wichtiger.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Haben Sie was gegen Bananen?)

Umgekehrt lassen die Chinesen natürlich keine interna-
tionalen Bieter bei ihren Ausschreibungen zu, wovon 
deutsche Unternehmen profitieren könnten.

Für das Saarland bedeutet der Fall Folgendes:
Erstens. Der saarländische Steuerzahler zahlt den chi-

nesischen Brückenbau mit.
Zweitens. Dem Saarland ist es versagt, seinen qualita-

tiv höchstwertigen Stahl zu liefern.
Drittens. Die Saarländer subventionieren mit ihren 

Steuerzahlungen auch noch den dreckigen, minderwerti-
gen Stahl aus China in Europa.

Wenn der Beirat helfen würde, einen solchen 
Schwachsinn zu verhindern, dann könnten wir zustim-
men. Leider sehen wir hier schwarz. Denn denken Sie 
an den Länderfinanzausgleich. Durch den Länderfinanz-
ausgleich hat Bayern in den Anfangsjahren der Bundes-
republik von den Zahlungen der anderen Bundesländer 
sehr profitiert, um dann später mit Baden-Württemberg 
gegen die Zahlungsverpflichtungen gegenüber anderen 
Bundesländern zu klagen. Verantwortlich waren übrigens 
die Politiker der Parteien, die uns unisono immer erklä-
ren, dass ein Finanzausgleich in der EU zulasten des 
Steuerzahlers eine wunderbare Sache sei.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Oje, oje!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Karoline Otte für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Investitionsrückstand in unseren deut-
schen Kommunen wird auf 150 Milliarden Euro ge-
schätzt. Herr Dr. Berghegger, haben Sie gerade ernsthaft 
behauptet, es bräuchte kein Geld für die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse? Das Geld in den 
Kommunen fehlt für grundlegende Investitionen in Din-
ge, auf die wir alle angewiesen sind: stabile Stromnetze, 
Wasserleitungen, Radwege. Und das Geld fehlt für Kin-
dergärtner/-innen, für Fortbildungen der Feuerwehren 
und qualifizierte Bürgerämter. Schlimm genug.

Aber die Kommunen sind nicht gleichmäßig stark be-
troffen. Das Finanzsystem der kommunalen Ebene lässt 
vor allem strukturschwache Kommunen alleine zurück. 
Die Folgen sind abgehängte Regionen, wegfallende In-
frastruktur, eine frustrierte Jugend, die abwandert, immer 
höhere Sozialausgaben, eine laufende Abwärtsspirale, 
die nur schwer aufgehalten und noch viel schwerer zu-
rückgedreht werden kann. Aber genau das wollen wir als 
Ampelkoalition erreichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir werden in dieser Legislatur ganz besonders die 
strukturschwachen Kommunen in den Fokus rücken. 
Diese werden künftig deutlich mehr vom Ausbau erneu-
erbarer Energien profitieren. Wir beteiligen uns langfris-
tig an der Kinderbetreuung. Gespräche, wie wir endlich 
die Altschuldenfrage in den Griff kriegen können, sind 
auf dem Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit der Sportstättenförderung stärken wir soziale Orte. 
Für die kommunale Daseinsvorsorge wollen wir auch aus 
dem Bund heraus Verantwortung übernehmen. Über die 
GRW könnte hier gezielt gerade in strukturschwache Re-
gionen hinein gefördert werden.

Die Maßnahmen, die wir jetzt auch im Haushalt hin-
terlegen werden, haben eine klare Botschaft: Diese Re-
gierung investiert in die Kommunen; diese Regierung 
investiert in strukturschwache Räume.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Unser Grundgesetz gibt das Versprechen von gleich-
wertigen Lebensverhältnissen. Dieses Versprechen ein-
zuhalten, ist wichtig. Wo Menschen das Gefühl haben, 
dass ihre Region abgehängt wird und der Staat vor Ort, 
in den Städten und Gemeinden, nicht mehr für sie da ist, 
weil Kommunen sich Daseinsvorsorge schlicht nicht 
mehr leisten können, dort ist unsere Demokratie in Ge-
fahr.

In der letzten Legislatur wurde in der Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ lange beraten. Der 
Plan, mit dem die damalige Regierung um die Ecke 
kam, hat viele Erwartungen bitter enttäuscht. Vieles Alt-
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bekannte wurde dort heruntergerattert; konkrete Maßnah-
men wurden kaum umgesetzt. Stattdessen wurden hohe 
Erwartungen geweckt und dann enttäuscht.

Bund, Länder und Kommunen – alle wissen, was zu 
tun ist. Es gibt kein Erkenntnisproblem. In den letzten 
16 Jahren wurde aber einfach zu wenig getan. Fürs Tun 
braucht es keinen Parlamentarischen Beirat; es braucht 
politischen Willen, und den hat die Ampel. Wir handeln! 
Als Grüne und als Koalition zeigen wir jetzt schon: 
Gleichwertige Lebensverhältnisse sind für uns zentraler 
Handlungsmaßstab. Ihr Antrag ist leider nicht hilfreich; 
deshalb werden wir ihn ablehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Susanne Hennig-Wellsow 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Susanne Hennig-Wellsow (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Was sind gleichwertige Lebensverhältnisse? 
„Gleiche Chancen für alle – egal wo in Deutschland“, so 
hat das zumindest die „Tagesschau“ mal für alle definiert. 
Wir alle wissen, dass es um diese Gleichwertigkeit in 
Deutschland nicht gut bestellt ist.

Seit Jahren reden wir darüber, dass es gravierende 
Unterschiede bei den Einkommen, bei der sozialen und 
öffentlichen Infrastruktur und bei den Möglichkeiten, die 
der Staat garantieren soll, gibt. Wir könnten uns jetzt jede 
Menge Zahlen vorlesen, aber wir alle kennen die Statis-
tiken, die das eindrucksvoll bezeugen.

Es hat viele Reden und Versprechungen gegeben, et-
was zu ändern, im Besonderen auch von der Union. Es ist 
dann allerdings ziemlich wenig passiert. Wenn die Union, 
die 16 Jahre die Kanzlerin gestellt hat und einen Kanzler 
hatte, der „blühende Landschaften“ versprochen hat, jetzt 
das Thema auf die Tagesordnung bringt und einen Par-
lamentarischen Beirat vorschlägt, um ein so wichtiges, 
im Grundgesetz verankertes Ziel herauszuheben, und 
den Querschnittsbezug zu betonen versucht, frage ich 
mich allerdings: Warum haben Sie das Thema nicht 
schon herausgehoben, als Sie selbst noch in Regierungs-
verantwortung waren?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Also, warum gibt es diesen Beirat nicht schon längst, 
wenn ohne ihn nichts geht?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Entscheidend aber bleibt doch, dass endlich mehr in 
Richtung gleichwertige Lebensverhältnisse geschieht, 
ganz praktisch, mit wirksamen Maßnahmen, an deren 
Ende wirklich gleiche Chancen stehen. Es geht hier nicht 
um eine politische Formel oder Beiräte als Ersatz für 
politische Entscheidungen; es geht um den Alltag von 

vielen Menschen, um ihre Möglichkeiten und ihre Zu-
kunft. Und das müssen wir dieser Regierung, dieser Am-
pel abtrotzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung. Gleichwer-
tige Lebensverhältnisse sind natürlich nicht nur, aber 
eben auch eine zentrale Frage des Ostens. Es braucht im 
Osten echte Fortschritte, und zwar solche, die bei den 
Menschen im Osten auch ankommen. Im Portemonnaie, 
bei der Frage, ob noch ein Fernzug im Ort hält, und 
natürlich auch im Herzen muss das ankommen. Ja, es 
geht hier um Anerkennung, um Respekt vor Biografien 
und vor Lebensleistungen.

Carsten Schneider hat angekündigt, die Einheit auf 
Augenhöhe vollenden zu wollen. „Augenhöhe“ bedeutet, 
den Blickwinkel des anderen einzunehmen, wahrzuneh-
men und auch mal in eine andere Blickrichtung zu schau-
en. Ich wünsche mir deshalb mehr Bereitschaft, den ost-
deutschen Erfahrungsvorsprung für das Ganze zu nutzen. 
Meine Fraktion wird in allen Ressorts einfordern, mehr 
Neugier für den ostdeutschen Eigensinn aufzubringen, 
der sich aus dem progressiven Aufbruch von 1989 speist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es also um gleichwertige Lebensverhältnisse im 
Osten geht, heißt das für mich, neue Perspektiven über 
bloßes Aufholen hinaus zu ermöglichen. Es braucht im 
Osten mehr als einen Nachbau West.

(Beifall bei der LINKEN)

Werte Union, wir werden Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Torsten 

Herbst das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Torsten Herbst (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich glaube, ich kenne niemand hier im Plenum, 
der gegen gleichwertige Lebensverhältnisse ist; aber ich 
sehe, die Mehrzahl der Fraktionen ist der Meinung: Dafür 
brauchen wir kein zusätzliches parlamentarisches Gremi-
um.

(Beifall bei der FDP)

Ich finde es schon etwas überraschend, dass ausgerech-
net die Union entdeckt, dass man das Thema jetzt anders 
behandeln muss. Sie hatten 16 Jahre das Kanzleramt, sie 
stellten über viele Jahre auch den Ostbeauftragten, und 
jetzt fällt Ihnen ein, man müsse alles ganz anders machen: 
Guten Morgen, liebe CDU und CSU!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)
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Ich glaube, wir haben fraktionsübergreifend den Kon-
sens, dass wir wollen, dass es in ganz Deutschland für alle 
Bürgerinnen und Bürger gleiche Lebenschancen und 
gleichwertige Lebensverhältnisse gibt, und zwar egal ob 
man in einem kleinen Dorf wohnt oder in einer Metro-
pole, ob man in Ost oder West wohnt, in Nord oder Süd, 
weil es um ganz praktische Dinge geht. Es geht um Zu-
gang zu Mobilität und zu bezahlbarem Wohnen; es geht 
um schnelles Internet, attraktive Arbeitsplätze, Kultur, 
Gesundheit, Bildung und Sport. Es geht im Kern um all 
das, was ein attraktives Leben vor Ort ausmacht. Und ja, 
ich glaube, wir alle wollen, dass es in ganz Deutschland 
attraktive Lebensverhältnisse gibt, die gleichwertig sind, 
aber nicht gleich, meine Damen und Herren.

Denn es gibt Unterschiede, und es gibt auch Unter-
schiede, die man beim besten Willen auch durch Politik 
nicht wettmachen kann. Wer hier in Berlin-Mitte wohnt, 
hat einen anderen Zugang zu Kultur und zum ÖPNV als 
jemand, der in der Eifel oder auf dem Erzgebirgskamm 
wohnt. Wir sollten auch nie vergessen: Dieses Land ist 
vielfältig. Es geht um gleichwertige Lebensverhältnisse, 
nicht um gleiche Lebensverhältnisse.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen werbe ich auch dafür, dass wir bei aller 
politischer Argumentation, die wir hier führen, bei allen 
politischen Entscheidungen, die wir treffen, diese nicht 
nur aus dem Blickwinkel von Berlin-Mitte treffen, son-
dern auch daran denken, dass es die Krankenschwester im 
Erzgebirge gibt, die im Schichtdienst in einem Kranken-
haus arbeitet und darauf angewiesen ist, dass sie mit 
ihrem kleinen Auto in dieses Krankenhaus zum Schicht-
dienst kommt; denn dort gibt es kein entsprechendes 
ÖPNV-Angebot. Das gibt es heute nicht, und das gibt 
es voraussichtlich auch in den nächsten drei oder vier 
Jahren nicht. Deswegen müssen wir Politik für das ganze 
Land machen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Die letzte Bundesregierung hatte ja 2018 eine Kom-
mission eingesetzt, die sich mit dem Thema „gleichwer-
tige Lebensverhältnisse“ beschäftigt hat und die Ergeb-
nisse vorgelegt hat. Wann? Im Jahr 2019. Jetzt frage ich 
mal in Richtung Union: Wenn diese Ergebnisse schon so 
lange vorliegen, wieso kommen Sie eigentlich erst jetzt 
auf die Idee, dass man diese Ergebnisse in Form eines 
neuen parlamentarischen Gremiums aufgreifen muss?

(Manuel Höferlin [FDP]: Das frage ich mich 
auch!)

Ich habe da so meine kleine Vermutung: Könnte es 
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
dass ganz wesentliche Themen im Verantwortungs-
bereich Ihrer Minister und Ihres Kanzleramtes unter Uni-
onsführung lagen?! Ich denke mal an das Thema Internet, 
an das Thema „attraktive Jobs in strukturschwachen Re-
gionen“ und an die Verkehrsinfrastruktur. Ich habe den 
Eindruck: Die Defizite, die Sie jahrelang in Ministerien 
und im Kanzleramt zu verantworten hatten, versuchen 
Sie jetzt einer seit Kurzem im Amt befindlichen Bundes-
regierung anzuhängen. Ich sage Ihnen: Da machen wir 
aber nicht mit!

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Meine Damen und Herren, wir sind die viertgrößte 
Wirtschaftsnation der Welt und bei verschiedenen inter-
nationalen Vergleichen müssen wir uns eigentlich schä-
men. Wenn wir uns den Anteil von Glasfaseranschlüssen 
anschauen: Südkorea 80 Prozent, Deutschland 5 Prozent. 
Funktionierendes E-Government: Man ist ja in Deutsch-
land schon froh, wenn man irgendwo eine Onlinetermin-
vereinbarung bekommt. Die Esten und Dänen lachen 
über uns, übrigens mittlerweile auch viele osteuropäische 
Länder, die entscheidend weiter sind als wir. Schnellere 
Planungsverfahren für Verkehrsinfrastruktur: Für den 
Fehmarnbelt bekommt man in Dänemark nach sieben 
Jahren Baurecht. Wir brauchen Jahrzehnte statt Jahre. 
Meine Damen und Herren, das kann so nicht weiter-
gehen.

(Beifall bei der FDP)

Ich kann Ihnen eins sagen: Wir werden die Baustellen, 
die Sie hinterlassen haben, jetzt konsequent angehen. Wir 
krempeln die Ärmel hoch. Wir wissen, dass das alles 
nicht einfach ist, alles auch nicht schnell abzustellen ist. 
Aber ich sage Ihnen Folgendes: Wir haben den Willen 
und die Entschlossenheit. Wir werden diese Defizite 
nicht länger akzeptieren, weil sie einem attraktiven Land, 
weil sie gleichwertigen Lebensverhältnissen im Weg ste-
hen, meine Damen und Herren.

Die gleichwertigen Lebensverhältnisse haben nicht nur 
eine Bedeutung, weil sie in unserer Verfassung, in unse-
rem Grundgesetz, stehen, sondern auch ganz praktisch. 
Das zeigt sich, wenn wir uns beispielsweise die Woh-
nungsmärkte in Ballungsräumen anschauen. Wir haben 
ein Interesse, dass auch das Wohnen im ländlichen 
Raum attraktiv ist.

Aus all diesen Gründen, meine Damen und Herren, 
gehört das Thema „gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
dort bearbeitet, wo Entscheidungen getroffen werden, 
nämlich in Fachausschüssen unseres Parlaments und in 
der Bundesregierung. Wir brauchen dafür keinen neuen 
Parlamentarischen Beirat.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht der Kollege 

Michael Kießling.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Also, ich bin ja gespannt, zu erfah-
ren, wer das Märchenbuch der SPD schreibt und wie der 
Titel lautet.

(Marianne Schieder [SPD]: Was?)

Sie haben anscheinend vergessen, wer die letzten vier 
Jahre auch mit in der Regierung war.
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Wir haben, denke ich, durchaus sehr viele Ziele er-
reicht, was das Thema „gleichwertige Lebensverhältnis-
se“ betrifft.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja, deswegen 
brauchen wir auch keinen Beirat!)

Aber wir merken auch, dass Sie mit Ihrer Politik, die Sie 
die letzten Wochen betrieben haben, die gleichwertigen 
Lebensverhältnisse überhaupt nicht berücksichtigen.

(Marianne Schieder [SPD]: Oijoijoi!)
Denn sonst hätten sie beim Thema Spritpreis schon früher 
reagiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn ich sehe, wie viele Pendler momentan belastet 

werden, dann muss ich sagen: Sie hängen mit diesem 
Spritpreis die Pendler ab; sie hängen die Familien ab. 
Die sind momentan die Leidtragenden. Ich denke, wenn 
Sie einen Hauch an Mitverantwortung für die Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse verspüren würden, 
dann hätten Sie dort einfach früher reagiert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: So ein Unfug! Das gibt es ja 
wohl nicht!)

Die Unterschiede unserer Regionen, unserer Städte, 
unserer Kommunen machen die Vielfalt unseres Landes 
aus, egal ob im Osten, im Westen, ob im Norden oder im 
Süden, ob strukturschwach oder strukturstark. Unser An-
spruch ist es, dass Menschen überall in Deutschland nicht 
benachteiligt werden, egal wo sie ihren Lebensmittel-
punkt haben.

Unser Anspruch ist die Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse, und damit meine ich nicht die Gleich-
macherei; das hat der Kollege Herbst von der FDP auch 
gesagt. Wir wollen nicht gleichmachen. Wir wollen die 
Strukturschwachen stärken, sodass Chancengleichheit 
besteht. Die Schwierigkeit dabei ist, die Vielfalt, die es 
bei uns in Deutschland gibt, zu bewahren und zu fördern. 
Das ist der Anspruch, den ich als ehemaliger Bürgermeis-
ter habe, und das ist auch der Anspruch, den meine Frak-
tion, die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
hat. Aber anscheinend ist es nicht der Anspruch der Am-
pelregierung. Wenn ich sehe, wie Sie entscheiden, stelle 
ich fest: Großstädtische Ideologie leitet Ihr Handeln. Das 
machen Sie auch klar, indem Sie diesen Antrag ablehnen.

Wenn ich gerade dabei bin, möchte ich Ihnen auch 
noch was mit auf den Weg geben: Wir erreichen gleich-
wertige Lebensverhältnisse nicht durch zentralstaatlichen 
Dirigismus. Wir müssen partnerschaftlich zusammen-
arbeiten, mit Bund, Land und Kommunen. Und wenn 
ich den Koalitionsvertrag durchlese, stelle ich fest, dass 
es da durchaus Handlungsbedarf gibt. Deswegen wollen 
wir diesen Beirat.

(Marianne Schieder [SPD]: Wo steht denn da 
„Dirigismus“?)

Wenn ich auf 2017 zurückblicke, dann kann ich mich 
erinnern, dass Sie, liebe SPD – oder besser gesagt: es war 
Frau Nahles, Ihre damalige Fraktionsvorsitzende –, einen 
Ausschuss für Kommunalpolitik im Deutschen Bundes-
tag gefordert haben.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Ja, haben wir ge-
macht!)

Der Vorschlag war gut. Aber wenn ich jetzt schaue, wie 
Sie mit unserem Vorschlag umgehen, bin ich doch ent-
setzt. Ich glaube nicht, dass Sie es mit dem Thema ernst 
meinen; denn sonst würden Sie der Einsetzung dieses 
Beirats zustimmen. Wir haben doch in der letzten Legis-
laturperiode in der Kommission „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ zusammen gute Ergebnisse erzielt und eine 
Basis für zukünftiges Handeln geschaffen, und darauf 
sollte man aufbauen.

(Marianne Schieder [SPD]: Dazu braucht man 
aber keinen neuen Beirat!)

Erstens bräuchte man einen Gleichwertigkeitscheck 
von Bundesgesetzen. Dadurch könnten wir bewerten, 
welchen Einfluss Bundesvorhaben auf das Leben in un-
serem Land haben.

Zweitens bräuchten wir ein Gremium, das genau diese 
Ergebnisse aufnimmt und sich umfassend der Frage der 
gleichwertigen Lebensverhältnisse widmet, und zwar 
ohne das Korsett des parlamentarischen Beratungsver-
fahrens. Wir haben Herausforderungen zu bewältigen, 
die sich erst in den letzten Jahren ergeben haben, sei es 
die Pandemie oder das, was noch bevorsteht. Da brau-
chen wir eine entsprechende Beteiligung. Denn „gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ ist ein Querschnittsthema 
über viele Ressorts hinweg. Ich glaube, es würde dem 
Bundestag gut anstehen, das Thema ernst zu nehmen 
und auch breit zu diskutieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denjenigen, die überlegen, einen Unterausschuss ein-
zuführen, sage ich: Das wird nicht sehr hilfreich sein; 
denn ein Unterausschuss ist auf die Überweisung an 
den Mutterausschuss angewiesen. Und damit wären wir 
wieder bei der Frage, wo das Thema „gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ zugeordnet werden sollte. Es ist näm-
lich eine Querschnittsaufgabe.

Wenn ich heute in den Koalitionsvertrag schaue, denke 
ich: Wir müssen aufpassen, dass wir den ländlichen 
Raum nicht zugunsten einer Großstadtideologie vernach-
lässigen. Deshalb bitte ich Sie, die Chance zu nutzen und 
das Thema „gleichwertige Lebensverhältnisse“ ernst zu 
nehmen, indem zum Beispiel Kontakte mit den Vertretern 
der Kommunen und der Länder gepflegt werden. Es ist 
wichtig, dass die Themen, die es dort gibt und die sehr 
vielseitig sind, ausreichend beraten und diskutiert wer-
den, um zu entsprechenden Schlüssen zu kommen.

Meine Damen und Herren, auch wenn Sie unseren 
Antrag heute ablehnen werden, werden wir, die CDU/ 
CSU-Fraktion, uns immer dafür einsetzen, dass wir die 
Kommunen, den ländlichen Raum, aber auch die städti-
sche Entwicklung gleich behandeln und nicht aus den 
Augen verlieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist schade, dass Sie die gleichwertigen Lebensver-
hältnisse nicht so ernst nehmen wie wir

(Zuruf von der SPD: Doch, im Koalitionsver-
trag!)
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bzw. wie wir das in der letzten Legislaturperiode getan 
haben. Ich hoffe, dass Sie im Laufe Ihrer Regierungszeit

(Marianne Schieder [SPD]: Wo sind die Start-
chancen in Bayern?)

auf gute Ideen kommen, die wir dann auch entsprechend 
umsetzen können. Ich freue mich auf die Diskussion in 
den verschiedenen Bereichen. Wir werden ein Auge da-
rauf haben, dass die kommunalen Themen nicht verges-
sen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Den Spritpreis uns in die 
Schuhe zu schieben, das ist schon allerhand! – 
Gegenruf der Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: 
Dass Sie nichts machen dagegen! Mein Gott! 
Zuhören!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Bundesregierung erhält das Wort der Parlamen-

tarische Staatssekretär Michael Kellner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Michael Kellner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir sind uns einig im Ziel, gleichwertige Lebensverhält-
nisse in Deutschland herzustellen. Das eint die demokra-
tischen Parteien. Doch wir als Ampel wollen ins Machen 
kommen. Beiräte gibt es nun wahrlich genug. Es geht 
doch um Substanz statt um Symbolik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir haben uns in der Ampel viel vorgenommen. Wir 
werden das zentrale Instrument – die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ – 
auf die Herausforderungen unserer Zeit ausrichten. Ge-
rade für kleine und mittlere Unternehmen werden wir mit 
der GRW einen noch stärkeren Beitrag zur digitalen und 
nachhaltigen Transformation leisten und damit neuen 
Wohlstand schaffen.

Das 2020 gegründete „Gesamtdeutsche Fördersystem“ 
steckt noch in den Kinderschuhen. Es beinhaltet mehr als 
20 Programme aus sieben Ressorts. Wir werden in dieser 
Legislaturperiode aus diesen Programmen ein stärkeres 
Miteinander machen und das Fördersystem umfassender 
auf die Erreichung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
ausrichten.

Und: Wir haben im Koalitionsvertrag in einer Vielzahl 
von Bereichen konkrete Maßnahmen verankert, die neue 
Chancen für strukturschwache Regionen bieten. Das gilt 
für das gesamte Land, aber mir ist gerade auch der Blick 
auf den Osten Deutschlands wichtig, liegen doch hier 
immer noch besonders viele dieser Regionen. Lassen 
Sie mich das an drei konkreten Beispielen ausformulie-
ren:

Erstens. Der vereinbarte Mindestlohn von 12 Euro und 
die Kindergrundsicherung werden besonders in Ost-
deutschland, wo die Menschen im Durchschnitt immer 
noch weniger verdienen als im Westen, eine besonders 
große Wirkung entfalten. Gerade heute haben wir außer-
dem den Heizkostenzuschuss verdoppelt – ein weiteres 
wichtiges und vor allem zielgerichtetes Signal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Zweitens: Verbesserung der Lebensqualität. Alle Men-
schen sollen sich auf moderne Standards wie bezahlbare 
und klimafreundliche Mobilität, schnelle Mobilfunk- und 
Breitbandverbindungen und die Gesundheitsversorgung 
verlassen können. Zudem wollen wir die Notfallversor-
gung unterversorgter Regionen verbessern, damit der 
Krankenwagen rechtzeitig kommt.

Und drittens machen wir die Energiewende flott, so-
dass der ländliche Raum, wo die Windräder und Solar-
anlagen stehen, profitiert. Im Streit um den CO2-Preis 
haben wir durchgesetzt, dass die Kommunen eine Ab-
gabe von 0,2 Cent pro Kilowattstunde erhalten können. 
Das macht bei einem modernen Windrad 10 000 bis 
12 000 Euro pro Jahr für die Gemeinde aus

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

und bei 1 Hektar Photovoltaik 800 bis 1 000 Euro pro 
Jahr, abhängig vom Standort.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Timon Gremmels 
[SPD]: Sehr gut!)

Jetzt – und das haben wir im Koalitionsvertrag verein-
bart – wollen wir das für bereits bestehende Wind- und 
Freiflächensolaranlagen öffnen. Das bringt richtig Geld 
ins Land und hilft den Kommunen. Das hilft ganz real bei 
der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Und: 
Wir leisten einen Beitrag zum Erreichen der Klimaziele.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden die Möglichkeiten für Bürgerenergieanlagen 
vereinfachen, damit Privatpersonen direkt vor Ort profi-
tieren, und wir erleichtern die Nutzung von selbstgenutz-
tem Strom.

Wenn wir die Energiewende flottkriegen, dann hilft 
das Ost und West, Nord und Süd, zumindest wenn dort 
die 10-H-Regel fällt.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Ingo Schäfer für die SPD-Fraktion hält in 

diesem Haus seine erste Rede, und wir freuen uns darauf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)
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Ingo Schäfer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Parteien! Was unterscheidet Städte und 
Gemeinden im CDU-geführten Land NRW von Kom-
munen in Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
im Saarland? Das bevölkerungsreichste Bundesland 
Nordrhein-Westfalen hat die meisten überschuldeten 
Kommunen Deutschlands und trotzdem keinen Altschul-
denfonds. Hessen hat die Hessenkasse. Niedersachsen hat 
den Zukunftsvertrag. Die SPD-geführte Regierung von 
Rheinland-Pfalz arbeitet an einem kommunalen Ent-
schuldungsfonds. Auch das Saarland hat bereits einen 
Entlastungsfonds für die Bestandsschulden, genannt 
„Saarlandpakt“. Das von der CDU geführte Land NRW 
hat hierzu nichts Adäquates vorzuweisen.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Ein Trauerspiel!)

Die CDU-Landesregierung von Hendrik Wüst hatte 
fünf Jahre Zeit, den Stärkungspakt Stadtfinanzen von 
Hannelore Kraft zu verlängern.

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU])

Dieser Stärkungspakt trug wesentlich dazu bei, dass die 
überschuldeten Städte und Gemeinden in Nordrhein- 
Westfalen wieder den notwendigen Handlungsspielraum 
für die mittelfristige und nachhaltige Konsolidierung er-
hielten – bis 2020. Die CDU-Landesregierung von NRW 
hätte schon längst einen Altschuldenfonds für Nordrhein- 
Westfalens Kommunen beschließen müssen;

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

denn sie weiß um die sich zuspitzende Problematik.
Hochverschuldeten Kommunen, weder in Nordrhein- 

Westfalen noch in anderen Bundesländern, bringt es et-
was, wenn wir hier in diesem Hause ein weiteres Gremi-
um, einen parlamentarischen Beirat für gleichwertige Le-
bensverhältnisse mit Empfehlungscharakter, einsetzen. 
Das, was Städte wie Solingen, Remscheid, Wuppertal, 
Pirmasens, Kaiserslautern oder auch der Kreis Kusel 
brauchen, ist eine Zukunftsperspektive.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Um ein Beispiel aus meinem Wahlkreis zu nennen: In 
Wuppertal-Ronsdorf wird das örtliche Hallenbad seit 
zehn Jahren in privater Trägerschaft mithilfe von Spen-
den betrieben. Dies wurde notwendig, weil der Stadt das 
Geld zur weiteren Unterhaltung fehlte. Das war und das 
ist kein Einzelfall. In vielen Städten Deutschlands werden 
die Hallenbäder geschlossen, weil den Kommunen das 
Geld fehlt. Andererseits warnt die DLRG seit Jahren, 
dass immer weniger Kinder schwimmen lernen und ihnen 
zunehmend die Schwimmkompetenz fehlt.

Als die CDU/CSU als Regierungsfraktion in der ver-
gangenen Legislaturperiode die Möglichkeit hatten, den 
Altschuldenfonds zu installieren, hat sie sich mit aller 
Kraft dagegengestemmt. Den Kommunen könnte es 
heute um ein Vielfaches besser gehen, hätte die Union 
vor ein paar Jahren mehr Weitsicht bewiesen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die SPD hat im Bund dafür gesorgt, dass der Altschul-
denfonds im Koalitionsvertrag steht. Es ist das feste Ziel 
unserer Ampelkoalition, die überschuldeten Kommunen 
von ihrer Altschuldenlast zu befreien. Dadurch werden 
wir erheblich dazu beitragen, gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Deutschland zu schaffen. „Gleichwertig“ be-
deutet, Unterschiede anzuerkennen und zu versuchen, 
diese zu minimieren. „Gleichwertig“ heißt auf jeden 
Fall nicht: Wer hat, dem wird gegeben.

Das Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse zu errei-
chen, ist nur realisierbar, wenn alle Ebenen zusammen-
arbeiten. So wie es einen Finanzausgleich zum Beispiel 
bei den Bundesländern gibt, so braucht es auch einen 
Ausgleich zwischen armen und reichen Kommunen, 
und das so schnell wie möglich. Nur dann können wir 
die zunehmend auseinanderklaffende Schere schließen.

Und diese Schere hat sich bereits sehr weit geöffnet: 
bei der Arbeitslosigkeit von 2 bis 15 Prozent, bei der 
Langzeitarbeitslosigkeit von 12 bis mehr als 50 Prozent, 
bei den Beschäftigungsquoten von Menschen über 
55 Jahre von 35 bis 55 Prozent, und bei den Gewerbe-
steuereinnahmen reicht die Spanne von 165 Euro pro 
Kopf und Jahr im Donnersbergkreis bis fast 2 300 Euro 
in Frankfurt am Main, und zwischen den beiden letzt-
genannten liegen gerade mal 80 Kilometer.

Ohne einen finanziellen Ausgleich zwischen Frankfurt 
und dem Donnersbergkreis kann es keine gleichwertigen 
Lebensverhältnisse geben. Das gilt auch für Solingen und 
Monheim, Dahme-Spreewald und Barnim, Lüchow-Dan-
nenberg und Wolfsburg sowie für den Landkreis Regens-
burg und die Stadt München. Wenn Sie diese desolate 
Lage nicht kennen, dann lade ich Sie gerne ein, in meinen 
Wahlkreis zu kommen. Dann zeige ich Ihnen gerne die 
alten Standorte der Schwimmhallen, der Freibäder, der 
Sportstätten und die maroden Feuerwachen.

Die Koalition in diesem Hause wird die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass alle Kommunen wieder in Schu-
len und Schwimmbäder investieren können. Wir werden 
dafür sorgen, dass Kunst und Kultur vor Ort weiterhin für 
alle finanzierbar bleiben, dass Feuerwachen zeitgemäß 
ausgestattet werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich werbe heute da-
für, dass Sie die Anstrengungen der Bundesregierung zur 
Schaffung eines tragfähigen kommunalen Altschulden-
fonds unterstützen, anstatt die aufgezeigte Problematik 
in ein Beratungsgremium zu verlagern und deren Lösung 
dadurch zeitlich zu verzögern. Die Menschen in vielen 
unserer Wahlkreise brauchen keine Ergebnisse aus Ar-
beitskreisen; sie brauchen einen Altschuldenfonds.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. – Damit schließe ich die Ausspra-

che.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/694 mit 
dem Titel „Einsetzung eines Parlamentarischen Beirats 
für gleichwertige Lebensverhältnisse“. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? Damit ist der Antrag abgelehnt bei Zustimmung 
durch die einbringende Fraktion. Alle anderen Fraktionen 
waren dagegen.

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 5 auf:
Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Einsetzung einer Kommission zur Reform des 
Wahlrechts und zur Modernisierung der Par-
lamentsarbeit
Drucksache 20/1023

Hierzu ist verabredet, 39 Minuten zu debattieren.
Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort dem 

Kollegen Daniel Baldy für die SPD-Fraktion.

Daniel Baldy (SPD):
Ich hätte jetzt gerne dem Kollegen Hartmann den Vor-

tritt gelassen; aber wenn Sie das so wünschen, dann richte 
ich mich da natürlich nach der Präsidentin.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Entschuldigung, mir wurde mitgeteilt, dass Sie beide 

getauscht haben. Sie können das machen, wie Sie wollen.

Daniel Baldy (SPD):
Jetzt bin ich ja schon hier.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt sind Sie schon da. Dann machen wir es so. – Bitte 

schön, Herr Baldy.

Daniel Baldy (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Gerade gestern habe ich mit Noel Fir-
menich von der Jugendvertretung Bingen in meinem 
Wahlkreis telefoniert. Noel ist einer von vielen engagier-
ten jungen Menschen, wie Sie sie gewiss auch aus Ihren 
eigenen Wahlkreisen kennen. Obwohl er sich einbringt, 
seine Stadt mitgestaltet und Verantwortung übernimmt, 
versteht er nicht, warum wir jungen Menschen in 
Deutschland nicht mehr zutrauen, indem wir ihnen das 
Wahlalter ab 16 zusprechen.

Aber Noel geht es nicht nur darum, wählen zu dürfen. 
Für ihn ist klar, dass mit einem früheren Wahlalter auch 
die politische Bildung in unseren Schulen früher begin-
nen muss. Und deshalb sage ich auch als Sozialkunde-
lehrer: Bereits in den Schulen müssen frühzeitig das po-
litische System und unser Wahlrecht vermittelt werden. 
Solange man im Wahllokal am Wahlsonntag noch Sätze 
hört wie: „Für was ist noch mal die Erststimme da?“, so 
lange ist auch die politische Bildung noch nicht am Ziel.

(Beifall bei der SPD)
Es muss aber auch einen Auftrag an uns Politikerinnen 

und Politiker geben, vom Gemeinderatsmitglied in mei-
nem Heimatort Münster-Sarmsheim bis hin zum Bundes-
kanzler Olaf Scholz hier in Berlin: Wir müssen Politik 
nahbarer machen, wir müssen auf junge Menschen zu-
gehen, wir müssen mit ihnen auf Augenhöhe sprechen, 
und wir müssen sie für die Themen begeistern, für die wir 
selbst brennen, liebe Kolleginnen und liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie uns Noel und den vielen anderen jungen 
Menschen das Vertrauen geben, das sie verdienen. Lassen 
wir sie mitbestimmen, mitentscheiden, sich einbringen 
und ihrer Stimme Gewicht geben. Lassen Sie uns ge-
meinsam das Wahlalter mit 16 auf die Schiene bringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Doch nicht nur beim aktiven Wahlrecht bedarf es eines 
echten Aufbruchs und Fortschritts. Auch beim passiven 
Wahlrecht besteht Handlungsbedarf. Denn 103 Jahre 
nachdem Frauen bei der Wahl zur Weimarer National-
versammlung erstmals an die Urne treten durften, liegt 
der Anteil von Frauen im aktuellen Bundestag bei gerade 
einmal 34 Prozent. Das darf so nicht bleiben, liebe Kol-
leginnen und liebe Kollegen!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Als ich vor elf Jahren in die SPD eingetreten bin und 
bei den Jusos aktiv wurde, habe ich nicht verstanden, 
wofür es eine Quote braucht; denn schließlich stand 
doch allen alles offen. Männer und Frauen sind gleichbe-
rechtigt, und damals gab es auch noch eine Frau als Kanz-
lerin. Aber mit der Zeit habe ich auch festgestellt: Es sind 
die Männer, die häufiger sprechen. Bei Listenaufstellun-
gen sind es eher die Herren, die ihren Hut für vordere 
Plätze in den Ring werfen, und Sitzungen finden zu Zei-
ten statt, die alles andere als familienfreundlich sind.

All die schönen Worte der letzten Jahre, die wir zu 
diesem Thema gehört haben, haben daran leider nichts 
geändert: 34 Prozent der Abgeordneten im Bundestag 
sind Frauen, in den Landesparlamenten sind es rund 
30 Prozent und in Kommunalparlamenten zuweilen sogar 
nur 15 Prozent. Dies zeigt unmissverständlich: Fehlende 
Parität ist kein alleiniges Problem des Deutschen Bundes-
tages; es ist ein strukturelles Problem in deutschen Par-
lamenten. Strukturelle Probleme werden wir nur mit 
strukturellen Veränderungen verbessern. Eine dieser Än-
derungen ist ein paritätisches Wahlrecht, liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nun fragt sich vielleicht der ein oder die andere zum 
Beispiel: Was sind denn die konkreten strukturellen Pro-
bleme, die eine Benachteiligung bewirken? Eine Befra-
gung von 800 Politikerinnen und Politikern durch die 
Europäische Akademie für Frauen in Politik und Wirt-
schaft Berlin – einige von Ihnen wurden vielleicht eben-
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falls dazu befragt – liefert uns aufschlussreiche Antwor-
ten. 75 Prozent der Befragten gaben an: Termine im Zu-
sammenhang mit dem Mandat liegen oft zu Zeiten, die 
man lieber im Kreis der Familie verbringe. 66 Prozent 
gaben an, die Art der politischen Diskussion und Aus-
einandersetzung schrecke Frauen ab. 65 Prozent gaben 
an, Frauen müssten höhere Erwartungen erfüllen als 
Männer.

Ein paritätisches Wahlrecht gleicht diese Benachtei-
ligungen zwar aus, es schafft sie aber nicht ab. Daher 
gilt auch bei der Parität: Die Wahlrechtsreform ist nicht 
das Ende; nein, sie muss der Anfang unserer Bemühun-
gen sein. – Das ist unser Auftrag, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb müssen wir hier im Parlament auch darüber 
sprechen, wie wir die Arbeit hier besser, familienfreund-
licher gestalten können und wie die Vereinbarkeit von 
Kind und Karriere für alle Väter und Mütter besser ge-
lingt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine Quote ist 
nicht die letzte Maßnahme zur Herstellung von Parität; 
nein, sie ist die erste Maßnahme zur Parität. Unser ge-
meinsames Ziel hier im Bundestag muss es sein, durch 
die gezielte Förderung von Frauen und durch Verände-
rungen in unseren Parteien die Quote überflüssig zu ma-
chen.

Lassen Sie mich als Feminist abschließend sagen: Es 
geht bei der Parität nicht um die Hälfte des Kuchens; 
nein, es geht um die Hälfte der Bäckerei, die Hälfte der 
Metzgerei und auch noch die Hälfte des Baumarkts. 
103 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts ist es 
Zeit, auch die Macht endlich gerecht zu teilen.

Vielen lieben Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion erteile ich dem Kollegen 

Ansgar Heveling jetzt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Hoffentlich nicht noch ein Feminist!)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ohne Frage bleibt eine weitere Reform des Wahlrechts 
auch in dieser Wahlperiode eine wichtige Aufgabe. In der 
letzten Legislatur haben die seinerzeitigen Regierungs-
fraktionen erste Reformschritte, angelegt auf den Zeit-
raum von zwei Wahlperioden, unternommen und ins-
besondere drei Stellgrößen in den Blick genommen: 
erstens die Reduzierung der Wahlkreise von 299 auf 
280, zweitens die teilweise Verrechnung von Überhang-
mandaten einer Partei mit Listenmandaten der gleichen 
Partei aus anderen Ländern und drittens drei unausgegli-
chene Überhangmandate.

Dieses Paket hat zumindest dazu geführt, dass der 
Bundestag bei der Bundestagswahl nicht in einem Maße 
weiter gewachsen ist, wie es ohne Anpassung der Fall 
gewesen wäre. Dennoch ist der Bundestag aber größer 
und nicht kleiner geworden. Das bedeutet: Wir müssen 
weitere Reformschritte unternehmen, und das werden wir 
als Unionsfraktion natürlich auch mit angehen.

(Marianne Schieder [SPD]: An euch scheitert 
es! An der Union, an der CSU!)

Eine entsprechende Kommission wurde ja auch schon 
vom letzten Bundestag mit anderen Mehrheitsverhältnis-
sen beschlossen und soll nun – grundsätzlich folgerich-
tig – fortgeführt werden.

Der Umgang der neuen Mehrheiten mit der Fortfüh-
rung der Kommission ist aber kein gutes Vorzeichen, 
wenn es darum gehen sollte, einen breiten Konsens und 
eine mehrheitsübergreifende Zusammenarbeit für weitere 
Reformschritte zu erreichen.

Erst hört man lange von der Koalition – nichts! Ich 
erinnere mich noch gut an das ständige Insistieren ins-
besondere vonseiten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
in der letzten Wahlperiode, wann denn endlich die Kom-
mission eingerichtet werde. Da wurde immer wieder laut 
zum Halali geblasen. Wir haben in dieser Wahlperiode 
bewusst erst einmal nicht ins gleiche Horn gestoßen. Da-
mit war auch die Hoffnung verbunden, dass die Ampel-
koalition ihren eigenen Anspruch, die Diskussion ums 
Wahlrecht auf ein breites Fundament zu stellen, einlösen 
würde. Das ist allerdings schon heute, im ersten Schritt, 
gescheitert.

Weder sind wir als größte Oppositionsfraktion im Vor-
feld der Neueinsetzung eingebunden worden, noch hatten 
wir ausreichend Gelegenheit, uns mit dem neuen Einset-
zungsantrag auseinanderzusetzen. Gestern haben die 
Koalitionsfraktionen ihren Antrag beschlossen, heute 
schon wird die Direktabstimmung umgesetzt. Plötzlich 
haben Sie es ganz eilig.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, entschuldigen Sie bitte. – Frau von 

Storch, es ist so vorgesehen, dass wir die Masken hier 
im Saal tragen. Wenn Sie am Platz reden, dann ziehen 
Sie die Maske bitte nicht herunter, sondern tragen Sie sie 
die ganze Zeit über der Nase. Wir haben viele Kollegin-
nen und Kollegen, die bereits erkrankt sind, und wollen – 
hier jedenfalls – keine weiteren Erkrankungen hervor-
bringen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Beatrix von Storch 
[AfD]: Ich bin getestet!)

Entschuldigung, und gerne weiter mit Ihrer Rede.

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Die Uhr ist übrigens weitergelaufen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Uhr habe ich im Blick; das ist mir auch aufgefal-

len. Entschuldigung.
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Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Noch einmal: Das sind keine guten Vorzeichen für die 

Suche nach einem breiten Konsens. Vielmehr ist es ent-
weder Ausdruck der inneren Unordnung bei der Ampel 
oder schlicht ein Vorgeschmack darauf, dass jetzt mit 
neuen Mehrheiten einfach ein neues Wahlrecht durch-
gepeitscht werden soll.

Vergleicht man den Einsetzungsbeschluss aus der letz-
ten Wahlperiode mit dem nun vorliegenden Einsetzungs-
antrag, fallen doch einige deutliche Veränderungen auf.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja, Gott sei Dank!)

In ihrem Koalitionsvertrag versprechen Sie, „gesell-
schaftliche Spannungen in Zeiten des schnellen Wandels 
zu reduzieren und das Vertrauen in unsere Demokratie zu 
stärken“ und demokratisches Engagement zu fördern. 
Und was tun Sie? Sie kassieren bei der Wahlrechtskom-
mission die Bürgerbeteiligung, die der Einsetzungs-
beschluss der letzten Legislaturperiode noch vorgesehen 
hatte, einfach ein.

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Hört! Hört! 
Skandal!)

In Ihrem Einsetzungsantrag findet sich hierzu nichts.

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Schämt euch!)

Ich muss ganz offen und ehrlich sagen: Das befremdet 
mich.

Ein dauerhaft tragfähiges Wahlrecht kann doch nur ein 
Wahlrecht sein, das auf einer größtmöglichen Akzeptanz 
beruht und nicht allein von einer parlamentarischen 
Mehrheit für gut befunden wird. Aber das scheint Sie 
nicht zu kümmern. Nur so kann ich mir auch erklären, 
dass der Abschlussbericht, für den in der letzten Legisla-
turperiode noch eine Zweidrittelmehrheit in der Reform-
kommission vorgesehen war, nun nur noch mit einfacher 
Mehrheit beschlossen werden soll.

(Stephan Brandner [AfD]: Habt ihr euch rein-
legen lassen!)

Zentrale Themen der Reformkommission wie etwa die 
Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre lassen sich nur im 
Wege der Grundgesetzänderung realisieren. Dazu brau-
chen Sie aber eine Zweidrittelmehrheit. Auch das im 
Einsetzungsantrag genannte Ansinnen, nicht nur die 
Amtszeiten des Bundeskanzlers, sondern zudem auch 
die Mandatszeiten zu begrenzen, rührt an die Grundfesten 
von Artikel 38 des Grundgesetzes.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

So etwas können wir nur auf breiter Basis diskutieren 
und nicht lediglich in Koalitionsrunden verhandeln. Da-
her appelliere ich an Sie: Suchen Sie den Konsens mit 
uns, um eine Wahlrechtsreform zu verwirklichen, die 
diesen Namen verdient.

(Zuruf von der SPD)

Die heutige Ouvertüre erzeugt aber eher Dissonanzen als 
Harmonie. Das können wir nicht mittragen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Till Steffen hat jetzt das Wort für Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kolle-

gen! Seit 2002 ist die Größe des Deutschen Bundestages 
stetig gewachsen: von damals 603 Sitzen auf nunmehr 
736 Abgeordnete. Nicht alle sind jetzt da; aber wir ken-
nen natürlich das volle Haus, wie es sich hier präsentiert. 
Ein Zuwachs von fast einem Viertel: 133 zusätzliche 
Sitze. Allein dieser Zuwachs entspricht der Größe des 
Niedersächsischen Landtags.

Nur zur Erinnerung: Seit 2002 ist kein weiteres Bun-
desland hinzugekommen – auch kein kleines –, und auch 
die Bevölkerung ist seitdem nicht gewachsen. Bei dieser 
Zuwachsrate werden wir dann 2040 die 900er-Marke 
erreichen. Vielleicht geht das sogar noch schneller, 
wenn man den Berechnungen der Bertelsmann-Stiftung 
folgt. Meine Damen, meine Herren, wenn das das Ziel 
sein sollte: Man kann die direkte Demokratie auch anders 
erreichen.

(Beifall der Abg. Emilia Fester [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Der Zuwachs kostete mehrere Hundert Millionen 
Euro. Nicht nur die Abgeordnetendiäten, ihre Ausgaben 
für Mitarbeitende und Sachkosten, auch der Bau neuer 
Gebäude. Gerade ist für 70 Millionen Euro der Luisen-
block West eingeweiht worden. Die Frage ist: Wie lange 
wollen wir noch so weitermachen? Wollen wir demnächst 
das Reichstagsgebäude vollständig mit Abgeordneten-
büros umzingeln und auch noch die große Wiese vor 
dem Reichstag bebauen?

Die Situation ist doch völlig absurd. Viele Abgeord-
nete haben immer noch keine Büros, weil die Umzüge 
immer noch laufen. Ich werde als Abgeordneter selbst ja 
nicht schlecht bezahlt; ich habe bislang aber noch nicht 
mal einen Platz, wo ich in Ruhe mein Notebook aufklap-
pen kann.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh!)

Das ist kein effektiver Einsatz staatlicher Mittel.
Die Ampel wird diesen jahrzehntelangen Reformstau 

nicht mehr hinnehmen. Angesichts der enormen Zu-
kunftsausgaben und der Belastungen der letzten Zeit ist 
es schlichtweg untragbar, mit jeder Wahl die Kosten für 
den Bundestag weiter steigen zu lassen.

Wie kommt es überhaupt zu einer solchen Entwick-
lung? Das liegt daran, dass sich der Bundestag in der 
Vergangenheit selbst im Wege stand. Herr Heveling, Sie 
haben die Mechanismen dafür beschrieben. Das ist eine 
Reformunfähigkeit, die an eigennützigen Interessen 
scheitert.

Die Ampel als Zukunftskoalition wird dies ändern. Wir 
werden jetzt endlich unsere Hausaufgaben machen und 
dafür sorgen, dass der Bundestag nicht wieder so groß 
wird. Der Vorschlag von Grünen und FDP, der in der 
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letzten Wahlperiode zusammen mit den Linken vorgelegt 
wurde, liegt auf dem Tisch. Durch die Verringerung der 
Zahl der Wahlkreise von 299 auf 250 würden wir die 
Überhangmandate effektiv vermeiden. Wer bessere Vor-
schläge hat, die zum Ziel führen, kann sie gerne vorlegen.

(Fabian Jacobi [AfD]: Haben wir in der letzten 
Wahlperiode doch schon zu Protokoll gege-
ben!)

Aber Ziel ist die Regelgröße von 598 Abgeordneten und 
ausdrücklich nicht die Größe des chinesischen Volkskon-
gresses von 2 980 Abgeordneten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Daneben werden wir weitere wichtige Reformvor-
haben angehen. Die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre 
ist überfällig. Demokratie lebt von der Gestaltung, der 
Einmischung und dem politischen Engagement der Bür-
gerinnen und Bürger.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Dazu gehören auch die Jugendlichen; denn sie tragen mit 
Kreativität, Flexibilität und Mut wesentlich zum gesell-
schaftlichen Wandel bei.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Es ist ein deutliches Signal an junge Menschen, dass sie 
von Zukunftsentscheidungen, von denen sie selbst am 
stärksten betroffen sind, nicht länger ausgeschlossen 
sind.

(Fabian Jacobi [AfD]: Wahlpflicht mit 16! Wie 
wäre es denn damit?)

Auch beim Thema Parität müssen wir weiter voran-
kommen. Zugegeben sind die letzten Gerichtsentschei-
dungen nicht gerade Mut machend

(Fabian Jacobi [AfD]: Das werden die Gerichte 
schon umsetzen, bis es passt!)

und meines Erachtens von manchen eher überkommenen 
Dogmen getragen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Vom Verfassungs-
gericht getragen!)

Aber spätestens in der letzten Legislaturperiode – das 
geht in Richtung der AfD – müsste so manchem ein Licht 
aufgegangen sein, dass hier Handlungsbedarf besteht.

(Fabian Jacobi [AfD]: Ja! Verfassungsfeinde 
raus aus dem Parlament!)

Ich sehe hier Bewegung auch bei politischen Kräften, die 
sich bisher mit Händen und Füßen gewehrt haben.

Ich bin überzeugt, dass dieses Thema nicht nur ein 
Frauenthema ist.

(Beatrix von Storch [AfD]: Auch ein Trans-
thema, oder was?)

Deswegen, liebe Mitmänner: Wir profitieren alle davon, 
wenn Frauen und Männer gemeinsam um Lösungen rin-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Politik als Boys Club, das brauchen auch wir Männer 
nicht.

(Fabian Jacobi [AfD]: Jawohl! Antifeminis-
mus!)

Meine Fraktion wird sich deshalb mit aller Kraft dafür 
einsetzen, einen Weg aufzuzeigen, der zu Parität im Deut-
schen Bundestag führt.

Wir wollen noch in diesem Jahr die Änderung des 
Bundeswahlgesetzes beschließen. Das ist wichtig, um 
überhaupt die Option zu haben, an die Zahl der Wahl-
kreise heranzugehen. Deswegen haben wir einen stram-
men Zeitplan vorgesehen. Das erklärt auch unser Vor-
gehen bei der Einbringung. Denn das Wichtige kommt 
ja jetzt: Wir bilden aus guten Gründen diese Kommission, 
bevor wir bei all diesen Fragen zu einer Entscheidung 
hier im Deutschen Bundestag kommen. Wir wollen uns 
intensiv mit Sachverständigen beraten, und – das ist mir 
besonders wichtig – wir wollen das Gespräch mit Union 
und Linken suchen. Die beste Lösung für das Wahlrecht 
ist eine Veränderung, die breit getragen wird. Ich sage 
aber auch: Die schlechteste Lösung ist es, wenn wir das 
Bundeswahlgesetz so lassen, wie es ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Um diese Reform zu erreichen, müssen alle Fraktionen 
zu Bewegung bereit sein. Wenn die Interessen einer Re-
gionalpartei auf 100 Prozent gesetzt werden, wird das 
nicht klappen.

Ich bin überzeugt: Eine gemeinsame Reform des Wahl-
rechts, die zu einer wirksamen Verkleinerung des Bun-
destages führt, kann gelingen. Packen wir’s an!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich würde gern die Kollegin von Storch und den Kol-

legen Jacobi an die Allgemeinverfügung erinnern; ich 
habe sie heute Morgen hier vorgetragen. Ausnahmen 
vom Tragen der Maske: für die Präsidentin und für die 
Rednerin oder den Redner am Pult oder am Saalmikro-
fon. Zwischenrufe sind da nicht mitgemeint.

Ich würde Sie bitten, die Maske entsprechend zu tra-
gen, Herr Jacobi. Und Frau von Storch, das ist die zweite 
Ermahnung; danach kommen dann entsprechende Ord-
nungsmaßnahmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Brandner hat jetzt das Wort für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 

schön, nach Wochen im „Oberhaus“ mal wieder von die-
sem Rednerpult aus reden zu können. Dafür habe ich eine 
Veranstaltung im Kreisverband Oder-Spree sausen lassen 
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müssen. Viele Grüße an Kathi Muxel und Rainer Galla, 
die da heute Abend ohne mich auskommen müssen!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der FDP)

Meine Damen und Herren, viel Schatten, wenig Licht 
hat der Antrag, den Sie zur Einsetzung dieser Kommis-
sion vorgelegt haben, in sich.

(Zuruf von der SPD: Wenig Licht hat vor allem 
der Redner!)

Viel Schatten, wenig Licht. Ein bisschen Licht erkennt 
man daran, dass Sie jetzt, nach Jahren des Versagens, 
hilflos versuchen, den Deutschen Bundestag angeblich 
zu verkleinern – was Ihnen natürlich keiner abnimmt, 
weil Sie sich hier wunderbar eingerichtet haben. Und 
viele von Ihnen würden ja gar keinen Job finden außer-
halb des Bundestages.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb meinen Sie es natürlich nicht ernst. Das zweit-
größte Parlament der Welt, nach dem chinesischen Volks-
kongress, XXL, aber mitnichten die zweitbeste Politik 
der Welt. Mitnichten ist es auch mit Blick auf die Bevöl-
kerung von Deutschland geboten, den Bundestag so groß 
zu machen. 736 Abgeordnete, Tausende Büros, Tausende 
Mitarbeiter, Milliardenkosten im Jahr. Das Problem ha-
ben Sie jetzt erkannt; Sie wollen es aber nicht angehen, 
ich sehe es Ihnen an.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Geben Sie doch 
Ihr Mandat zurück!)

Ganz einfach ist übrigens das Problem zu lösen: Stim-
men Sie einfach dem AfD-Antrag zu, der schon seit Jah-
ren auf dem Tisch liegt!

(Beifall bei der AfD)
Dazu brauchen Sie keine Kommission, und dann gehen 
Sie auch nicht in Richtung der gesetzlichen Größe, son-
dern erreichen genau die gesetzliche Größe von 598. Die 
Sache ist in zehn Minuten erledigt – wenn Sie wollen –; 
da brauchen Sie keine Kommission und keine Sachver-
ständigenanhörungen.

Den Frauenanteil zu erhöhen, ist eine super Sache. 
Auch ich bin gelegentlich mal Feminist.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Freunde von der AfD, ich weiß nicht, wie euch das 
geht. Heute fühle ich mal so ein bisschen feministisch 
und sage: Mehr Frauen in die Parlamente, natürlich – 
aber doch nicht unter Bruch des Grundgesetzes, sondern 
mehr Frauen in die Parlamente dadurch, dass sich die 
Frauen auch mehr einbringen. Der Kollege, der zuerst 
geredet hat, hat es schon erwähnt: Viele Frauen kandidie-
ren auch, werden gewählt oder werden nicht gewählt – da 
geht es ihnen wie den Männern.

(Daniel Baldy [SPD]: Sie haben nicht richtig 
zugehört!)

Wenn Sie Minderheitenprobleme oder Emanzipations-
probleme mit einer Quote lösen wollen, kommen Sie in 
Teufels Küche: „Frauen“, „Männer“, das sagen ja heute 
nur noch die Konservativen unter uns, die ich auf der 

rechten Seite sehe. Ich weiß gar nicht, in welche Richtung 
Sie sich begeben, wenn Sie über Frauen- und Männer-
quoten reden. Wo lassen Sie denn die Queeren, die, weiß 
ich nicht, anderen 25, 30 Geschlechter? Manche reden 
von 8 Milliarden Geschlechtern auf dieser Erde. Jeder 
Mensch hätte ein Geschlecht, wurde mir mal bei einer 
Podiumsdiskussion von einem Vertreter des Schwulen- 
und Lesbenverbandes gesagt. Und jetzt überlegen Sie 
sich doch mal: Diese 8 Milliarden wechseln auch noch 
ihre Geschlechter.

(Zurufe der Abg. Marianne Schieder [SPD])
Was das für Wahllisten wären, die Sie da paritätisch be-
setzen wollen! Sie haben hinterher keine Wahlmöglich-
keit mehr, Sie brauchen ein Riesenrechenzentrum, um 
auszurechnen, welche Minderheit wo mit welcher Quote 
vertreten ist.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie 
reden immer das Gleiche!)

Deshalb: Finger weg von Quoten! Der AfD geht es um 
Leistung. Wenn vernünftige Frauen kandidieren, werden 
die genauso gewählt wie vernünftige Männer, die kan-
didieren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Sie müssen mal was 
Neues erzählen!)

Also: Haken daran! Das war viel Schatten in Ihrem An-
trag.

Dann folgt ein Blabla-Teil – wahrscheinlich gestaltet 
von der FDP –: Wir brauchen „Modernisierung“, alles 
muss „transparenter“, „attraktiver“, digitalisierter wer-
den. Tolle Sache! Ich bin einmal gespannt, was sich da-
hinter versteckt. Was sich nicht dahinter verstecken darf, 
ist natürlich, dass man sich zu Hause einrichtet und sagt: 
Ich bin jetzt Bundestagsabgeordneter, aber ich gehe ganz 
relaxt, digitalisiert an die Sache ran, bleibe zu Hause auf 
meinem Sofa und bewege mich nicht nach Berlin. – Das 
wäre kein Fortschritt, muss ich Ihnen sagen. Deshalb: 
Gerne reden wir darüber, alles transparenter und digitali-
sierter zu machen; aber die Auseinandersetzung findet 
hier statt und nicht zu Hause auf dem Sofa vor dem Bild-
schirm.

(Beifall bei der AfD)
Letzter Punkt: aktives Wahlalter auf 16 senken. Natür-

lich auch durchschaubar, warum Sie das wollen. Warum 
senken Sie denn nicht auch das passive Wahlalter auf 16? 
Sie wollen, dass die Jüngeren Sie wählen, aber Sie wollen 
Ihre Posten nicht abgeben.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Amira Mohamed Ali [DIE LINKE])

Auch das ein durchschaubares Manöver.
Mit uns kann man über die Volljährigkeit reden. An sie 

sollte das Wahlalter geknüpft sein. Rosinenpickerei gibt 
es mit der Alternative für Deutschland nicht. Also entwe-
der volljährig, dann ganzes Wahlrecht, oder nicht voll-
jährig, dann gar kein Wahlrecht. Aber dieses Gieren 
nach Vorteilen für Sie, die Sie in Ämtern sind, und jün-
geren Menschen zu sagen: „Wählt uns; aber ihr dürft 
nicht gewählt werden“, das geht mit uns nicht.
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Es ist alles gesagt von mir: viel Schatten, wenig Licht. 
Der Schatten überwiegt bei Weitem das Licht. Deshalb 
werden wir diesen Antrag auf Einsetzung der Kommis-
sion ablehnen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Konstantin Kuhle hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konstantin Kuhle (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch in 

Krisenzeiten müssen staatliche Strukturen den Ehrgeiz 
haben, sich selbst zu modernisieren. Das hat etwas damit 
zu tun, dass die Kosten für diese Strukturen steigen. Das 
hat etwas damit zu tun, dass die Arbeitsfähigkeit mit 
einem größeren Parlament abnimmt. Es hat aber auch 
etwas damit zu tun, dass das Ansehen demokratischer 
Institutionen beschädigt wird, wenn sie es nicht einmal 
schaffen, sich selber zu reformieren, aber Reformen von 
den Bürgerinnen und Bürgern verlangen. Deswegen ist es 
gut, dass wir heute endlich die Kommission zur Reform 
des Wahlrechts einsetzen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun ist es ja so, dass verschiedene Vorschläge zur 
Reform des Wahlrechts auf dem Tisch liegen. In der Tat 
gibt es Vorschläge aus den Reihen der Grünen, der FDP, 
der Linksfraktion aus der letzten Wahlperiode. Wir haben 
Vorschläge der Großen Koalition, die hier vom Kollegen 
Heveling referiert worden sind.

Wir müssen allerdings festhalten: Dass die Vorschläge 
der Großen Koalition bzw. das Ergebnis der Wahlrechts-
reform in der letzten Wahlperiode nicht zu einem Bun-
destag von 800 oder 900 Abgeordneten geführt hat, ist 
reiner Zufall. Das hätte wirklich ins Auge gehen können. 
Deswegen brauchen wir endlich eine nachhaltige Wahl-
rechtsreform, bei der man sich über mehrere Legislatur-
perioden darauf verlassen kann, dass der Bundestag nahe 
an der Regelgröße von 598 Abgeordneten ist. Das sind 
wir den vielen Bürgerinnen und Bürgern schuldig, die 
von uns erwarten, dass wir zu Beginn dieser Legislatur-
periode das Wahlrecht reformieren, Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich geschieht eine Reform des Wahlrechts unter 
Einbindung aller Fraktionen des Deutschen Bundestages; 
das ist doch völlig klar. Genau aus diesem Grund setzen 
wir ja eine Kommission ein, die sich dann parlaments-
übergreifend mit allen Akteurinnen und Akteuren zusam-
mensetzt und über eine Reform des Wahlrechts spricht.

Nur, Einbindung der Unionsfraktion in eine Reform 
des Bundestagswahlrechts heißt dann auch Einbindung 
der CSU.

(Manuel Höferlin [FDP]: Stimmt!)
Denn eine wirksame Wahlrechtsreform muss allen weh-
tun. Eine Wahlrechtsreform kann nicht so gestaltet sein, 
dass man sagt: Die Wahlrechtsreform und die daraus 
folgende Verkleinerung des Bundestages tut allen weh 
außer der CSU. – Das wird nicht gehen,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Kathrin 
Vogler [DIE LINKE])

sondern wir alle werden unseren Beitrag zu einer Ver-
kleinerung des Bundestages leisten müssen. Alle, auch 
die neuen Kolleginnen und Kollegen, müssen sich über 
diese verantwortungsvolle Aufgabe im Klaren sein. Ich 
glaube, dass da noch viele Diskussionen auf uns zukom-
men werden. Ich bin gespannt auf die Beiträge aus den 
Reihen der Union. Heute ist deswegen ein guter Tag, weil 
wir uns so früh und mit großer Priorität diesem Thema 
widmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das Wahl-
alter 16 wird bei den Beratungen der Kommission eine 
Rolle spielen. Wir haben aber in der Ampel den klaren 
politischen Willen, das zügig zu beschließen, und zwar 
für die Wahl des Deutschen Bundestages – dafür muss 
das Grundgesetz geändert werden –, aber auch für die 
Europawahl, wozu es keine Änderung des Grundgesetzes 
braucht; das kann man mit einfacher Mehrheit im Euro-
pawahlgesetz beschließen. Und das wollen wir zügig auf 
den Weg bringen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will auch einmal beschreiben, warum ich das wich-
tig finde. Ich finde das wichtig, weil die Frage der Ein-
bindung von Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern in den 
politischen Prozess gekoppelt sein muss mit Verantwor-
tung, aber auch gekoppelt sein muss mit Bildung. Wenn 
wir bei der Bundestagswahl ein Wahlalter von 18 Jahren 
haben, dann führt das doch in Wahrheit dazu, dass ein 
großer Teil der Leute erst mit 19, erst mit 20, erst mit 
21 zum ersten Mal an einer Bundestagswahl teilnimmt, 
und damit zu einem Zeitpunkt, wo das Bachelorstudium 
abgeschlossen ist, wo die Ausbildung längst abgeschlos-
sen ist, wo seit Jahren Steuern gezahlt werden. Die Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger mit 16, 17, 18, 19, 20, 21, 
22 müssen in den politischen Prozess eingebunden wer-
den. Das entspricht auch dem Geist des Grundgesetzes. 
Entschuldigen und rechtfertigen müssen sich diejenigen, 
die diese jungen Leute ausschließen wollen, nicht aber 
diejenigen, die mehr Teile des Staatsvolkes in den politi-
schen Prozess einbinden wollen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will auch etwas 
zum Thema Parität sagen: In der Tat ist der Frauenanteil 
hier im Deutschen Bundestag zu gering, und es ist 
schlichtweg professionell, dass heute politische Parteien 
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eine gemeinsame Verantwortung dafür haben müssen – 
gerade die Männer –, dass mehr Frauen im Parlament 
vertreten sind; das ist so.

(Beatrix von Storch [AfD]: Dann wählen Sie 
doch einmal mehr Frauen! Steht Ihnen doch 
frei!)

Aber wir haben im Deutschen Bundestag – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kuhle, sorry. Ich muss das leider durchziehen. – 

Frau von Storch, ich hatte deutlich gemacht: Bei Zwi-
schenrufen wird die Maske aufbehalten. Das steht so in 
der Allgemeinverfügung. Das ist jetzt ein Ordnungsruf 
für Sie.

(Beatrix von Storch [AfD]: Himmelherrgott! 
Ja, machen Sie!)

Konstantin Kuhle (FDP):
Wir als Freie Demokraten haben aber zu der Frage 

einer verpflichtenden Parität eine andere Haltung, als 
das hier von unseren Koalitionspartnern vorgetragen 
worden ist. Und das hängt schlichtweg damit zusammen, 
dass aus unserer Sicht der Gesetzgeber das Staatsvolk 
nicht in Gruppen aufteilen darf, für die dann eine be-
stimmte Abgeordnete oder ein bestimmter Abgeordneter 
die einzige Vertreterin bzw. der einzige Vertreter ist.

Für mich als Staatsbürger ist die Kollegin Jensen, die 
hier bei der FDP in der ersten Reihe sitzt, eine bessere 
Abgeordnete als der Kollege Heveling, der bei der Union 
in der ersten Reihe sitzt. Und das hängt nicht mit dem 
Geschlecht zusammen, sondern damit, dass sie meine 
politische Haltung teilt. Deswegen kommt es auf die In-
dividualität, deswegen kommt es auf die Personen an, die 
aufgestellt werden, und deswegen lehnen wir eine ver-
pflichtende Paritätsregelung ab.

Ich weise auch darauf hin, dass im Grundgesetz der 
Satz „Sie sind Vertreter des ganzen Volkes“ als Auftrag 
an alle gemeint ist – an Frauen und Männer –,

(Enrico Komning [AfD]: Und Diverse!)

für alle Menschen in der Gesellschaft zu sprechen und 
sich nicht nur auf ein Geschlecht zu beschränken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Konstantin Kuhle (FDP):
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das bringt mich zum 

letzten Thema, und das ist die Modernisierung der Par-
lamentsarbeit.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie müssen aber zum Ende kommen, bitte.

Konstantin Kuhle (FDP):
Wir müssen da mehr für die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf, für Digitalisierung und für Bürgerbeteiligung 
tun. Ich würde mich freuen, wenn wir auch noch was fürs 
Wahlrecht der Auslandsdeutschen tun.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Konstantin Kuhle (FDP):
Dann sind wir auf einem guten Weg.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. Und auf eine 

gute Zusammenarbeit in der Kommission!
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Amira Mohamed Ali spricht jetzt für die Fraktion Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Bereits in der letzten Wahlperiode hätte eine Wahl-
rechtsreform auf den Weg gebracht werden können, die 
den Namen auch verdient. Das ist versäumt worden. Da-
bei lag ein sehr guter, praktikabler Vorschlag von Grünen, 
FDP und Linken vor. Danach – das hat der Kollege 
Steffen richtig gesagt – wäre die Zahl der Direktwahl-
kreise maßvoll von 299 auf 250 reduziert worden, mit 
dem Ergebnis, dass ein Großteil der Überhangs- und Aus-
gleichsmandate weggefallen wäre. Das würde verhin-
dern, dass sich der Bundestag immer stärker aufblähen 
kann.

Die damalige Bundesregierung aus Union und SPD ist 
diesem Vorschlag nicht gefolgt. Dass der jetzige Bundes-
tag nicht auf eine Größe von über 1 000 Abgeordneten 
aufgeblasen wurde, wie es lange befürchtet worden ist, 
war nur dem Umstand geschuldet, dass sich die Direkt-
mandate am Ende doch relativ gleich auf die größeren 
Parteien verteilt haben. Das hätte auch anders ausgehen 
können.

Trotzdem haben wir heute den größten Bundestag aller 
Zeiten, und zu Recht sind viele Bürgerinnen und Bürger 
darüber empört.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn schließlich hat ein immer größerer Bundestag auch 
immer größere Kosten zur Folge. Und wenn man be-
denkt, wofür alles angeblich kein Geld da ist – für Luft-
filter in Schulen, für einen Bonus für alle Pflegekräfte 
oder auch, ganz aktuell, für effektive Entlastung der Bür-
gerinnen und Bürger bezüglich der explodierenden Ener-
giepreise, zum Beispiel durch die Absenkung der Mehr-
wertsteuer –, wenn man das alles bedenkt, dann ist diese 
Empörung wirklich mehr als nachvollziehbar.
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(Beifall des Abg. Ralph Lenkert [DIE 
LINKE])

In der letzten Wahlperiode hieß es vonseiten der SPD 
immer, dass eine wirkliche Wahlrechtsreform mit der 
Union nicht zu machen sei. Wir wissen ja alle: Die Union 
ist nicht mehr in der Regierung. Jetzt müsste doch eigent-
lich der Weg frei sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber jetzt soll erst mal wieder eine Kommission gebildet 
werden. In der letzten Wahlperiode gab es die schon mal. 
Rausgekommen ist dabei nichts. Besser wäre es doch, 
jetzt den vorliegenden, fertigen Gesetzentwurf zur Wahl-
rechtsreform von Grünen, FDP und Linken zur 
Grundlage der Debatte zu machen; das wäre doch ganz 
einfach.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Gute 
Idee!)

Ich bin froh, dass der Kollege Steffen das gesagt hat; das 
habe ich auch mit Freude zur Kenntnis genommen. Der 
Kollege von der SPD hat das nicht erwähnt, im Antrag 
kann man darüber auch nichts lesen. Die FDP hat das nur 
als einen Vorschlag von vielen bezeichnet. Das überzeugt 
mich jetzt nicht so sehr, klingt für mich nicht nach ent-
schlossenem Handeln, sondern das klingt für mich da-
nach, dass wir wieder befürchten müssen, dass wir sehr 
lange Debatten mit ungewissem Ausgang haben werden. 
Das darf aber nicht wieder passieren, Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Für uns als Linke gilt weiterhin, dass wir eine sinnvolle 
Reform des Wahlrechts befürworten. Selbstverständlich. 
Wichtig ist für uns, dass das fair und ausgewogen ge-
schieht. Keine Partei darf durch die Reform begünstigt 
werden. Die Reduzierung der Mandate muss von allen 
getragen werden.

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Was wir nicht mitmachen werden – das kann ich Ihnen 
jetzt schon sagen –, ist eine Entwertung von Zweitstim-
men, wie es Teilen der Union, die das fordern, immer 
wieder mal vorschwebt. Das ist schlicht verfassungswid-
rig.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss möchte ich sagen: Es war einmal gute 
Tradition, Änderungen zum Wahlrecht hier gemeinsam 
zu bearbeiten und mit breiter Mehrheit zu beschließen. 
Das ist auch notwendig; denn das Wahlrecht darf nicht 
dem Verdacht ausgeliefert sein, je nach politischer Wet-
terlage angepasst zu werden. Die letzte Bundesregierung 
hat mit dieser Tradition gebrochen.

(Ansgar Heveling [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!)

Bitte wiederholen Sie nicht diesen Fehler.
Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt kommt für die SPD-Fraktion der Kollege 

Sebastian Hartmann zu Wort.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Gegensatz zur 
letzten Regierung, lieber Kollege Heveling, setzen wir 
die Wahlrechtskommission schon ganz früh ein, nämlich 
am Anfang dieser Wahlperiode. Wir haben uns darüber 
hinaus im Koalitionsvertrag der Ampel ein sehr ambitio-
niertes zeitliches Ziel gesetzt, nämlich bis zum Ende des 
Jahres zu einem Ergebnis zu kommen. Was daran im Ver-
gleich zu dem, dass das beim letzten Mal auf Wunsch der 
CSU sehr lange verzögert wurde, bevor dann unter größ-
ten Mühen und Schmerzen überhaupt noch ein Kompro-
miss herausgekommen ist, jetzt kritikwürdig ist, hat sich 
mir nach Ihrem Beitrag nicht erschlossen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir laden Sie dennoch ganz herzlich dazu ein, mitzuwir-
ken und Ihre Vorschläge einzubringen.

Das Gleiche gilt auch für die Linken. Man sollte nicht 
am Anfang gleich sagen, warum es nicht geht, warum es 
nicht funktioniert. Vielmehr wollen und werden wir eine 
echte Reform des Wahlrechts vornehmen, meine Damen 
und Herren. Darauf haben die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland einen Anspruch, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Darüber hinaus haben wir jetzt schon einige Vor-
schläge hier im Plenum vernommen. Sie, liebe Mitbür-
gerinnen und Mitbürger, die Sie diese Debatte verfolgen 
wollen, werden auch die Möglichkeit dazu haben, da 
diese Debatte übertragen wird.

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Oh!)

Sie wird öffentlich sein, und es wird Gelegenheit geben, 
die Vorschläge vorzutragen.

Einige andere Dinge haben wir schon im Koalitions-
vertrag festgelegt, nämlich zum Beispiel, dass wir das 
Wahlalter auf 16 Jahre senken wollen. Wir sind sehr ge-
spannt auf die Begründung der Union, warum sie dies 
nicht will. Wir werden es trotzdem anstreben. Für die 
Europawahl steht das schon, und auch bei der Bundes-
tagswahl, liebe Kolleginnen und Kollegen, werden wir 
das Wahlalter auf 16 Jahre senken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Konstantin Kuhle [FDP])

Der Wahlakt als solcher ist das zentrale Merkmal un-
serer Demokratie. Er sollte so einfach wie möglich sein, 
aber auch dafür sorgen, dass es fair und gerecht zugeht 
und zu einer entsprechenden Repräsentation führt. Doch 
das, was das Wahlrecht zurzeit ausmacht, sind tatsächlich 
Komplexität und Unübersichtlichkeit, die dazu führen, 
dass am Wahlabend noch nicht mal genau gesagt werden 
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kann, wie groß der neue Bundestag sein wird. Es ist 
deswegen absolut zutreffend, dass es mit Privilegien, 
die sich eine einzelne Partei wie die CSU immer wieder 
herausgenommen hat, aber umgekehrt Fraktionsgemein-
schaften gebildet hat, um auch Redezeiten usw. darzustel-
len, nicht funktionieren wird, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Jede Fraktion wird sich hier auch bewegen 
müssen.

Ich verrate aber auch eines, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der geschätzten Koalitionspartner: Wenn jetzt 
schon zu Anfang gesagt wird, es liege ein Modell auf dem 
Tisch, welches Sie damals in anderer Konstellation mit 
den Linken zusammen vorgelegt haben, dann gehört zur 
Wahrheit aber auch, festzustellen, dass dies im Wesentli-
chen nicht dazu geführt hätte, dass sich der Bundestag 
wieder der Regelgröße von 598 Sitzen angenähert hätte, 
sondern es wäre deutlich darüber hinausgegangen.

Wir werden auch nicht pauschal einfach – 280 Wahl-
kreise sind vereinbart – nonchalant auf 250 Wahlkreise 
gehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Würde aber was 
bringen!)

Das ist auch etwas, was diesen Deutschen Bundestag 
ausmacht; denn die Bürgerinnen und Bürger wählen 
ihre Wahlkreisabgeordneten, und sie haben auch einen 
entsprechenden Weg zum Wahlkreisbüro, zu ihrem Ab-
geordneten. Das sollten wir nicht außer Acht lassen.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen heißt es auch „personalisiertes Verhältnis-
wahlrecht“. Wir setzen da auch auf die Einsichtsfähig-
keit, weil ja mittlerweile Direktmandate nicht nur auf 
die beiden großen Parteien verteilt sind, lieber Kollege 
von den Grünen. Deswegen werden wir uns auch mit der 
optimalen Betreuung von Wahlkreisen auseinandersetzen 
und dafür sorgen, dass Bürgerinnen und Bürger ihren 
Abgeordneten kennen.

Wir haben weitere Ziele formuliert. Deswegen komme 
ich noch mal auf einen Vergleich der Einsetzungsanträge 
von 2019 und 2021 zurück. Der Union rate ich – und es 
gibt ja noch einen Redner von der Union, der nach mir 
spricht –: Vergleichen Sie doch den Einsetzungsantrag 
von 2019 mit dem von 2021.

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Haben wir ge-
macht, und es ist inakzeptabel!)

Sie werden eine hohe Deckungsgleichheit entdecken, und 
die Verweigerung der Stimme – populistisch – wird Sie 
nicht der Pflicht entheben, hier zu einzelnen Vorschlägen 
Stellung zu nehmen und zu sagen, was Ihr Verbes-
serungsvorschlag ist oder warum Sie bestimmte Punkte 
ablehnen.

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Inakzeptabel!)

Wir haben ein Problem, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, da wir feststellen müssen, dass die Repräsentanz von 
Männern und Frauen in diesem Bundestag nicht zu glei-
chen Teilen gegeben ist. Das widerspricht dem Abbild der 
Bevölkerung, weswegen auch Punkte im Koalitionsver-
trag nicht so einfach zu vereinbaren waren – ich danke 
auch dir, lieber Konstantin Kuhle, dass das offen benannt 

worden ist –; aber wir geben das Ziel einer Parität, einer 
entsprechenden Repräsentanz in diesem Bundestag nicht 
auf, sondern wir werden hierüber ernsthaft streiten, de-
mokratisch ringen, damit wir ein entsprechendes Ziel im 
Wahlrecht erreichen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Diese Debatte gehört nicht hier an den Anfang, sondern 
in die Kommission, und das Thema muss ernsthaft dis-
kutiert werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Der Wahlakt als solcher ist ein zentrales Moment un-
serer Demokratie. Er sollte nachvollziehbar sein, und wir 
wollen eine Situation vermeiden: dass am Wahlabend 
nicht nur auf das Wahlergebnis im eigenen Wahlkreis 
geschaut wird und darauf, wer denn nun den Wahlkreis 
vertritt, sondern auch darauf, wie möglicherweise die 
Wahlverteilung zwischen den einzelnen Ländern ist. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, was wir bei den letzten 
Wahlen erlebt haben, war, dass man immer ein wenig 
nach Bayern schielen musste, um zu erfahren, was denn 
dort passiert.

(Marianne Schieder [SPD]: Nach Bayern zu 
schauen, ist immer gut!)

Es hätte passieren können – ich schließe mich dieser 
Argumentation hier ausdrücklich an –, dass die Zahl der 
Abgeordneten auf weit mehr als 736 gestiegen wäre. Es 
kann nicht sein, dass durch die Privilegien der CSU hier 
eine solche Unbill mit unserem Wahlrecht betrieben wird. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, werden wir ab-
schaffen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Und weil das so ist mit den Mehrheiten, werden wir 
diesen ambitionierten Zeitplan nun nutzen und diese 
Kommission zügig einsetzen. Zu den Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Deutschen Bundestag, die von den 
Fraktionen entsandt werden, wird die gleiche Zahl von 
Sachverständigen hinzukommen. Wir freuen uns ins-
besondere auch auf diese Beteiligung der Kolleginnen 
und Kollegen Sachverständigen, die seitens der Fraktio-
nen benannt werden.

Wir von der SPD, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
werden dies paritätisch tun und Männer und Frauen zu 
gleichen Teilen benennen, sowohl was die Abgeordneten 
als auch was die Sachverständigen angeht. Wir laden Sie 
ein, es diesem Beispiel gleichzutun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der SPD: Sehr gut!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Michael Frieser für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Frieser (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Ja, die alten Mären werden natürlich gerne 
da weiter erzählt, wo sie sich quasi widerstandslos ein-
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passen lassen: Da haben wir die widerstrebende CSU aus 
Bayern,

(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)

da haben wir nach wie vor die Erzählung, ein Bundestag 
von 800, 900, 1 000 Abgeordneten sei möglich; das ha-
ben wir heute alles wieder gehört. Es ist nur doof, dass die 
Wählerin und der Wähler darüber entscheiden, und sie 
haben entschieden, dass dieser Bundestag nicht auf diese 
drohenden Größen anwächst.

Ja, er ist zu groß. Wahr ist aber auch, dass unsere 
Reform tatsächlich ein weiteres Anwachsen verhindert 
hat. Man kann sagen, das reicht nicht – deshalb der zweite 
Schritt, deshalb auch die Zusage zu einer maßvollen Ver-
ringerung der Wahlkreise. Nur sind Sie doch das Problem 
nicht los.

(Zuruf von der FDP: Doch!)

Nach wie vor sitzen in diesem Deutschen Bundestag 
lediglich 299 direkt gewählte Kandidaten, aber 437 Lis-
tenkandidaten. Das Problem stellen aber anscheinend die 
direkt gewählten Abgeordneten dar. Diese Logik begreift 
nicht mal der Wähler, und er will sie auch nicht begreifen.

(Marianne Schieder [SPD]: Was hat der Wäh-
ler damit zu tun?)

Wenn schon die besten Programme hier auf den Tisch 
gepackt werden, dann muss man mal deutlich sagen: 
Selbstverständlich gibt es ein Wahlrecht – das können 
wir heute Abend mit einfacher Mehrheit verfassungs-
gemäß entscheiden –: das sogenannte Grabenwahlrecht 
oder echte Zweistimmenwahlrecht.

(Zuruf von der FDP: Ja, ja!)

Das ist jederzeit machbar, mit der Verfassung vereinbar, 
sogar vom Verfassungsgericht abgesegnet. – Aha, ich 
merke: Eine große Form der Zustimmung gibt es an die-
ser Stelle nicht.

(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)

Diese Kommission, die in der letzten Legislatur vier 
volle Jahre getagt hat – um das einmal deutlich zu sagen: 
nicht die letzten Wochen, sondern vier volle Jahre; ihr 
wart alle dabei –,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Nein!)

ist am Ende des Tages tatsächlich nicht an den Interessen 
der CSU,

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

sondern an der Unbeweglichkeit in der Frage gescheitert. 
Ich will es noch einmal ins Gedächtnis rufen: Die Re-
form, die die Union – übrigens, die SPD war auch dabei; 
wir wollen das nur mal der Vollständigkeit halber hin-
zufügen –

(Marianne Schieder [SPD]: Das bestreitet auch 
keiner!)

auf den Weg gebracht hat, hat dazu geführt, dass durch 
eine Dämpfung des ersten Zuteilungsschrittes sehr wohl 
ein weiteres Anwachsen verhindert werden konnte.

Was ist das eigentlich Bemerkenswerte? Das Bemer-
kenswerte ist, dass das Wahlrecht, mit dem wir nun wirk-
lich seit Jahren kämpfen, damals auch zusammen mit der 
Opposition beschlossen wurde; dass aber der Konsens, 
der heute – ich habe es viermal gehört – nach wie vor 
breit über die Fraktionen hinaus getragen werden soll, 
jetzt verlassen wird. Er wird nicht nur verlassen, weil 
man die Geschäftsordnung wieder einmal mit Füßen tritt, 
was die Frage der Einbringung, die Frage der Kurzfristig-
keit anbetrifft. Nein, wir senken auch noch das Thema 
„Mehrheit des Beschlusses“ ab. Wir machen es jetzt zu 
einer einfachen Mehrheit, obwohl man verfassungsrecht-
liche Fragen im Auge hat. Also, ein Schelm, wer Böses 
dabei denkt.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch eine einzige Nebelkerze!)

Und wenn wir schon dabei sind, etwas an den Spielregeln 
zu ändern, dann streichen wir mal die Bürgerbeteiligung 
auch gleich weg.

Also, so viel Chuzpe muss man mal haben, zu glauben, 
man könnte so tun, als würden einen die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger wirklich interessieren, und sie 
dann auf die Streaming-Bank zu verweisen, indem man 
sagt: Na ja, zuschauen dürft ihr schon, aber mitreden dürft 
ihr auf keinen Fall. – Wer glaubt, dass es hier noch um 
Interessen geht, dem muss ich ehrlich sagen: Ich glaube 
nicht mehr, dass man diese Interessen wirklich noch im 
Kopf hat.

(Marianne Schieder [SPD]: Eijeijeijeijei! Jetzt 
hör auf!)

Aber mit direkter Beteiligung und direkter Demokratie 
haben es anscheinend auch die Koalitionäre der Ampel 
nicht so sehr, so wie auch mit direkten Abgeordneten in 
den Wahlkreisen.

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es funktioniert nicht, dass man einfach Wahlkreise he-
rausstreicht.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mannomann!)

Es wird nicht funktionieren, weil Sie nicht wissen, wel-
cher Wahlkreis am Ende des Tages über die Landeslisten 
tatsächlich zu Ausgleichsmandanten führen wird.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie kennen doch das Verfahren! Tun 
Sie doch nicht so!)

Diese Mär muss man immer wieder erzählen. Es tut mir 
auch wahnsinnig leid, dass man sich da sehr oft wieder-
holen muss.

Es bleibt dabei: Wer Angst hat vor direkter Demokra-
tie,

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, Sie wollen nichts ändern!)

schon was die Kommission betrifft, braucht sich nicht zu 
wundern, wenn die Wähler am Ende des Tages davon 
Abstand nehmen.
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(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine einzige Nebelkerze!)

Wir haben gerade in der Coronapandemie erlebt, dass 
direkte Abgeordnete Ansprechpartner und Krisenmana-
ger vor Ort

(Lachen des Abg. Konstantin Kuhle [FDP])
sein können, was durchaus sinnvoll ist.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine Krise nach der anderen!)

Wenn Sie es ernst meinen mit Ihrem Angebot, dann kom-
men Sie aber auch mit einem Angebot rüber, das diesen 
Namen verdient.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das machen wir!)

Dann wird sich die Opposition, dann wird sich die Union 
diesen Vorschlägen mit Sicherheit nicht verweigern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
auf Drucksache 20/1023 mit dem Titel „Einsetzung einer 
Kommission zur Reform des Wahlrechts und zur Moder-
nisierung der Parlamentsarbeit“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU und AfD. Wer 
enthält sich? – Niemand. Der Antrag ist damit angenom-
men.

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Rainer Kraft, Karsten Hilse, Marc Bernhard, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Keine Abschaltung von Kernkraftwerken – 
Erst recht nicht in einer neuen Realität

Drucksache 20/1021
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte, zügig die erforderlichen Platzwechsel vorzu-
nehmen. – Ist es möglich, auch bei SPD und Grünen die 
Aufmerksamkeit herzustellen, die Plätze einzunehmen?

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Rainer Kraft für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Die 

Energiekosten in Deutschland sind zu hoch. Wir wissen 
nicht, wo die Energie für den kommenden Winter her-
kommen soll, und internationale Abhängigkeiten beste-

hen in einem äußerst ungesunden, einseitigen Ausmaß. 
So lässt sich nach über 20 Jahren der Energiewende die 
deutsche Energiepolitik zusammenfassen. Aber Deutsch-
land kann sich diese Experimente nicht länger leisten. Ich 
verzichte hier auf Schuldzuweisungen; denn die Lage ist 
dazu viel zu ernst.

Sie wollen jetzt, um das Gasproblem im kommenden 
Winter zu lösen, bei den Lieferanten umschichten, was 
dem Ministerium zum Teil auch gelingen wird, aber na-
türlich verbunden mit entsprechend hohen Kosten für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher und für die Wirtschaft 
in Deutschland. Die Prüfung zweier Ministerien hat er-
geben, dass die Kernkraft dazu keinen nennenswerten 
Beitrag wird leisten können, weil sie nicht rechtzeitig 
ertüchtigt werden kann, und dass der Ausbau der Erneu-
erbaren und der Wasserstoff uns durch den kommenden 
Winter bringen sollen. Viele Fachorganisationen und Ver-
bände widersprechen allerdings dieser Prüfung und be-
schweren sich darüber, dass sie in diese nicht eingebun-
den waren.

Des Weiteren konzentriert sich Ihr Ministerium aus-
schließlich auf den kommenden Winter 2022/23. Aber 
hier eine Binsenweisheit: Es wird auch einen Win-
ter 2023/24 geben, und die Energiesicherheit in diesem 
Winter wird genauso ungewiss sein wie im kommenden.

(Beifall bei der AfD)

Schauen wir uns aber jetzt Ihre Lösungen an: Ausbau 
der Erneuerbaren und der Wasserstoff. Dazu einige Zah-
len: Im Jahr 2021, im letzten Jahr, haben die sechs ver-
bliebenen deutschen Kernkraftwerksblöcke in acht von 
zwölf Monaten mehr Strom erzeugt als sämtliche circa 
1,5 Millionen Photovoltaikanlagen in Deutschland zu-
sammen. Die Erzeugung von Strom durch die sechs ver-
bliebenen Kernkraftwerksblöcke war ein Drittel, circa 
33 Prozent, höher als durch alle Photovoltaikanlagen zu-
sammen, trotz der vorrangigen Einspeisung der Energie 
aus den Photovoltaikanlagen. Für den Aufbau dieser 
Minderleistung haben Sie über 20 Jahre gebraucht,

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])

und in diesen Unsinn haben Sie Dutzende, wenn nicht 
Hunderte Milliarden Euro von Stromverbraucher- und 
Steuerzahlergeldern hineingesteckt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Genauso weltfremd ist Ihr Hoffen auf den Wasserstoff. 
Während wir bei Kernkraftwerken über real existierende 
Anlagen sprechen, die ich besichtigen und begehen kann, 
bei denen ich schauen kann, wo der Treibstoff rein-
kommt, damit es funktioniert,

(Zuruf von der FDP: „Treibstoff“? – Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Laufen 
die Solaranlagen und die Windräder mit Treib-
stoff, oder was?)

haben Sie beim Wasserstoff nichts. Es bewegt sich aus-
schließlich im Rahmen von „Wünsch dir was“. Sie haben 
heute nichts, Sie werden in acht Monaten keinen Wasser-
stoff haben, und Sie werden in den kommenden Wintern 
keinen Wasserstoff haben.
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Hier zeigt sich die Widersprüchlichkeit der Prüfungen 
der Ministerien BMWK und BMU. Wenn es sich aus-
schließlich um den kommenden Winter dreht, dann kön-
nen, wie gezeigt, der Ausbau der Erneuerbaren und der 
Wasserstoff nichts dazu beitragen, das Gas abzulösen 
oder die Kernkraft zu ersetzen. Die Kernkraft kann das 
aber nach Meinung der Fachverbände sehr wohl leisten,

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welcher Fachverbände denn?)

wenn man sich jetzt daranmacht und sie dafür ertüchtigt. 
Geht es aber in Ihrer Argumentation nicht um den kom-
menden, sondern um die zukünftigen Winter, dann ist 
nach Ihrer eigenen Prüfung ausreichend Zeit, die Kern-
kraftwerke, die wir noch haben, zu ertüchtigen und den 
notwendigen Brennstoff zu bestellen.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Bravo!)

Der Antrag der Alternative zeigt hier einen Lösungs-
weg auf: Zum einen kümmern wir uns um die Legalität; 
denn trotz aller Prüfungen ist es nach Ablauf dieses Jah-
res verboten, Strom aus Kernenergie zu erzeugen. Dieser 
Passus muss weg.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, der muss bleiben! Ist doch klar!)

Zum anderen ist jetzt der Zeitpunkt gekommen, an dem 
wir über die sichere, zuverlässige und auch bezahlbare 
Energieversorgung des Landes in den kommenden Jahren 
und Wintern reden müssen. Und ja, das schließt auch die 
Frage mit ein, wie man mit noch existierenden, aber still-
gelegten Kernkraftwerken umgeht, wie man sie ertüchti-
gen kann, damit sie wieder eine Betriebsgenehmigung 
erhalten,

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: … und weiter Müll produzieren!)

damit sie wieder zuverlässigen, sicheren Strom produzie-
ren können.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und Müll!)

Das Allerletzte, was wir wollen – ganz ehrlich! –, ist,
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wir wollen jetzt, dass Ihre Rede zu Ende ist!)
dass uns irgendwann die nackte Energienot dazu bringt, 
ein Kernkraftwerk wieder ans Netz nehmen zu müssen, 
das keine Betriebsgenehmigung hat. So weit darf es nie-
mals kommen.

(Beifall bei der AfD)
Dazu ist es nötig, Verantwortung zu übernehmen, 

Weitblick zu beweisen und die nötigen Weichenstellun-
gen einzuleiten. Ich möchte Minister Habeck, der heute 
leider nicht da ist, hier auffordern, diesen Weitblick zu 
beweisen und diese Verantwortung zu übernehmen; denn 
das schuldet er unseren Bürgern.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und Sie würden 
lieber radioaktiven Müll für Jahrtausende 
noch produzieren!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Jakob 

Blankenburg das Wort.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Jakob Blankenburg (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Man könnte fast sagen: 
„Und täglich grüßt das Murmeltier“. In dieser zugegebe-
nermaßen noch recht jungen Legislaturperiode ist es nun 
schon das zweite Mal, dass wir auf Antrag der AfD über 
die Wiedereinführung der Kernenergie und die Verlänge-
rung der Laufzeiten der verbliebenen Kernkraftwerke 
diskutieren.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, das ist auch gut 
so!)

Für uns als SPD-Fraktion ist klar: Die Rahmenbedingun-
gen mögen sich geändert haben, aber die Antwort ist 
immer noch dieselbe: Die Verlängerung der Laufzeiten 
der noch am Netz befindlichen Kernkraftwerke lehnen 
wir ab.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN – Enrico 
Komning [AfD]: Das überrascht nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Antwort fußt 
nicht auf Ideologie,

(Enrico Komning [AfD]: Aha!)
wie es uns die Abgeordneten der AfD-Fraktion gern un-
terstellen. Die Antwort fußt auf einer objektiven Über-
prüfung. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz sowie das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher/-in-
nenschutz haben sich eingehend mit der Frage beschäf-
tigt,

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])
ob und inwiefern eine Verlängerung der Laufzeiten von 
Atomkraftwerken zur Energiesicherheit beitragen kann. 
Außerdem haben die genannten Ministerien genau ge-
prüft, ob diese Verlängerung in Hinblick auf die nukleare 
Sicherheit vertretbar ist. Und das Ergebnis der Prüfung 
hat gezeigt: Längere AKW-Laufzeiten helfen uns nur 
sehr begrenzt bei der Lösung der Probleme der Energie-
versorgung; aber dieser begrenzte Nutzen kommt zusam-
men mit hohen wirtschaftlichen Kosten und – noch wich-
tiger – mit erheblichen Sicherheitsbedenken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Enrico 
Komning [AfD]: Das sehen die Franzosen 
aber anders! – Gegenrufe der Abg. Marianne 
Schieder [SPD] und Konrad Stockmeier 
[FDP])

Die drei verbliebenen AKW gehen Ende dieses Jahres 
vom Netz, und darauf ist auch alles ausgelegt, etwa die 
Bestellung von Brennelementen, die Personalplanung, 
aber vor allen Dingen auch der Modus der Sicherheits-
überprüfungen. Nach internationalen Sicherheitsstan-
dards unterliegen Atomkraftwerke alle zehn Jahre einer 
umfassenden Sicherheitsüberprüfung, der sogenannten 
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PSÜ. Diese umfangreiche AKW-Sicherheitsüberprüfung 
hat für die drei noch am Netz befindlichen Atomkraft-
werke im Jahr 2009 stattgefunden. Im normalen Rhyth-
mus hätte sie also 2019 erneut durchgeführt werden müs-
sen. Angesichts der endgültigen Abschaltung bis 
spätestens Ende dieses Jahres wurde auf die erneute um-
fangreiche Sicherheitsprüfung ausnahmsweise verzich-
tet.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, dann müsst ihr sie 
nachholen! – Gegenruf des Abg. Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bei einem Weiterbetrieb nach dem 1. Januar 2023 wäre 
die letzte PSÜ also mehr als 13 Jahre alt, und eine neue 
wäre dringend notwendig.

(Enrico Komning [AfD]: Eben!)

Das Problem dabei ist aber, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der AfD: Die Prüfung erfolgt doch nicht über 
Nacht. Die Prüfung ist ein über Jahre währender Prozess,

(Enrico Komning [AfD]: Dann wird’s aber 
Zeit!)

in dessen Verlauf erkanntes Verbesserungspotenzial lau-
fend umgesetzt wird. Das geht nicht einfach so, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Dann fangen wir doch 
an! – Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die AfD gewandt: Ihr würdet es in 
zehn Minuten erledigen!)

Die aktuelle Situation in der Ukraine zeigt uns außer-
dem, wie schnell atomare Anlagen Ziel kriegerischer 
Handlungen werden können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

In den letzten Tagen haben uns besorgniserregende Nach-
richten erreicht: Kernkraftwerke waren von der Strom-
versorgung abgeschnitten, die russische Armee hat Ex-
pertinnen und Experten in den Kernkraftwerken in ihre 
Gewalt gebracht. Zu unserer „neuen Realität“, die Sie in 
Ihrem Antrag beschreiben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der AfD, gehört also auch, dass wir Störfall-
szenarien und vor allen Dingen Sicherheitsbedenken 
noch stärker als bisher in unsere Überlegungen mitein-
beziehen müssen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Auch kriegerische Auseinandersetzungen auf dem euro-
päischen Kontinent – das müssen wir nun so anerkennen – 
gehören zu dieser neuen Realität dazu. Wir können und 
wir wollen nicht länger Atomkraftwerke in Deutschland 
betreiben und damit ein unnötiges Risiko eingehen.

Die Entscheidung zum Atomausstieg haben wir 2011 
unter dem Eindruck der Reaktorkatastrophe von Fukus-
hima getroffen. An der entsprechenden Einschätzung hat 
sich auch seit dem 24. Februar dieses Jahres nichts ge-
ändert.

Wir mögen in fundamental anderen Zeiten leben. Was 
sich aber nicht verändert hat, ist Folgendes: Atomenergie 
bleibt eine Energieform, deren Risiken sich nicht auf 
heute und unsere Generation beschränken. Im Standort-
auswahlgesetz, das den Prozess der Endlagersuche de-
finiert, ist festgelegt, dass wir ein Endlager für 1 Million 
Jahre suchen – eine Zeitspanne, die für Menschen kaum 
vorstellbar ist.

(Karsten Hilse [AfD]: Politikwissenschaftler! – 
Beatrix von Storch [AfD]: Laberwissenschaft-
ler!)

Das ist aber auch die Zeitspanne, in der wir mit dem 
Atommüll leben müssen – nachfolgende Generationen 
und der Planet insgesamt. Jeder Tag, an dem also kein 
neuer hochradioaktiver Atommüll in deutschen Atom-
kraftwerken produziert wird, ist wichtig. Deshalb werden 
wir die Laufzeit der drei noch am Netz befindlichen 
AKW nicht verlängern; nicht um wenige Tage und schon 
gar nicht, wie von Ihnen gefordert, um mehrere Jahre.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Enrico Komning [AfD]: 
Bis zum Blackout!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die aktuelle geopoli-
tische Lage darf nicht missbraucht werden, um unter dem 
Deckmantel der Energiesicherheit eine Verschiebung des 
Ausstiegs aus der Atomenergie herbeizuführen. Stattdes-
sen müssen wir gemeinschaftlich an zukunftsfähigen Lö-
sungen für Deutschland arbeiten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das wollen wir ja 
auch!)

Das sind Lösungen, die eine tatsächlich unabhängige 
Energieversorgung ermöglichen. Wir müssen unsere 
Kräfte bündeln für einen schnellen und massiven Ausbau 
der erneuerbaren Energien. Das schafft wahre Unabhän-
gigkeit, und das schafft Klimaneutralität. Lassen Sie uns 
dieses Ziel auch in dieser Krise nicht aus den Augen 
verlieren.

Vielen Dank
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Da klatscht ja nicht mal die FDP! – 
Beatrix von Storch [AfD]: Dummes Zeug ge-
redet! – Gegenruf der Abg. Marianne Schieder 
[SPD]: Lassen Sie Ihre Maske auf, wenn Sie so 
einen Unsinn erzählen, dann hört man es nicht 
so laut! – Heiterkeit bei der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Thomas Heilmann für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Viel Publikum hat der 
Antrag nicht verdient. Der Antrag der AfD disqualifiziert 
sich schon deswegen, weil er mit einer moralisch wirk-
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lich absurden Gewichtung beginnt. Im ersten Absatz fan-
gen Sie mit einem komplizierten, grammatikalisch un-
zureichenden Satzgewirr an,

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der SPD: 
Deutsche Sprache, schwere Sprache!)

mit dem Sie vor allen Dingen eines vermeiden: Sie nen-
nen nicht klar den Schuldigen beim Namen. Russland 
führt einen entsetzlichen, brutalen völkerrechtswidrigen 
Krieg gegen die Ukraine.

(Karsten Hilse [AfD]: Hier geht es um Kern-
kraftwerke, nicht um Krieg!)

– Natürlich geht es auch um den Krieg und dessen Fol-
gen; das ist doch Ihre eigene Argumentation.

Besonders krass ist Ihr Fehltritt – anders kann man es 
nicht sagen – im ersten Satz der Begründung Ihres An-
trages. Schuld an den steigenden Energiekosten sind da-
nach der „völkerrechtswidrige Angriff auf die Ukraine“ – 
Sie vermeiden den Begriff „Krieg“ – und gleichbedeu-
tend daneben die „Waffenlieferungen Deutschlands“.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hoi!)

Ja, geht’s noch? Es ist traurig, dass man das feststellen 
muss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Karsten Hilse [AfD]: 
Reden Sie doch einfach mal zur Sache, zu 
Kernkraftwerken!)

– Das ist zur Sache.
(Karsten Hilse [AfD]: Das ist doch nur mora-

lisches Gequatsche!)
– Entschuldigen Sie, ich widerspreche der Begründung 
Ihres Antrages.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Heilmann, ich habe die Uhr angehalten. – Ich 

sage es nur einmal, Herr Hilse: Auch bei Zwischenrufen 
ist die Maske vollständig die Nase und den Mund be-
deckend zu tragen. – So, Sie haben wieder das Wort.

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Danke, Frau Präsidentin. – Ich sage es noch mal: Ich 

widerspreche Ihrem Antrag, in dem steht, dass die Waf-
fenlieferungen Deutschlands genauso schuld seien wie 
der Angriffskrieg der Russen. Dieser Wertung kann 
man nur widersprechen. Es ist auch bezeichnend, dass 
Sie offensichtlich nicht in der Lage sind, Putins Krieg 
als das zu bezeichnen, was er ist, nämlich ein Kriegsver-
brechen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN – Enrico Komning [AfD]: Darum 
geht es doch gar nicht!)

Aber nicht nur die Einleitung Ihres Antrags ist voll-
ständig verfehlt. Zum mittlerweile vierten Mal in dieser 
Legislaturperiode mit teilweise gleichen Formulierungen 

unterstützen Sie die Kernkraft. Sie wollen den Ausbau 
der Kernenergie grundsätzlich, wie Sie sagen, als lang-
fristige Lösung.

(Zuruf von der AfD: Das ist korrekt!)
Das wird nicht richtiger, auch wenn Sie es wiederholen.

Ich lehne Ihr Wertesystem ab. Deswegen will ich es 
mit ökonomischen Argumenten versuchen. Erstens sagen 
Sie: Erneuerbare Energien tragen nicht zur Netzstabilität 
bei und seien unzuverlässig.

(Zuruf von der AfD: Das ist korrekt!)
Vielleicht hören die Vertreter der AfD, Herr Kaufmann 
und Herr Bernhard, mal der Bundesnetzagentur zu, wenn 
sie schon im Beirat sitzen. Sie zeigt nämlich immer wie-
der auf, dass der dezentrale Aufbau eines Netzes sicherer 
ist als der zentrale.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Deswegen ist in den letzten Jahren die Energiestabilität 
auch nicht zurückgegangen.

Kernkraft ist auch nicht günstiger, im Gegenteil. Sie ist 
schon immer hochsubventioniert gewesen, in Deutsch-
land und auch in Frankreich. Sie überträgt sehr entschei-
dende Folgekosten auf die Allgemeinheit. Vor allen Din-
gen wird sie immer teurer.

Es werden wenige Atomkraftwerke neu gebaut. In 
Finnland ist gerade eines nach 13 Jahren Verspätung fer-
tiggestellt worden und hat nicht 3 Milliarden, sondern 
10 Milliarden Euro gekostet. In Frankreich sollte Flaman-
ville 3 in der Normandie 2012 ans Netz gehen. Es ist 
immer noch nicht am Netz und wird nicht 3,4 Milliarden 
Euro kosten, sondern 19 Milliarden Euro.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Oi!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Heilmann, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Abgeordneten Hilse?

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Bitte.

(Marianne Schieder [SPD]: Oh nein! – Gegen-
ruf des Abg. Enrico Komning [AfD]: Oh 
doch!)

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, werter Herr Heilmann, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. Das zeigt Rückgrat; im Gegensatz 
zu vielen anderen hier.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh Gott!)

Die CDU/CSU-Fraktion wird morgen einen Antrag 
einbringen, in dem sie die Bundesregierung unter ande-
rem auffordert, ohne ideologische Scheuklappen zu prü-
fen, ob die Kernkraft in den nächsten Jahren zur Netz-
stabilität, also zur Versorgung der Bundesrepublik, 
beitragen kann.
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(Zuruf von der AfD: Hört! Hört!)

Das heißt, Ihre Fraktion, zumindest Ihre Energiepoliti-
ker, fordern abgeschwächt genau das, was wir fordern: 
Wir fordern den Wiedereinstieg bzw. den Nichtausstieg. 
Sie fordern eine von Ideologie befreite Überprüfung der 
wirtschaftlichen Aspekte, ob die Kernenergie in den 
nächsten Jahren zur Stromversorgung der Bundesrepu-
blik beitragen kann. Das entspricht jetzt nicht unbedingt 
dem, was Sie hier gerade vortragen. Wie ergibt sich diese 
Diskrepanz?

(Beifall bei der AfD)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
In unserem Antrag, den Sie zu Recht in dem Zusam-

menhang wiedergeben, fordern wir, zu prüfen, ob der 
temporäre Weiterbetrieb von in diesem Jahr abzuschal-
tenden Kernkraftwerken Sinn macht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ach nee!)

Das ist aber etwas anderes als das, was Sie sagen. Erstens 
haben wir eine andere moralische Wertung, wie ich vor-
hin dargestellt habe.

(Beatrix von Storch [AfD]: Himmelherrgott!)

– Na ja, die Frage „Wer ist schuld an diesem Krieg?“ ist ja 
nicht zufällig von Ihnen nie erwähnt worden, weil Sie von 
Herrn Putin bisher unterstützt wurden,

(Karsten Hilse [AfD]: Es geht um den Fakt!)

zu ihm hingereist sind und hier immer der große Wort-
führer für Herrn Putin waren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Beatrix von Storch [AfD]: Dummes 
Zeug!)

Zurück zu Ihrer Frage. Zweitens. Wir glauben, dass 
Atomenergie keine dauerhafte Lösung für die Probleme 
der Energielieferung oder der Stromerzeugung in 
Deutschland ist, und zwar aus Kostengründen und aus 
vielen weiteren Gründen.

Nun ist es denkbar, dass die drei Atomkraftwerke län-
ger laufen, um einen in der Tat kleinen, wirklich kleinen 
Beitrag zur Energiestabilität zu leisten. Warum ist es nur 
ein kleiner Beitrag? Das muss man auch mal dazu sagen: 
weil wir ein Wärmeproblem haben. Wir haben ein Gas-
problem und kein Stromproblem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Natürlich wird Gas auch verstromt, und da könnte man 
ein bisschen sparen; deswegen könnte es Sinn machen.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])

Ich möchte noch auf einen weiteren Punkt in Ihrer 
Frage eingehen.

(Karsten Hilse [AfD]: Ach so, ich habe ge-
dacht, Sie sind fertig!)

– Nein, nein.

(Marianne Schieder [SPD]: Zum Zuhören kann 
er die Maske wieder raufziehen!)

Wir haben den Antrag gestellt, weil man sich auf den fünf 
Seiten, die die Bundesregierung dazu verfasst hat, nur mit 
den Problemen beschäftigt hat und Lösungen erst gar 
nicht gesucht hat.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Ja, genau!)

Das ist natürlich das Gegenteil von Ergebnisoffenheit. 
Und, Herr Blankenburg, Sie haben eben letztlich auch 
gesagt, dass Sie das nicht wollen; Sie haben mit den 
Leuten, die davon was verstehen, gar nicht gesprochen.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Richtig!)

Die Betriebsräte haben Sie nicht befragt, Sie haben mit 
der Reaktor-Sicherheitskommission und mit den Betrie-
ben, die die Brennstoffe liefern, nicht gesprochen. Die 
haben sich bei mir gemeldet und gesagt: Wir könnten 
das viel schneller als in 18 Monaten liefern. Wir haben 
dazu Ideen. – Die sind gar nicht angehört, geschweige 
denn sind deren Vorschläge behandelt worden. So kann 
eine ergebnisoffene Prüfung, die Sie ja selber verspro-
chen haben, nun auch wieder nicht aussehen.

(Beifall der Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU])

Das ist einer unter vielen Punkten.
In Ihrem Antrag heißt es: Atomenergie ist die alleinige 

Lösung der Energiekrise. – Dazu kann ich Ihnen sagen: 
Das ist weder in der Begründung noch im Ergebnis ak-
zeptabel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bevor Sie Ihre Frage gestellt haben, war ich gerade dabei, 
vorzurechnen, warum Atomenergie nicht wirtschaftlich 
ist. Bloomberg hat bekanntermaßen auch einen Re-
search-Dienst, und der hat ausgerechnet, dass, wenn 
man die vergangenen Baukosten heranzieht, die vollen 
Kosten bei 37,8 Cent pro Kilowattstunde und zukünftig, 
weil die Baupreise so stark steigen, tatsächlich bei 
46 Cent pro Kilowattstunde liegen. Das ist vollständig 
aus dem Markt gepreist und übrigens sehr viel teurer als 
alles das, was man bei erneuerbaren Energien mit Spei-
chern und Netzleitungen wohl jemals wird bezahlen müs-
sen. Das heißt, es ist ökonomisch nicht sinnvoll.

Im Übrigen, selbst wenn man eine politische Mehrheit 
für Atomenergie bekommt und man die ganzen mora-
lischen Bedenken, die es gibt, alle mal beiseitelegt: Glau-
ben Sie im Ernst, dass wir in den nächsten 20 Jahren 
genug Atomkraftwerke in Deutschland bauen können? 
Das ist doch eine reine Scheindebatte. Das wird doch 
niemals so schnell gehen, dass wir unsere Energieproble-
me, weder die ganz akuten wegen des Ukrainekrieges 
noch die mittelfristigen wegen des Klimawandels, wer-
den lösen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Im Übrigen – das ist mein letzter Gedanke – denkt die 
deutsche Wirtschaft auch ganz anders als Sie. Die sagen: 
Wir wollen die Erneuerbaren haben, und zwar so schnell 
wie möglich;

(Marianne Schieder [SPD]: Ganz genau!)
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unsere Sorge ist, dass der Staat nicht schnell genug ist. – 
Wir in der Union haben eine Menge Ideen gehabt, wie 
man Genehmigungsverfahren beschleunigen kann. Wir 
sind gerne bereit, die Regierung dabei zu unterstützen.

(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])
Abschließend: Die Lage in der Ukraine ist furchtbar. 

Wir sollten bitte keine Scheindebatten führen, auch nicht 
über die Prüfungsfrage, ob man Atomkraftwerke nicht 
doch kurzfristig länger laufen lassen kann.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 

Kollege Stefan Wenzel das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Stefan Wenzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Heilmann, interes-
sant waren auch Ihre ökonomischen Argumente, die Sie 
hier vorgetragen haben. Man muss vielleicht noch ergän-
zen, dass die Betreiber bis fast zuletzt gesagt haben: Wir 
wollen nicht mehr

(Thomas Heilmann [CDU/CSU]: „Bis fast zu-
letzt“, eben! – Karsten Hilse [AfD]: „Bis fast 
zuletzt“!)

– hören Sie erst mal zu –, wir haben unsere Unterneh-
mensstrategie neu ausgerichtet, wir haben ein neues Ge-
schäftsmodell. Dann gab es ein oder zwei, die gesagt 
haben: Wenn der Staat die vollständige Haftung und die 
vollständige Finanzierung übernimmt, dann tritt mögli-
cherweise ein Sinneswandel ein.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN – 
Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Hört! Hört!)

Das muss man sich mal auf der Zunge zergehen lassen. 
Was heißt das unter den Sicherheitsbedingungen? Ich 
trete gerne mit jedem, der das für richtig hält, in die Dis-
kussion.

Aber ich will vorweg noch etwas anderes ansprechen, 
und zwar das, was wir in den letzten Wochen in der 
Ukraine gesehen haben, was bis dahin undenkbar war: 
Angriffe auf Atomkraftwerke mit zwei Panzern, mit 
zehn Fahrzeugen, in dem einen Fall mit Schüssen in die 
Anlage hinein; Betriebsmannschaften, die seit drei Wo-
chen in Geiselhaft sind, die über Wochen nicht aus-
getauscht wurden, die ihre Familien nicht sehen konnten. 
Man muss sich vorstellen, was das heißt, wenn man 
zwangsweise in so einer Situation am Arbeitsplatz fest-
gehalten wird. Man weiß nicht, was die Frau, was die 
Kinder, was der Mann gerade machen, wo sie sind. – 
Meine Damen und Herren, das ist wirklich der Wahnsinn. 
Dazu kommen viele andere Dinge: fehlende Ersatzteile, 
Behinderungen der Feuerwehr, Unterbrechungen der 
Stromversorgung. Das ist ein ganz entscheidender Punkt. 
Ein Atomkraftwerk braucht nämlich Kühlung, auch wenn 
das Stromnetz ausfällt. Der Notstromgenerator reicht für 

ein paar Tage. Allerdings meldet heute Abend die „Süd-
deutsche Zeitung“, dass es gelungen ist, das ukrainische 
Stromnetz an das kontinentaleuropäische Netz an-
zuschließen – ein kleiner Lichtblick in einer ansonsten 
sehr düsteren Lage.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, was auch bemerkenswert 
war: Wir hatten eine Vertreterin der Internationalen 
Atomenergieagentur im Umweltausschuss zu Gast, um 
zu hören, wie die Situation in der Ukraine ist. Das, was 
am meisten beunruhigt, betrifft das Safeguards System – 
das ist sozusagen der Heilige Gral der Sicherheitsfunk-
tionen –, das verhindern soll, dass unzulässig waffenfähi-
ges Material weitergegeben wird. Die IAEA hat bei zwei 
Anlagen in der Ukraine den Kontakt zu ihrem Kontroll-
system verloren. Der Kontakt ist unterbrochen. Sie kann 
in diesem Moment nicht mehr sehen, was dort passiert. 
Dieses Kontrollsystem ist eine unabdingbare Vorausset-
zung für den Betrieb von Anlagen, für den Umgang mit 
Kernmaterial, meine Damen und Herren. Das ist ein Vor-
gang von ganz besonderer Tragweite. Die Ukraine hat als 
einziges Land der Erde freiwillig ihre Atomwaffen abge-
geben. Die Kontrollen der IAEA spielen deshalb eine 
sehr wichtige Rolle, wenn es gilt, beispielsweise perfide 
Unterstellungen von russischer Seite abzuwehren und 
zurückzuweisen. Das muss man leider sehr ernst nehmen.

Meine Damen und Herren, wir haben in der Tat eine 
neue Realität. Das Völkerrecht ist hier völlig klar: An-
griffe auf Atomkraftwerke sind völkerrechtswidrig. – 
Trotzdem ist genau dieser Fall eingetreten. Wir sehen 
eine hybride Form der Kriegsführung, die mit den Ängs-
ten von Menschen spielt, die, wie wir wissen, in der 
Ukraine Erfahrungen mit einem Reaktorunfall gemacht 
haben. Atomkraftwerke wurden und werden hier zur 
Waffe des Gegners im eigenen Land.

Die Abwesenheit von Krieg war und ist Prämisse für 
die Sicherheitsanforderungen von Atomkraftwerken. 
Kein Atomkraftwerk ist für solche Situationen ausgelegt,

(Beifall des Abg. Timon Gremmels [SPD])

weder im Osten Europas noch im Westen Europas oder in 
irgendeinem anderen Land der Welt. Die Anforderungen 
an Sicherheit und an Sicherung – „Sicherung“ ist ein sehr, 
sehr wichtiges Wort; Sicherung gegen Einwirkungen 
Dritter heißt es in den entsprechenden Regelwerken – 
müssen daher auf den Prüfstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es ist bezeichnend, meine Damen und Herren, dass das 
Wort „Sicherung“ in Ihrem Antrag überhaupt nicht auf-
taucht. Kein Wort, nichts, gar nichts dazu. Das allein ist in 
einer solchen Situation, wo wir über eine solche Lage in 
der Ukraine reden, wirklich ein Hammer.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)
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Ein weiterer Punkt. Wir reden in diesen Tagen viel über 
Abhängigkeiten. Da werden in der Regel Öl, Kohle und 
Gas genannt. Ein Punkt wird vergessen: Die Abhängig-
keit von russischen Lieferungen ist bei Uran und Brenn-
elementen noch größer.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

18 Atomkraftwerke in Europa haben nur noch einen Lie-
feranten für Brennelemente, und der sitzt in Russland. 
Beim Uran kommen 53 Prozent der Welturanproduktion 
aus Russland, Kasachstan und Usbekistan. Die Uranlie-
feranten für europäische Atomkraftwerke kommen zu 
40 Prozent aus Russland und Kasachstan, 20 Prozent 
aus Niger, wo in der Nachbarschaft mittlerweile merk-
würdigerweise die „Gruppe Wagner“ aktiv ist.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Meine Damen und Herren, mit Ihren Vorschlägen kom-
men wir bei Abhängigkeit und Erpressbarkeit vom Regen 
in die Traufe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich stelle fest, dass Ihre Feststellungen in Ihrem Antrag 
schlicht falsch sind, sowohl was die ökonomischen Fra-
gen angeht als auch was Sicherheit und Sicherung angeht. 
Nicht zuletzt muss man sich mal auf der Zunge zergehen 
lassen, was mit dem Speicher von Gazprom, dem Astora- 
Speicher in Rehden, passiert ist. Wenn man sich die Ein-
speicherung anguckt, dann stellt man fest: Schon vor 
einem Jahr wurde dieser Plan angelegt. – Das kann man 
an den Speicherkurven sehen, meine Damen und Herren.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.

Stefan Wenzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das sollten Sie sich zu Herzen nehmen.
Ich bin dem Kollegen Heilmann auch dankbar dafür, 

dass er auf den ersten Satz Ihrer Begründung hingewiesen 
hat. Der spricht wirklich Bände.

Ich danke Ihnen herzlich fürs Zuhören.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ralph Lenkert für die Frak-

tion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Um 19.43 Uhr meldete die „Tagesschau“ ein Erd-
beben der Stärke 7,3 60 Kilometer vor der Küste Japans. 
2 Millionen Menschen sind derzeit ohne Strom, im Ab-
klingbecken des Kraftwerks Fukushima Daiichi sind die 
Pumpen ausgefallen. Wir alle haben Sorge, dass sich in 

Tschernobyl erneut eine nukleare Katastrophe anbahnt, 
dass durch Putins Krieg in der Ukraine einer der 15 Atom-
reaktoren in Saporischschja, Chmelnyzkyj oder Riwne 
havarieren könnte.

Im Angesicht dieser Situation fordert die AfD eine 
neue Realität. Sie fordert mehr Atomkraftwerke und ver-
sucht, genau wie die Atomlobbyisten der Union, Söder 
und Merz, Atomkraft wieder salonfähig zu machen. Ihre 
absurde Begründung, Deutschland über Atomstrom vor 
dem Blackout zu schützen und die Abhängigkeit von 
russischem Gas dadurch zu reduzieren, kann ich nicht 
verstehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Als Techniker plante ich in der Industrie Serienproduk-
tion. Die Lieferkette muss von Anfang bis Ende sicher 
sein. Der Kollege sagte es bereits: Für den Betrieb von 
AKWs braucht man Brennstäbe; die bestehen aus Uran. 
47 Prozent des Urans wird in Russland und Kasachstan 
gewonnen, 7 Prozent in Usbekistan, 2 Prozent in der 
Ukraine, 6 Prozent in Niger, in der Nähe des Bürger-
kriegslandes Mali. Klar, man könnte versuchen, Uran 
aus Australien, Kanada, Namibia oder China zu erwer-
ben. Aber erstens haben diese Länder bereits feste Ab-
nehmer, und zweitens können sie nur 36 Prozent des welt-
weiten Bedarfs decken.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: So viel wollen wir gar 
nicht!)

Vom weltweiten Bedarf benötigen alleine die USA der-
zeit 30 Prozent, China 18 Prozent, Frankreich 14 Prozent 
und Südkorea 8 Prozent. Also allein die USA und Frank-
reich brauchen mehr Uran, als derzeit aus halbwegs si-
cheren Herkunftsgebieten zu erhalten ist. Bei dieser Fak-
tenlage deutsche Atomkraftwerke, denen Brennelemente 
fehlen, als Lösung anzusehen, zeugt von wirtschaftlicher 
Blindheit.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Und wer die Abhängigkeit von russischem Gas durch 
eine Abhängigkeit von russischem Uran ersetzt, ist ein-
fach untragbar.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Wer die Energiesicherheit mit Laufzeitverlängerungen 
von Atomkraftwerken sichern will, ist wirtschaftlich in-
kompetent und spielt russisches Roulette.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich zitiere die Bun-
deszentrale für politische Bildung:

Die zivile und die militärische Nutzung der Kern-
technik ähneln siamesischen Zwillingen: Sie sind so 
eng miteinander verbunden, dass sie sich kaum von-
einander trennen lassen.

Recht hat die Bundeszentrale.
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(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ohne Atomkraftwerke keine Atombomben. Und ge-
rade auch wegen der Angst vor einem Atomkrieg lehnt 
Die Linke Atomkraftwerke konsequent ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Konrad Stockmeier für die 

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Konrad Stockmeier (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Fangen wir doch einfach noch mal vorne an: beim 
Uran. Auf die Herkunftsländer wurde schon hingewiesen. 
In Kasachstan – darauf möchte ich noch hinweisen – gibt 
es eine Abbaumethode, die besonders schmutzig ist, sie 
heißt „in situ leaching“ und ist eine Art Fracking; das 
wird anderswo vermieden. Und wissen Sie, wo wir uns 
noch mit den Folgen beschäftigen? In der Sächsischen 
Schweiz! Dort werden wir noch bis 2050 damit beschäf-
tigt sein, die Schäden zu beseitigen. Kostenpunkt: 7 Mil-
liarden Euro. Unter „zukunftsträchtig“ verstehe ich etwas 
anderes.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Das Nächste, was Sie uns immer anpreisen, sind dann 
die tollen neuen Reaktortypen, die angeblich so wahn-
sinnig effizient sind. Also, fangen wir mal an mit den 
so genannten Dual-Fluid-Reaktoren. Da ist das Verkaufs-
argument, dass die Strahlenabfälle eine kürzere Halb-
wertszeit haben, nur noch 300 Jahre. Ich finde, das ist, 
ehrlich gesagt, immer noch zu lang; aber so zukunftsori-
entiert sind Sie. Übrigens, die ersten Prototypen sollen 
erst 2029 fertig sein.

(Lachen des Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann preisen Sie uns immer die Small Modular Re-
actors an; da sind die Franzosen, die Briten und die Bel-
gier ziemlich engagiert. Hierzu noch der Hinweis: Auch 
da sollen die ersten Prototypen Anfang der 2030er-Jahre 
fertig sein. Wissen Sie was? Deren Finanzierung ist im-
mer noch nicht geklärt. Privates Kapital scheint sich nicht 
darauf zu stürzen. Und noch ein Hinweis: Um einen In-
dustrieraum wie Stuttgart damit zu versorgen, bräuchten 
Sie ungefähr sechs Stück. Sagen Sie Ihren Leuten in 
Baden-Württemberg, sie sollen das in den Kommunal-
parlamenten beantragen. Dann fliegen sie da nämlich 
raus – soll mir auch recht sein.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der SPD, 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 

LINKEN sowie des Abg. Thomas Heilmann 
[CDU/CSU])

Gucken wir mal rüber nach Frankreich. Die finanzielle 
Situation der Électricité de France ist einfach nur bedau-
erlich. Dieser Staatskonzern versinkt in horrenden Schul-
den. Experten sagen, dass in Frankreich die Wartungs-
zeiten der dortigen Reaktoren – Achtung! – nicht mehr 
planbar sind. Ich kann nur sagen: Ja, „la sécurité de la 
provision de l’électricité en France c’est passé“. So sieht 
es aus.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
LINKEN)

Hinzu kommt die kürzliche Anweisung von Präsident 
Macron, mehr Atomstrom zu produzieren und ihn bitte 
auch unter Marktwert zu verkaufen. Damit habe ich als 
Liberaler so meine Schwierigkeiten. Flamanville 2 ist 
auch erwähnt worden. Die Baukosten explodieren, übri-
gens auch bei dem Partnerprojekt in China, wo die Élect-
ricité de France auch engagiert ist. Das musste im letzten 
Sommer vom Netz genommen werden, es ging nicht 
weiter, weil nämlich technisch sensible Bauteile nicht in 
den Griff zu kriegen waren.

Vereinigtes Königreich: Sie preisen Hinkley Point C 
an. Die Bauentscheidung fiel 2014; dem Betreiber wurde 
eine staatliche Vergütung von 11 Cent pro Kilowattstunde 
plus einem Inflationsausgleich über 35 Jahre zugesagt. 
Das Ding kommt trotzdem nicht in die Pötte. Bezüglich 
UK: Lassen Sie sich sagen, dass Großbritannien die Re-
generativen wesentlich stärker vorantreibt als dieses Mil-
liardengrab.

Die USA-Studie überspringe ich aus Zeitgründen. 
MIT, tolle Ingenieure, ziehen Sie es sich mal rein. Die 
Aussichten sind auch da einigermaßen verheerend.

Kommen wir noch kurz zur Endlagerfrage. Da werden 
Sie sicherlich mit finnischen und schwedischen Beispie-
len um die Ecke kommen. Diese Länder sind ein bisschen 
anders besiedelt. Sie bewegen sich da zugegebenermaßen 
in einem einstelligen Milliardenbereich. Für Deutschland 
aber sind für die Endlagerung Kosten in Höhe von circa 
170 Milliarden Euro veranschlagt. Da wollen Sie noch 
was obendrauf legen? Dazu sage ich: Nein, danke. Abge-
sehen davon überzeugt mich als Marktwirtschaftler dann 
doch immer das Argument, dass Atomkraft am freien 
Markt wirklich nicht versicherbar ist.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN so-
wie des Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU])

Sie sind keine Alternative für Deutschland, Sie sind 
keine für die Gegenwart, und Sie sind auch keine für 
die Zukunft, und in der Vergangenheit kennen Sie sich 
auch nicht richtig aus.

(Heiterkeit des Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Hoffentlich bleibt es so, dass Sie für die Energieversor-
gung in diesem Land nie zuständig werden, da würden 
die Lichter nämlich ausgehen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                                                                                                                                                                                  1481 

Ralph Lenkert 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr gut!)

Wir werden dafür sorgen, dass die Lichter weiter strah-
len: regenerativ und bezahlbar.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Helmut 

Kleebank das Wort.
(Beifall bei der SPD)

Helmut Kleebank (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Nach der Aktuellen Stunde und den Hiobsbotschaf-
ten, die uns jeden Tag aus der Ukraine erreichen, geht es 
mir wie Ihnen: Wir alle sind betroffen; das klang schon 
ein bisschen durch. Ich nenne hier ausdrücklich die An-
griffe auf die Atomkraftwerke: ein Tabubruch ohneglei-
chen. Dann gab es heute – es wurde schon erwähnt, als 
könnte man es nicht besser timen – ein erneutes Erdbeben 
vor der Küste von Fukushima. Und wir diskutieren hier 
heute die Verlängerung der Laufzeit von Kernkraftwer-
ken. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber ich fühle 
mich echt wie im falschen Film.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN)

Als ich den Antrag gelesen habe, habe ich mich ge-
fragt: Soll ich mich wundern oder nicht? Also, soll ich 
mich wundern, weil es ein wiederholter Antrag ist? Das 
wurde schon gesagt. Soll ich mich wundern, weil die 
Argumente eigentlich hinlänglich ausgetauscht sind? 
Ober soll ich mich nicht wundern, weil die Standardant-
wort der AfD auf sämtliche Energieprobleme immer nur 
Atomkraft heißt? Mehr fällt Ihnen offensichtlich nicht 
ein. Deswegen wundert es mich im Ergebnis dann doch 
nicht, dass dieser Antrag hier heute auf dem Tisch liegt.

Ich habe ihn trotzdem aufmerksam gelesen. Sie stützen 
Ihren Antrag auf drei steile Thesen: „Die Kernkraftwerke 
tragen zur sicheren und unabhängigen Energieversorgung 
bei“, Laufzeitverlängerungen seien über viele Jahre mög-
lich, und schließlich – ganz wichtig –: „Mit der Laufzeit-
verlängerung können ganz konkret Erdgaslieferungen er-
setzt werden.“ – Das können wir leicht widerlegen – 
manches wurde schon dazu gesagt –, aber dazu müssen 
wir uns zunächst mal mit der Versorgungssituation aus-
einandersetzen. Immerhin 4 Gigawatt – das entspricht 
5 Prozent unseres jährlichen Strombedarfs oder Leis-
tungsbedarfs – kommen aus diesen drei verbliebenen 
Kernkraftwerken. 5 Prozent, diese Zahl merken wir uns 
für den Moment. Zu Kohle und Öl hat Herr Dr. Kraft 
immerhin ausgeführt, dass wir das werden ersetzen kön-
nen, dass diese Abhängigkeit zwar nicht schön, aber be-
lastbar zu lösen ist. Das hat er anerkannt.

Also konzentrieren wir uns auf das Thema Gas. Wofür 
brauchen wir Gas? Im Wesentlichen brauchen wir Gas – 
das wurde schon gesagt – zur Wärmeerzeugung, nur etwa 

15 Prozent zur Stromerzeugung. Wo läuft dieses Gas hin? 
Zum großen Teil läuft auch das noch in Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen. Das heißt, auch hier landet noch ein 
Teil in der Wärmeerzeugung. Also weder bei der Strom- 
noch bei der Wärmeerzeugung würde Atomkraft einen 
Beitrag leisten. Das heißt, wir können die gegenwärtige 
Situation damit nicht lösen.

Es kommt noch eines hinzu: Die Turbinengaskraftwer-
ke, die wir haben, sind für die Spitzenlast gedacht, weil 
sie schnell anfahren; innerhalb weniger Minuten sind sie 
am Netz, manchmal sogar in unter einer Minute. Atom-
kraftwerke sind für die Grundlast gedacht. Das heißt, Sie 
wollen hier ein Spitzenlastkraftwerk durch ein Grundlast-
kraftwerk ersetzen. Das wird technisch überhaupt nicht 
funktionieren. Weder bei der Wärme noch beim Strom ist 
Ihr Ansatz tauglich.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Zur Beschaffung der Brennstäbe ist schon einiges ge-
sagt worden; ich will das nicht zu sehr vertiefen. Zum 
Übergang wäre tatsächlich ein Streckbetrieb möglich. 
Der Nachteil eines solchen Streckbetriebs, wenn ich ihn 
denn mit den ausgelaugten Brennstäben, die im Moment 
vorhanden sind, mache, bis die neuen da sind, ist: Daraus 
entsteht nicht mehr Strom. Die Stromerzeugung wird nur 
auf längere Zeit gestreckt. Damit haben wir dann aller-
dings auch nicht wirklich etwas gewonnen. Auch auf die 
Abhängigkeit von Russland, von Kasachstan bei Uran ist 
hingewiesen worden; in der Förderung steckt Russland 
ebenfalls mit drin. Das heißt, Sie tauschen die eine Ab-
hängigkeit durch die andere aus. Welchen Sinn das er-
geben soll, erschließt sich mir nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein paar Worte noch zur Störanfälligkeit; auch darauf 
ist schon hingewiesen worden. Es ist aber ganz wichtig. 
Es sind ja keine neuen Meiler, um die es geht, sondern es 
geht um alte. Es ist so, dass von der installierten Leistung 
der AKWs in der Vergangenheit nur ungefähr 70 Prozent 
tatsächlich angekommen sind.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Genau!)

Der Rest ging verloren: durch Wartungsarbeiten, durch 
Stillstand, Notabschaltungen, was weiß ich. Es sind alte 
Meiler, das heißt, diese Quote wird sich höchstwahr-
scheinlich noch erhöhen. Der Kollege Blankenburg hat 
auf die Wartungsnotwendigkeiten hingewiesen. Von den 
drei Meilern, um die es geht, wird im Schnitt mindestens 
einer stillstehen, wahrscheinlich sogar zwei,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist reine Mut-
maßung, was Sie machen! Reine Mutmaßung!)

und dafür setzen Sie einen Riesenapparat in Gang. Das 
steht in überhaupt keinem Verhältnis.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Marianne Schieder [SPD]: Ganz genau!)
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Noch ein paar Worte zur Wirtschaftlichkeit. Ich will 
das nicht mit Zahlen hinterlegen; das hat der Kollege 
Heilmann, finde ich, ausführlich und gut getan. Vielleicht 
nur noch mal zu den Kosten und Risiken im weitesten 
Sinne. Es ist darauf hingewiesen worden: Die Betreiber 
sind nur bereit, einen Weiterbetrieb durchzuführen, wenn 
der Staat die komplette Verantwortung, das komplette 
Risiko übernimmt. Neue Genehmigungen wären fällig, 
an verschiedenen Stellen eine Aufrüstung auf den aktuel-
len Stand der Technik, eine komplett neue Personalpla-
nung wäre zu erstellen, da die jetzige natürlich auf das 
Auslaufen der Meiler angelegt ist. Es wäre gegebenen-
falls neues Personal zu akquirieren; denn das vorhandene 
hat ja andere Pläne, hat Abfindungen bekommen. Auf die 
Kosten für den neu anfallenden Atommüll ist auch schon 
hingewiesen worden. Das heißt, die Wirtschaftlichkeit ist 
überhaupt nicht gegeben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Betreiber wollen am Atomausstieg Ende 2022 fest-
halten. Dazu gibt es etliche Zitate. Ich muss und kann die 
hier auch aus Zeitgründen nicht mehr vortragen.

Eine letzte Bemerkung: Die Ampel hat mit dem Os-
terpaket und den nachfolgenden Gesetzen die mit Ab-
stand bessere Lösung parat. Es geht nämlich darum, auf 
die Erneuerbaren umzusteigen. Hierzu sind die Argu-
mente schon hinlänglich ausgetauscht. Aus diesem 
Grunde, meine Damen und Herren, betrachte ich Ihren 
Ansatz als widerlegt; denn die Grundannahmen, auf die 
Sie sich stützen, treffen schlichtweg nicht zu.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag hat nun 

der Kollege Dr. Klaus Wiener für die CDU/CSU-Fraktion 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befinden uns energiepolitisch in einer Zei-
tenwende. Wir müssen die erneuerbaren Energien aus-
bauen, um unser Klima zu schützen. Wer mich persönlich 
kennt, der weiß, dass ich das mit meiner Familie schon 
lange lebe. Komplette Hausdämmung, Photovoltaik, 
Frischwasserstation, ein wasserführender Kamin, E-Au-
to: All das haben wir gemacht, um unseren persönlichen 
Beitrag zu leisten. Damit ist das viel größere Problem 
aber natürlich nicht gelöst.

Es muss sehr viel mehr geschehen – hier in Deutsch-
land, aber auch international. Das wird Zeit kosten. Der 
Ausbau der erneuerbaren Energien ist, gelinde gesagt, 
eine Herkulesaufgabe. Das Ziel, bis zum Jahr 2030 80 Pro-
zent des Stroms aus erneuerbaren Energien zu beziehen, 

ist möglich. Genauso ist aber auch ein Scheitern möglich. 
Nur wäre das für den Wirtschaftsstandort Deutschland 
verheerend.

Damit das nicht passiert, müssen wir Vorsorge betrei-
ben. Bislang haben wir gehofft, dass wir die Zeit bis zum 
vollständigen Ausbau der erneuerbaren Energien mit Gas 
überbrücken können. Aber das ist seit dem 24. Februar 
nicht mehr möglich; das ist keine Option mehr. Ohne Gas 
aus Russland wird es schwierig. Der vermehrte Einsatz 
von Kohle, wie er jetzt auch von der Bundesregierung 
vorangetrieben wird, ist im Grunde auch keine echte Op-
tion; denn damit würden wir die Klimaziele nicht errei-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb müssen alle Optionen auf den Tisch. Hier 
stimme ich mit Minister Habeck ausdrücklich überein. 
Wenn alle Optionen auf den Tisch kommen, gehört 
dazu aber auch, dass wir über die Kernenergie sprechen 
und ergebnisoffen prüfen – das ist mir wichtig –, ob ein 
Weiterbetrieb der noch bestehenden Kraftwerke möglich 
ist.

Wenn ich „ergebnisoffen“ sage, meine Damen und 
Herren, dann meine ich nicht den Prüfvermerk, den das 
Bundeswirtschafts- und das Bundesumweltministerium 
veröffentlicht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Dieses Dokument ist – freundlich formuliert – ein 
Schnellschuss. Es wurde einseitig mit der klaren Absicht 
geschrieben, eine Tür zuzuschlagen. Das wird an mehre-
ren Stellen deutlich. So heißt es in dem Vermerk, für den 
Weiterbetrieb seien rechtliche Maßnahmen erforderlich, 
die einer Neugenehmigung gleichkommen. Fakt ist aber: 
Solange die Genehmigung für den Rückbau nicht bei den 
Kernkraftwerken eingegangen ist, gilt weiterhin die be-
stehende Betriebsgenehmigung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

In dem Prüfvermerk werden auch Sicherheitsbedenken 
genannt. Aber auch ohne die 2019er-Prüfung wurden die 
Kernkraftwerke durch fortlaufende Kontrollen, etwa 
durch Betreiber oder Landesbehörden, auf höchstem Si-
cherheitsniveau gehalten. Andernfalls wäre der laufende 
Betrieb auch gar nicht denkbar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD – Lachen des Abg. Timon Gremmels 
[SPD])

Am schlimmsten aber ist, dass der Prüfvermerk erstellt 
wurde, ohne den Rat von Experten einzuholen. Dem Ver-
nehmen nach wurden weder die Gesellschaft für Anla-
gen- und Reaktorsicherheit noch die Reaktor-Sicherheits-
kommission eingebunden; das haben diese auch 
bemängelt. Auch frage ich mich, ob wirklich alle Partner 
der Ampel den ablehnenden Kurs dieses Prüfvermerks 
mittragen. FDP-Wirtschaftsminister Pinkwart aus Nord-
rhein-Westfalen hat jedenfalls erkannt, was mit diesem 
Prüfvermerk an Potenzial zerschlagen werden sollte. 
Das kann man alles heute frisch in einer dpa-Meldung 
nachlesen; das empfehle ich auch den FDP-Kollegen.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Im aktuellen Umfeld von Angebotsverknappung und 

massiv steigenden Energiepreisen laufen wir auf einen 
klassischen Angebotsschock zu. Die Älteren werden 
sich vielleicht noch an die Ölpreisschocks der 70er-Jahre 
erinnern: Hohe Inflation, massive Wachstumseinbußen 
waren die Folge. Wirtschaftlich gesehen waren die 
70er-Jahre ein verlorenes Jahrzehnt. Das gleiche droht 
uns heute wieder. Deshalb fordern wir die Bundesregie-
rung auf: Prüfen Sie – und dieses Mal wirklich ergebnis-
offen – den Weiterbetrieb der Kernkraftwerke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Was den Antrag – klatschen Sie nicht zu früh – der AfD 

angeht, so lehnen wir ihn ab.
(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Warum? Weil wir einen Weiterbetrieb auf keinen Fall bis 
zum – und hier zitiere ich wörtlich aus Ihrem Antrag – 
„technisch sinnvollen Lebensende“ der Kernkraftwerke 
ins Auge fassen wollen und sollten. Vielmehr darf ein 
möglicher Weiterbetrieb nur eine Option für die Zeit 
der akuten Engpässe sein. CDU und CSU – das sage 
ich ganz ausdrücklich – halten am Ausstieg aus der Kern-
energie fest. Sie von der AfD wollen das nicht, weil Sie in 
Ihrem Antrag auch den Neubau von Kernkraftwerken 
fordern. Das unterscheidet uns voneinander.

(Enrico Komning [AfD]: Ja! Richtig!)

Auch deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/1021 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 17. März 2022, ein. 
Sie wird im Anschluss an die Sonderveranstaltung statt-
finden. Die Plenarsitzung wird also gegen 9.20 Uhr be-
ginnen. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen einen 
guten Abend.

(Schluss: 20.59 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bas, Bärbel SPD

Beckamp, Roger AfD

Brandenburg (Rhein-Ne-
ckar), Dr. Jens

FDP

Brehmer, Heike CDU/CSU

Bury, Yannick CDU/CSU

Cademartori Dujisin, Isabel SPD

Dahmen, Dr. Janosch BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Damerow, Astrid CDU/CSU

Dieren, Jan SPD

Dietz, Thomas AfD

Djir-Sarai, Bijan FDP

Domscheit-Berg, Anke DIE LINKE

Erndl, Thomas CDU/CSU

Esdar, Dr. Wiebke SPD

Fäscher, Ariane SPD

Grau, Dr. Armin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grundl, Erhard BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Güntzler, Fritz CDU/CSU

Habeck, Dr. Robert BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Harzer, Ulrike FDP

Helfrich, Mark CDU/CSU

Hoffmann, Alexander CDU/CSU

Huber, Johannes fraktionslos

Jarzombek, Thomas CDU/CSU

Jung, Andreas CDU/CSU

Jurisch, Dr. Ann-Veruschka FDP

Kleinwächter, Norbert AfD

Abgeordnete(r)

Kofler, Dr. Bärbel SPD

Kubicki, Wolfgang FDP

Lenk, Barbara AfD

Lenz, Dr. Andreas CDU/CSU

Loop, Denise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Ludwig, Daniela CDU/CSU

Magwas, Yvonne CDU/CSU

Mattfeldt, Andreas CDU/CSU

Mayer-Lay, Volker CDU/CSU

Miazga, Corinna AfD

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Müller-Rosentritt, Frank FDP

Nietan, Dietmar SPD

Ortleb, Josephine SPD

Özoğuz, Aydan SPD

Pahlke, Julian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Papenbrock, Wiebke SPD

Pohl, Jürgen AfD

Poschmann, Sabine SPD

Rosenthal, Jessica SPD

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schön, Nadine CDU/CSU

Schröder, Christina- 
Johanne

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulz, Uwe AfD

Seidler, Stefan fraktionslos

Slawik, Nyke BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Staffler, Katrin* CDU/CSU

Teuteberg, Linda FDP
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Abgeordnete(r)

Teutrine, Jens FDP

Todtenhausen, Manfred FDP

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE

Wegge, Carmen SPD

Werner, Lena SPD

Westphal, Bernd SPD

Witt, Uwe fraktionslos

Ziemiak, Paul CDU/CSU

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/956)

Frage 3
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Manuela Rottmann auf die 
Frage der Abgeordneten Beatrix von Storch (AfD):

Wie will das Bundeslandwirtschaftsministerium der für die-
ses Jahr vom ifo-Institut vorausgesagten Preissteigerung von 
Lebensmitteln um 7 Prozent entgegenwirken und verhindern, 
dass Gering- und Normalverdiener durch die höheren Lebens-
mittelpreise stärker belastet werden (www.tagesschau.de/ 
wirtschaft/verbraucher/lebensmittel-preise-teurer-anstieg-101. 
html)?

Die gegenwärtige Inflation, die durch die steigenden 
Energiepreise und den Krieg in der Ukraine getrieben 
wird, führt nach derzeitigem Kenntnisstand des Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
nicht zu einer Beeinträchtigung der Versorgung mit 
Lebensmitteln in Deutschland oder in der Europäischen 
Union. Die hohen Energiepreise infolge der Import-
abhängigkeit von fossilen Energieträgern stellen aber 
für die gesamte Lebensmittelkette eine große Herausfor-
derung dar und werden voraussichtlich zu steigenden 
Lebensmittelpreisen führen.

Aktueller Handlungsbedarf für Preisdämpfungsmaß-
nahmen besteht derzeit nicht.

Das BMEL beobachtet jedoch das Marktgeschehen 
und die Verbraucherpreise, insbesondere für Grundnah-
rungsmittel, sehr genau.

Frage 4
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Manuela Rottmann auf die 
Frage der Abgeordneten Beatrix von Storch (AfD):

Wie will der Bundeslandwirtschaftsminister sicherstellen, 
dass durch die von ihm anvisierte Einschränkung der Zahl 
der Nutztiere in Deutschland auch Familien mit kleinem Ein-
kommen sich weiterhin Fleisch als Grundnahrungsmittel leis-
ten können (www.berliner-zeitung.de/news/oezdemir-will- 
lebensmittelpreise-erhoehen-li.202555)?

Die Bundesregierung hat deutlich gemacht, dass die 
Landwirtschaftspolitik an langfristigen ökologischen 
und ökonomischen Zielen ausgerichtet werden soll. Da-
bei ist eine Reduktion der Tierbestände zur Erreichung 
der im Klimaschutzgesetz normierten Treibhausgas-
reduktionsziele erforderlich. Eine nachhaltigere Form 
der Landwirtschaft ist zugleich in den Interessen der Be-
triebe, des Tierwohls und der Natur und Grundlage einer 
gesunden Ernährung.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft strebt an, im Jahr 2022 ein umfassendes Rege-
lungspaket zum Umbau der Tierhaltung vorzulegen, das 
den vorgenannten Zielen gerecht wird und bestehende 
Zielkonflikte aufzulösen sucht. Landwirtschaftspolitik 
muss selbstverständlich sozial sein, aber sie kann eben 
auch keine Sozialpolitik ersetzen.

Frage 7
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sven Lehmann auf die Frage 
des Abgeordneten Paul Lehrieder (CDU/CSU):

Bietet das Bundesprogramm „Menschen stärken Menschen“ 
kurzfristig zusätzliche Unterstützung für die Flüchtlinge aus 
der Ukraine, und, wenn ja, wird die Sprache Ukrainisch auch 
hinreichend im Bundesprogramm als Herkunftssprache abge-
bildet?

Das Patenschaftsprogramm „Menschen stärken Men-
schen“ verfügt seit 2016 über bewährte und erprobte 
Strukturen auch in der Flüchtlingshilfe. 24 zumeist bun-
desweit agierende Programmträger mit über 700 an-
geschlossenen lokalen Strukturen bieten flächendeckend 
bedarfsgerechte Angebote. Die ehrenamtlichen Paten und 
Patinnen unterstützen Schutzsuchende nach ihrer An-
kunft in Deutschland im Alltag, zum Beispiel bei gemein-
samen Behördengängen oder Arztbesuchen etc.

Aktuell zeigt sich wieder ein großes Engagement für 
Geflüchtete. Viele der Programmträger erarbeiten derzeit 
konkrete Unterstützungsangebote für die Freiwilligen, 
die den aus der Ukraine einreisenden Menschen helfen 
möchten. Dabei wird auch vorhandenes Informations-
material auf Ukrainisch, Russisch und Polnisch unter-
einander ausgetauscht. Zudem gibt es Programmträger, 
die mit lokalen Strukturen zusammenarbeiten, welche 
über einschlägige Sprachkenntnisse verfügen.

Es wird derzeit geprüft, ob darüber hinaus im Rahmen 
der während der vorläufigen Haushaltsführung verfüg-
baren Möglichkeiten das Unterstützungsangebot noch in-
tensiviert werden kann, gerade im Hinblick auf Struktu-
ren, die über einschlägige Sprachkenntnisse verfügen.

Frage 17
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Daniela Kluckert auf die Frage 
der Abgeordneten Nadine Schön (CDU/CSU):
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Stimmen vor dem Hintergrund der Ankündigung des Bun-
desministers für Digitales und Verkehr, Dr. Volker Wissing, 
das Silodenken nach Verkehrsträgern zu beenden (www. 
handelsblatt.com/politik/deutschland/bundesregierung- 
wissing-setzt-auf-einen-nhew-deal-fuer-das-digital-und- 
verkehrsministerium/27945652.html) und künftig auf Mobili-
tätsdaten für eine bessere Vernetzung zu setzen (Koalitionsver-
trag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, 
Seite 52), die Pläne des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr (BMDV) für ein Mobilitätsdatengesetz mit den 
Vorschlägen der EU-Kommission zum „Data Act“ überein, 
und, wenn nicht, wo liegen für das BMDV die entscheidenden 
Punkte, die auf nationaler wie europäischer Ebene neu aus-
gehandelt werden müssen?

Ziel der Bundesregierung ist es, die freie Zugänglich-
keit von Verkehrsdaten sicherzustellen.

Die Bundesregierung prüft, welche aktuellen und ge-
planten EU-Rechtsakte sich auf ein nationales Gesetzes-
vorhaben zu Mobilitätsdaten auswirken. Der von der EU- 
Kommission am 23. Februar 2022 veröffentlichte Ent-
wurf eines Data Acts zählt unter anderem zu diesem 
Prüfkatalog.

Frage 20
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. h. c. Thomas Sattelberger 
auf die Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE 
LINKE):

Welche Auswirkungen hat die Coronapandemie nach 
Kenntnis der Bundesregierung auf den Sport in den Hochschu-
len und Universitäten des Landes (siehe auch Pressemitteilung 
des „Allgemeinen Deutschen Hochschulverbandes“, adh, und 
der Hochschulrektorenkonferenz, HRK, vom 18. Oktober 
2021), und in welcher Weise ist der Bund hier, vor allem 
hinsichtlich der finanziellen Mehrbelastungen, unterstützend 
tätig geworden?

Das Studienangebot an Hochschulen einschließlich 
des Hochschulsports liegt im Verantwortungsbereich 
der Hochschulen und fällt damit in die verfassungs-
gemäße Zuständigkeit der Länder. Das Betreiben und 
Finanzieren der Hochschulsporteinrichtungen fällt nicht 
in den Bereich der Sportförderung des Bundes. Durch das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat wird je-
doch der Allgemeine Deutsche Hochschulsportverband 
im Rahmen der Förderung der Verbände mit besonderen 
Aufgaben in den Tätigkeitsfeldern des studentischen 
Spitzensports gefördert.

Frage 22
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage der 
Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wird die Bundesregierung sich an den Kosten der Länder für 
die Unterbringung der Geflüchteten aus der Ukraine (www. 
sueddeutsche.de/muenchen/starnberg/starnberg-ukraine- 
fluechtlinge-krieg-organisation-1.5543134) beteiligen, und, 
wenn ja, in welcher Höhe?

Selbstverständlich beteiligt sich der Bund an den Hilfs-
maßnahmen für die geflüchteten Menschen aus der 
Ukraine. Die Deutsche Bahn AG transportiert die Flücht-
linge nach und innerhalb Deutschlands unentgeltlich und 
entlastet hierdurch die Länder. Das Bundesamt für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe und das Technische 

Hilfswerk erbringen Unterstützungsleistungen bei der 
Erstversorgung. Die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben prüft, inwieweit über das bereits bestehende An-
gebot weitere Liegenschaften des Bundes für Unterkünfte 
geeignet sind, die den Ländern und Kommunen für die 
geflüchteten Menschen mietzinsfrei zur Verfügung ge-
stellt werden können.

Im Hinblick auf das erst vor sehr kurzer Zeit eingetre-
tene Kriegsereignis in der Ukraine und die damit einher-
gehende dynamische Entwicklung in den Fluchtbewe-
gungen der betroffenen Menschen sind derzeit noch 
keine belastbaren Kostenaussagen möglich. Damit ein-
hergehend kann auch noch nicht belastbar dargestellt 
werden, mit welchen Leistungen und in welcher Höhe 
sich der Bund an den anstehenden Aufgaben abschlie-
ßend beteiligt.

Diesbezügliche Gespräche auf politischer Ebene fin-
den fortlaufend statt.

Frage 23
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage der 
Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wird die Bundesregierung ihre Absicht, die Qualität der 
Daten im Transparenzregister, aus dem die wirtschaftlich Be-
rechtigten hervorgehen, zu verbessern (siehe Koalitionsvertrag 
zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, Seite 172), 
prioritär behandeln, um die Einziehung des Immobilienbesit-
zes aufgrund der EU-Sanktionen gegen regierungsnahe russi-
sche Staatsangehörige (www.n-tv.de/politik/Frankreich-will- 
sanktionierten-Russen-Besitz-entziehen-article23162409. 
html) zu erleichtern?

Mit der europarechtlich vorgegebenen Einführung des 
Transparenzregisters in allen Mitgliedstaaten der EU soll 
mehr Transparenz darüber geschaffen werden, welche 
natürlichen Personen als wirtschaftlich Berechtigte hinter 
den verschiedenen in der Bundesrepublik Deutschland 
agierenden juristischen Vereinigungen wie zum Beispiel 
GmbHs, Aktiengesellschaften, Stiftungen und Vereinen 
stehen. Das Transparenzregister muss zur Erfüllung sei-
nes Zwecks einen qualitativ hohen und vollständigen Da-
tenbestand aufweisen. Zur weiteren Verbesserung wurde 
durch das Transparenzregister- und Finanzinformations-
gesetz, das am 1. August 2021 in Kraft getreten ist, das 
Transparenzregister von einem Auffangregister zu einem 
Vollregister umgestaltet. Zu diesem Zweck wurden alle 
Rechtseinheiten verpflichtet, ihren wirtschaftlich Berech-
tigten, zu dessen Ermittlung sie auch bereits nach zuvor 
geltender Rechtslage verpflichtet waren, auch zur Eintra-
gung ans Transparenzregister mitzuteilen. Diese Pflicht 
ist, abhängig von der Unternehmensform, bis Ende dieses 
Jahres zeitlich gestaffelt. Damit wurden bereits die Vo-
raussetzungen geschaffen, dass das Transparenzregister 
künftig einen vollständigen und qualitativ hochwertigen 
Datenbestand aufweist.

Die im Koalitionsvertrag vorgesehene Verknüpfung 
des Transparenzregisters mit dem Datenbankgrundbuch 
ist ein wichtiges Vorhaben. Es erfordert aber zunächst die 
erfolgreiche Einführung eines Datenbankgrundbuchs. 
Der Bund hat mit dem Gesetz zur Einführung eines Da-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                                                                                                                                                                                  1487 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bundesregierung-wissing-setzt-auf-einen-nhew-deal-fuer-das-digital-und-verkehrsministerium/27945652.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bundesregierung-wissing-setzt-auf-einen-nhew-deal-fuer-das-digital-und-verkehrsministerium/27945652.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bundesregierung-wissing-setzt-auf-einen-nhew-deal-fuer-das-digital-und-verkehrsministerium/27945652.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bundesregierung-wissing-setzt-auf-einen-nhew-deal-fuer-das-digital-und-verkehrsministerium/27945652.html
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/starnberg/starnberg-ukraine-fluechtlinge-krieg-organisation-1.5543134
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/starnberg/starnberg-ukraine-fluechtlinge-krieg-organisation-1.5543134
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/starnberg/starnberg-ukraine-fluechtlinge-krieg-organisation-1.5543134
http://www.ntv.de/politik/Frankreich-will-sanktionierten-Russen-Besitz-entziehen-article23162409.html
http://www.ntv.de/politik/Frankreich-will-sanktionierten-Russen-Besitz-entziehen-article23162409.html
http://www.ntv.de/politik/Frankreich-will-sanktionierten-Russen-Besitz-entziehen-article23162409.html


tenbankgrundbuchs (DaBaG) vom 1. Oktober 2013 dafür 
gesorgt, dass die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Einführung des Datenbankgrundbuchs geschaffen wur-
den. Die technische Einführung des Datenbankgrund-
buches ist Angelegenheit der Bundesländer. Das Projekt 
„Entwicklung eines bundeseinheitlichen Datenbank-
grundbuchs“ (Projekt DaBaG) wird von den Ländern 
organisiert und finanziert. Aufgrund der außerordentlich 
komplexen Materie ist das Projekt DaBaG ein langwieri-
ges Projekt, das bis zu seiner Fertigstellung noch einige 
Zeit in Anspruch nehmen wird. Das Bundesministerium 
der Justiz beobachtet das Länderprojekt DaBaG aufmerk-
sam und hat großes Interesse an seiner erfolgreichen Fer-
tigstellung.

Frage 24
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage der 
Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche zusätzlichen (den ursprünglichen Haushaltsansatz 
übersteigenden) Mittel muss die Bundesregierung für den Ver-
teidigungsetat im Haushaltsjahr 2022 bereitstellen, um, wie 
von Bundeskanzler Olaf Scholz neben dem 100-Milliarden- 
Euro-Sondervermögen angekündigt, die Verteidigungsaus-
gaben im Jahr 2022 auf 2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(2-Prozent-Ziel der NATO) zu erhöhen (dpa vom 27. Februar 
2022), und wie hoch ist der Verteidigungsetat insgesamt zum 
aktuellsten Stichtag 2022 bei einer Umsetzung der Erhöhung 
auf 2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts?

Heute hat das Bundeskabinett den zweiten Regierungs-
entwurf für das Jahr 2022 beschlossen und die Ausgaben 
für den Einzelplan 14 auf 50,3 Milliarden Euro festgelegt.

Das Kabinett hat auch die Gestzesentwürfe zur Anpas-
sung des Artikel 87a des Grundgesetzes und zur Errich-
tung des Sondervermögens Bundeswehr beschlossen. 
Der Wirtschaftsplan für das Sondervermögen befindet 
sich noch in der Erarbeitung und wird im Laufe des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens vorgelegt werden. 
Das 2-Prozent-Ziel soll bereits 2022 unter Anrechnung 
von Ausgabepositionen aus dem Wirtschaftsplan erreicht 
werden.

Präzise Zahlenangaben für das Jahr 2022 können erst 
nach Festlegung dieses Wirtschaftplanes gemacht wer-
den.

Frage 25
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Markus Reichel (CDU/ 
CSU):

Mit welchen Partnerländern und welcher ID-Wallet plant die 
Bundesregierung, am DEP-Aufruf zur Pilotierung von EUID- 
Geldbörsen der Europäischen Union teilzunehmen (https:// 
digital-strategy.ec.europa.eu/en/funding/dep-call-piloting- 
euid-wallets-has-been-published)?

Die im Rahmen der laufenden Novellierung der eI-
DAS-Verordnung durch die EU-Kommission aus-
geschriebenen Pilotvorhaben sind aus Sicht der Bundes-
regierung ein geeigneter Weg, um das Anliegen 
Deutschlands zu transportieren, allen Bürgerinnen und 

Bürgern sichere, nutzerfreundliche und zeitgemäße Iden-
titätslösungen bereitzustellen. Eine Bewerbung ist daher 
beabsichtigt.

Sowohl die für die Bewerbung vorgesehenen tech-
nischen Lösungen und Anwendungsfälle als auch die 
Auswahl der Partnerländer sind noch nicht festgelegt 
und werden erst in den kommenden Wochen fixiert wer-
den. Erste sondierende Gespräche auf Arbeitsebene wer-
den mit Frankreich, Belgien und Luxemburg geführt.

Frage 26
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE 
LINKE):

Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung zu den Themen 
Geschlechtergerechtigkeit und Gender-Budgeting im Sport 
initiiert bzw. gefördert (bitte Aktivitäten seit 2018, zuständige 
Bundesministerien und Förderumfang nennen), und inwieweit 
ist sie hier, insbesondere bei vom Bund geförderten Spitzen-
sportlerinnen und Trainerinnen, tätig geworden (bitte auch 
detailliert Aktivitäten und Ergebnisse nennen)?

Die Bundesregierung hat seit dem Jahr 2018 auf ver-
schiedenen Ebenen das Thema Geschlechtergerechtigkeit 
im Sport adressiert. So hat das für Frauen- und Gleich-
stellungspolitik zuständige Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) die Internet-
plattformen „Regenbogenportal – Das Wissensnetz zu 
gleichgeschlechtlichen Lebensweisen und geschlecht-
licher Vielfalt“ und „meinTestgelände“ initiiert. Dort fin-
den sich Informationsangebote und Austauschmöglich-
keiten unter anderem zu den Themen Gleichstellung 
und Geschlechtergerechtigkeit im Sport. Darüber hinaus 
fördert das BMFSFJ im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“ seit dem 1. Januar 2020 das Modell-
projekt „Gemeinsam STARK“ des Landessportbundes 
Sachsen-Anhalt e. V. Dieses Projekt sensibilisiert mittels 
zielgruppenspezifischer Bildungsangebote und verstärk-
ter Öffentlichkeitsarbeit für die Themen Homo- und 
Transfeindlichkeit sowie Sexismus im Sport. Das „Re-
genbogenportal – Das Wissensnetz zu gleichgeschlecht-
lichen Lebensweisen und geschlechtlicher Vielfalt“ 
wurde vom BMFSFJ seit dem Jahr 2019 mit insgesamt 
855 483,56 Euro gefördert. Das Onlineportal „meinTest-
gelände“ wurde vom BMFSFJ seit dem Jahr 2019 geför-
dert – im Jahr 2022 mit rund 143 000 Euro. Das Modell-
projekt „Gemeinsam STARK“ wurde seit dem Jahr 2020 
mit insgesamt 295 740 Euro gefördert.

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) fördert über das Bundesinstitut für Sportwissen-
schaften (BISp) die Erforschung von Fragen rund um das 
Thema Geschlechtergerechtigkeit im Sport, um heraus-
zufinden, welche Spezifika und geschlechtsspezifischen 
Fragestellungen besonders zu berücksichtigen sind. Seit 
2018 waren dies 20 Forschungsprojekte, deren Einzel-
heiten über die vom BISp betriebene Rechercheplattform 
„Sport und Recht im Fokus“ abgefragt werden können. 
Beispiele sind unter anderem das Projekt „Verletzungs-
prophylaxe im Frauennachwuchsleistungssport des 
Sportspiels Handball“, das Projekt „Analyse und Opti-
mierung des Erholungsmanagements von Eishockey-Na-
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tionalspielerinnen in Perspektive auf die Olympiateilnah-
me“ und das Projekt „Biomechanische Analyse der Be-
schleunigungsphasen der Hammerwurfbewegung unter 
Berücksichtigung der Spezifika Geschlecht und Wurfge-
wicht“. Zudem wird bei der Förderung von Forschungs-
vorhaben stets darauf geachtet, dass diese einen ge-
schlechtsspezifischen Ansatz verfolgen.

Das BMI setzt sich auch im Spitzensport für Ge-
schlechtergerechtigkeit ein. Das BMI kann im Wege der 
Sportförderung lediglich mittelbar die Themen Ge-
schlechtergerechtigkeit und Gender-Budgeting adressie-
ren, so etwa durch die Förderung von Athleten Deutsch-
land e. V., welche sich für die Themen „Safe Sport“, 
„Medienpräsenz und geschlechtergerechte Darstellung“, 
„Vereinbarkeit von Familienplanung und Spitzensport“ 
und „Geschlechtsspezifisches Training und (sport-)medi-
zinische Betreuung“ einsetzen. Im Übrigen erfolgt die 
Spitzensportförderung funktionsbezogen, während die 
Dotierung und Besetzung der Stellen autonom durch die 
jeweiligen Funktionsträger erfolgen. Diese Autonomie 
des Sportes ist verfassungsrechtlich garantiert.

Schließlich unterhält der Bund die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes mit einem umfassenden Informa-
tions- und Beratungsangebot unter anderem zu den The-
men Gleichstellung und Geschlechtergerechtigkeit.

Im Übrigen möchte ich Sie auf die Antwort der Bun-
desregierung zur Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP 
auf Bundestagsdrucksache 19/11446 zu Gleichstellung 
und Diversität im Spitzensport aufmerksam machen.

Frage 27
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Hansjörg Durz (CDU/ 
CSU):

Welche Konsequenzen für den Betrieb der eigenen Social- 
Media-Kanäle sowie ihrer Kommunikation im digitalen Raum 
zieht die Bundesregierung aus der Ansicht des Bundesdaten-
schutzbeauftragten, der zufolge das Betreiben von Social-Me-
dia-Kanälen von Bundesbehörden nicht mit Datenschutzgeset-
zen vereinbar ist, sogar die Erstellung einer Social-Media- 
Seite einen Eingriff in die Datenverarbeitung darstellen soll 
(www.handelsblatt.com/politik/deutschland/soziale- 
n e t z w e r k e - d a t e n s c h u t z r e c h t l i c h e - p r o b l e m e -  
aufsichtsbehoerde-nimmt-instagram-tiktok-und-clubhouse- 
ins-visier/27980966.html), und was rät sie Bundesbehörden 
zum Betrieb von Social-Media-Accounts sowie zur Bürger-
kommunikation im digitalen Zeitalter?

Hinsichtlich der Nutzung von Instagram, Tiktok und 
Clubhouse hat der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit (BfDI) in dem vom 
Fragesteller zitierten Interview des „Handelsblatts“ da-
rauf hingewiesen, dass erste Erkenntnisse seiner Behörde 
auf „datenschutzrechtliche Probleme“ hinwiesen, die 
Prüfung aber noch nicht abgeschlossen sei. Die Bundes-
regierung wird deshalb die diesbezüglichen weiteren Un-
tersuchungen des BfDI abwarten.

Hinsichtlich der Nutzung von Facebook Fanpages hat 
sich der BfDI unter anderem in einem Schreiben an alle 
obersten Bundesbehörden kritisch zu wichtigen Aspekten 

des Datenschutzes bei Facebook geäußert. Die Bundes-
regierung ist zu den Schreiben des BfDI sowohl mit ihm 
selbst als auch mit Facebook im Gespräch.

Die datenschutzkonforme Nutzung von Social-Media- 
Plattformen ist für die Bundesregierung ein wichtiger 
Bestandteil des ihr verfassungsrechtlich obliegenden In-
formationsauftrages. Dabei entscheiden die einzelnen 
Ressorts eigenverantwortlich, welche Kommunikations-
kanäle sie jeweils aktiv nutzen. Allgemeine Empfehlun-
gen bestehen insoweit nicht.

Frage 28
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE 
LINKE):

Wie viele deutsch-russische kommunale Partnerschaften 
bzw. Städtepartnerschaften wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung seit dem Angriff der Russischen Föderation auf die 
Ukraine eingestellt, und welche Schlüsse für ihr eigenes Han-
deln zieht die Bundesregierung aus den Entscheidungen der 
deutschen Kommunen, die Partnerschaften mit russischen 
Städten auszusetzen (siehe dazu „Eine Freundschaft liegt auf 
Eis“ in „Kölner Stadt-Anzeiger“, Seite 25, am 9. März 2022 
sowie www.badisches-tagblatt.de/Lokales/BadenBaden/ 
Baden-Badener-Staedtepartnerschaft-mit-Sotschi-ruht– 
128698.html)?

Die Bundesregierung steht dem Deutschen Städtetag 
bei der Bewertung der aktuellen Ereignisse in der 
Ukraine und in Russland und deren Auswirkungen auf 
Städtepartnerschaften beratend zur Verfügung. Der Bun-
desregierung liegen keine Erkenntnisse zur Anzahl der-
jenigen deutsch-russischen kommunalen Partnerschaften 
vor, die ihre Zusammenarbeit aufgrund des Krieges vo-
rübergehend ausgesetzt haben. Während Kontakte zu rus-
sischen Regierungsvertretern und Zusammenarbeit mit 
staatlichen russischen Stellen ausgesetzt werden sollten, 
bleibt es im Interesse der Bundesregierung, dass grenz-
übergreifendes zivilgesellschaftliches Engagement wei-
terhin möglich bleibt.

Frage 29
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Mareike Lotte Wulf (CDU/ 
CSU):

Welche konkreten Maßnahmen unternimmt die Bundes-
regierung, um die gezielte Versorgung und die Aufnahme 
von aus der Ukraine geflüchteten Frauen und Kindern in 
Deutschland, insbesondere vor dem Hintergrund der Gefahr 
geschlechtsspezifischer Gewalt in Kriegen, zu gewährleisten?

Die Zuständigkeit für die Aufnahme und Unterbrin-
gung von Schutzsuchenden liegt bei den Ländern. Die 
Tatsache, dass es sich bei aus der Ukraine Einreisenden 
zu einem ganz überwiegenden Teil um Kriegsvertriebene 
handelt, ändert an dieser Zuständigkeit nichts. Die Bun-
desregierung leistet koordinierende Unterstützung, etwa 
bei Transport und Verteilung der Vertriebenen. Das Bun-
desministerium des Innern und für Heimat (BMI) steht 
mit den Ländern zur Aufnahme im engen Austausch, die 
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derzeit intensive Anstrengungen zur Verteilung und Un-
terbringung der Vertriebenen aus der Ukraine unterneh-
men.

Darüber hinaus setzt sich das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) ge-
meinsam mit UNICEF und vielen weiteren Partnerinnen 
und Partnern seit Jahren für den Schutz von Frauen und 
Kindern und weiteren besonders schutzbedürftigen Men-
schen in Unterkünften für Geflüchtete ein. Seit 2021 för-
dert das BMFSFJ im Rahmen der Bundesinitiative zum 
Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunter-
künften unter anderem das Modellprojekt „BeSAFE – 
Besondere Schutzbedarfe bei der Aufnahme von Ge-
flüchteten Erkennen“, dessen Ziel die Erarbeitung eines 
zielgruppenübergreifenden Konzepts zur Identifizierung 
besonderer Schutzbedarfe in der Aufnahme- und Unter-
bringungspraxis und eines praxiserprobten Handlungs-
konzepts für Erstaufnahmeeinrichtungen ist. Im Rahmen 
der Bundesinitiative wird seit 2019 zudem die Etablie-
rung einer Dezentralen Beratungs- und Unterstützungs-
struktur für Gewaltschutz in Flüchtlingsunterkünften 
(DeBUG) gefördert. Das Projekt der Wohlfahrtsverbände 
verfolgt das Ziel, Mitarbeitende in Unterkünften für ge-
flüchtete Menschen, Betreiber- und Trägerorganisatio-
nen, aber auch Landes- und kommunale Behörden bei 
dem Aufbau und der Umsetzung von Strukturen für Ge-
waltschutz zu unterstützen. Sie unterstützen hier unter 
anderem bei der Umsetzung von verpflichtenden Gewalt-
schutzkonzepten.

Nach § 44 Absatz 2a des Asylgesetzes (AsylG) sollen 
die Länder „geeignete Maßnahmen treffen, um bei der 
Unterbringung Asylbegehrender nach Absatz 1 den 
Schutz von Frauen und schutzbedürftigen Personen zu 
gewährleisten“. Nach § 53 Absatz 3 AsylG gilt dies für 
die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften ent-
sprechend.

Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes und besonderen Bedürf-
nissen, weil sie Vergewaltigung oder sonstige schwere 
Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt 
erlitten haben, wird die erforderliche medizinische und 
sonstige Hilfe gewährt.

Frage 30
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Pascal Meiser (DIE 
LINKE):

Welche konkreten Unterstützungsleistungen hat der Bund 
dem Land Berlin für die Bewältigung des verstärkten Flücht-
lingszuzugs aus der Ukraine zugesagt oder bereitgestellt, und 
inwiefern findet aufseiten des Bundes eine Koordination des 
Transports (insbesondere durch die Deutsche Bahn AG) der 
Geflüchteten/Vertriebenen aus der Ukraine und deren Vertei-
lung auf die Bundesländer statt (bitte möglichst auch in zeitli-
cher Hinsicht konkretisieren und zuständige Stellen beim Bund 
angeben)?

Um Berlin und Brandenburg zu entlasten, hat das Bun-
desministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) mit 
dem Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) sowie den Ländern ad hoc folgendes Verfahren 

abgestimmt: Das BMDV hat im Bundesamt für Güter-
verkehr (BAG) eine Struktur im Rahmen der Flüchtlings-
hilfe für die Beförderung und Verteilung ankommender 
Geflüchteter aus der Ukraine eingerichtet. Über diese 
Koordinierungsstelle wird die gesamte Logistik der Be-
förderung der Geflüchteten innerhalb Deutschlands koor-
diniert.

Das BAG hat seit Samstag, dem 5. März 2022, ein 
Lagezentrum eingerichtet, in dem alle eingehenden Mel-
dungen zusammenlaufen und die notwendigen Maßnah-
men koordiniert werden. Die Koordinierungsstelle KM- 
UKR wird unterstützt durch Verbindungspersonen der 
maßgeblichen Akteure, um die reibungslose Abstim-
mung der Hilfen zwischen den beteiligten Behörden 
und Hilfsorganisationen sicherzustellen. Die Koordinie-
rungsstelle beauftragt die Deutsche Bahn mit den durch-
zuführenden Fahrten. Dafür werden teilweise über die 
DB AG hinaus auch dritte Unternehmen einbezogen. 
Die Fahrten erfolgen vorwiegend mit Zügen sowie Bus-
sen, zunehmend werden Sonderzüge eingesetzt, die die 
Vertriebenen zu den zentralen Ankunftshubs fahren. Wir 
bieten bereits in Berlin HBF, Berlin Oranienburger Straße 
und Frankfurt (Oder) Busse mit alternativen Zielen an, 
um die Anzahl der Menschen, die in Berlin und Frankfurt 
(Oder) ankommen, zu reduzieren. Zudem fahren seit 
10. März 2022 zwei Sonderzüge pro Tag von Frankfurt 
(Oder) nach Hannover/Laatzen.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) unterstützt alle 16 Länder bei der Registrierung 
durch Bereitstellung von Personalisierungsinfrastruktur-
komponenten (PIK) und Personal.

So wird Berlin mit zehn sogenannten PIK-Stationen 
und 20 Mitarbeitenden im Landesamt für Flüchtlings-
angelegenheiten unterstützt. Das BAMF hilft auch beim 
Aufbau weiterer PIK-Stationen am Ankunftszentrum Te-
gel durch 20 zusätzliche PIKs sowie 20 Mitarbeitende zur 
Einarbeitung im Umgang mit den PIK-Stationen, damit 
diese anschließend durch Berlin betrieben werden kön-
nen. Außerdem wird Berlin durch das BAMF als Ad-hoc- 
Maßnahme mit 27 Dixi-Toiletten unterstützt. Diese wur-
den am 11. März 2022 auf das Gelände des ehemaligen 
Flughafens Tegel verbracht.

Darüber hinaus bündelt das BAMF alle bei Bundes-
behörden eingehenden Angebote zur Zurverfügungstel-
lung von privaten Unterbringungsmöglichkeiten und 
übersendet diese an die Länder, um bei der Unterbrin-
gung der Menschen zu unterstützen. Um insbesondere 
beim Thema Unterkunft schnell zu unterstützen, hat das 
BMI unter anderem eine Kooperation mit Unterkunft- 
Ukraine und Airbnb.org geschlossen, um so die enorme 
Hilfsbereitschaft der Zivilgesellschaft koordiniert ein-
zubinden. Ländern und Kommunen stehen so bereits 
heute kurzfristig mehr als 300 000 Betten für die Vermitt-
lung an Geflüchtete zur Verfügung.

Zur Beschleunigung der Registrierung der An-
kommenden durch die Länder werden derzeit Registrie-
rungsprozesse vereinfacht, indem für die erkennungs-
dienstliche Behandlung die Erfassung von vier 
Fingerabdrücken ausreicht. Auch wird die Anzahl der 
zu registrierenden Personen reduziert. Durchreisende 
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werden nicht erfasst und begleitete Kinder unter 14 Jahren 
werden lediglich mit Lichtbild erfasst, eine Abnahme von 
Fingerabdrücken erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt.

Auch die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
(THW) ist im Zusammenhang mit dem Ukraine-Konflikt 
seit dem 1. März 2022 in Berlin im Einsatz. Die Einsatz-
schwerpunkte bestehen vor allem in Erkundungsmaßnah-
men, Transport von Material, Ertüchtigung und Aufbau 
von Notunterkünften sowie Fachberatung und Führungs-
unterstützung. So ist das THW unter anderem in den 
Krisenstab der Berliner Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales eingebunden und unterstützt mit ei-
ner Leitungs- und Koordinierungsstelle am Ankunftszen-
trum für Geflüchtete Oranienburgerstraße. Das THW be-
treibt zudem im Schichtbetrieb eine Notstromversorgung 
für das Ankunftszentrum Oranienburgerstraße und hat 
diverse Transport- und Aufbaumaßnahmen (Zelte, Bet-
ten) an der Messe Berlin, Hbf Berlin, Festsaal Kreuzberg 
und dem Ankunftszentrum Oranienburgerstraße vor-
genommen.

Frage 31
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE 
LINKE):

Wird die Bundesregierung angesichts des Umstands, dass 
jährlich mehr als 10 000 Ehegatten nicht zu ihren in Deutsch-
land lebenden Partnerinnen und Partnern nachziehen können, 

weil sie den geforderten Deutschtest im Ausland nicht bestan-
den haben, noch in diesem Jahr im Sinne der im Koalitions-
vertrag zwischen SPD, Bündnis 90/ Die Grünen und FDP vor-
gesehenen Neuregelung des Spracherfordernisses beim 
Ehegattennachzug initiativ werden, sodass möglichst bald der 
geforderte Sprachnachweis nach der Ankunft in Deutschland 
erbracht werden kann und viele Paare dadurch nicht unnötig 
lang voneinander getrennt werden (vergleiche www. 
bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/ 
koalitionsvertrag-2021-1990800, bitte begründen), und wie 
lautet die Statistik zu den von den Goethe-Instituten im 
Jahr 2021 abgehaltenen Prüfungen „Start Deutsch 1“ im Rah-
men des Ehegattennachzugs (bitte nach bestandenen und nicht 
bestandenen Prüfungen differenzieren und diese Angaben zu-
dem auflisten zu den acht Ländern mit dem schlechtesten Ver-
hältnis nicht bestandener/bestandener Prüfungen; Länder mit 
weniger als dreistelligen Zahlen von Prüfungen sollen unbe-
rücksichtigt bleiben)?

Die Bundesregierung prüft derzeit, wie die Vorhaben 
aus dem Koalitionsvertrag zügig umgesetzt werden kön-
nen. Ein verbindlicher Zeitplan, auch zu Erleichterungen 
in Bereich des Familiennachzugs, liegt noch nicht vor.

Bis zur Umsetzung berücksichtigen die zuständigen 
Visastellen auf Grundlage des derzeit geltenden Aufent-
haltsgesetzes (AufenthG) daher zunächst weiterhin die 
Ausnahmeregelungen des § 30 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 
bis 8 AufenthG. Diese ermöglichen bereits jetzt einen 
Verzicht auf den Nachweis der grundsätzlich erforderli-
chen Sprachkenntnisse. Hierfür sind die Visastellen auch 
sensibilisiert.

Nachfolgend die erfragten Zahlen und Statistiken:

Ergebnisse der Sprachprüfungen aus den acht Staaten mit der geringsten Bestehensquote von den 30 wichtigsten 
Herkunftsländern: 

2021
Land Prüfungen (in absoluten 

Zahlen)
Bestandene Prüfungen  
(in absoluten Zahlen)

Bestehensquote  
(in Prozent)

Geringste Bestehensquote

Senegal 730 190 26 Prozent

Ghana 543 244 45 Prozent

Äthiopien 304 142 47 Prozent

Nordmazedonien 1.996 967 48 Prozent

Sudan 467 245 52 Prozent

Türkei 6.628 4.043 61 Prozent

Sri Lanka 296 182 61 Prozent

Ägypten 276 178 64 Prozent

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2022                                                                                                                                                                                                  1491 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800


Ergebnisse der Sprachprüfungen des Goethe-Instituts der 30 wichtigsten Herkunftsländer. Hierbei ist zu beachten, dass 
Prüfungsteilnehmende den Prüfungszweck, zum Beispiel Ehegattennachzug, jeweils auf freiwilliger Basis angeben. 

2021
Land Prüfungen (in absoluten 

Zahlen)
Bestandene Prüfungen 
(in absoluten Zahlen)

Bestehensquote  
(in Prozent)

Wichtigste Herkunftsländer

Senegal 730 190 26 Prozent

Ghana 543 244 45 Prozent

Äthiopien 304 142 47 Prozent

Nordmazedonien 1.996 967 48 Prozent

Sudan 467 245 52 Prozent

Türkei 6.628 4.043 61 Prozent

Sri Lanka 296 182 61 Prozent

Ägypten 276 178 64 Prozent

Kenia 374 242 65 Prozent

Libanon 1.304 847 65 Prozent

Serbien 1.323 863 65 Prozent

Nigeria 976 640 66 Prozent

Usbekistan 640 429 67 Prozent

Vereinigte Arabische Emirate 343 232 68 Prozent

Irak 1.530 1.043 68 Prozent

Bangladesch 515 356 69 Prozent

Algerien 328 230 70 Prozent

Kasachstan 164 115 70 Prozent

Philippinen 313 224 72 Prozent

Nepal 187 138 74 Prozent

Palästina 189 140 74 Prozent

Indien 1.593 1.200 75 Prozent

Georgien 162 126 78 Prozent

Marokko 897 707 79 Prozent

China 194 154 79 Prozent

Thailand 653 524 80 Prozent

Ukraine 809 654 81 Prozent

Bosnien-Herzegowina 375 306 82 Prozent

Südafrika 195 162 83 Prozent

Russland 764 661 87 Prozent

Gesamtzahl Prüfungen weltweit

Gesamt 29.812 19.785 66 Prozent

Frage 32
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Wie viele Personen haben im Jahr 2021 ein Visum zum 
Ehegattennachzug erhalten (bitte zudem nach den fünf wich-
tigsten Herkunftsländern beim Ehegattennachzug und den acht 
Herkunftsländern mit dem schlechtesten Verhältnis nicht be-
standener/bestandener „Start Deutsch 1“-Prüfungen auflisten), 
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und in wie vielen Ländern ist es aktuell nicht möglich oder 
zumutbar, einen vom Auswärtigen Amt akzeptierten 
Deutsch-Sprachnachweis für den Ehegattennachzug zu erlan-
gen?

Im Jahr 2021 haben 64 458 Personen ein Visum zum 
Ehegattennachzug erhalten. Die fünf Länder mit der 
höchsten Zahl an erteilten Visa zum Ehegattennachzug 
sind Kosovo, die Türkei, Libanon (für syrische Staats-
angehörige), Bosnien und Herzegowina und Serbien.

Aus der Gruppe der 30 Herkunftsländer mit der 
höchsten Anzahl erteilter Visa zum Ehegattennachzug 
waren die acht Staaten im Sinne der Anfrage Senegal, 
Ghana, Äthiopien, Nordmazedonien, Sudan, Türkei, Sri 
Lanka und Ägypten.

Hinsichtlich der Unzumutbarkeit des Sprachnachwei-
ses wird auf die Antwort auf Ihre vorgehende Frage 31 im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 
und für Heimat sowie den Visumhandbuchbeitrag „Nach-
weis von Sprachkenntnissen im Visumverfahren“ 
(https://www.auswaertiges-amt.de/blob/207816/ 
86bc1cf8d085561fed2c213ae8607115/visumhandbuch- 
data.pdf) verwiesen.

Generell keine zertifizierten Prüfungsmöglichkeiten 
gibt es in 67 Drittstaaten.

Frage 33
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die in 
der Presseberichterstattung erwähnte Tätigkeit des privaten 
Sicherheitsunternehmens „Gruppe Wagner“ vor (www. 
tagesspiegel.de/politik/half-ihm-der-russische-geheimdienst- 
selenskyj-entging-offenbar-bereits-drei-attentaten/28131234. 
html), und liegen der Bundesregierung darüber hinaus Er-
kenntnisse vor, ob in der Vergangenheit auch deutsche Staats-
bürger für die „Gruppe Wagner“ tätig geworden sind?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im 
Sinne der Fragestellung vor.

Frage 34
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
deutsche Staatsbürger in der Ukraine an Kampfhandlungen 
teilnehmen (www.focus.de/politik/ausland/ukraine-krise/ 
lebenswichtige-erfahrung-ukraine-rekrutiert-jetzt-soeldner- 
auch-in-deutschland_id_64753908.html), und welche Gefah-
ren für die innere Sicherheit in Deutschland sieht die Bundes-
regierung, wenn Personen mit Kampferfahrung aus dem Krieg 
in die Bundesrepublik Deutschland zurückkehren?

Der Bundesregierung sind erfolgte und versuchte Aus-
reisen deutscher Staatsangehöriger in die Ukraine nach 
Beginn des kriegerischen Konflikts im einstelligen Be-
reich bekannt. Verifizierte Belege für die tatsächliche 
Teilnahme dieser Personen an Kampfhandlungen liegen 
der Bundesregierung bisher nicht vor.

Die Bundesregierung äußert sich darüber hinaus 
grundsätzlich nicht zu spekulativen Fragestellungen.

Frage 35
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Was ist der Bundesregierung darüber bekannt, dass Romnja 
und Roma an der Flucht aus der Ukraine gehindert werden, 
angesichts von Medienberichten, aus denen hervorgeht, dass 
Roma-Familien an der ukrainisch-slowakischen Grenze zu-
rückgewiesen worden sein sollen, wobei Sicherheitsbeamte 
erklärt haben sollen, diese hätten keine Fluchtgründe, sondern 
würden lediglich die Gelegenheit nutzen, um kostenloses Es-
sen und humanitäre Hilfe zu bekommen (www.romea.cz/en/ 
news/world/roma-and-other-people-of-color-fleeing-war-in- 
ukraine-face-discrimination-and-racism-jaroslav-miko-tells- 
romea-tv-that; https://ran.eu.com/stoppt-die-segregation-der- 
fluchtenden-aus-der-ukraine-gleiche-rechte-und-hilfe-fur-alle/
), und welche Maßnahmen werden gegebenenfalls ergriffen, 
um Personen aus dieser Gruppe in Deutschland unter erleich-
terten Bedingungen einen Zugang zu Schutz nach § 24 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zu gewähren, wenn sie keine 
Ausweisdokumente oder sonstigen Nachweise zum gewöhnli-
chen Aufenthalt in der Ukraine vorlegen können, vor dem 
Hintergrund, dass Schätzungen zufolge etwa 20 Prozent der 
ukrainischen Romnja und Roma staatenlos sind bzw. keine 
Pässe haben (vergleiche ebenda)?

Die Bundesregierung verfolgt die Situation an den 
ukrainisch-slowakischen Grenzübergängen genau und 
nimmt Berichte zu Diskriminierungsfällen bei Ausreise 
aus der Ukraine oder Einreise in Nachbarstaaten sehr 
ernst. Der Beauftragte der Regierung der Slowakischen 
Republik für die Roma-Gemeinschaft hat bereits die 
Entsendung von Kontaktpersonen für Roma an die ukrai-
nische Grenze veranlasst. Diese stehen an den Grenz-
übergängen als Ansprechpartner für grenzüber-schrei-
tende und in die Slowakei einreisende Roma zur 
Verfügung und sollen dort verbleiben.

Die Slowakische Republik gewährt Geflüchteten aus 
der Ukraine vereinfachte Einreise- und Aufenthaltsmög-
lichkeiten. Die Hilfsbereitschaft für die bislang circa 
180 000 Eingereisten ist hoch.

Die Bundesregierung setzt sich gegenüber der slowa-
kischen Regierung für Gleichbehandlung und gleichen 
Zugang aller Geflüchteten zu Unterstützungsleistungen 
ein.

Die ukrainischen Auslandsvertretungen in Deutsch-
land stellen für ihre Staatsangehörigen Bescheinigungen 
im Sinne einer Identitätsklärung aus. Wenn die Identität 
aus der Gesamtschau anderer mitgeführter Unterlagen 
geklärt ist, kann der Schutzstatus auch ohne eine solche 
Bescheinigung der ukrainischen Auslandsvertretung ge-
währt werden.

Geflüchtete Staatsangehörige anderer Drittstaaten, die 
keinen gültigen und anerkannten Pass oder Passersatz 
besitzen, werden, soweit zumutbar, zunächst auf ihre 
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Auslandsvertretungen verwiesen. Zum Nachweis ihres 
Aufenthaltsstatus in der Ukraine genügt ihr ukrainischer 
Aufenthaltstitel.

Frage 36
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Ist der Bundesregierung die an mich und meine Fraktion 
herangetragene Problemlage bekannt, wonach sich derzeit 
Meldungen über Fälle häufen, bei denen Männer mit ukrai-
nischer Staatsangehörigkeit bzw. ukrainischem Pass, die ihren 
ständigen Wohnsitz in Deutschland haben, kurz vor Beginn des 
russischen Angriffskriegs noch einmal in die Ukraine gefahren 
waren, um dort Angehörige zu besuchen, und jetzt die Ukraine 
wegen des Ausreiseverbots für Männer im wehrfähigen Alter 
nicht mehr verlassen können, und was unternimmt die Bundes-
regierung gegebenenfalls, um diesen Personen die Rückkehr 
nach Deutschland zu ermöglichen?

Die Problemlage ist der Bundesregierung bekannt. 
Aufgrund der Generalmobilmachung in der Ukraine kön-
nen Männer mit ukrainischer Staatsangehörigkeit zwi-
schen 18 und 60 Jahren die Ukraine nicht verlassen. Für 
die Generalmobilmachung gibt es wenige gesetzliche 
Ausnahmen, zum Beispiel für Männer mit Behinderun-
gen, Väter von mindestens drei Kindern unter 18 Jahren, 
alleinerziehende Väter sowie Väter von Kindern mit Be-
hinderungen. Auf die Gesetzeslage in der Ukraine kann 
die Bundesregierung keinen Einfluss nehmen.

Personen mit ständigem Wohnsitz in Deutschland und 
gültigem Aufenthaltstitel können nach deutscher Rechts-
lage grundsätzlich zur Rückkehr nach Deutschland ein-
reisen.

Frage 37
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Plant die Bundesregierung, für die die Eindämmung der 
humanitären Krise in Afghanistan laut eigener Aussage abso-
lute Priorität hat, die Freigabe der in Deutschland in Höhe 
eines mittleren dreistelligen Millionenwertes eingefrorenen af-
ghanischen Vermögen (Bundestagsdrucksache 20/428, schrift-
liche Frage 6) für Projekte wie zum Beispiel die der Weltbank, 
die den dringenden Bedarf in den Bereichen Bildung, Gesund-
heit, Landwirtschaft und humanitäre Hilfen decken sollen, vor 
dem Hintergrund, dass die UN vor einer riesigen humanitären 
Katastrophe in Afghanistan warnen, da Millionen Menschen 
vom Hunger bedroht sind und sich die Wirtschaft im freien Fall 
befindet (AFP vom 2. März 2022), und welche konkreten 
Schritte hat die Bundesregierung unternommen, damit aktuelle 
Sanktionen nicht weiterhin die Bereitstellung von Hilfsgütern 
und größeren Hilfsprogrammen beeinträchtigen, also notwen-
dige Ausnahmeregelungen für humanitäre Hilfe nicht blockiert 
werden (KNA vom 15. Februar 2022)?

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
hat mit mehreren Anordnungen nach § 6a Kreditwesen-
gesetz die Verfügung über Einlagen staatlicher Stellen 
Afghanistans, die bei deutschen Instituten liegen, unter-
sagt.

Unabhängig davon können Entscheidungen über die 
Verwendung der Mittel staatlicher afghanischer Stellen 
wie der der afghanischen Zentralbank, deren Einlagen 

einen Großteil der in Deutschland eingefrorenen Gelder 
ausmachen, nicht ohne deren Mitwirkung getroffen wer-
den.

Die Resolution 2615 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen vom 22. Dezember 2021 zur Erleichterung der 
humanitären Hilfe für Afghanistan wurde mit Verord-
nung 2022/148 des Rates der Europäischen Union vom 
3. Februar 2022 rechtssicher umgesetzt. Die Bundes-
regierung hat sich für die in dieser Verordnung explizit 
aufgeführte Ausnahmeregelung für humanitäre Hilfe ein-
gesetzt.

Die Bundesregierung hat 2021 über 600 Millionen 
Euro für Hilfsleistungen im Zusammenhang mit der 
Krise in Afghanistan zur Verfügung gestellt, darunter 
mehr als 350 Millionen Euro aus dem Titel für humani-
täre Hilfe, und plant darüber hinaus, weiter engagiert zu 
bleiben.

Frage 38
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Wie genau stellt sich der Bundesminister für Justiz den 
geplanten Einsatz von „Onlinestreifen“ der Polizei im Internet 
vor, und wie wird dabei der meiner Meinung nach immanenten 
Gefahr begegnet, dass die Grenzen zulässiger Meinungskund-
gabe und richtigerweise zu sanktionierendem strafrechtlich 
relevantem Verhalten durch übermäßige Verfolgung ex officio 
verschwimmen (vergleiche „portal liberal“ vom 17. Februar 
2022, https://liberale.de/content/marco-buschmann-will- 
strafverfolgung-im-netz-staerken, zuletzt abgerufen am 17. Fe-
bruar 2022)?

Erhält die Polizei Kenntnis von dem Verdacht einer 
Straftat, hat sie strafrechtliche Ermittlungen aufzuneh-
men und leitet gegebenenfalls auch konkrete Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr ein. Dabei ist es grundsätzlich un-
erheblich, auf welchem Weg die Polizei von der mögli-
chen Straftat erfährt. So kann die Polizei beispielsweise 
bei einer Streifenfahrt in der realen Welt auf einen straf-
rechtlich relevanten Sachverhalt aufmerksam werden, 
aber natürlich auch im Internet infolge der Sichtung von 
jedermann zugängigen Inhalten wie einem öffentlich zu-
gänglichen Chat. Dabei ist auch für den Fall, dass die 
Polizei online auf Streife geht, weder eine übermäßige 
Verfolgung noch ein „Verschwimmen“ der Grenzen zwi-
schen zulässiger Meinungsäußerung und strafbarem 
Verhalten zu befürchten. Denn auch hier ist zwingende 
Voraussetzung für die Aufnahme strafrechtlicher Ermitt-
lungen stets das Vorliegen eines strafrechtlichen An-
fangsverdachts.

Frage 39
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Über welche Erkenntnisse verfügt der Bundesminister für 
Arbeit hinsichtlich des Zeit- und Kostenaufwandes für notwen-
dige manuelle Nachbuchungen von Arbeitszeiten und Korrek-
turen von Fehlbuchungen bei bereits eingesetzten automati-
sierten Systemen zur Arbeitszeiterfassung, und inwieweit 
haben diese Erkenntnisse Berücksichtigung bei der aktuell dis-
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kutierten Modifizierung der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung 
im Bereich des Mindestlohngesetzes gefunden (vergleiche 
Heise.de vom 15. Februar 2022, www.heise.de/news/ 
Gesetzentwurf-Arbeitszeit-soll-in-vielen-Branchen-sofort- 
digital-erfasst-werden-6489528.html, und „Handelsblatt“ vom 
15. Februar 2022, www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ 
arbeitszeit-heil-will-digitale-zeiterfassung-auf-bau-und-in- 
anderen-branchen-gebaeudereiniger-das-ist-fernab-der- 
betrieblichen-realitaet/28067968.html?ticket=ST-16832160- 
oOpgqqneu7YCusdrogAp-ap4, jeweils zuletzt abgerufen am 
18. Februar 2022)?

Die elektronische Erfassung der Arbeitszeit ist in der 
Regel einfacher und schneller zu handhaben als eine 
manuelle Arbeitszeiterfassung. Nachbuchungen oder 
Korrekturen von Fehlbuchungen kommen erfahrungs-
gemäß eher selten vor und dürften regelmäßig mit gerin-
gem Aufwand durchzuführen sein. Im Hinblick auf die 
im Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zu Ände-
rungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 
ursprünglich vorgesehene Digitalisierung der bestehen-
den mindestlohnrechtlichen Arbeitszeitaufzeichnungen 
wurde daher insgesamt von einer aus der elektronischen 
Arbeitszeitaufzeichnung resultierenden Zeitersparnis der 
Arbeitgeber ausgegangen.

In der Ressortabstimmung wurde vereinbart, die ent-
sprechenden Regelungsvorschläge im Rahmen dieses 
Gesetzgebungsverfahrens nicht weiter zu verfolgen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales sowie das 
Bundesministerium der Finanzen werden prüfen, wie 
durch elektronische und manipulationssichere Arbeits-
zeitaufzeichnungen die Durchsetzung des Mindestlohns 
weiter verbessert werden kann, ohne dass insbesondere 
kleine und mittelständische Unternehmen durch die An-
schaffung von Zeiterfassungssystemen bzw. digitalen 
Zeiterfassungsanwendungen übermäßig belastet werden.

Frage 40
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme auf die Frage 
der Abgeordneten Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):

Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass der ab 1. Juli 
2022 angekündigte monatliche Kindersofortzuschlag in Höhe 
von 20 Euro unmittelbar die soziokulturelle Teilhabe von Kin-
dern aus von Armut betroffenen Familien sichert, insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass einer aktuellen Studie des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln e. V. (IW; www.iwkoeln.de/ 
studien/martin-beznoska-tobias-hentze-regierung-entlastet- 
kurzfristig-alle-steuerzahler.html) zufolge die im Entlastungs-
paket beschlossenen Maßnahmen (unter anderem Kinder-
sofortzuschlag) die aktuellen Preissteigerungen schon jetzt 
nicht mehr ausgleichen werden können?

Der Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode 
legt das Ziel fest, durch Einführung einer Kindergrund-
sicherung bessere Chancen für Kinder und Jugendliche 
zu schaffen.

Bis zu deren Einführung soll ein Sofortzuschlag die 
von Armut betroffenen Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen unterstützen. Der Sofortzuschlag ist eine 
ergänzende Leistung, die auf die Erreichung der im Koa-
litionsvertrag genannten Ziele ausgerichtet und in Herlei-
tung und Begründung unabhängig von den Leistungen 
der Mindestsicherungssysteme ist. Der Sofortzuschlag 
dient demnach nicht der Deckung von Aufwendungen, 
die aus aktuellen Preissteigerungen resultieren.

Wenn es derzeit einige markant erhebliche Preisstei-
gerungen gibt, werden diese bei der Fortschreibung der 
Regelbedarfsstufen zum 1. Januar 2023 berücksichtigt.

Bis zur Fortschreibung helfen wir mit der heute vom 
Bundeskabinett beschlossenen Einmalzahlung von 
100 Euro. Sie soll mit dafür sorgen, dass die Leistungs-
berechtigten ihre individuellen Aufwendungen besser fi-
nanzieren können.

Frage 41
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Wie viele Kampfflugzeuge vom Typ Tornado werden auf-
grund der zum Luftwaffenstützpunkt Büchel geplanten Bau-
maßnahmen am Luftwaffenstützpunkt Nörvenich verlegt (bitte 
einschließlich Personal angeben), und wann werden diese auf 
dem Luftwaffenstützpunkt Nörvenich eintreffen (bitte den ge-
nauen Termin bzw. Zeitplan angeben)?

Mit Drucksache 19/27108 des Deutschen Bundestages 
vom 1. März 2021 informierte die Bundesregierung de-
tailliert über die Baumaßnahmen am Fliegerhorst Büchel 
und der gegenständlichen Verlegung nach Nörvenich. 
Aufgrund der am Luftwaffenstützpunkt Büchel geplanten 
Baumaßnahmen wird im derzeit geplanten Zeitraum von 
Juni 2022 bis Februar 2026 der Routineflugbetrieb des 
Taktischen Luftwaffengeschwaders 33 in Büchel ein-
gestellt und 25 Waffensysteme Tornado sowie bis zu 
450 Angehörige des Verbandes temporär auf dem Mi-
litärflugplatz Nörvenich, Standort des Taktischen Luft-
waffengeschwaders 31 „Boelcke“, eingesetzt. Ein ge-
nauer Termin oder Zeitplan liegt zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht vor.
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